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Vorred e,

Dem verehrten Publikum übergeben wir hiermit den

zweiten Theil des Werks „Preußen und Deutschland" be¬

gleitet von unserm aufrichtigsten Dank für den Beifall, der

uns geschenkt worden ist. So schmeichelhaft und ermun¬

ternd dieser ist, so hat uns der häufige Mißfall auch keines¬

wegs unangenehm berührt, es scheint uns dies vielmehr ein

Zeichen zu sein, daß wir mitunter die wunden Stellen richtig

getroffen haben, die einer Vernarbung bedürfen, wenn der

Körper gesund werden soll.

Dieser zweite Band behandelt großentheils dieselben Ge¬

genstände wie der erste, allein wir bitten den Leser unbesorgt

zu sein, nur Wiederholung zu finden. Das zur Bespre¬

chung gewählte ist so reich an Stoff, und dieser von so na¬

hem Interesse, daß sich noch viel mehr und immer etwas

Neues darüber sagen läßt.

Dieses Werk hat über zwanzig Vogen und ist nach der

neuern preußischen Gesetzgebung censurfrei; wenn es dennoch

im Ausland erscheint, so wird man dies auffallend finden

und sich in Grübeleien verlieren, welche Veranlassung dazu

vorhanden gewesen sein könne. Wir wollen dem Publikum

den Einen Grund wenigstens unumwunden mittheilen und

dieser ist allein entscheidend genug. Schon nach der Erschei-
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nung des ersten Theiles hat man von einigen Seiten her den
Verdacht geäußert, daß die von uns über die innern politi¬
schen Verhältnisse Preußens zu Deutschlandmitgetheilte An¬
sicht nicht der Erguß unseres Herzens gewesen sei, sondern
daß in dieser Beziehung ein Einverständnißmit der Regie¬
rung stattgefundenhaben möge und daß hierin auch der
Grund liege, weshalb man uns eine freie Rede erlaubt.

In diesem Theil beschäftigen wir uns nun weit mehr
als in dem ersten mit den innern Verhältnissen Deutschlands
und würden vielleicht diejenigen, denen unsere Worte miß¬
fallen sollten, nicht ermangeln die preußische Negierung von
Neuem anzuklagen, und sich darüber zu beschweren, daß
von Preußen aus, wo die Freisinnigkeit in Beziehung
auf die Presse nur zuweilen, wie ein Strahl der Son-
n e durch den trüben Himmel schießt, diese Beleuchtung aus¬
gegangen sei.

Da wir nun weder die Regierung einer unbegründeten
Anfeindung aussetzen wollen, und wir in der Meinung des
Publikums von Niemand anders vertreten sein mögen, als
von der Nichtigkeit unserer eigenen Reflexion, so haben wir
deshalb den Druck im Ausland veranlaßt, allein um nicht
dieser unserer Laune willen, die es vielleicht nur ist, die
einheimischen Drucker leiden zu lassen, so haben wir eine eben
so starke Auflage bis auf den ersten Bogen noch in Berlin
drucken lassen, nicht um sie auszugeben sondern um sie dem
Verhängnis anHeim fallen zu lassen.

B. C.



Einleitung.

In dem Vorwort der dritten Auflage des ersten TheilS ha¬

ben wir die Absicht ausgesprochen, uns im zweiten Thcil auf eine

Erwiderung der mancherlei Ansichten möglichst einzulassen, die

unser Werk hervorgerufen hat.

Es sind seit jener Zeit von so vielen Seiten her und über

so verschiedene Gegenstände größere und kleinere Schriften, grö¬

ßere und kürzere Recensionen, längere und kürzere Zeitungsartikel

erschienen, daß nur eine durch Dampfkraft bewegte Feder die

Beantwortung übernehmen könnte, und diese besitzen wir nicht.

Allein wir würden auch dem Publikum unmöglich zumuthen kön¬

nen, eine so lange Reihe von Antikritiken durchzulesen und wer¬

den uns in Beantwortung dieser daher kurz fassen. Der Ucber-

sicht wegen sei es uns erlaubt, sie zu classisiciren.

1) In die interessanten und mannigfachen Besprechungen

der Tagesblätter und Zeitschriften, die so wesentlich dazu beitra¬

gen ein politisches Interesse zu erwecken und die Ansichten des

Publikums über gewisse Gegenstände zu berichtigen;

2) in solche, die auf kein näheres Eingehen Anspruch ma¬

chen können, weil sie Behauptungen und darauf begründete Be-
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schuldigungen enthalten, zu welchen das Buch keine Veranlassung
gegeben hat, und die zum Theil die Widerlegung in sich selbst
tragen, zum Theil schon durch die Presse ihre Zurechtweisung er¬
halten haben*);

3) in andere, bei welchen ein ganzliches Mißverstandniß
zum Grunde liegt, oder eine Principien-Verschiedenheitbesteht.
Ueber diese Classe von Gegenschriften verweisen wir den Leser in
den wesentlichsten Punkten auf den Inhalt dieses zweiten Thcils;
hier werden wir uns in Hinsicht der Berichtigung auf wenige
Gegenständebeschranken.

Einer der Punkte wo der Sinn unserer Worte ganz beson¬
ders mißverstanden ist, und der daher zu einer sehr lebhaften Po¬
lemik geführt hat, betrifft das Phantom einer Hegemonie Preu¬
ßens. Die Stellen des Buches, welche die Veranlassungzu so
manchen Reclamationengegeben haben, bezeichnen nichts mehr
und nichts weniger als das wirklich bestehende Verhältnis! Preu¬
ßens zu dem übrigen Deutschlandund sind an und für sich so
unverdächtigen Inhalts, daß sie nur den Vorwand zum Aus¬
bruch einer lange unterdrückten Besvrgniß gegeben haben. Wie
wenig die Veranlassung vollgültig sei, ist auch sehr wohl dort
gefühlt, von wo sie ausging, daher bemühte man sich, der Per¬
son eine größere Wichtigkeit beizulegen als sie verdiente, ja man
wollte in ihr den Repräsentanten eines unlautern Preußenthums
und vielleicht noch mehr erkennen.

") Viele Federn haben sich in Bewegung gesetzt, ohne das was sie zu be¬
kämpfen suchten, gelesen und verstanden zu haben, obgleich der Druck sehr le¬
serlich , das Gesagte sehr leicht verständlich war.
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Die durch diesen Streit angeregte Frage ist für die Einig¬

keit Deutschlands eine sehr wichtige, und verdient gewiß vor allen

andern eine tiefer eingreifende Prüfung als bisher erfolgt ist.

Unleugbar bestehen noch in Deutschland und in der Bundes¬

verfassung selbst Verhaltnisse, die, bis sie anders geordnet wor¬

den sind, den Keim zu Mißverstandnissen, zu Besorgnissen, jä

selbst zu Reibungen in sich tragen. Da es aber immer rathsam

ist, die Hindernisse eines vollkommenen Einverständnisses zu ent¬

fernen, und um dies zu können, die Kenntniß derselben voraus¬

gehen muß, so ist es die Pflicht des Schriftstellers, diese zu er¬

forschen, und zur Beurtheilung des Publikums zu bringen.

In dem Abschnitt, Deutschland betreffend, wird dieser wich¬

tige Gegenstand behandelt werden, und es ist daher hier ein wei¬

teres Eingehen unzeitig; nur müssen wir ausdrücklich bevorwor-

ten, daß die dort ausgesprochenen Ansichten über die Verhaltnisse

des Bundes und der einzelnen Mächte, die ihn bilden, so wie

der Verhältnisse des deutschen Volks überhaupt, nur unsere in¬

dividuellen Ansichten sind, unterstützt durch Gründe, deren

Würdigung wir dem Publikum überlassen. Wir erfreuen uns

in jeder Beziehung einer ganz unabhängigen Stellung, stehen in

Hinsicht unserer literarischen Arbeiten in keinem Vcrhältniß, es

möge einen Namen haben, welchen es wolle. Mit Freimüthig-

kcit sprechen wir uns über die Mangel der eigenen Regierung

aus, nicht um sie anzugreifen, sondern um zu zeigen, wie die¬

sen abgeholfen werden könne; und wir würden auch dieses nicht

thun, wenn wir nicht glaubten dem Könige und dem Vaterlande

dadurch zu nützen, und wenn wir nicht überzeugt wären, daß



wo so viel Gutes und Großes besteht, wie bei uns, das Rügen
von Mängeln nicht verkleinert; mit eben der Freimüthigkcit,die
allein zur richtigen Erkenntniß führen kann, besprechen wir auch
die gegenwärtigen Verhaltnisse des Bundes, die der Fürsten wie
der Völker Deutschlands, rein aus dem Gesichtspunkte eines un¬
befangenen Beobachters, der den Fortschritt und solche Reformen
wünscht, welche von den Fürsten ausgehen unterstützt durch die
Macht der Wahrheit und durch Oeffentlichkeit; nur in einer Be¬
ziehung fühlen wir uns abhangig, uns stets innerhalb der uns
gesetzlich gegebenen Grenze zu halten. Wie empfindlich man in
Deutschland selbst auf Wortlaute ist, beweiset der Tadel, den
mehrere Schriftsteller und selbst so chrenwerthe wie Herr Stein¬
acker darüber aussprechen, daß wir Preußen eine deutsche
Schutzmacht nennen, die hierin etwas Kränkendes finden. Eine
so leicht gereizte Empfindlichkeit deutet auf einen krankhaften Zu¬
stand, denn sonst würde den Braunschweiger, den Sachsen der
Schutz des stärkeren Bruders nicht verletzen können; in defl Fa¬
milien hört alle Eifersucht auf.

Das deutsche Bundeshcer, die Contingente von Oester¬
reich und Preußen mitgerechnet, zählt im Falle eines Krieges
361,000 Mann unter den Waffen. Wohl Niemanden wird es auch
nur im Traume einfallen, mit diesen Deutschlands Grenzen gegen
die Angriffe seiner westlichen und östlichen Nachbaren schützen zu wol¬
len; Deutschland ist mithin schutzlos, wenn nicht die großen Hce-
rcsmächte Oesterreichs und Preußens diesen Schutz übernehmen.

*) Die Schrift führt den Titel: „Ucber das Verhältnis Preußens zu
Deutschland mit Rücksicht auf die Schrift: Bülow - Eummerow Preußen" u.
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Will Deutschland aufhören, der Schützling dieser beiden

Machte zu sein, findet es das übrige Deutschland dcmüthigcnd,

sich nicht selbst vertheidigen zu können, obgleich es alle innere

Mittel und ein Borbild dazu an der Militairorganisation Preu¬

ßens hat, so scheue es auch nicht die Opfer, welche die Selbst¬

ständigkeit fordert. Erwacht endlich der Stolz der deutschen Völ¬

kerschaften, so zeige er sich im Handeln aber nicht in Wortver¬

letzungen.

Fast mochten wir Deutschland anklagen, daß ihm das Geld

und eine gemüthlichc Ruhe lieber sei als die Selbstständigkeit.

Ein anderer Vorwurf, welcher uns gemacht worden ist,

und der sich unzählige Mal in den Tagesblättern und in den grö¬

ßeren und kleineren Flugschriften wiederholt hat, besteht darin,

daß man uns angedichtet, wir vindicirten die politischen Rechte

allein dem Grundbesitz. Stein acker (S. 8V) will den Beweis

dafür in den Worten des ersten Theils unseres Werks S. 37

finden, wo gesagt wird: „die nicht Grund besitzenden Glieder

der Nation, so wichtig auch sonst ihre Persönlichkeit und ihr Wir¬

ken sein möge, bilden immer nur die wechselnden und geduldeten

Elemente der Bevölkerung, denen zwar in Hinsicht ihrer Person

und ihres Eigenthums dieselben Rechte wie den Grundbesitzern

zukommen, die jedoch aus eine Theilnahme an der Landes-Ver-

trctung keine (historischen) begründeten Ansprüche haben" *).

') Seite 74 hat Herr Stcinacker diesen Satz abgebrochen geliefert und

fährt dann fort: „Diese Grundansicht soll auch in der Folge fest gehalten und

„danach die Verfassung geordnet werden." Was, fragen wir, berechtigt ihn

zu dieser Voraussetzung ? Es ist zu beklagen, daß selbst so gründliche und geist¬

reiche Schriftsteller sich einem Vorurtheil hingeben, wie dies an so vielen Stel¬

len sichtbar wird.
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Auf diesen Satz, der sich rein auf das historische bezieht,
hat man nun die Anklage begründet, wir beabsichtigten aus¬
schließlich eine Repräsentation des Grundbesitzes, obgleich auf
derselben Seite wenige Zeilen vorher, um jeder Mißdeutung vor¬
zubeugen, gesagt worden war, daß den Grundbesitzern vor¬
zugsweise die Befugniß zustehe, mit dem Herrscher die gro¬
ßen Angelegenheiten des Landes zu ordnen. „Vorzugsweise"
und „ausschließlich" sind doch wahrlich nicht synonym. Wenn
es den Schriftstellern, von welchen diese so oft wiederholten An¬
griffe ausgegangen sind, um Wahrheit und nicht um einen Vor¬
wand zu thun gewesen wäre, so hätten sie sich doch sehr leicht
überzeugen können, daß sie unfern Gedanken einen ganz andern
Sinn unterlegten,und daß viele andere Stellen und nament¬
lich, was S. 47 und 48 gesagt ist, dem widersprachen; dort
steht wörtlich:

„Die Vertretung des beweglichen und unbeweglichen Ver¬
gnügens der Nation ist eine Primär-Bedingung einer guten
„Verfassung. Ersterc erfolge zunächst durch die großen und
„durch die kleinen Grundbesitzer, letztere durch die Städte, und
„ganz besonders durch die großen, in welchen Gewerbe, Fabri¬
ken und Handel vorzüglich betrieben werden. Hiergegen wird
„gewöhnlich eingewendet, daß durch eine solche Repräsentation
„die Interessen des Handels und der Gewerbe nicht gehörig und
„zureichend vertreten würden. Dies ist dadurch zu beseitigen, daß
„man den Städten nach ihrer Wichtigkeit einen grö¬
ßeren Antheil bewilligt, als es bisher der Fall war"*).

') Der Kr. Biedermann hat in dem interessanten Aussatz „Preußens
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Da der Abschnitt über die weitere Entwicklung der Ver¬

fassung sich über den Anthcil der verschiedenen Volksclassen an

der Repräsentation weiter verbreitet, so entheben wir uns hier

einer nahern Ausführung. Ferner beklagen wir uns darüber,

daß die unbedeutendsten Gegenstände die vielfältigsten Exclama-

tionen hervorgerufen haben, während manche von den wichti¬

gern nur von wenig Seiten her einer nähern Beachtung gewür¬

digt worden sind *). Besonders hat man uns darüber den Krieg

erklärt, daß wir zu diplomatischen Missionen vorzugsweise Män¬

ner, die aus alten adligen Geschlechtern und durch großen Grund¬

besitz mit dem Lande verwachsen sind, empfohlen haben**).

Ferner, daß wir es nicht passend finden, daß, da den Ritter¬

gutsbesitzern bedeutende Vorrechte eingeräumt sind, diese von Per¬

sonen ausgeübt werden, die den Niedern Ständen angehören,

und denen jede Bildung abgeht, indem sie wegen jenes Mangels

unvermögend sind, die damit verbundenen Pflichten zu erfüllen.

Wir werden uns auf keine Vertheidigung der uns dabei

gemachten Anschuldigungen einlassen, da wir in dem ersten

Theile selbst uns schon gegen jede falsche Deutung ausdrücklich

politische Entwickelung seit dem Thronwechsel" im Augusthcft der deutschen Mo¬

natsschrift S. 288 unsere Worte wohl verstanden, und uns eine solche Ein¬

seitigkeit nicht zugetraut, wofür wir ihm danken.

') Hievon wird in den Königsberger literarischen Blättern eine Ausnahme

gemacht.

") Als Beweis der Unrichtigkeit unserer Ansicht führt man uns auf große

Staatsmänner aus Frankreich, die dem Bürgerstande angehören. Diejenigen,

welche dies gethan, scheinen zu vergessen, daß wir von Preußen sprechen, und

daß daher Beispiele aus dem konstitutionellen Frankreich eben so wenig passen,

als wenn wir uns zur Unterstützung unserer Behauptung auf Rußland berufen
wollten.
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verwahrt haben, und das Stück „derDiplomat und der Schorn¬

steinfeger" welches bereits über hundert Vorstellungen erlebt

hat, nur ein Vorspiel bildet. Der eigentliche Angriff ist gegen

den Adel, und das, was wir über die gegenwärtige Stellung

desselben in Preußen mitgethcilt haben, gerichtet. Die üble

Laune, die sich bei dieser Gelegenheit von mehreren Seiten

her kund gethan hat, spricht für die Nothwendigkeit einer offe¬

nen und gründlichen Erörterung des Gegenstandes.

Der Adel und das Bürgerthum sind in Deutschland seit

einem Jahrtausend neben einander gewandelt, und nach unse¬

rer Ueberzeugung gicbt es gegenwärtig keine Ursache mehr, sich

zu befeinden, im Gegentheil allen Grund, sich zur Erhaltung

des Rechts, der Freiheit und der Förderung der geistigen und

materiellen Interessen wechselseitig kräftig zu unterstützen. Wir

werden uns bei der Verfassung über die uns wünschenswert!)

scheinende künftige Stellung des Adels aussprechen, unbeküm¬

mert, ob es xiu ckesicleuiu bleiben werden oder nicht. Soll

Friede und Einigkeit das Losungswort sein, so muß auch diese

Wunde vernarben.

Unter den verschiedenen Kritiken, die erschienen sind, glau¬

ben wir die schon vorhin allegirte Schrift des Herrn Stein¬

acker in Braunschwrig nicht mit Stillschweigen übergehen zu

können. Der Verfasser geht in dieser auf eine gründliche Be¬

leuchtung ein; wir sind ihm in unserem und im Namen der

Sache dankbar dafür, und glauben, daß sie auch von Andern

mit Interesse gelesen sein wird.

Herr Stein acker hat uns in manchen Punkten mißver-
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standen, wir haben schon vorhin einige derselben bezeichnet. Er
hat es übersehen, daß wir von einem andern Gesichtspunkte
ausgegangen sind, als er ihn bei seiner Beurtheilung aufgefaßt
hat; doch ist er in vielen Fällen so gerecht, auch den unsrigen
aufzusuchen, und in manchen ist es ihm vollkommen gelungen.
In den Grundprincipien zeigt er sich mit den von uns aufge¬
stellten oft einverstanden, jedoch sucht er bei mehren Punkten
zu erweisen, daß wir in der Anwendung derselben nicht in der
Consequenzgeblieben wären, und beschuldigt uns der Halb¬
heit und der Oberflächlichkeit. Wir wollen für jetzt hier¬
über nicht mit ihm rechten; wir glauben, daß der zweite Theil
manche Mißverständnisseaufklaren wird, zu welchen wir durch
die Leichtigkeit, mit welcher wir im ersten über manche Punkte
wegzugehen Gründe hatten, selbst die Veranlassung gegeben
haben.

Tauschen wir uns nicht, so geht Herr Steinacker von
abstract philosophischen Ideen aus. Um eine klare Uebcrsi'cht
der Dinge zu bekommen, bedarf man allerdings eines festen
Ausgangspunktes, den man mit scharfer Analyse in seine Con¬
sequenz verfolgen muß. Diese Aufgabe der Philosophie, so
nothwendig sie zur Begründung eines Systems ist, bleibt, wenn
sie gelöst ist, oft isolirt, bis sie durch die Anwendung auf das
Leben aus dieser Jsolirung heraustritt. Die Skizzen eines Ra¬
phaels,, so bewunderungswürdig sie dem Kunstkennererschei¬
nen, werden erst durch Farben und durch den Geist, welchen
der Künstler ihnen zu geben versteht, ein lebendiges Gemälde.

Auch wir haben in unserem Werk stets den Grundgedan-
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km angegeben, von dem wir ausgehen, uns dann aber mit
der Anwendung desselben, die jederzeit von den bestehenden !
Verhältnissen bedingt ist, beschäftigt.Daß man aber in der
Conscquenz bleiben, und doch auf verschiedene Endpunkte bei
der Anwendung kommen kann, ist eben so gewiß als daß im j
Leben 2 mal 2 nicht immer 4 macht. Unser Gegner hat ganz
besonders übersehen, daß es noch nicht an der Zeit ist, eine
vollkommen ausgefeilte Verfassungsurkundefür den preußischen
Staat zu entwerfen, sondern für jetzt die Aufgabe nur darin
besteht, Material zu einer solchen hcrbeizutragen, und gewisse
Vorurtheile zu bekämpfen, die dem Baue entgegenstehen,so >
wie gewisse Ansichten zu bevorworten, welche unter allen Vcr- j
Hältnissen wahr bleiben, und deren Eingang wohlthätig auf die
weitere Entwickelung wirken wird. Im Widerspruch mit un-
serm Grundgedanken befinden wir uns nirgends, wir haben ^
aber an vielen Stellen aus das Bestehende Rücksicht nehmen
müssen, und uns bemüht, dieses trotz der Hindernisse mit je¬
nem zu vermitteln.

Vorhin ist die Vermuthung ausgesprochen worden, Herr
Steinacker gehe von abstract philosophischenIdeen aus; damit !
haben wir jedoch keineswegs sagen wollen, daß er bei diesen ste¬
hen geblieben sei, im Gegentheil erkennen wir an, daß ihn die
Verwirklichunggewisser Ideen lebendig beschäftige. Sehr be¬
stimmt spricht sich dies aus, wenn Herr Steinacker sagt:
„durch eine nähere ruhige Untersuchung der verschiedenen politi¬
schen Ansichten über Verfassung wurde erst klar hervorgehoben,
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worin die Controversen bestehen, und ob denn wirklich eine Ver¬
einigung so fern liege, wie man es vielleicht glaube?"

Die Frage und deren Lösung ist eine sehr wichtige, und wir
danken es dem Herrn Stei nacker, daß er unserm in der Vor¬
rede zur dritten Ausgabe ausgesprochenen Wunsche entgegen ge¬
kommen ist, seine Ansichten den unsrigcn entgegenzustellen und
zu vertheidigen. Nur auf diesem Wege und nicht durch ein sich
immer wiederholendes fades Geschwätz,'welches so manche Tages¬
blätter ihren Lesern auftischen, nicht durch bedeutungslos gewor¬
dene, stehende Phrasen und Schmähungen, welche die einzigen
Kampfwaffen von Vielen zu sein scheinen, wird eine Annäherung
der Ansichten herbeigeführt, und der Weg zu einer politischen Ei¬
nigkeit in den Ansichten gebahnt.

Eine sehr günstige Gelegenheit bietet sich jetzt der Presse dar,
sich ein wesentliches Verdienst zu erwerben. In Preußen hat der
Monarch den weitem Ausbau der Verfassung begonnen, und wird
(dies glauben wir dreist behaupten zu können) mit gemessenem
Schritt einer weitern Entwickelung entgegen gehen; dadurch wer¬
den nun die großen politischen Fragen wieder zur Sprache kom¬
men, die bisher geschlummert hatten. Die Aufgabe der Presse
ist es, diese mit Ruhe und Besonnenheit zu beleuchten, die Ver¬
wirrung in den bestehenden Ansichten aufzuklären, und statt wie
bisher die Gemüther aufzuregen, sie zu beruhigen, und dem deut¬
schen Volke den Weg zu zeigen, welchem es zu folgen hat. In
Frankreich und England hat sich ein gewisser politischer Character
bestimmt ausgebildet, die Meinungen haben sich gesondert und
unter gewisse Fahnen gereihet; Jeder weiß dort, was er will
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und was der Andere bezweckt. So weit sind wir in Deutschland
leider noch nicht vorgeschritten. Es würde wahrlich Bielen sehr
schwer werden, wenn sie angeben sollten, zu welcher politischen
Ansicht sie sich bekennen; Andere mögen eine solche zwar haben,
wollen aber nicht mit der Sprache offen hervortreten.Dieser
Zustand muß aufhören, wie Jeder leicht begreifen wird, wenn
irgend eine tüchtige Ansicht sich ausbilden soll. Erst wenn sich in
Deutschland feste vaterlandische, auf eigenem Boden gewachsene
politische Ansichten ausgebildet haben werden, ist die Nation zu
einer allgemeinen Verfassung Deutschlandsreif. Diese kann sich
aber nur gestalten, wenn die Presse frei ist, und sich die verschie¬
denen Meinungen austauschen dürfen; daher können wir es dem
geistreichen Könige, der Preußen beherrscht, nicht genug danken,
daß er den Zwang entfernt hat, der bisher leider nur zu lange
den freien Aufschwung der Geister hemmte^).

Zwar ist es unlaugbar, daß, wo eine engherzige Beschran¬
kung bestanden hat, der Reiz der Neuheit, nachdem jene gelöst
ist, oft den ausgesprochenen Gedanken einen größeren Werth bei¬
legt, als sie verdienen, und daß dies schwache Gcmüther, noch
mehr aber schwache Regierungen in Unruhe versetzt; allein Ge¬
danken, die nur dadurch Werth erhalten, weil sie gedruckt wer¬
den dürfen, sind nicht gefährlich. Eben so wenig ist es in Ab¬
rede zu stellen, daß die Tagesblätter zwar von der größeren Frei¬
heit Gebrauch gemacht haben, aber gleichsam nur um einen Guc-

") Diese Worte sind früher niedergeschrieben, bevor die neusten Ereignisse
ihnen zu widersprechen scheinen, inzwischen ändert dos unfern guten Glauben
nichts
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rillas-Krirg zu beginnen. Ein eigentlicher politischer Character
fehlt fast allen, und es ist auch unmöglich, ihn schon zu haben
oder zu zeigen.

Die Ursache liegt darin, daß unsere Verfassung selbst sich
noch in der Entwicklung befindet, und keinen festen Anhalts¬
punkt giebt.

Wer Fehler rügt, muß sich selbst davon frei halten, daher
wollen wir den Lesern die Mühe ersparen, unsere eigentliche Ge¬
sinnung zu entziffern, und ihnen unser politisches Glaubensbe-
kcnntniß unumwundenvorlegen; Andere mögen diesem Beispiele
folgen, wollen sie es nicht, und thut die Presse ihre Schuldigkeit,
so wird dieselbe sie bald dazu zwingen.

Unsere Ucberzeugung ist es, daß für die preußische Dynastie
und für das preußische Volk die heilbringendste Verfassung in der
ständischen Monarchie liegt, wenn diese sich vollkommen princip-
gcmaß ausgebildethaben wird, und zwar möglichst auf histori¬
scher Grundlage, allein mit nothwendigerBerücksichtigung der
vorgeschrittenen Zeit, des Bildungsgrades des Volks und der
Verhältnisse nach außen ^).

Wir erklären uns unumwunden für die monarchischeVerfas¬
sung, für die Ansicht, daß die Souvcrainität nur dem Mvnar-

') Es wird oft gesagt, eine Wcrfassuug mW auf historischem Grunde
fußen, allein diese Worte sind einer mehrfachen Auslegung fähig; w ir rerste-
hcn darunter, daß man nicht von einer tabula rasa ausgehe, sondern das Zeit¬
gemäße dein Geschichtlichen anknüpfe, keineswegs aber zu dem Historischem zu¬
rückkehre. Die Wölker wie die Menschen durchlaufen gewisse Lebens - Perioden,
um zum reifen Alter zu gelangen,muß man in Windeln getragen worden,
Kind und Jüngling gewesen sein. Allein man wird dem Manne nicht zumu-
then, wieder kindisch zu werden, und eben so wenig den Völkern. ' '

5* 2
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chcn, nie dem Volke zustehe, wir fordern eine starke Negierung,
bekennen uns aber als entschiedenstenGegner des Absolutismus,
weil dieser antimonarchisch, außergesctzlichist, und weil es selbst
gegen die Religion streitet, eine Regierung der Willkür zu füh¬
ren, oder sie den Dienern zu gestatten. Der Monarch, welcher
von Gottes Gnaden regiert, oder richtiger gedacht, nur Gott
und seinem Gewissen verantwortlich ist, muß sich auch die gott¬
liche Regierung zum Vorbilde nehmen, und in dieser gicbt es
keine Willkür, nur eine unwandelbarefeste Ordnung der Dinge, j
an welcher der große Regierer des Weltgeschicks nicht gestattet,
ein Jota zu andern.

Da es keine einseitigen Rechte geben kann, sondern diese an
Pflichten geknüpft sind, so glauben wir, es liege im wech¬
selseitig enJnteresse desMonarchen wie des Volks,
daß sie durch die Verfassung scharf bestimmt wer¬
den müssen.

Hieraus folgt nun ferner, daß dieser Nechtszustand nicht ein¬
seitig verändert werden kann, und daß, wie dem Monarchen die
ganze ausübende Macht zu Gebote steht, um seine Rechte zu schü¬
tzen, auch den Standen die Befugniß zustehen muß, die ihrigen
zu wahren. Wie dies geschehen könne, darin trennen wir uns
von denen, welche hier die Theilung der Staatsgewalt, die Ver¬
antwortlichkeit der Minister, und ein jährliches Stcuerbewilligungs-
Recht verlangen. Wir bekennen uns zu der Ansicht, daß die
Stände, wenn sie sich regelmäßig zu versammeln befugt sind,
durch das moralische Gewicht so viel Einfluß erhalten, die Berfas-
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sung zu schützen und den möglichen Anmaßungen der Büreaukratie
entgegenzutreten, vorausgesetzt,

a) daß durch ein Vcrfassungsgcsetz die Rechte und Pflichten
scharf und umfassend bezeichnet worden sind, und die Bestimmun¬
gen desselben nur mit beiderseitiger Zustimmung geändert werden
dürfen *);

d) daß die Repräscntations-Befugniß im Geist der standi¬
schen Monarchie sich nicht auf einen Stand und dessen einseitige
Interessen beschränkt, sondern allen wesentlichen Interessen eine
verhältnißmäßige Vertretung eingeräumt werden wird;

c) daß der ständische Rcpräsentations-Organismus so einge¬
richtet sei, daß dem Monarchen nicht allein die Sonder - Interes¬
sen der Provinzen, sondern auch die allgemeinen des Volks durch
die für diesen Zweck zu Staatsorganen erhobenen Ausschüssestets
zur Kenntniß kommen.

ck) daß die jetzigen zwitterhaften aristokratischen Elemente
eine solche Reform erfahren, daß sie der ständischenMonarchie,
deren Fundament sie bilden, eine Stütze werden und ohne auf
Bevorzugung Anderer gebaut zu sein, oder in Curienwesen aus¬
zuarten, in ihren verschiedenen Schattirungen in gemeinsamer,
wechselseitiger Wirkung ihre eigenen Interessen und die des Landes
zu fördern geeignet sind.

Mas nun den Schutz betrifft, welcher in dem jährlichen
Steuerbewilligungs-Recht gesucht wird, so theilen wir die An-

') Die Bertheidigung dieser unserer politischen Ansicht und der Konsequen¬
zen , die aus ihr hervorgehen, wird in dem Abschnitt über Verfassung ausge¬
führt werden.



ficht Anderer darüber nicht; wir erkennen darin keinen Schutz,
sondern nur die Gelegenheit zu Bestechungen,Jntriguen, zu Par-
teiung und einer unnützen Aufregung.Den preußischen Ständen
kommt, wenn auf den historischen Gesichtspunkt zurückgegangen
wird, das Recht zu, neue Steuern zu bewilligen, so wie ihre Zu¬
stimmung zu ertheilen, wenn neue Staatsschulden contrahirt wer¬
den sollen. Dieses Recht nehmen wir in Anspruch und halten es
für nöthig, die Stände in die Lage zu versetzen, sich von der Ein¬
nahme und Ausgabe des Staats in Kenntniß zu setzen, um der
Regierung ihre Bitten über Abänderung unzweckmäßiger, die Ge¬
werbe unnothig drückender Steuern, so wie über etwa nothige Be¬
schränkung der Ausgaben vortragen zu können.

So wie wir uns für eine starke Regierung erklären und für
eine Vertretung aller Interessen bei dieser, so fordern wir auch
möglichst freie geistige Bewegung für das Volk, so wie die Mün-
digkeits - Erklärung desselben.

Die Macht , die Größe und die Würdigkeit eines Volks liegt
in den kcrnhaften Elementen, welche es bilden, und wir fordern
von jeder Negierung, daß sie ihre Aufmerksamkeitganz besonders
diesem Punkte zuwendet; ihre Sclbsterhaltung, ihre Ehre und
ihre Pflicht fordern es. Ein frivoles Volk ist eben so verachtmigs-
würdig als ein schlaffes, knechtisches, dummes Volk^).

Die Wahrheit dieser Ansicht hat sich, seit wir jene Worte niederge¬
schrieben, recht bethätigt. Das kräftigste Kolk auf Erden ist das englische;
daher hat es in wenigen -Monaten große Dinge vollbracht im Innern und nach
Außen. Eine Hand voll Engländer haben 30» Millionen klugen, industriösen,
mit vielen Vorzügen ausgestattetenChinesen, von ihren tapfren Unterdrückern
vcrtheidigt,einen schimpflichen Frieden abgezwungen; warum? weil es ein
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Ganz entschieden stellen wir uns auf die Seite des Fort¬
schrittes, das heißt: eines reformatorischcn.

Es giebt gewisse Naturgesetze, die keine irdische Macht zu
andern vermag; zu diesen gehört der Fortschritt. In dem großen
und liebevollen Schöpsungs-Plane Gottes liegt ein unendlicher
Entwickelungskeim verborgen, dessen Zweck die Veredlung des
Menschengeschlechts und die Verbesserung seinerZustände ist. Zwar
wird es dem mit Freiheit begabten Menschen gestattet, eine
Zeitlang diesen Willen zu verkennen, ihn gedankenlos zu verachten,
ja ihm zu trotzen, allein es ändert indem Plane selbst und dem
festen Ziele nichts und ein fortgesetztes Widerstreben führt am Ende
immer zur gewaltsamen Sprengung der Hindernisse, und in Folge
dessen oft zu einer Umwälzung alles Bestehenden. Von dieser
Wahrheit durchdrungen, erklären wir uns für den Fortschritt und
zwar für einen gleichmäßigen nach allen Richtungen hin, sowohl
in der Erkenntniß überhaupt wie in der Verwaltung des großen
Staatsmcchanismus,sowohl in der geistigen wie der materiellen
Entwickelung, sowohl in den politischen wie den socialen Verhält¬
nissen; denn aus dem Ineinandergreifenalles Lebens und der Be¬
wegung, die aus ihm folgt, wird erst ein vollkommcnes'Ganzes.

Wenn wir von diesen allgemeinen Ansichten zu den specicllen
übergehen, so verlangen wir für alle Glieder der Gesellschaft Ge¬
rechtigkeit, unbedingte religiöse Freiheit und eine Gleichheit in den
Ansprüchen; keine Barriere darf bestehen, welche der Benutzung
der geistigen und physischen Thätigkeit Grenzen zieht. Dagegen

schlaffes, verweichlichtes, treuloses Wölk ist. Wer will nicht lieber constitutio-
neller König freier Engländer als Kaiser der Chinesen sein?
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erscheint uns die Forderung einer allgemeinen Gleichheit der Zu¬
stande , einer idealen Gleichheit, als ein Wahnsinn; sie streitet ge¬
gen die Natur und gegen die höhere Ordnung der Dinge, in der
die Ungleichheit Gesetz ist.

Die Verschiedenheitder Stande halten wir sür eben so noth-
wendig, wie die Verschiedenheitder Stellungen der Menschen in
der Gesellschaft.

Fünf aristokratischeFraktionen streiten sich um den Einfluß:
die Aristokratie des Grundadels, die des Geistes, die der Indu¬
strie, der Beamten mit der Feder und mit dem Schwert und die
des Geldes, (des Mammons); wir erklären uns für die drei er¬
sten Elasten, in so fern ihr Einfluß zum Besseren führt, es der
Einfluß der Besten ist, und glauben, daß ihre Stellung neben
einander die Freiheit schützt, die Intelligenz schärst, die Wissen¬
schaft, die Künste und die Industrie fördert.

Amen.







In dem ersten Thcile dieses Werks sind bereits die Vorzüge
der ständischen Monarchie mit berathenden Kammern hervorgeho¬
ben und das Princip angegriffen, auf welches die constitutioncllen
Monarchicen gebaut sind. Diese Ansicht wird von Vielen be¬
kämpft. Die vorgefaßte Meinung hat noch immer tiefe Wurzel
gefaßt, nur durch eine Thcilung der Staatsgewalten und durch
Volksvertretung könne der Nation eine Bürgschaft gegen die Will¬
kür und den Despotismus von oben gewährt werden, ja der Zrr-
thum geht so weit, in der Schwächung der Macht der Regierung
eine Sicherung der Freiheiten der Völker zu suchen. Wenn es
nun keinem Zweifel unterliegt, daß bei dem vorgeschrittenen Zu¬
stande der Gesellschaft ein auf haltbaren Grundlagen geordneter
Rechtszustand zwischen Fürsten und Volk die Bedingung der Si¬
cherheit und des Glücks des Landes und seiner Bewohner ist, so
steht es eben so gewiß fest, daß die Macht des Staats nach außen
und die Ruhe im Innern davon abhängt, daß die angenommene
Verfassung auf einem Princip beruhe, das geeignet ist, die In¬
teressen des Herrschers und der Nation auf das Innigste zu ver¬
schmelzen, und auf der einen Seite der Regierung die Stärke zu
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lassen, deren sie bedarf, um die Rechte des Einzelnen wie die
Wohlfahrt des Ganzen zu schützen, und auf der andern die wah¬
ren Bedürfnisseder Nation mit Berücksichtigung des Bildungs¬
grades, in welchem sie sich befindet, zu würdigen.

Der große Controverspunkt, welcher noch immer halb Eu¬
ropa bewegt, betrifft die Verfassungs-Fragen; über das Ziel ist
man einiger als über die Wege es zu gewinnen. Es würde thö-
richt sein, behaupten zu wollen, die Rechtsverhältnisse zwischen
den Fürsten und Völkern Europa's müßten nach irgend einem
Normalmaaß zugeschnitten werden; allein eine Regel bleibt es,
da, wo die Verhaltnisse eine Umwandlung der Verfassungoder
einen weiteren Ausbau derselben fordern, von einem richtigen und
festen Princip auszugehen; denn wo dies nicht der Fall ist, blei¬
ben alle Gefahren einer gewaltsamen Umwandlung in Aussicht.
In Preußen hat sich der Monarch für standische Repräsentation
ausgesprochen und will, ohne sich der Macht zu entäußern, sei¬
nem Volke nur eine bcrathcndc Stimme gewähren. Vielen scheint
dies nicht den Anforderungender Zeit zu entsprechen, besonders
findet man in einer blos beruhenden Stände-Versammlung keine
zureichende Bürgschaft für die Bewahrung der heiligsten Interessen
der Narion, und glaubt diese allein in Kammern, mit bewilligen¬
den Befugnissenversehen, zu finden.

Die wichtige politische Frage, welche wir nun im Verlauf
dieser Betrachtungen zu prüfen haben, wird sein:

Ist eine Theilung der Staatsgewalt nothwendig, um das
Volk gegen die Willkür zu schützen, und führt diese sicher dem



gewünschten Ziele entgegen, oder ist dasselbe auch ohne diese
Schwächung der monarchischen Gewalt zu erreichen, und unter
welchen Bedingungen?

Unter den großen Machten, welche dem ersten Princip ge¬
huldigt haben und wo es zur vollen Entwickelung gekommen ist,
steht Frankreich oben an. Schon in dem ersten Theilc dieses
Werks haben wir die traurigen Resultate geschildert, welche dort
die darauf gebaute Verfassung bis jetzt gehabt hat; wir wollen
auf diese nicht zurückgehen, sondern untersuchen, warum diese
keine andere als schlechte Früchte tragen konnte.

Das Symbol der französischen Constitution ist der Freiheits¬
baum, er ist in jeder Hinsicht ein sehr sprechendes derselben. Ein
lebloser Baum ohne Wurzeln, der Repräsentant einer Idee, ein
Baum, der keine Zweige zu treiben, keine Früchte zu tragen ver¬
mag. Die französischeVerfassung ist ein Produkt der furchtbar¬
sten Revolution, welche die Geschichte uns mitzuthcilen hat; aus
der Theorie entsprungen, ist sie auf den Trümmern alles Beste¬
henden errichtet. Der Grundgedanke dieser Verfassung ist eine
ideale Gleichheit und Freiheit, und in der Conscqucnz davon wird
die Souverainität als im Volkswillenvorhanden gedacht. Um
diese Gleichheit und Freiheit gegen die Regierung zu schützen,
sind Beschränkungen eingeführt, welche ihre Kraft völlig lahme»,
und sie zwingen, sich immer den Parteien selbst anzuschließen,
um durch sie in der Macht zu bleiben.

Die legislative Gewalt wird dort zunächst durch das Organ
der Wahlkörpcrschaften, Deputirtcnkammergenannt, repräsentirt.



Diese bildet die erste und wichtigste der drei Staatsgewalten; ihr

steht eine doppelte Befugniß, eine zustimmende und eine Antrag

stellende zu. Beide Befugnisse hat auch die erste Kammer so wie

der König, in dessen Hände auch die ausübende Gewalt gelegt

ist, die jedoch von verantwortlichen Ministern, aus der Majori¬

tät der zweiten Kammer hervorgegangen, geführt wird. Da nun

die beiden Kammern und der Bürgerkönig die Befugniß zur An-

tragstcllung und zur Zustimmung haben, so kann jeder Akt nur

durch die Uebcrcinstimmung der drei Staatsgewalten seine Gül¬

tigkeit erhalten.

Aus dieser Theilung der Macht geht nun hervor, daß jede

der Staatsgewalten zwar eine selbstständige Stellung habe, ihre

Hauptwirksamkcit jedoch nur in der Negation beruhe, daß mit¬

hin keiner von ihnen irgend eine eigene Wirksamkeit zustehe, son¬

dern ihre Hauptstellung immer eine den andern entgegcnstreben-

de sei.

Die Begründung der drei großen Körperschaften und die

schroffe Sonderung, in der sie sich befinden, schließt jede staats¬

rechtliche Geltung aller einzelnen Bestandtheile der Nation als

sclbstständiger Körperschaften aus, da diese, wenn sie wirklich

eine solche hätten, auch ihren Willen geltend zu machen befugt

wären, wodurch sie in Widerspruch gerathen würden mit dem

einzigen und untheilbarcn Willen des Volks, dessen Repräsentant

die Deputirten-Kammcr ist. Wenn wir nun die nächsten Folgen

einer solchen Verfassung betrachten, so finden wir, daß statt der

zum Wohl des Ganzen so nothwendigen Vereinigung des Volks



und der Regierung eine Trennung beider verfassungsmäßig orga-
nisirtist, und daß, um die Uebergriffe der einzelnen isolirt daste¬
henden Machtdeposilarienzu hindern, eine Hemmung besteht,
die zugleich auch jedem Fortschritt Fesseln anlegt. Wir finden
ferner, daß, um der Gefahr vorzubeugen, welche nothwendig
entstehen müßte, wenn dem ganzen Volke ein unmittelbarer An-
theil an der Gewalt eingeräumt würde, man durch die Einführung
einesWahlcensus in Frankreich die Berechtigung auf etwa 210,606
Personen oder den 166stcn Theil der Nation beschränkt hat, und
der 165 Mal größere Theil des souvcrainen Volks von jedem An-
theil an der legislativen Gewalt ausgeschlossen bleibt.

Um nun diese große Masse des Volks dafür zu entschädigen,
daß sie im Widerspruch mit der Grundidee der Verfassung nicht
souvcrain sei, noch diejenigen, die in ihrem Namen die Souve-
raim'tät üben, wählen dürfe, hat man die Freiheit der schriftli¬
chen Rede durch die Verfassung als Fundamental-Gesetz prokla-
nn'rt. Hierdurch wird die Uneinigkeit und Mißstimmungnur noch
gefördert, denn durch die freie Presse erfährt das Volk, wie es
getäuscht wird, und wie wenig seine angeblichen Repräsentanten
oft an die materielle Wohlfahrt derer denken, die sie zu vertreten
bestimmt sind, wenn sie auf eine oft höchst unverantwortliche
Weise mit dem Vermögen des Landes umgehen und den einfluß¬
reichen Classen der Wähler Monopole zusichern, welche die In¬
dustrie der andern niederdrücken und die Gesammtzahlder Kon¬
sumenten beschatzen.

Wenn nun in der constitutionellen Monarchie dem möglichen
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Mißbrauch der Macht des Herrschers durch Theilung der Gewalt

Schranken gesetzt sind, so opsert man dieser einen Rücksicht alle

übrigen. Der großen Masse und namentlich den untersten Gas¬

sen des Volks sind diejenigen Verhaltnisse, die es am nächsten

berühren, die wichtigsten; in diesen sich frei und sclbstständig be¬

wegen zu können, wie dies die ständischeMonarchie erlaubt, ist

ihm oft mehr Werth, als ein Anthcil an der hohem Landcs-Regie-

rung, von welcher es nichts versteht.

In dem konstitutionellen Staate ist ihm dies aus Gründen,

welche wir vorher erwähnt haben, versagt, allein wenn es sich

auch endlich mit der Verfassung vereinigen ließe, dem Volke mehr

Rechte einzuräumen, so würde es schon deshalb gefährlich sein,

weil dort die Regierung zu schwach ist, um nicht in dem Augen¬

blicke ihrem Umsturz entgegen zu gehen, wo dem Volke größere

Freiheiten eingeräumt würden.

Letzteres ist nur da möglich, wo, wie in der ausgebildeten

ständischen Monarchie, die Regierung stark bleibt und die Ver¬

fassung mit den Interessen und dem Bildungsgrade des Volks im

Einklänge steht, mithin von ihm begriffen wird. Die constitu-

tionellen Regierungen, nach dem Muster Frankreichs, müssen,

da in ihnen die Volksfreiheiten auf Täuschung beruhen, immer

willkürlich in der Verwaltung bleiben; es liegt die Nothwcndig-

keit dazu in der Idee, der sie ihr Dasein verdanken.

Allein eine Regierung, die in ihrem Innern zerrissen ist,

kann auch nie stark nach außen sein, denn die Kraft liegt in der

Einheit. Auch hiervon giebt Frankreich den Beweis. Das Kai-



s

serreich Frankreich bedrohete Europa mit einer Universalmonar¬

chie; das jetzige constitutionelle Frankreich sührt keine Hegemonie

mehr im Rathe der europaischen Fürsten, und der Einfluß, den

es noch hat, dankt es der Besorgniß der übrigen Machte, nicht

etwa die Eitelkeit der französischen Nation zu reizen und dadurch

einen Krieg herbeizuführen. Wenn wir auch annehmen wollen,

daß bei der Beschrankung der Macht des französischen Königs

diesem keine Uebergriffe möglich sind, und wenn er sie versuchen

sollte, ihn das Loos Carls X. treffen würde, so stehen, wie

vorhin gesagt, die Opfer, die dieser Befürchtung gebracht wor¬

den, in keinem Verhältniß zu dem bezweckten Resultat.

Wenn wir uns nun zu der zweiten Frage wenden, ob

ohne so große Opfer zu bringen als die constitutionelle» Ver¬

fassungen sie fordern, dasselbe Ziel, Sicherheit der geistigen und

materiellen Interessen und Freiheit des Volks, in der standischen

Monarchie erreicht werden könne, wenn den Standen nur eine

berathende Stimme mit gewissen legislativen Befugnissen einge¬

räumt wird, so scheint dies keinem Zweifel zu unterliegen.

In den Constitutionelle» liegt der Schutz der Erhaltung in

den verfassungsmäßigen Freiheiten, in dem Veto der Kammer,

in dem Steuer-Verweigerungs-Rcchte, in der Verantwortlich¬

keit der Minister, in der Appellation an die physische Gewalt

des Volks; der berathenden ständischen Kammer stehen dagegen

nur Vorstellungen und Protcstationcn zu Gebote, sie beruft sich

aus die Heiligkeit der Verträge, auf die Gerechtigkeit des Herr¬

schers, sie appellirt an die Macht der öffentlichen Meinung und

den moralischen Eindruck, den dieses hervorbringt.
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In den constirutionellen Monarchicen nimmt ausschließlich

nur eine Fraktion des Volks, die der Vermögenden, Theil an

der Wahl, die Masse bleibt direct unbetheiligt dabei, es ist viel¬

leicht eine ganz andere Stimme als die ihrige, die sich in den

Kammern vernehmen läßt, die der Privilegirtcn. Dagegen in

der strengen, nach dem Princip der ständischen Monarchie aus¬

gebildeten Verfassung, in welcher allen Interessen eine Vertre¬

tung angewiesen worden ist, gehen die Berathungen von den

einzelnen Thcilen des ganzen Landes aus, und wenn diese be¬

fugt sind, ihre Stimmen hören zu lassen, so ist es die Stimme

des ganzen Volks, und hat daher einem alten Sprichworte ge¬

mäß, welches die Vox als Vox cksi bezeichnet, unend¬

lich mehr Gewicht.

Wenn wir einige Jahrhunderte zurückblicken, so finden wir,

Namentlich in Deutschland und in vielen Provinzen der preußi¬

schen Monarchie, Stände, mit deren Zustimmung nur die Ge¬

setze gegeben und die Steuern bewilligt werden konnten. Diese

Vorrechte waren nicht ausreichend, sie in dem Besitze derselben

zu schützen. Wenn nun nach dem Grunde des Dahinscheidens

der ständischen Macht gefragt wird, so ist dieser leicht aufzufin¬

den. Die frühere Verfassung beruhte auf Kasten-Wesen, also

auf Abgeschlossenheit und Einseitigkeit; es entwickelte sich aber

außerhalb derselben allmahlig eine neue Classe im Volke, der

Mittelstand, welcher sich durch das Vermögen, welches er sich

erwarb und durch seine geistige Ausbildung zu einer Bedeutung

erhob, deren sich die Fürsten nun bedienten, um die Vorrechte
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der alten Stande zu vernichten; dies gelang vollkommen, weil

ein ganzer und so einflußreicher Stand ausgeschlossen war. Die

Nutzanwendung hiervon ist leicht gemacht; nicht in der Ausdeh¬

nung der Rechte allein liegt die Sicherheit ihrer Bewahrung,

sondern in der allgemeinen Garantie, welche im Hintergrunde

steht. Es ist nicht zu leugnen, daß bei Beurtheilung der Frage,

ob blos berathende Stande der Verfassung einen Schutz gewäh¬

ren können, selbst wenn sich die allgemeine Stimme auf die

Seite der Bittenden schlüge, nicht nur auf die bestehenden Ver¬

haltnisse des Landes Rücksicht genommen werden müßte, son¬

dern auch auf den Geist des Zeitalters selbst. Was den letztem

Punkt betrifft, so ist es nicht zu verkennen, welche Macht in der

öffentlichen Meinung liegt, die sich nicht aus einen Ort oder auf

ein Land begrenzt, sondern die ganze civilisirte Welt umfaßt.

Wenn in Frankreich ein Kampf zwischen den mit gleicher Macht

gewaffneten Staatsgewalten entsteht, so wird, es siege der eine

oder der andere Thcil, die öffentliche Meinung sich je nach den

politischen Ansichten, zu welchen sie sich bekennt, auch theilen,

und dadurch ihren Einfluß neutralisiren; wenn aber ein Fürst die

Verfassung seines Landes den berathenden Standen gegenüber

verletzt, oder dies der Verwaltung zu thun erlaubt, so trifft ihn

der allgemeine Tadel, nicht nur des eigenen Volks, sondern auch

aller andern civilisirtcn Lander; welcher Fürst wird sich diesem

aussetzen wollen? Ja was noch mehr ist, ein solcher Schritt

würde seine Macht weit mehr schwachen, als er durch Willkür-

Herrschaft an solcher zu gewinnen hoffen könnte; denn der Fürst,
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welcher mit seinen Unterthanen in Uneinigkeit geräth, wird auch
im Auslande für schwach gehalten. Was nun den ersten Punkt,
die Entwickelung der bestehenden Verhältnisse des Landes selbst
betrifft, so bedarf das preußische Volk in dieser Beziehung am
wenigsten eine größere Garantie als berathende Stande gewäh¬
ren. Seine Bürgschaft liegt nicht allein in dem Gefühl für
Recht, welches seinen Regenten angeboren ist, sondern auch in
dem Umstand, daß Preußen durch die Einigkeit von Konig und
Volk nur groß und mächtig wird, und daß es unmöglich scheint,
der preußische Monarch könne diese jemals aufgeben. Das preu¬
ßische Volk, ganz abgesehen von der Verehrung seines jetzigen
Beherrschers, bewahrt den festen Glauben, daß, wenn durch
die Huld desselben ihm verfassungsmäßige Rechte eingeräumt sein
weroen, ihr sicherster Schutz gegen die Verletzung derselben in
der Befugniß liegt, ihre Reclamationen jederzeit zu den Füßen
des Thrones niederlegen zu können.

Doch wir wollen für jetzt diesen Gegenstand verlassen und
zur weitem Entwickelung der ständischen Verfassung in Preußen
übergehen.

In dem ersten Theile dieses Werks haben wir den Leser mit
dem Fundament und den wesentlichen Bcstandtheilen der preu¬
ßischen Verfassung bekannt gemacht, so weit sie jetzt besteht, und
gezeigt, daß der Grundbau derselben im Allgemeinen billigen und
gerechten Ansprüchen vollkommen entspricht, daß jedoch in Hin¬
sicht der Vollendung des Baues noch Manches zu wünschen bleibt.
Wir haben auch in Hinsicht der Punkte, wo die Verfassung man-



13

gelhast erscheint, Andeutungen gegeben, indessen aus Ursachen,

die wir schon an andern Orten bezeichnet haben, es uns vorbe¬

halten, die gelassenen Lücken weiter auszuführen.

Der erste Gegenstand, der eine genaue Erwägung fordert,

ist — bedarf Preußen einer völlig abgeschlossenen Verfassung, und

aus welchen Gründen bedarf es derselben?

Jeder, welcher mit einiger Aufmerksamkeit und Unbefangen¬

heit dem Gange der Begebenheiten seit dem Jahre 1789 gefolgt

ist, und die gewaltigen Veränderungen kennt, welche diese auf

den Geist der Völker gehabt haben, wird die Notwendigkeit ein¬

sehen, die Rechte und Pflichten des Herrschers und der Regier¬

ten nicht in Frage zu lassen, sondern eine feste Bestimmung her¬

beizuführen. Je scharfer die Grenzen der Befugniß des einen

oder des andern gezogen sind, um so gesicherter ist die Ordnung

der Dinge, denn nichts ist conservativer als die Gesetzlichkeit.

Die Frage, ob Preußen überhaupt einer Verfassung bedürfe oder

nicht, ist vom Monarchen selbst zum voraus entschieden; indessen

giebt es immer noch Stimmen, die theils ans einer Unklarheit

des Gedankens, theils aus blindem Vorurtheil, theils aus einer

gewissen Befangenheit sich dagegen erheben und meinen, Preußen

bedürfe keiner solchen; es habe sich bisher ohne diese sehr wohl

befunden und die Sicherheit der Krone sei dadurch keineswegs

gefährdet worden; es heiße den Anmaßungen eines ultra-libera¬

len Zeitgeistes zu viel nachgeben, wenn der König seinem Volke

gleichsam eine Verfassungs-Urkunde ertheilen wolle. Es ist wich¬

tig, den Werth dieser Ansicht zu prüfen; sie besteht nicht nur im
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Lande selbst, sondern wird auch vielleicht in den höchsten Kreisen

des Auslandes und selbst auf gewissen Punkten in Deutschland

gethcilt, und könnte daher möglicher Weise die Schwierigkeiten

einer vorurtheilsfreien Ordnung der Verfassungs-Angelegenheit

vermehren.

Die verschiedenen Provinzen, welche jetzt den preußischen

Staat bilden, haben ohne alle Ausnahme in der Vorzeit eine

sehr freie standische Verfassung gehabt, ja die Rechte der Stände

waren in den alten Provinzen so umfassend, daß sie bis zur Re¬

gierung des großen Kurfürsten, welcher diese beschrankte, die

Macht der Regierung selbst bis zur Ohnmacht schwächten; indes¬

sen verblieben bis auf die neuesten Zeiten, besonders dem Adel

große Vorrechte. Beim Antritt der Negierung des vorigen Kö¬

nigs war z. B. dieser noch steuerfrei. Im Jahre 1799 gleich

nach seinem Regierungsantritte forderte er in seinem Reiche zuerst

die pommersche Ritterschaft auf, ihrer Steuerfreiheit freiwillig zu

entsagen; dies geschah und die übrigen Provinzen folgten diesem

Beispiele. Zum Beweise schalten wir das Cabinetsschreiben des

Königs an die pommersche Ritterschaft wörtlich hier ein, welches

in dieser Beziehung als historisches Document hier wohl einen

Platz verdient:

„Von den Vor- und Hinter-Pommersche» Landständen,

„die bei allen großen Gelegenheiten den Patriotismus und

„die Liebe zu ihrem Landeshcrrn bewährten, welche von je-

„her das Erbtheil ihrer Väter waren, konnte sich nichts An-
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„deres erwarten lassen, als daß sie freudig, das von ihnen

„verlangte Opfer der Verzichtleistung auf die bisherige Ac-

„eise-Freiheit in Ansehung fremder Waarcn dem höhern Be¬

dürfnisse des Staats bringen würden; die von ihnen des¬

halb überreichte schriftliche Erklärung vom 25. d. M. ist

„ein neues schönes und bleibendes Denkmal der Pommer-

eschen National-Tugenden. Sie wird ihrem Landesherr»

„ewig unvergeßlich bleiben, und Ich werde bei jeder Gele¬

genheit, nicht blvs durch Schutz und Schirm ihren wohl-

„gegründcten Gerechtsamen, sondern auch auf alle andere

„Weife an den Tag legen, daß ich die unwandelbare Treue

„und Liebe der braven Pommern verdiene, als ihr gnädi¬

ger König."*)

Berlin den 26. März 1799.

An

die Nor - und Hinter-Pommerschen

Landstände

zu Stettin. Friedrich Wilhelm.

*) Gegen die unwahren und unwürdigen Anfeindungenund Beschuldigun¬
gen, welche von manchen Seiten her dem Adel der alten preußischen Provin¬
zen gemacht worden sind, daß er nach Unterdrückungder übrigen Stände und
Befreiung seiner selbst von den Steuern jederzeit gestrebt habe und noch strebe,
ist es hier der Ort ein für alle Mal zu antworten und dem gesammtcn Deutsch¬
land nicht allein zu sagen, sondern auch durch obiges Document zu beweisen,
wie ehrenwerth dieser stlh bei jeder Gelegenheit bewiesen habe. Seine Hinge¬
bung im Kriege für König und Waterland bedarf keines Kommentarsund ist
zu bekannt; allein auch in seinen staatsbürgerlichenVerhältnissenhat er sich
immer ausgezeichnet. Wir wollen nicht darauf zurückgehen, daß in den frü¬
heren Zeiten der Adel der Mark und Pommerns die jetzige Grundsteuer selbst
bewilligte, während sie in den andern Provinzen größtcntheils durch die Macht
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Durch die Gesetzgebung vom Jahre 1808 bis 1815 und na- I

meittlich durch das sogenannte Gendarmeric-Gesetz wurde nun

des Eroberers auferlegt ward. Auf das Recht der Äcciscfreihcit verzichtete er I
freiwillig, weil er fühlte, daß es ungerecht sci> nicht zu den Staatslasten bei- !
zutragen. Im Jahre 1K07 erfolgte die Aufhebung der Leibeigenschaft,. des
Dicnstzwangcs, durch welchen er befugt gewesen war, die Hofk'ncchte und Mäd¬
chen für einen ganz unbedeutenden Lohn anzunehmen. Es hat sich, zur Ehre !
des preußischen Adels sei es gesagt, keine Stimme dagegen erhoben. In der
Folge der weiteren Gesetzgebunghat er alle seine früheren Prärogative und
mehrere nutzbaren Rechte eingebüßt und überdcm die Hälfte der ihm eigenthüm-
tich gehörigen Bauernhöfe an die zufälligen Pächter derselben als Eigenthuni
abtreten müssen, um dadurch diesen dritten Stand zu dotiren. Auch hiergegen
ist, einzelne specielle Rcclamationcnderjenigenabgeregnet, die dadurch ganz
zu Grunde gerichtet wurden, kein Widerspruch erfolgt. Die in der großen
Menge verbreitete Ueberzcugung, daß solche Dpfer des allgemeinen Besten»
wegen »öthig seien, und die richtige Einsicht, daß die Wohlfahrt der Einzel¬
nen von dem Gedeihen des Ganzen am sichersten bedingt würde, so wie die
Verehrung gegen de» Monarchen und sein Haus haben diese Hingebung bewirkt
und verdienen gebührende Anerkennung, welche ihnen die Geschichte aller ge¬
hässigen Verläumdungcn mancher Zeitgenossen zum Trotz zollen wird. Was
wir hier eben angeführt haben, ist tatsächlich, landeskundig und über allen
Zweifel, und beweiset mehr Krcisinnigkcit als darin liegt, einen Stand zu
befeinden, zu verdächtigen und zu verläumden, der bewiesen hat, daß die gro¬
ßen Lehren der Zeit nicht unnütz an ihm vorüber gegangensind, Inzwischen
müssen wir hier noch eines Punktes erwähne», der im Auslande mißverstanden
und von einer gewissen Seite her vielfältig benutzt wird, die Provinzen der
Monarchie gegeneinander zu verdächtigen.

Er wird nämlich oft behauptet und auch neulich ist es unter Anderem in
mehreren Aufsätzen der sonst so schätzbaren Viertel-Jahresschrift geschehen, daß
die Mark und Pommern im Verhältnis- zu den andern Provinzeneine zu ge¬
ringe Grundsteuer zahlten, daß die dort bestehende Grundsteuer fast nur von
den Bauern getragen würde, und daß die Rittergutsbesitzernoch immer ihre
Steuerfreiheit zu behaupten suchten. Abgesehen davon, daß die Grundsteuer
bei ihrer ersten Auflage eine ungleiche und willkürliche Capitalsberaubung und
keine Steuer war, und daher ganz außerhalb der Steuerbesugniß des Staats
liegt, so sind auch alle obigen Behauptungen unrichtig, wie wir bei dem Ab-
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damalige Verfassung aufgehoben; indessen lag dieser Aufhebung

keineswegs die Absicht zum Grunde, Preußen in eine absolute

Monarchie in dem Sinne zu verwandeln, daß der jedesmalige

Wille des Monarchen und seiner Diener das Gesetz sein sollte,

sondern die Aufhebung erfolgte mit der Erklärung, dies geschehe,

weil die frühere Verfassung durchaus nicht mehr zeitgemäß sei

und mit der bestimmten Zusicherung, der Konig werde seinem

Volke etwas Besseres an deren Stelle crthcilcn, welche Zusiche¬

rungen zu verschiedenen Zeiten und in ganz bestimmten Ausdrü¬

cken bekanntlich öfters wiederholt sind.

Wenn nun der vorige König durch das Gesetz vom Jahre

1823 die Provinzialstände von Neuem belebte und der jetzt re¬

gierende König durch die Cabinetsordre vom 1. März 1841 und

durch die vom 2V. Juni 1842 die Befugnisse der Stände erwei¬

terte, so ist dies nicht als eine Concessivn zu betrachten, welche

den ultraliberalen Ansichten der Zeit gebracht wird, sondern als

ein Beweis, daß der hochherzige Monarch die Bedürfnisse seines

Volks und die Interessen seiner Krone richtig zu würdigen weiß,

daß ihm die Verheißungen seines Königlichen Vaters heilig sind

schnitt über die Grundsteuer das Nähere nachweisen werden, wo wir auch dar¬
auf aufmerksam machen, wie unrichtig in jenen Aufsätzen die Zahlen sind, auf
welchen sich das Raisonnement stützt. Man hat in einem ehrenwerthen Blatte
vorlängst den Gedanken ausgesprochen , es wäre wünschenswert!) gewesen, wenn
wir, che wir unser Werk über Verfassung geschrieben, jene Aufsätze in der
Vierteljahres-Zeitschristgelesen hätten; wir glauben, der Verfasser derselben
wird bedauern, uns nicht gelesen zu haben, bevor er die Feder ergriff.
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und daß er deshalb den Wiederaufbau eines baufällig geworde¬

nen und deshalb abgetragenenGebäudes in seiner Gerechtigkeit
und Liebe beschlossenhat.

So wenig nun der preußischen Verfassungeine gewisse hi¬

storische Begründung mangelt, eben so wenig kann die Vollen¬

dung derselben weder den großen Nachbarstaaten^) noch Ein¬
zelnen im Volke besvrglich erscheinen, im Gegenthcil, es würde
eher bedenklichsein, wenn diese nicht oder doch auf eine Weise

erfolgte, durch welche weder die monarchischeForm für die Zu¬

kunft gesichert, noch die billigen Anforderungen des Volks befrie¬
digt würden. Die Entwickclung der jetzigen gesellschaftlichen
Zustande in Europa lassen dem Absolutismus und dem Regiment

der Willkür keine Aussicht, sich auf die Dauer fest zu setzen. Am
wenigsten wäre die Einführung desselben in Deutschland möglich.
Alle germanischen Volksstämmehaben sich von den urältcsten

Zeiten her einer freien Verfassung, einer väterlichen Regierung
erfreut und sich durch die Verehrung ihrer Fürsten dessen würdig
gemacht, und außerdem ist denselben in der neuem Zeit durch die

Bundesakte eine freie ständische Verfassung, ein geordneter Ncchts-
zustand zugesichert.

Der Gedanke an eine willkürliche Regierung kann daher
keine Wurzel fassen und es werden die Stimmen in Preußen, die

*) Wenn diese sich wirklich darüber bcsorglich äußern sollten, daß der

preußische Monarch die inner» Verhältnisse seines Reichs befestigt und das

Band mit seinem treuen Volke enger knüpft, so scheint dabei das Interesse für

Preußen nicht vorherrschend zu sein; sie würden zu andern Zeiten auch rathen,

das Heer zur Ersparung der Kosten nicht mobil zu machen.
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nach einer solchen verlangen, immer nur vereinzelt bleiben. Da¬

gegen glauben Andere, es sei gut, sich in einer gewissen Halb¬

heit zu halten, dem Lande etwas Weniges von Verfassung zu

crtheilen, nur so viel, daß man es allenfalls, wenn es unbequem

würde, wieder zurücknehmen könne. Ein solches Spiel zu trei¬

ben scheint mehr als gewagt, denn die Verhältnisse der Regie¬

rung zum Volke sind zu ernst, um daraus einen Spiclball zu

machen, und überhaupt gicbt es in allen Beziehungen nichts Ta-

delnswcrthercs als die Halbheit. Die Bedingung aller socialen

Verhältnisse ist die Unterordnung des Willens der Einzelnen un¬

ter allgemeine feste Gesetze. Wenn nun den Fürsten die Aufgabe

geworden ist, den gesetzlichen Zustand aufrecht zu erhalten, so

setzt dies doch das Vorhandensein solcher Bestimmungen voraus,

in welchen nothwcndig auch der Umfang ihrer eigenen Befugnisse

und Pflichten fest bestimmt sein muß. Fehlen sie, so entbehrt

die Regierung der Hauptstütze, auf welcher sie ruht, und zugleich

der moralischen Kraft, welche aus der innigen Vereinigung von

König und Volk hervorgeht, und welche den Thron gegen den

Partcigeist, den Ehrgeiz und den Egoismus zu schützen vermag.

Wenn daher in einem Reiche, wie Preußen, die großen

Veränderungen, welche die socialen Zustände unseres Zeitalters

erfahren haben, eine Umformung der Verfassung nöthig machen,

so liegt es in dem dringendsten Interesse, damit nicht zu säumen.

Zwar tritt dieser Ansicht noch eine letzte entgegen, die es für bes¬

ser hält, wenn die Verfassung sich langsam aus dem Kampfe der

Parteien entwickelt, und die daher räth, man sollte sich nicht
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mit dem Schluß beeilen, um weiterhin Abänderungen eintreten

lassen zu können. Diese Ansicht hat mehrere Verfechter, wenn¬

gleich aus sehr verschiedenen Gründen. Sic gehört zum Theil

denen an, die den Stand der Dinge nicht zu begreifen vermö¬

gen. Der Grundbau unserer Verfassung hat die früheren Streit¬

punkte zwischen den Ständen und Nechtszuständen ausgeglichen.

Einen eigentlichen Partcienkampf giebt es nicht mehr; zwischen

dem Könige und seinem Volke herrscht die glücklichste Harmonie,

und damit sie auch für die Zukunft ungestört bleibe, muß sie eine

verfassungsmäßige Grundlage erhalten. Andere wieder, welche

Gegner der ständischen Monarchie sind, fürchten, daß, wenn

diese sich vollkommen befestigt und in der Gesinnung der Nation

noch mehr Wurzel gefaßt habe, man jede Hoffnung auf eine

konstitutionelle Verfassung wird aufgeben müssen. Alles dieses

spricht nicht gegen, sondern für den Schluß der Verfassungs¬

frage. Dazu kommt, daß das Princip durch den Willen des

Monarchen im Einverständniß mit der großen Mehrzahl seines

Volkes feststeht, und daß mithin jedes Zaudern nur den Anschein

eines Schwanken im Princip selbst vcrrathen würde, in welchem

man zu weit vorgegangen ist, um es aufgeben zu können. Je

naher nun der Augenblick der wahrscheinlichen endlichen Entschei¬

dung kommt, um so wichtiger ist es, alles Material zu sammeln,

welches zur Vervollständigung des innern Ausbaues nöthig scheint,

und vor Allem die Punkte zur Sprache zu bringen, welche noch

die öffentliche Meinung trennen.

Im ersten Theile haben wir es ausgesprochen, weshalb be-
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meinen Interessen des Landes zu vertreten, und weshalb eine

Versammlung des Ausschusses aller Provinzen dringendstes Be-

dürfniß sei. In der Königlichen Eabinctsordre vom 19. August

1842, durch welche die allgemeinen Ausschüsse zusammcnberufcn

sind, wird wortlich gesagt:

„Die sclbstständige Wahrnehmung der Interessen der ein¬

zelnen Landesthcile ist durch die Provinzial-, Communal- und

Kreisstandische Verfassung genugsam gesichert, aber es fehlte

bisher noch an einem Vcreinigungspunkt, um die Ausglei¬

chung abweichender Interessen da wo eine solche sich für das

Gesammtwohl des Staats als nöthig erweiset, herbeizu¬

führen, und die Mitwirkung standischer Organe bei allgemeinen

Maßregeln in Fallen zu beschaffen, wo der Landesherr sie auf

möglichst kurzem Wege nöthig erachtet. Dieser Vcreinigungs¬

punkt ist nunmehr in den Ausschüssen gegeben."

Diese Worte des Monarchen haben sein Volk doppelt hoch

erfreut; einmal wird in diesen der wichtige Punkt entschieden,

daß allgemeine Bcrathungen stattfinden sollen, wenn in den

wichtigen Angelegenheiten der Monarchie der König ein reifes

Gutachten von der Majorität seines Volkes erhalten wolle, zum

andern haben auch jene Worte freudige Hoffnungen erweckt, wo

gesagt wird: „Die Vereinigung der Ausschüsse ist eine Entwicke-

lung der standischen Institution, wie solche von Meines Hochsee¬

ligen Herrn Vaters Majestät in reiflicher Erwägung des

Bedürfnisses seines Volks und seiner Länder gegeben
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ist, indem sie den ständischen Veirath der einzelnen Provinzen

durch ein Element der Einheit ergänzt."

Unverkennbar glaubt man hier eine Bürgschaft zu finden,

daß der Monarch die Berheißungcn des Königlichen Vaters als

ein Vcrmächtniß betrachtet, dessen Lösung er sich nicht entziehen

wolle, woran auch ohne dies Niemand gezweifelt hat.

Einer der wesentlichsten Vorwürfe, die man der bisherigen

ständischen Repräsentation macht, trifft die Bevorzugung des

Grundbesitzes bei dieser, während die übrigen Interessen zurück¬

gesetzt erscheinen. Obgleich dieser Vorwurf übertrieben ist, da in

Preußen jetzt schon verhältnismäßig eine weit größere Zahl der

Würger an der Vertretung Theil nimmt, als in andern konstitu¬

tionellen Staaten und namentlich in Frankreich, so hat er doch

eine gewisse Begründung; sie findet sich aber nicht in dem Prin-

cip, sondern in der Anwendung desselben. Die ständische Re¬

präsentation ist die der Interessen, nicht aber der Interessen ei¬

nes einzelnen Standes, sondern der Interessen überhaupt.

Wenn nun in unserer jetzigen Verfassung von diesem Grund¬

satz abgewichen ist, und nur die verschiedenen Elasscn der Grund¬

besitzer in Land und Stadt Anthcil an der Vertretung haben, so

findet sich hierin eine Abweichung vom Princip. Allerdings ge¬

bührt der wichtigsten und zahlreichsten Classic der Nation, den

Grundbesitzern als Inhabern des unbeweglichen Vermögens, eine

Hauptstimme, aber keineswegs die alleinige*). Die drei gro-

') Schon in dem ersten Thcile der Schrift haben wir darauf hingewiesen,

daß den Städten und ihren Bewohnern ein größerer Antheil an der Repräsen-
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ßen Hebel, auf welchen die materielle Wohlfahrt des Landes

ruht, sind Grund und Boden, Capital und Arbeit: Allen dreien

muß in einer Repräsentation der Interessen eine Vertretung be¬

willigt werden.

Bei der ersten Formation der Provinzialstände war nur den

städtischen Grundbesitzern ein Stimmrecht und eine Rcpräsenta-

tions-Bcfugniß eingeräumt. Die Ursache lag in einer gewissen

Acngstlichkcit, welche die damaligen Verhältnisse hervorgerufen

hatten; wie unbegründet diese waren, hat sich seitdem gezeigt.

Allein die angewandten Vorsichtsmaßregeln entsprechen auch kei¬

neswegs dem Zweck, der sie vcranlaßte, und der unverkennbar

auf größtmöglichste Stabilität hinauslief. Cs ist jedenfalls, wie

es scheint, ein Jrrthum, wenn man annehmen wollte, daß Haus¬

besitzer mehr an den Staat gefesselt wären, als die Classe der ge-

werbtreibcndcn Bürger, denen dieser Besitz zum Theil abgeht.

Der Kaufmann, der Fabrikant, die ihr Geld besser gebrauchen

können, als cs in Häusern anzulegen, sind, obgleich nur Mie-

thcr, viel mehr an das Land und selbst an die Stadt gefesselt,

als ein Hausbesitzer, der oft hoch verschuldet ist; denn dieser kann

jeden Tag sein Haus verkaufen und das Land verlassen, wah¬

rend jene ihr Geschäft, in welchem oft bedeutende Capitalicn an¬

gelegt sind, nicht aufgeben können, und daher bei der Erhaltung

des Bestehenden weit mehr bcthciligt sind als die Hausbesitzer.

In einer ständischen Repräsentation dürfen daher alle diese

tation gcdührc, und wir treten daher hier nicht in Widerspruch mit unserer

Ansicht.
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Nassen nicht ausgeschlossen werden. Der Kaufmann, der Fabri¬

kant sind die recht eigentlichen Repräsentanten des beweglichen

Kapitals im Lande, und ihr Geschäfts-Verkehr spielt eine zu

wichtige Rolle in der jetzigen Gesellschaft, daß sie nicht unbeach¬

tet bleiben können. Auch die Handwerker sind als die Vertreter

der Arbeit unstreitig einer Berücksichtigung werth; sie haben ein

historisches Recht dazu; auch liegt es in der Gerechtigkeit und,

wie wir weiterhin zeigen werden, im Staats-Jntercsse, daß so

achtbare Nassen der Bürger sich ebenfalls im Genuß so wesent¬

licher Gerechtsame befinden. Ucberhaupt scheint gegenwärtig das

Verhältniß des Antheils der großen Städte an der Landes-Re-

präsentation zu gering zu sein und ein Hauptgrund, weshalb die

standische Repräsentation so Viele unbefriedigt läßt. Städte,

wie Berlin, Breslau, Königsberg, Danzig, Magdeburg, Cöln,

Stettin u. s. w. sind im Verhältniß der Bedeutung, die sie ha¬

ben und der Interessen, die sie vertreten, entschieden zurückgesetzt,

und es scheint nothwendig, ihnen einen größern Theil an der

Repräsentation zu gewähren und in diesen Beziehungen eine

Ausgleichung zu treffen*).

Preußen, welches jetzt im Begriff zu stehen scheint, das

Problem lösen zu wollen, der ständischen Verfassung bei sich

eine der Zeit und dem Culturzustande des Volkes entsprechende

') Eben so giebt es auch auf dem flachen Lande noch ähnliche Fälle der
Ausschließung, namentlich kommen solche in der Mark vor, wo bedeutende
Grundbesitzer, Käufer oon Domainen - Vorwerken, weder zu den Ritterguts¬
besitzern »och zu den Bauern gezählt werden, und daher von der Repräsenta¬
tion ausgeschlossen bleiben.
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Ausbildung zu geben, ohne den historischen Boden zu verlassen,

hat dabei zwar kein Vorbild, aber die Erfahrungen der letzten

verhängnißvollen Zeit bieten ihm einen reichen Stoff zur Beach¬

tung dar.

Es ist Zeuge gewesen von den Kämpfen zwischen den Re¬

gierungen und Völkern über die Ordnung der innern Verhaltnisse

beider gegen einander, von den Ursachen, welche diese herbeige¬

führt haben, von den Fehlern, den Mißgriffen auf der einen, von

den Ausschweifungen auf der andern Seite. Diese Kämpfe der

Ideen, der Interessen und Parteien sind zwar noch in manchen

Reichen nicht ausgcfochten, allein ein Resultat hat sich dabei

herausgestellt, nämlich, daß die Achtung der Rechte Anderer und

die Anerkennung billiger Ansprüche der Völker die sicherste Bürg¬

schaft für die eigenen gewähre.

Jede Regierung, welche alle Glieder des Volks mit gleicher

Gerechtigkeit und Liebe behandelt, und nicht einzelne Theile des¬

selben von sich entfernt hält, wird gegen die ihr feindlichen Prin-

cipicn vollkommen geschützt sein und bleiben. Nur die Regie¬

rungen, welche sich in dieser Beziehung in einem krankhaften Zu¬

stande befinden, haben Grund zu Besorgnissen, und wenn diese

sich auch oft nicht gleich realisiren, so wuchert doch der Keim der

Unzufriedenheit fort, bis er endlich ausbricht, und die Stabilität

bedroht. Eine weise und vaterliche Regierung, wie die preußi¬

sche, wird es nicht übersehen dürfen, daß, wenn die Verehrung

des Volkes zum Herrscher und die Macht einer geordneten Ver¬

waltung eine öffentliche Kundmachung unterdrückt, es nichtsde-
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der künftigen Eintracht hinderlich werden können. Wenn wir

dieses auf den vvrbczeichncten Fall anwenden, so glauben wir
daraus folgern zu müssen, daß aus dem rein conscrvativen Ge¬

sichtspunkte betrachtetaller Grund vorhandenist, in der Reprä¬
sentation auch den übrigen Classcn der Nation, welche jetzt aus¬

geschlossen sind, einen Anthcil an ihr einzuräumen. Wir glau¬

ben, daß der erste Stand es selbst nur wünschen kann, weil sich
dadurch seine eigene Stellung befestigt, weil, wie die frühere

Erfahrung, ihn darüber belehrt, die Jsolirung schwächt.

Schon vorhin ist es erwähnt, die Regierung habe bei der
ersten Bildung der Prvvinzial-Kammern der Verfassung mehr

Stabilität zu geben geglaubt, indem sie die Repräsentation an
den Grundbesitz knüpfte; allein hierbei ist k) übersehen,daß ein

durch die unbedingte Verschuldung und durch die Vcrkäuflichkcit
höchst mobil gewordener Grundbesitz eine ganz andere Natur an¬
genommen hat, als er zu einer früheren Zeit hatte, in welcher

ihm das Patronat der Stabilität zuerkannt war; 2) daß die zu

schwache Vertretung des Mittelstandes und die Entfernung von

dem Erundprincip der ständischen Monarchie (Vertretung der In¬
teressen) jenen unbefriedigt läßt, und daraus für jetzt mindestens

eine Thcilnahmlosigkeit desselben an der Verfassung entspringt,

die leicht in eine Opposition übergehen kann; Z) wie wenig der
erste Stand, welcher früher mit der ganzen Macht seiner Stellung

und seiner Prärogativen ausgerüstet, diese nicht zu schützen ver¬

mochte, jetzt jener beraubt, sie wird vcrthcidigen können, wenn
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sich ihm die vernachlässigten Interessen der andern Glieder des

Staats und die Macht der öffentlichen Meinung entgegenstellt,

und daß er jedenfalls der Regierung keinen Stützpunkt gewähren

kann, wenn er, durch hohe Verschuldung noch geschwächt, sich

kaum selbst zu erhalten vermag; 4) daß aus allem diesen folgt,

der Zweck, der Verfassung eine größere Festigkeit zu geben, werde

durch die Anwendung des Mittels dazu verfehlt.

Indessen würde man sich einer Täuschung hingeben, in einer

Ausgleichung der Stimmenverhältnisse allein die stärkere Begrün¬

dung finden zu wollen; es wäre nur in der Voraussetzung ein

wesentlicher Schritt vorwärts, daß es nicht an einem tüchtigen

Baumaterial fehle, welches jedoch der Fall zu sein scheint.

Wir haben an mehreren Stellen die Ansicht verfochten, die

ständische Monarchie beruhe auf einer Repräsentation der Inter¬

essen; soll nun letztere möglich werden, so setzt dies eine Verbin¬

dung der gleichen Interessen der bestehenden Körperschaften (ari¬

stokratischer Elemente) voraus und es ist unleugbar, daß die stän¬

dische Monarchie ohne diese völlig fundamcntlos sei. Es fragt sich

nun, ob bei uns solche Elemente bestehen und ob sie stark genug

sind, um den Vau zu tragen. Diese Frage führt auf die andere:

welche Bedeutung den Worten „Aristokratie und aristokratische

Elemente" beizulegen sei. Sind sie mit dem Geiste der Zeit, mit

den Bedürfnissen und den Meinungen des Volks noch vereinbar?

Fördern sie sein Bestes, welchen Einfluß haben sie auf die mora¬

lischen und materiellen Zustände der Gesellschaft, führen sie nicht

zur Trennung statt zur Einheit, und wie sollen sie sich dem Mo-
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narchen gegenüber gestalten? Unstreitig ist die Beantwortung der

vorstehenden Fragen von der größten Wichtigkeit, und der Staats¬

mann, dem die Sorge für eine tüchtige Ausbildung der ständischen

Verfassung übertragen ist, darf sie als fundamental nicht aus dem

Auge verlieren.

Es braucht wohl keiner Bevorwortung, wenn wir behaupten,

man könne sich nur verständigen, nachdem man sich über die Spra¬

che, in welcher dies geschehen soll, vereinigt habe. Das Wort

Aristokratie gehört zu denen, die eine eigentliche und mehrere un¬

eigentliche Bedeutungen haben und das daher oft mißverstanden

wird. Es scheint nüthig, die Bedeutung dieses Worts in dem

Sinne aufzufassen, welchen es eigentlich haben sollte, und in

welchem wir es gebrauchen wollen.

So wie das Wort „liberal," so ist auch das Wort „Aristo¬

kratie" durch einen theils wirklichen, theils scheinbaren Mißbrauch

in Verruf gekommen. — Liberal, freisinnig sein, ist eine Eigen¬

schaft, deren sich wahrlich Niemand zu schämen braucht, im Ge-

gentheil, es ist für Männer in einer gewissen Stellung im Staate

und in der bürgerlichen Gesellschaft eine Bedingung, wenn sie

geachtet werden wollen, und der Gegensatz von freisinnig, vor-

urthcilsvoll, engherzig zu sein, gereicht dem zum Tadel, der mit

Recht solcher Gesinnungen bezüchtigt werden kann. Demohner-

achtct wird das Wort „liberal" im Leben oft angewendet, um

eine politische Richtung zu bezeichnen, welche zum Zweck hat, die

Ordnung der Dinge und alles Bestehende über den Haufen zu

stoßen, und es ist so weit gekommen, daß, wenn man Jemand
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„liberal" nennt, dies seine Gesinnungen und seinen Zweck ver¬

dächtigt. Ein gleiches Schicksal hat das Wort „Aristokratie" er¬

fahren; wenn wir uns streng an die Bedeutung der griechischen

Stammworte halten, so ist es, wie bekannt, aus dem griechischen

Worte «chwrox (der Beste) und (herrschen, regieren) zu¬

sammengesetzt, und sollte die beste Regierung oder vielmehr die

Regierung der Besten bedeuten. In dem weitem Verlaufe der

Zeit ist der ursprüngliche Sinn des Worts in Vergessenheit gcra-

then, und das Wort Aristokratie wird gewöhnlich gebraucht, um

anzudeuten, daß sich Standes - oder Gewerbsgcnossen vereinigt

haben, um sich in Besitz von Vorrechten zu setzen und sich in

ihnen zu erhalten, ohne baß es der Zweck sei, einen bessern Ein¬

fluß zu üben. Besonders ist es der Adel, der sich früher zur Er¬

haltung seiner Vorrechte und eines gewissen Uebergcwichts enge

verbunden hatte, den man durch das Wort Aristokratie bezeichnete.

Allein hier wird es schon uneigentlich gebraucht, da sich noch meh¬

rere aristokratische Faktioncn in den verschiedensten Gestalten ge¬

bildet haben. So besteht eine Aristokratie des Geldes, der Be¬

amten, ja selbst der Gewerbe. Gegen jeden nicht zum Besseren

führenden sondern oft schädlichen aristokratischen Einfluß hat sich

der Geist der Zeit machtig erhoben, und ihn nicht nur der Mei¬

nung, sondern auch der That nach zu Grabe getragen, dabei aber

freilich, wie man sagen könnte, das Kind mit dem Bade aus¬

geschüttet.

Wenn wir nun auf die ursprüngliche Bedeutung des Wortes

„Aristokratie" zurückgehen und den Grundgedanken, den dieses
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enthält, nämlich die Geltendmachung eines Einflusses, der zum

Besseren und zur Vervollkommnung führt, festhalten, so verdient

dieser allerdings eine Berücksichtigung bei der Bildung der Unter¬

lage einer Verfassung. Eine Aristokratie seht also eine Vereini¬

gung Mehrerer zur Sicherung ihrer Svnderlntcrcssen, die sich dem¬

nächst den allgemeinen einfügen, voraus, eine Genossenschaft,

welche daher der constitutioncllcn Verfassung entgegentritt, die,

wie eben gezeigt, eine allgemeine Gleichheit in Anspruch nimmt.

Wenn nun in der ständischen Monarchie die Standcsgcnosscn,

Adel, Bürger und Bauern, die Gewcrbcgcnossen, Kauflcute, Fa¬

brikanten, Handwerker, Banquiers, Gelehrte und Künstler sich

unter sich zu einem engen Kreise verbinden, um theils sich ihrer

Stellung und ihres Berufs gemäß auszubilden und zu vervoll¬

kommnen, theils ihren Interessen mehr Gültigkeit, sowohl den

übrigen Classen als der Regierung gegenüber zu verschaffen, so

würde hierin ein großer Fortschritt der Nealisirung des naturge¬

mäßen und sich deshalb häufig erneuernden Strcbens nach Ver¬

einigung zu einem gemeinschaftlichen Zweck bestehen.

Von jeher haben alle germanischen Stamme einen Hang ge¬

zeigt, in Corporationcn zusammenzutreten. Das frühere Zunft¬

wesen, die Ritterorden, die Bündnisse der Städte (die Hanse)

und tausend Beispiele sind Zeichen davon; und wenn man auch

noch oft hört, das Zeitalter der Corporation hatte dem des hohem

Staatslebcn weichen müssen, so spricht sich noch immer der Asso-

ciationsgcist trotz des gegen ihn ausgesprochenen Bannfluchs und

mancher zur Mode gewordenen Theorie sehr lebendig aus.
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Die vielen Aktien-, Handels - und landwirtschaftlichen Ge¬

sellschaften, die Credit-, Wohlthatigkcits-, Gewerbs-und Ge¬

lehrten-Vereine, die Zusammenkünfte der Aerzte, der Kunstfreun¬

de und andere beweisen dies zureichend*).

Der Hang der Menschen, sich an einander anzuschließen,

der sich instinktmäßig zeigt, und welcher die Grundursache aller

socialen Verhältnisse bildet, wird in der Repräsentativ-Verfas¬

sung zurückgewiesen, in der ständischen Monarchie dagegen ist er

fundamental, da in ihr eine Vertretung der Interessen besteht.

Je inniger nun die Standes-und Gewerbs-Genossen sich

unter sich zur inncrn Veredelung und äußern Vertretung ihrer ge¬

meinsamen Interessen verfassungsmäßig vereinigen und dnrch die

Anerkennung der Regierung Staatsorgane werden, je vollkomme¬

ner wird der Monarch in den Stand gesetzt, die Interessen der

Einzelnen und ihr Vcrhältm'ß zum Ganzen zu würdigen; ja selbst

die standischen Kammern werden nur dadurch, daß in ihnen alle

Interessen möglichst vollkommen vertreten werden, in die Lage ge¬

setzt, wohlbegründctc Nachschlage zu geben und zu unterstützen.

Wenn daher von der Ausbildung der standischen Monarchie

im Geiste der Zeit und im Bcdürfm'ß der Nation die Rede ist, so

muß die vorzüglichste Sorge der Regierung darauf gerichtet sein,

dem Princip gemäß mit der Begründung aristokratischer Elemente

in dem Sinne, wie wir ihn oben bezeichnet haben, zu beginnen,

*) Welchen politischen Einfluß aristokratische Elemente gehabt haben, wel¬

che Festigkeit sie der Verfassung und welche Kraft sie dem Volke geben, bewei¬

sen unter anderen England und Ungarn.
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und alle Classen des Volks, welche als wesentliche Theile der Be¬
völkerung des Staats betrachtet werden können, hierin einzu¬
schließen; dadurch wird zugleich eine Hauptveranlassung des Vor-
urtheils und der Anfeindung gegen die Aristokratie des ersten Stan¬
des im Staate beseitigt werden.

Bei den jetzigen Verhaltnissen der Monarchie giebt es ver¬
fassungsmäßig nur eine Aristokratie, die der Grundbesitzer, dss
fast ausschließlich die Repräsentationsrechte übt, da auch bei der
städtischen Vertretung Grundbesitz Bedingung der Wählbarkeit ist,
es daher nur als zufallig betrachtet werden kann, wenn die Wahl
aus Gewerbsleute fällt. Durch die Verfassung sind zwar drei
Stande anerkannt, mithin eine Gliederung ausgesprochen,allein
durch die Bedingung des Grundbesitzes ihr Wesen verändert; wie
in den rein constitutionellen Staaten der Wahlcensus, so ist hier
der Grundbesitz allein maaßgebend. Sind aber, wie wir zu bewei¬
sen uns bemüht haben, die Grundlagender ständischen Monar¬
chie aristokratisch, und findet in ihr eine Repräsentation der In¬
teressen statt, so bedarf sie auch der Bildung jener, und es müs¬
sen durch sie die drei mächtigen Hebel der materiellen Lebensthätig-
keit, Boden, Capital und Arbeit vertreten werden.

Wenn nun der Grund und Boden durch die Grundbesitzer
repräsentirt wird, das Capital (das bewegliche Vermögen) durch
Handel, Fabrikation und Industrie, und die Arbeit durch die
Zünste und kleinen landlichen Eigenthümer, so müssen sich, soll
die ständische Verfassung eine feste Begründung erhalten, in dem
zweiten und dritten Stande Corporationenausbilden, und durch
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das ihnen zu ertheilende Stimmenrecht zu Staatsorganen erhoben
werden.

Was die Corporationder Kaufmannschaft betrifft, so besteht
diese schon als solche in allen großen Städten, die eigene Börsen
haben, und es ist umsomehr von besonderer Wichtigkeit, nicht nur
für ihr Geschäft, sondern für die ganze Gesellschaft, daß ihnen
ein unmittelbarer Antheil an der Repräsentation eingeräumt werde,
weil der Handel nicht allein der Vermittler zwischen Producenten,
Fabrikanten und Consumcnten, sondern auch der des Verkehrs der
Staaten unter sich ist, und dadurch so tief in alle Verhältnisse ein¬
greift, daß von seiner Blüthe das Wohlbefinden aller übrigen
Classen sehr wesentlich abhängig ist. Da aber die vielseitigen Be¬
ziehungen, in welchen er steht, und der häufige Wechsel, dem
diese ausgesetzt sind, eine specielle stets neue Bekanntschaftmit
denselben voraussetzt, so können diese nur von Mannern vertreten
werden, die sich mitten in solchen Geschäften befinden.

Was den Stand der Industriellen betrifft, so umfaßt dieser
zunächst alle Fabrikations-Zweige, in so fern sie nicht zu den
Handwerkern gehören; der Kreis seines Wirkens ist so ausgedehnt,
sein Einfluß auf die Ernährung eines großen Theils der Bevölke¬
rung so bekannt und die Ergebnisse seiner wechselseitigen Tätig¬
keit so wichtig für den allgemeinen Wohlstand, daß auch ihm von
Rechtswegen Repräsentation-Befugnisse gebühren.

Was die Repräsentation der Arbeit betrifft, so besteht diese
schon gewissermaßen in Hinsicht der ländlichen durch die Reprä¬
sentation-Befugnißder bäuerlichen Wirthe, dagegen fehlt sie
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in Bezug auf die stadtische Bevölkerung und die von ihr gefer¬
tigte Arbeit. Die natürlichen Vertreter derselben sind die Zünf¬
te, die auch schon historisches Recht auf eine Vertretung haben*).

Durch die Verwirklichung der in dem Vorhergehendenaus¬
gesprochenen Ansicht erhält die standische Monarchie eine Basis,
die ihr ganzlich fehlt, so lange sie sich nicht auf wirkliche aristo¬
kratische Elemente stützt; sollte das verkannt werden und unbe¬
achtet bleiben, so besteht auch keine Bürgschaft für eine künftige
lebendige weitere Entwickelung.Jedenfalls wird eine Erweite¬
rung der Repräsentation in dem bezeichneten Sinne nicht allein
ein Akt der Gerechtigkeit sein, sondern auch ganz entschieden im
conservativcn Sinne ausfallen. Von den sonstigen günstigen
Folgen, die sie durch den moralischen Eindruck noch haben wür¬
de, sei nur noch bemerkt:

Eine der großen Krankheiten unserer Zeit besteht in der
Ueberschätzung des eigenen Werthcs, in der Sucht zu scheinen;
aus beiden entspringt ein allgemeines Streben nach einer höhe¬
ren Stellung. In keiner Zeit hat es so viele Individuen gege¬
ben, die nicht mit dem Verhältniß zufrieden sind, in welches
das Geschick sie versetzt hat. In der Repräsentativ-Verfassung
will jeder Deputirter werden, um sich bemerklich zu machen, um
dadurch zum Antheil an der Staats - Regierung empor zu stei-

*) Wir glauben nach dem, was oben gesagt ist, nicht bevorworten zu

brauchen, daß keine Rede davon sein kann, bei den Zünften, wie bei irgend

einer der andern Staatskörperschasten die frühem Mißbräuche zurückzuführen;

Mr verlangen, daß der Geist in ihnen wieder lebendig werde, aber nicht der
Ucdergriff sich erneue.



35,

gen. In den monarchischen Staaten hat das Streben eine ähn¬
liche Richtung, nur wird ein anderer Weg gewählt. Hier will
Jeder studiren, ein Staatsbeamterwerden, um Ordensbänder
zutragen und sich von denen, die Etwas zu suchen haben, Hös¬
chen zu lassen.

Der Ehrgeiz ist nun einmal das Erbtheil vieler Menschen,
und wenn der Einzelne in den Kreisen, in welchen er sich be¬
wegt, seine Eitelkeit nicht befriedigen kann, wenn ihm kein Feld
gelassen ist, sich auszuzeichnen, so sucht er es anderwärts.
Wenn aber durch die Formation von Korporationen und einen
ihnen zu gewährenden Antheil an der Verfassung, den einzelnen
Gliedern derselben eine ehrenwerthe Stellung im Staate und die
Gelegenheit gegeben wird, sich frei und nützlich bewegen zu kön¬
nen, und sie sich gegen andere Classen der Bürger nicht mehr
zurückgesetzt fühlen, so wird das jetzige unruhige Streben auf¬
hören, weil dann der Einzelne sich in dem Kreise, welcher ihm
angewiesen ist, durch tüchtige Leistungen auszuzeichnen vermag.

Wenn es erst wieder dahin gekommen sein wird, daß Je¬
dem, der in seinem Fache etwas Vorzügliches leistet, auch die
öffentliche Anerkennungzu Theil wird, so verliert sich von selbst
das unruhige Treiben, welches jetzt besteht. England gewährt
uns das Beispiel eines solchen Geistes; dort stehen noch die Kör¬
perschaften in allen Ehren. Als vor einigen Jahren die Zunft
der Schneider in London dem Herzoge von Wellington ein
Wanket gab, redete dieser die Gastgeber mit folgenden Worten
an: Ich fühle mich sehr beglückt, daß die alte und hochachtbare
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Zunft der Schneider von London mir die Ehre erzeigt, mich zu

sich einzuladen, u. s. w.*)

Es wird nicht fehlen , daß die hier ausgesprochenen Ansich¬

ten Widersacher finden; es giebt Personen, die jede Verände¬

rung als gefährlich betrachten, die Niemandem eine Stimme ein¬

räumen möchten, aus Besorgniß, sie konnte zum Sprechen ge¬

braucht werden; diese werden es daher sehr bedenklich finden,

den nicht grundbesitzenden Classen der Nation irgend eine Stimme

einzuräumen, um so mehr, wenn dadurch das jetzt bestehende

Verhältniß geändert werden sollte. Diese Befürchtungen sind

ohne alles Fundament, denn wie schon oben gezeigt worden ist,

haben diese Classen der Staatsbürger mindestens im Vergleich

zu den Hausbesitzern ein eben so großes Interesse an der Erhal¬

tung der Ordnung des bestehenden Zustandcs und sind der Natur

ihres Gewerbes nach nichts weniger als Unruhestifter; im Ge-

genthcil giebt es etwas Bedenkliches, so ist es ihr Ausschluß von

einer Befugniß, die ihnen in ihrem eigenen und im Interesse

des Staats zukommt. Ganz besonders wird es Manchen, der

nicht tiefer auf den Grund eingeht, beunruhigen, wenn durch

eine größere Theilnahme des zweiten Standes an der Repräsen¬

tation das Stimmenverhältniß zwischen den Abgeordneten des

*) Einen sehr günstigenEindruck hat es schon gemacht, daß der König
bei der Huldigung und mehreren andern feierlichen Gelegenheiten die Zünfte
nach alter Sitte aufziehen ließ. Vorher wollte Niemand „Meister" heißen, so
z. B. nannten sich die Schneidermeister „Kleiderfabrikanten," seit jener äußere»
Anerkennung ihrer Cvrporations-Verhältnisse fällt dies fort; was würde erst
geschehen, wenn ihre Corporation als solche sich mit andern zu den Staats¬
organen rechnen könnte?
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ersten und zweiten Standes eine Veränderung erleiden sollte.
Wir haben schon an mehreren Stellen darauf hingewiesen, wie
nvthig es scheint zu vermeiden, daß nicht in der Landes-Reprä¬
sentation sich von Neuem eine gewisse Eifersucht ausbilde, die zu
einer Befcindung der verschiedenen Stände führt; dies kann sehr
leicht erreicht werden, ohne den Vertretern des Grund und Bo¬
dens den ihnen gebührenden Einfluß zu entziehen. Der Gegen¬
stand ist wichtig und nur eine reifliche Erwägung desselben kann
zu einem vollgültigenUrthcil führen; es handelt sich zunächst
davon, ob das Princip der Stabilität leiden würde, wenn dem
jetzt nicht repräsentirtenTheile des Volks ein größerer Antheil an
der Repräsentation eingeräumt würde. Um hierüber zu ent¬
scheiden ist es nöthig, die vorher abgebrochene Untersuchung wie¬
der aufzunehmen, welche Bürgschaft denn die Rittergutsbesitzer
dem Staate in dieser Hinsicht gewähren. Erst wenn diese be¬
kannt ist, läßt es sich bcurtheilen, in wie fern die Monarchiean
Stabilität gewinnt oder verliert, wenn sich das Stimmen-Ver-
haltniß des ersten und zweiten Standes verändern sollte. Bei
dieser Untersuchung kann es nicht auf die momentane Gesinnung
der jetzigen Generation ankommen, sondern nur auf den mate¬
riellen Gehalt der Bürgschaft.

Der Grund und Boden wird mit vollem Recht als der Re¬
präsentant des Bestehenden betrachtet, und seine Besitzer als die¬
jenigen, die, mit diesem verwachsen, das größte Interesse an
der inneren und äußeren Wohlfahrt des Reichs haben. Hierbei
stoßen wir immer auf eine Bedingung, durch deren Erfüllung der
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Satz vollkommene Gültigkeit erhält; diese ist, daß der Besitzer

mit dem Boden wirklich verwachsen sei. Ein solches Verhältnis

findet aber der Regel nach in den meisten Theilen des Landes

nicht statt; die Rittergüter sind zu einer verkäuflichen Waare ge¬

worden, die öfterer von einer Hand in die andere übergeht, als

das Waarenlager eines Kaufherrn, oder die Fabriken ihrer Unter¬

nehmer. Zwar hat die Regierung diesen Ucbelstand erkannt,

und daher die Wählbarkeit an einen zehnjährigen Besitz geknüpft;

indessen kann dies nur als Nothhclf gelten und auch dies nur,

wenn eine Gewißheit vorhanden ist, daß dem Besitzer der Grund

und Boden zum größern Theil wirklich selbst gehört; allein auch

dieses ist oft nicht der Fall, da eine Verschuldung des Grundstücks

bis auf die äußerste Grenze seines Werths nicht allein zulässig,

sondern durch die Hypotheken-Verfassung, durch die Credit-Insti-

tutionen erleichtert, durch die bestehende gleiche Erbtheilung noth-

wendig gemacht ist. Wollte man hierauf entgegnen, daß trotz

der hohen Verschuldung die Gutsbesitzer die Repräsentanten der

Stabilität bleiben, da in den einzelnen Kreisen des Landes noch

der Einfluß der länger in ihnen angesessenen adeligen Familien,

die mit ihren Angehörigen einen lebhaften Antheil an der Erhal¬

tung des Bestehenden nehmen, bei weitem vorwiegt, so würde

es , dies Alles auch zugegeben, nur beweisen, daß die Wirkung

der neueren Verhältnisse noch nicht eingetreten, aber keineswegs

beseitigt sei. Die Zeit, wo der Gütcrkauf frei geworden, ist zu

neu, um die Folgen davon schon jetzt in ihrer ganzen Ausdeh¬

nung hervortreten zu sehen, doch werden sie mit der Zeit nicht
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ausbleiben. Wenn wir nun den Gegenstand weiter verfolgen und

uns au das Faktische halten, so finden wir, daß jetzt die Ritter¬

gutsbesitzer aus Adeligen und Bürgerlichen bestehen; das frühere

Vorurtheil der Stande ist zwar gottlob sehr vermindert, aber noch

keineswegs völlig verschwunden, es kann daher sehr leicht kom

inen, und es ist schon hin und wieder der Fall, daß zu dem häu¬

figen Wechsel der Güter und zu der hohen Verschuldung derselben

sich noch die Spaltung der eigenen Glieder gesellt, was notwen¬

dig zu einer weitern Schwächung des konservativen Gewichts

führt.

Jedenfalls geht aus allem diesen hervor, daß der erste Stand

auf die Dauer nicht die Bürgschaft, die vorausgesetzt wird, ge¬

währt, und daß durch den von uns empfohlenen Zutritt des zwei¬

ten und dritten Standes das conservative Princip nicht geschwächt

wird. Wenn nun die Regierung das Bcdürfniß erkennen sollte,

der ständischen Verfassung eine gewisse Festigkeit zu geben, da sie

es sich nicht verschweigen kann, daß die Grundaristokratie allein

ihr diese nicht verbürgt, so wird sie sich entschließen müssen, den

lockern Grund zu verbessern, auf dem die Verfassung basirt ist.

Sie wird also auf der einen Seite die Bildung aristokratischer

Verhältnisse auch in den übrigen Gassen der Nation befördern,

andererseits aber auch der Aristokratie des Grund und Bodens

mehr Stabilität geben müssen.

Da wir uns berufen gefühlt haben, über die Verfassung zu

schreiben und auf die bestehenden Mängel und Gefahren aufmerk¬

sam zu machen, da wir endlich dabei keinen andern Zweck haben,
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als dem Könige und dem Vatcrlande, so weit unsere Kräfte rei¬

chen, nützlich zu werden, so würden wir gegen uns zu fehlen

glauben, wenn wir uns nicht offen aussprechen wollten.

Ohne alle Frage wird und muß die Regierung selbst es ein¬

sehen, daß das Verfassungsgcbaude Preußens einer gründlichen

Ausbildung bedarf. Eine Repräsentativ-Verfassung will der

Monarch seinem Volke nicht geben, und wie sehr wir dies den

Verhältnissen seiner Monarchie und den Interessen seines Volks

angemessen finden, haben wir mit allen, uns zu Gebote stehen¬

den Mitteln zu beweisen gesucht und wir schmeicheln uns, nicht

ohne allen Erfolg in der Meinung des Landes. Dagegen hat

der Monarch seinem Volke eine ständische Repräsentation zugesi¬

chert; hierin liegt die Notwendigkeit, sie conscquent auszubilden,

und ihr diejenige Begründung zu geben, die ihr noch fehlt. Daß

viele von den von uns gerügten Gebrechen, namentlich was die

Art der Repräsentation und die Stellung des ersten Standes be¬

trifft, wirklich bestehen, ist bekannt, und dennoch geschieht nichts,

die conservativen Elemente zu heben und zu stärken. Der Grund

scheint uns nicht allein in einem gewissen Widerwillen handelnd

aufzutreten, zu liegen, sondern vielmehr in der Ansicht, man be¬

dürfe nur einer Abwehr gegen öffentliche Manifestationen, um

den Zustand der Passivität erhalten zu können. In der Verwal¬

tung beruhe eine Kraft, eine Macht, die alle weiteren Stützen

entbehrlich macht.

Es giebt Zeiten und Verhältnisse, wo dies ausreichend schei¬

nen könnte, aber sie sind bald vorübergehend, es sind solche, die



schönen Svmmertagen gleichen, wo man sich in der ruhigen Na¬
tur schmeichelnder Lüftchen erfreut, und keine Ahnung davon hat,
daß Regen, Sturm, ja Gewitter und Orkane folgen können.
Bei den Verhältnissen Preußens im Jahre 1843 sind solche Som¬
merträume die gefährlichsten. — Im Jahre 18(16 hat Preußen
auch so geträumt und zerknickt ward die Monarchie, wenige Jahre
später ermachte es und groß erstand Preußen. — Wer daher
das erhabene Haus der Hohenzollern auf die Macht der Büreau-
kratie bauen will, der hat nicht auf einen Felsen, sondern auf
den losen Sand gebaut, und wenn die Fürthen kommen, so
schlämmen sie den Sand fort und das Gebäude stürzt zusammen.
Davor wolle Gott den König und uns bewahren, und deshalb
muß auf Felsen gcbauct, muß gehandelt werden. — Doch keh¬
ren wir zu dem vorhin abgebrochenen Thema zurück.

Die Verfassung hat den Rittergutsbesitzerngroße Vorrechte
ertheilt, und mit Recht kann dagegen eine Bürgschaft gefordert
werden, daß sie den dadurch auferlegten Pflichten zu genügen
vermögen. Eine solche Bürgschaft können nur diejenigen gewäh¬
ren, welche ein bedeutendes eigenes Grundvermögen besitzen,
mithin bis zu einer gewissen Höhe ein schuldenfreies Eigenthum
nachzuweisenim Stande sind. Die alten wie die neuen Verfas¬
sungen halten diesen Grundsatz fest, er liegt in der Natur der
Sache und verdient auch bei uns Nachahmung; nur eine einzige
Ausnahme in Hinsicht der alten adeligen Geschlechter wird in
England gemacht, sie liegt in der Billigkeit und beruht auf einem
historischen rechtlichen Grunde. In Preußen wie in allen deut-
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schen Landern waren es die alten adeligen Geschlechter, die frü¬

her als Repräsentanten des Grund-Vermögens große verfassungs¬

mäßige Vorrechte besaßen, welche zugleich als Familien - und als

Real-Rechte betrachtet werden mußten; daher konnte man von

den alten eingeborenen Familien*), die sich noch im Besitz von

Rittergütern befinden, billiger Weise auch in Preußen nicht einen

solchen Vermögens-Nachweis verlangen. England befolgt noch

jetzt denselben Grundsatz. Es muß dort jeder landliche Bewoh¬

ner, wenn er nicht zu diesen Familien gehört, ein Capital-Ver¬

mögen nach unserem Gelde von oima kvOMO Thlrn. nachwei¬

sen, um wahlberechtigt zu sein; bei uns würde dies, wegen des

geringem Reichthums und des hohem Werths des Capitals auf

^ bis ^ ermäßigt, hinreichend erscheinen.

Nicht minder wichtig wird es sein, die äußere Stände-Ver¬

schiedenheit der Rittergutsbesitzer mehr auszugleichen; es würde

dadurch zugleich die mögliche Veranlassung zu einem inneren

Zwiespalt vermieden und dem überhäuften Güterhandcl eine

Grenze gezogen werden. Die Vorschläge, die wir hierauf basi-

rcn, haben noch den Vorzug, daß ihre Ausführung sich auf ein

Princip stützt.

Durch die neuerö Gesetzgebung ist der Ankauf der Ritter¬

güter völlig frei gegeben und sind die Ehren- und Repräsenta¬

tivst-Rechte in reale verwandelt worden, die an dem Besitz des

*) Wir bevorworten, daß wir nicht zu den alten Familien Pommerns,
wo wir angesessen sind, gehören, daher nicht in die Ausnahme eingeschlossen
sind.
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Grundstücks hasten. Nun scheint eine Art von Anomalie darin

zu liegen, die Rechte des ersten Standes zu besitzen, ohne die

Titel führen zu dürfen und es würde daher ganz in der Conse-

quenz liegen, daß der Besitz adeliger Rechte auch adle, jedoch

nur auf die Dauer des Besitzes und nur ausgedehnt auf die Per¬

son und Familie des jedesmaligen Eigeners.

Bei der Thronbesteigung des jetzigen Monarchen schien der

Grundsatz, den Adel und Grundbesitz zu identisiciren, Anerken¬

nung zu erhalten, und ganz in diesem Sinne erfolgten die ersten

Standeserhohungen bei der Huldigung in Preußen; allein einige

Monate spater schien schon der Einfluß Anderer geltend gemacht

zu sein, denn schon bei der Huldigung in Berlin ward der Grund¬

satz wieder verlassen.

Zur Unterscheidung von dem Geschlechts-Adel würde der

Name des Guts seinem bisherigen Namen voranstehcn: Herr

von (der Name des Guts), dann der Familien-Name.

Eine solche gesetzliche Bestimmung würde sehr bedeutend auf

die Dauer des Besitzes der Güter in denselben Händen einwirken,

ohne den Nachtheil herbeizuführen, die Zahl der Adeligen in's

Unendliche zu vermehren, wie dies bei dem Geschlechts-Adel der

Fall ist. Durch den Gang unserer Betrachtungen werden wir auf

das Verhältnis« des Geschlechts-Adels geführt, eines von den Ge¬

genständen, welche jedesmal eine heftige Polemik herbeizuführen

pflegen, und die daher von so vielen Schriftstellern lieber um¬

gangen werden. Schon im ersten Theil haben wir einige An¬

deutungen über den Adel gegeben und es erfahren, welche Miß-
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deutungen diese hervorgerufen haben. Wir finden gerade hierin
eine Veranlassung, uns auszusprechen und sehen darin das ein¬
zige Mittel, die Ansichten darüber zu berichtigen.

Der Adel bidet einen der Bestandtheileder Nation und da
wir glauben, daß ein Bürgerkrieg von allen der verderblichste sei,
und daß ein Volk an Kraft durch Einigkeit gewinne, endlich daß
die Einigkeit von der richtigen Würdigung und Erkenntniß der
Stellung der einzelnen Glieder unter sich und zum Ganzen ab¬
hangt, so wollen wir uns nicht fürchten, den Bienenkorb umzu¬
stoßen, um zu sehen, wie viel Honig er enthalt, unbekümmert
um die Stiche, die wir Gefahr laufen zu erhalten.

So wenig wie Jemand dem Adel seine persönlicheStellung
in der Gesellschaft zu nehmen befugt ist, eben so wenig ist er ein
überflüssiges Glied derselben. Drei Ursachen giebt es, welche
die jetzige ungünstige Stellung des Adels herbeigeführt haben und
die naher beleuchtet werden sollen.

Die erste liegt in dem Verlust der Macht, die er einst
verfassungsmäßigbesaß *) und die in die Allmacht der Staats-
Regkerung untergegangen ist. Dieser Verlust, gleichviel, ob
verschuldet oder nicht, hat ihn in eine schiefe Stellung gesetzt und
zum Gegenstand des Angriffs gemacht, welches stets das Schick¬
sal derer ist, die einen gehabten Einfluß verloren haben.

Die zweite findet sich in der Fruchtbarkeit seiner Ehen
und in der auch bei ihm eingeführten gleichen Erbtheilung, so

') Wir bitten diesen Worten keinen andern Sinn beizulegen z wir spre¬
chen von einem historischen Faktum und ohne alles Bedauern.
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wie in dem Festhalten eines äußeren, oft durch die Zeit gebleich¬
ten Scheins.

Nachdem der Adel bei uns alle verfassungsmäßigenVor¬
rechte und Privilegien verloren hat und in die große Masse des
Volks zurückgetreten ist, bedurfte er des Vermögens und beson¬
ders eines großen Grundbesitzes,um noch irgend eine Stellung
zu behaupten und einen äußeren Glanz zu bewahren. Allein die
eben durch die gleiche Erbvertheilung und so manche andere Ver¬
hältnisse herbeigeführteZersplitterung der Vermögens-Verhält¬
nisse eines großen Theils desselben rauben ihm die Mittel, welche
erforderlich sind, um sich durch sein Austreten zugleich eine freie
unabhängige äußere Stellung und einen bedeutenden Wirkungs¬
kreis zu sichern. Hätte der Adel nach dem Beispiele Englands
den Glanz und den Einfluß der Familie den Besitzern der
Stammgütcr überlassen, entschlössen sich die Unvermögenden zur
Suspensation ihres Adels und schlössen sich den erwerbenden
Gassen an, so würde jetzt die Stellung Vieler nicht so drückend
sein, welche mit altem Namen, aber von allen Mitteln entblößt,
oft nur im Kriegsdienst ein glänzendes Elend mit dem andern
vertauschen.

Die dritte Ursache des Zerfalls des Adels ist eine innere
und liegt tief verborgen in den neueren Ansichten der Zeit, in
diesem allgemeinen Neuerungs-System, in der Nivcllirungs-
Theorie und vor Allem in dem Egoismus, der ein sehr naher
Verwandter des Zeitgeistes zu sein scheint.

Wir wollen uns näher erklären, um nicht einen Anlaß zu
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geben, unsere Worte falsch zu deuten. Wenn wir uns auf den

höhern Standpunkt stellen, von welchem Andere den Adel und

dieser sich selbst betrachten sollte, so ist die eigentliche Idee, die

ihm unterliegt, die, sich dem allgemeinen höhern Zweck gcweihet

zu haben. Aus diesem Gedanken entsprangen die Ritterorden

und bildeten daher auch den Glanzpunkt in der Geschichte des

Adels. Derselbe Gedanke ist und bleibt fundamental und die

Achtung, die ihm aus der Verwirklichung desselben entspringen

würde, zeichnet ihm die Richtung vor, welche er einschlagen soll.

Hieraus folgt, daß seine Stellung keine egoistische, sondern ur¬

sprünglich eine aufopfernde war. Durch seinen Stand hat er sich

der Vertheidigung des Vaterlandes, der Rechte der Krone, der

Freiheit des Volks gewidmet; für diese ritterlich zu streiten ist

die Aufgabe, welche er selbst sich setzen muß. Wer auf besondere

Achtung Anspruch machen will, muß sie nicht den Thaten seiner

Vorfahren, sondern seinen eigenen höheren Leistungen verdanken

wollen. Um aber dem Ganzen wahrhaft nützlich zu sein, bedarf

der Adel einer Stellung, die ihm die Gelegenheit verschafft, eine

bedeutende Einwirkung üben zu können, daher muß er sich Kennt¬

nisse erwerben, sein Vermögen zu Nathe halten, durch großen

Grundbesitz mit dem Lande verwachsen bleiben, und sich stets als

Wewahrer der feinen Sitten und der Schicklichkeit erweisen.

Vorhin ist gesagt worden, die Ansichten der Zeit und das

Nivellirungs-System hatten seinen Verfall herbeigeführt und wei¬

terhin bemerkt, daß die Behauptung seiner Stellung Aufopferun¬

gen von ihm fordere.
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In Deutschland hat sich qllgemein die Idee festgesetzt, es sei

eine Ungerechtigkeit, wenn die Kinder derselben Eltern nicht in

der Erbschaft gleichgestellt würden. Diese Idee theilt auch der

Adel, sie ist aber unvereinbar mit der Behauptung seines Ranges;

wer daher nicht für die Erhaltung der Stellung seiner Nachkom¬

men diese Ansicht von Gleichheit der Rechte opfern will, der sorgte

besser für sie, wenn er auf einen Adel und auf Ansprüche verzich¬

tete, die drückender werden, je weniger man im Stande ist, ihnen

zu entsprechen.

Außer so vielen andern Ursachen hat auch der sogenannte

Hofadel nachtheilig eingewirkt und dem Grundadel wesentlich ge¬

schadet. Die Stellung, die dieser zunächst um die Person des

Fürsten einnahm, machte ihn oft hochmüthig, und da es ihm an

Gelegenheit fehlte, sich Verdienste um das Land zu erwerben, er

aber häufig nicht ohne Einfluß auf den Gang der Geschäfte und

ganz besonders der zu besetzenden Stellen blieb, so wurde der Un-

muth darüber auf den ganzen Adel übertragen.

So sehr dieser auch vielleicht durch seine eigne Schuld befein¬

det worden ist, so ist und bleibt es wahr, daß die Monarchie und

das Land ihm sehr viel verdanken, sowohl in Hinsicht der Ver¬

teidigung des Vaterlandes als in administrativer und legislativer

Beziehung. Auch für die Folge kann und wird er große Dienste

leisten, wenn er sich auf eine seiner Grundidee entsprechende Weise

zu reconstituircn sucht.

Von jeher und in allen Ländern hat es sich gezeigt, daß der

Adel, wo er irgend seine Stellung behauptet hat, viel Geschick für
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die höhere Verwaltung zeigt, daß er sich weit freier und unabhän-
giger erhalt, als Mancher aus dem Bürgcrstande, wenn er zur
Macht gelangt, und daß in ihm die Wölker schon oft die freisin¬
nigsten Vertreter ihrer Rechte gesunden haben, welche sie mit Ge¬
schick geltend zu machen wußten. Wir sind weit davon entfernt,
hierdurch den Talenten im Bürgerstande entgegen zu treten, oder
diese verkleinern zu wollen, aber wir glauben, daß ein Stand,
der sich frei von den gewöhnlichen Sorgen des Lebens zu erhalten
vermag, der sich von Kindheit auf in den höchsten Cirkeln bewegt
und, wenn er kein Brodstudium zu machen braucht, eine allge¬
meinere Bildung gewinnt, dadurch eine Freiheit des Geistes und
Festigkeit des Willens bewahrt, die dem Monarchen wie dem
Volke gleich nützlich werden kann. Wenn wir nun von dem, wie
es sein sollte, zudem, wie es ist, übergehen, so bekennen wir
offen, daß eine Wiedergeburtnöthig ist, und mit Beziehung auf
die Verfassung im Interesse der Monarchie liegt. Bis jetzt ist dies
so wenig erkannt, daß auf Errichtung von Familienstiftungcn auf
Landgütern eine hohe Abgabe ruht, und die Regierung dadurch
beweiset, wie sehr sie in dieser Beziehung die Verhältnisse mißver¬
steht. Der Adel, wenn er für die Zukunft eine Bedeutung be¬
halten und eine nützliche Stellung einnehmen will, muß wieder
wahrhaft adlige Gesinnung annehmen und dieser gemäß handeln;
er muß sich in einem großen und möglichst schuldenfreien Grund¬
besitz erhalten, und um dies zu können, Majorate stiften. Nur
auf Grundbesitz basirte reiche Aristokratie ist wünschenswerth,nur
diese eine dem Lande nützliche.



So sehr es nun dem Adel selbst zu empfehlen ist, dies zu er¬

wägen, so sehr empfehlen wir den übrigen Geissen, auf zwecklose

Anfeindungen zu verzichten, da, wo es wirkliche Gebrechen giebt,

sie zu rügen, wo es Jrrthümer giebt, sie zu berichtigen; diese

ewigen, aus der Luft gegriffenen Diatriben gewisser Zeitungen ge¬

gen den Adel sollte dagegen die Presse selbst mit gebührendem Un¬

willen strafen. ,

Die Einwirkung von einflußreichen Gegnern und die Furcht

vor jedem entschiedenen Auftreten sind vorher als die Ursache des

Zögerns bezeichnet, welche die weitere Entwickclung der Verfas¬

sung erfährt; auf die Büreaukratie allein das Heil der Monar¬

chie zu bauen, ist als höchst unsicher bezeichnet worden. Der Zu¬

stand kann unmöglich bleiben, wie er jetzt besteht, wenigstens wird

er zu keiner festen Ordnung der Verhaltnisse führen. Jetzt besi¬

tzen wir von allen politischen Staatsformen einzelne Bestandthci-

le, die sich gemischt neben einander gestellt haben. Das monar¬

chische Princip erblickt neben sich das demokratische und aristokra¬

tische, der Absolutismus, der auch nicht immer fehlt, die Büreau¬

kratie.

Wir glauben uns überheben zu können die Richtigkeit dieser

Angaben näher zu erweisen; in dem kosten Theil, so wie in diesem

sind die Belege zu finden. So viel steht jedenfalls fest, daß Ein

Princip angenommen und verfolgt werden muß, und daß, wenn

dieses auch nicht das vorzüglichste wäre, es doch der Halbheit und

einem beständigen Schwanken vorzuziehen ist.

Wenn wir uns nun zu der Art der Ausführung der von uns
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angezeigten Reform - Borschlage wenden, so scheint es nothwendig

diese mit der Formation und Restitution standischer Elemente zu

beginnen, und sie gleichzeitig vorzunehmen, ihnen gleichsam Einen

Guß zu geben. Es kömmt Alles darauf an, ein Gleichgewicht zu

erhalten und aus den einzelnen Gruppen ein geschlossenes Ganze—

die standische Monarchie selbst — hervorgehen zu lassen.

Die Schwierigkeit, welche schon an und für sich jede Umfor¬

mung und selbst Restauration von Verhältnissen mit sich führt,

die in dem innern Organismus ihre Wurzel haben und so unmit¬

telbar in das Leben des Volks eingreifen, steigert sich noch durch

die abweichenden verschiedenen Provinzen der preußischen Monar¬

chie, die keine gleiche Anordnung erlauben. Die Grundzüge des

Plans müssen von der Regierung ausgehen, wie sich dies von

selbst versteht, allein der Verwaltung wird es unmöglich sein,

ihm ohne Hülfe von Personen aus den verschiedenen Standen ir¬

gend eine Reife zu geben, und es würde zu keinem Resultate füh¬

ren, die Gutachten der Stände darüber zu fordern, wenn nicht

eine gründliche Ausarbeitung vorangegangen wäre; daher scheint

wohl kein anderer Weg übrig, als den Gedanken des vorigen Kö¬

nigs zu verfolgen, die Vorarbeiten einer besondcrn dazu berufenen

Commission zu übertragen.

In den vorstehenden Blättern haben wir eine richtiger ver-

thcilte Vertretung der materiellen Interessen gefordert, dagegen die

der geistigen übergangen; wir haben uns jetzt noch zu rechtferti¬

gen , weshalb wir glaubten sie ausschließen zu müssen. Die Be¬

deutung, welche die geistigen Interessen haben, und der Einfluß,
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den sie auf die Entwicklung des Ganzen üben, wird wohl Nie¬

mand verkennen können, ihre Thcilnahmc streitet aber gegen das

Princip, ihr Eintritt in die ständischen Kammern laßt keinen Er¬

folg und am wenigsten einen wünschenswcrthen erwarten.

In der ständischen Repräsentation, die ganz besonders den

materiellen Interessen gewidmet ist, scheint dem gelehrten Stande

kein Stuhl offen zu stehen, denn diese beschäftigt sich mit dem

Materiellen, mit der Wirklichkeit, jene mit abstrakten Begriffen,

mit Theorien. Die geistigen Elemente bedürfen auch dieser Ver¬

tretung nicht, um sich Geltung zu verschassen. Als geistig neh¬

men sie einen höhern Rang ein, als ihnen in dem engen Raum

des Repräsentantenhauses angewiesen werden kann, sie haben ein

anderes Forum um sich Anerkennung zu verschaffen; dieses ist die

Oeffentlichkcit, ihr Organ die Presse; auch ohne Sitz in den

Kammern üben sie aus diese wie auf die Regierung und das ganze

Publikum einen Einfluß, und einen sehr nützlichen, wenn Geist

und Wahrheit aus ihnen sprechen. Wenn der Stand der Gelehr¬

ten aller Fächer, wenn geistreiche Denker ihre Stimme erheben, so

bleibt sie nicht in den Grenzen eines Hauses, eines Landes, sondern

hat die Welt als Auditorium und fehlt ihnen dann die Anerken¬

nung, so tragen sie allein die Schuld. So wenig nun die rcingesi

stigen Elemente in den engen Raum der Kammern gehören, weil

sich dadurch ungleichartige Elemente neben einander stellen würden,

so ist ihre Gegenwart in gewisser Beziehung nicht einmal wün¬

schenswert!), denn die Repräsentanten der materiellen Interessen

und die der geistigen würden sich entweder nicht verstehen, und
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dann wäre ihr Zusammentritt unnütz, oder wenn ein beredter Vor¬
trag abstrakter Theorie die Stande - Versammlungaus dem mate¬
riellen Kreise herauszöge, und sie zu höhern Anschauungen empor¬
höbe, so würde an der Stelle der praktischen Bcrathung eine theo¬
retische Dissertation gehalten, und verhandelt. Man wendet da¬
gegen ein, daß den Standen Gegenstande zur Bcrathung vorge¬
legt werden könnten, die, weil sie mehr geistiger Natur waren,
wohl einen sachkundigen und beredten Vertreter wünschenswert!)
machten.

Wir glauben darauf erwidern zu müssen, wie es in den stan¬
dischen Kammern nicht an geistreichenund höher ausgebildeten
Männern fehlen wird, wenn die Wähler ihre Schuldigkeit thmr
Es scheint aber recht eigentlich die Ausgabe der Beamten des
Staats zu sein, die Hähern geistigen Interessen zu wahren.

Mit Recht kann eine höhere Intelligenz, die Vertrautheit
mit dem System von ihnen gefordert werden; sie müssen in intel-
lectueller Beziehung an der Spitze stehen. Durch die Bewilli¬
gung einer Aufnahme geistiger Elemente in die Kammern würde
höchstens eine einseitige Opposition gegen die Ansichten der Regie¬
rung entstehen, und wahrscheinlich nur eine Candidatur für den
Staatsdienst dadurch gegründet werden.

Im preußischen Staatsdienste befinden sich so viele fähige
und geistig ausgebildete Männer, wie das Bedürfniß es nur im¬
mer erfordern kann, und wenn man sie nicht zu finden weiß, so
trägt davon die Verwaltung selbst die Schuld. Wer es bezweifelt,
daß die geistigen Interessen durch die Verwaltung und namentlich
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durch die preußische, gehörig gewahrt werden, den verweisen wir

auf die Gesetzgebung Preußens in denJahren von 1807 bis 1820,

und ihm werden alle Zweifel schwinden.

Auch eine kirchliche Vertretung wird von einigen Seiten als

historisch begründet gefordert. Wir möchten fragen, welche Kirche

vertreten werden solle? etwa auch die Secten, in welche die evan¬

gelische zerfällt? übrigens ist die Kirche als solche historisch nie re-

präsentirt worden. Ihren früheren Sitz in der Standeversamm¬

lung nahm sie als Vertreterin des derselben gehörigen Grundei-

genthums ein, sie war die Repräsentantin des corporativen Grund¬

vermögens; mit dem Verlust desselben hat die Geistlichkeit auch

ihre Stellung in den Standeversammlungen eingebüßt. Soll der

Kirche oder den Bischöfen derselben irgend eine Vertretung zu Theil

werden, so kann diese nie in Wahlkammern stattfinden, sondern

nur da, wo es zwei Kammern gicbt, in der ersten derselben.

Versuchen wir nun die Aufmerksamkeit auf einige andere

Mängel zu richten, deren Entfernung ebenfalls wünschenswert!)

erscheint.

In dem Gesetz vom Jahre 1823 wegen Errichiung der Pro-

vinzial-Stande ist die Bestimmung enthalten, daß, um eine Pe¬

tition oder Ncclamation der Stände bis zum Thron bringen zu

können, eine Majorität der Stimmen von Z erforderlich sei; hat

die Petition die einfache Majorität, allein nicht die so eben bezeich¬

nete, so wird sie zwar zur Allerhöchsten Kenntniß gebracht, aber

nur als eine Notiz, welche keiner Beantwortung bedarf. Der

Zweck, welcher damals zu dieser Bestimmung die Veranlassung
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gegeben zu haben scheint, ist leicht zu crrathen, es sollte dadurch das
Petitionsrecht eingeengt und wo möglich verhindert werden, daß
nicht so leicht Beschwerden über die Verwaltung bis zum Thron
gebracht werden könnten, und diesen Erfolg hat es auch gehabt.

Welchen billigen und verständigen Grund kann es wohl ge¬
ben, der Majorität das Recht zu entziehen, ihre Wünsche, die
Bedürfnisse des Landes auf verfassungsmäßigem Wege dem Mo¬
narchen vorzutragen? Es giebt Fälle, wo es gerathen bleibt,
daß sich eine überwiegende Mehrheit für etwas erkläre, z. B. wo
wesentliche Abänderungen in der Verfassung beabsichtigt werden,
oder wenn von Eingriffen in die Rechtsverhältnisse von Corpora-
tionen oder Einzelnen die Rede sein sollte. Dergleichen Vorsichts-
maaßregeln sind aber jedenfalls nur da zu empfehlen, wo den
Ständen eine entscheidende Stimme zukommt, nicht wo es sich
nur darum handelt, ihre Bitten vor den König zu bringen. Den
ängstlichen Gcmüthcrn will man glauben machen, daß diese Er¬
schwerungen nöthig wären, um ungebührliche Anträge von Sei¬
ten der Stände zu verhindern. Es scheint, dieses Gespenst wür¬
de kein Glück mehr machen. Eine zu große Aufregung haben sich
die Provinzial-Landtagebisher nicht zu schulden kommen lassen,
sondern sich mehr an das Materielle gehalten, und da ihr geschäft¬
licher Wirkungskreiswenig befriedigend war, so wandte sich
ihr Thätigkeitstrieb einstweilen auf directe Beförderung des Ver¬
brauchs. Ja in manchen Provinzen boten sich der Patriotismus
und die Gastfreundschaft gleichsam die Hand, den guten Magen
der Herren Abgeordneten auf die Probe zu stellen.
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Doch Dank sei es der Großherzigkeit des Monarchen, die

Zeit der Nullität wird vorübergehen — sie ist es schon. — Die¬

ses hat der erste Landtag nach dem Regierungsantritt bewiesen.

Mit Zuversicht kann daher das Land hoffen, alle diejenigen Hin¬

dernisse entfernt zu sehen, die nur darauf berechnet sind, den Mo¬

narchen mit Wünschen der Majorität seiner getreuen Stande in

Unbekanntschaft zu erhalten, die vorhandene Gleichgültigkeit fort¬

bestehen zu lassen und Reclamationcn gegen ctwanige Mißgriffe

in der Gesetzgebung und Verwaltung zu verhindern. Es ist nur

zu bekannt, wie manche Rücksichten ohnehin schon bestehen, bis

sich der einzelne Abgeordnete entschließt einen Antrag zu unter¬

stützen, der möglicher Weise nicht gut aufgenommen werden

könnte; wenn hierzu noch gerechnet wird, wie viele Abgeordnete

Beamte sind, so ist es leicht zu erkennen, wie schwer es hält,

daß in solchen Fällen sich eine einfache Majorität herausstellt,

und wie eine von Z oft in der Unmöglichkeit liegt. Die Re¬

gierung kann nur selbst wünschen, alle Verhältnisse zu kennen

die mangelhaft sind und einer Abänderung bedürfen, ja es ist

heilsam, wenn selbst diejenigen Beschwerden, die keine volle Be¬

gründung haben, zu ihrer Kenntniß gelangen, als das beste

Mittel sie zu berichtigen.

Ein anderer wesentlicher Mangel liegt in der 2jährigen

Zwischenzeit der Landtage; dies hat den Nachtheil, daß die Ge¬

schäfte sich häufen, die Berathungcn oft der Gründlichkeit, die

Antrage und Gutachten der Reife entbehren und sich dann von

einem Landtage zum andern verschleppen, worunter das Land

wesentlich leidet.
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Gegen die Abhaltung jährlicher Landtage wird angeführt:

Es bestehe kein Bedürfnis, die Landtage zu vermehren,

da es an Stoff für die Berathungen der Stande fehle;

Es würden dadurch die Kosten vermehrt und die Abgeord¬

neten zu oft aus ihren Privat-Verhältnissen herausgerissen.

Es belästige die Verwaltung und unterbreche den regelmä¬

ßigen Gang der Geschäfte.

Diesen Ansichten fehlt es an Begründung. Nie und zu

keiner Periode hat es mehr Stoff zu ständischen Berathungen

gegeben, als jetzt vorhanden ist, und die nächste Zeit darbieten

wird.

Wenn die Regierung sich entschließen sollte, die jetzigen

günstigen Zeiten zur weiteren Entwickelung der Verfassung zu

benutzen, so wird schon dieser Gegenstand allein reichen Stoff

zur Thätigkeit der Landtage gewähren.

Allein auch abgesehen von dem Material, welches die Ver¬

fassung zur Berathung der Stände abgeben konnte, gicbt es noch

unendlich viele andere Gegenstände die eine Berücksichtigung ver¬

dienen ; der jetzt beabsichtigte Bau der Eisenbahnen und was sich

an diesen knüpft, steht dabei oben an. Wir werden uns in dem

Abschnitt über die Verwaltung weitläufig über denselben ausspre¬

chen, und verweisen den Leser dorthin; ebendaselbst werden wir

uns über den Erlaß an der Salzstcuer verbreiten, und zu bewei¬

sen suchen, zu welchen segensreichen Folgen dieser Akt der Groß-

muth des Königs die Veranlassung werden kann, wenn jener so

benutzt wird, wie sich die Gelegenheit dazu darbietet, und die
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Stande der Regierung dabei entgegenkommen.Ein anderer Ge¬

genstand, der eine gründliche Erledigungverdient, findet sich in
den polizeilichen Verhältnissen des Landes. Da diese zum großen
Theil in erster Instanz von nicht besoldeten Personen verwaltet
wird, so scheint es ein großer Mangel, daß die Gesetzgebung

nicht bestimmtereVorschriften erlassen hat, als die jetzt bestehen¬
den, wo so Vieles noch der eigenen Auslegung überlassen geblie¬
ben ist. Vor Allem scheint es nöthig, daß endlich die Grenze

zwischen der Befugniß der Polizei und Justiz scharfer gezogen
werde. (Dieser Grcnzstreit ist ein sehr alter.) Beide waren frü¬

her vereint, oder vielmehr ressortirte einer aus dem andern und

erst in neuerer Zeit ist die formliche Trennung eingetreten. Es

liegt gewiß in einem dringenden Bedürfniß, die noch bestehenden
Eontroverscn zu beseitigen.

Indessen würde auch dieses noch nicht genügend erscheinen,

bis die Regierung eine Polizei-Ordnung erlassen haben wird.
Die Unsicherheit, in der sich jetzt die Polizei-Behörden befinden,

ist ihnen eben so peinlich als dem allgemeinen Wohl nachtheilig.*)
Ob die Polizei gut oder schlecht, oder in vielen Punkten gar

nicht geübt wird, ist etwas rein Persönliches geworden. Für

den Mißbrauch ist zwar gesorgt, daß den Eontravenientennicht
Unrecht geschehe, aber nicht für die Sicherheit des Publikums.

Wir konnten die sprechendstenBeispiele anführen, wenn es hier

') Die Zunahme der Bevölkerung, die an manchen Orten immer mehr

und mehr überhandnehmende Wöllerei, und die offenen, in dieser Beziehung

so häufig vorkommenden Exccsse, fordern dringend gesetzliche Bestimmungen,

um den Behörden ein wirksameres Einschreiten zu gestatten.
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der Ort zu sein schiene. Das hohe Ministerium, dessen Sorge

das Innere anvertraut ist, wolle diesen wichtigen Punkt ins Auge

fassen und zur Allerhöchsten Kenntniß bringen.

Ein besseres Armengesctz, eine nähere Bestimmung wegen

der Domicil-Gcwinnung, ein Gesetz zur Ordnung der Verhält¬

nisse des Guts-Gesindes, über Errichtung von Besserungsanstal¬

ten für die aus dem Zuchthausc entlassenen Sträflinge und vieles

Andere gewähren reichen Stoff zur Begutachtung der Stande.

Indessen mehr wie alles dieses wird in der nächsten Reihe

der Jahre die Revision der Gesetzgebung den öftern Zusammen¬

tritt derselben fordern.

In den Provinzen der Monarchie, wo das Land-Recht be¬

steht, ist man mit einer Gesetz-Revision beschäftigt und sie liegt

im dringendsten Bcdürfniß; an ihr wird schon seit einer langen

Reihe von Jahren gearbeitet, und sie wird auch nach der den

Ständen gegebenen Zusicherung als die persönlichen und Ei¬

genthums-Verhältnisse betreffend, ihrer Begutachtung vorgelegt

werden.

Soll nun diese, der Wichtigkeit des Gegenstandes gemäß,

eine reife Bcrathung erfahren, so wird, wenn die Gesetz-Cvm-

mission ihre Arbeit ununterbrochen fortsetzt, bei der Menge der

Objekte es unmöglich werden, diese während der Dauer eines

Landtages gründlich zu begutachten, wenn diese nur alle zwei

Jahre abgehalten werden sollen. Die Folge hiervon würde sein,

daß sie auf den nächsten, erst nach zwei Jahren erfolgenden Land¬

tag verschoben werden müßte. Unterdessen hat aber die Gesetz-
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(Kommission doch hoffentlich nicht müßig gesessen, zu dem alten

Rest kommen dann neue hinzu und auf diese Weise ist kaum ein

Ende abzusehen. Erwagt man nun, wie wenig zu erwarten ist,

daß die Ansichten der Provinzial-Landtage in gleichem Sinne

ausfallen werden, und daß ferner mit Gewißheit anzunehmen ist,

daß der Staats-Rath und die Gesetz-Commission sich auch nicht

in allen Fallen mit den Standen übereinstimmend erklären wer¬

den, und daher dieselben Gegenstände wiederum an die Landtage

zurückgehen müssen, so steht in Aussicht, daß bei zweijähriger

Landtagsperiode ein halbes Mcnschenalter erforderlich sein wird,

um zum Schluß zu kommen.

Zur Vcrthcidigung der Ansicht, daß jährliche Landtage sich

recht eigentlich im Bedürfniß des Landes befinden, läßt sich noch

Vieles anführen; indessen wollen wir uns hier damit begnügen,

gezeigt zu haben, es fehle nicht an wichtigem Stoff zu den Bc-

rathungen.

Was nun den zweiten Punkt, die Kosten und die Zeitvcr-

saumniß der Abgeordneten betrifft, so verdient er wohl im Be¬

treff des Nutzens, der daraus für das Land erwächst, keine Beach¬

tung, und die Männer, welche sich entschließen, einen Theil ihrer

Zeit den öffentlichen Angelegenheiten zu widmen, werden dem

höhern Ziel gern ein solches Opfer bringen.

In Hinsicht des letzten Punktes: jährliche abzuhaltende

Landtage würden störend auf den Gang der Verwaltung eingrei¬

fen, so ist zwar nicht zu verkennen, daß sowohl die Vor- als die

Nacharbeiten, welche die ständischen Berathungen veranlassen,
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die Thätigkeil der Verwaltung bedeutend in Anspruch nehme»

werden; der Grund liegt aber nicht sowohl in der Mittheilung

der Propositivnen als in der großen Zahl der Punkte, die eine

Erwägung verdienen und dazu einer Bearbeitung bedürfen. Ver¬

sammeln sich die Stände jahrlich, so Haufen sich die Arbeiten we¬

niger, ihr Zusammensein wird daher kürzere Zeit fordern und um

so schneller geschlossen werden können, wenn die Ausschüsse die

Proponenda gründlich an sie gelangen lassen.

So wesentliche Vorthcile auf der einen Seite die Provinzial-

und Communal-Verfassung der Nation dadurch gewahren, daß

sie ihre innern Angelegenheiten zum großen Thcil selbst verwaltet

und auf den Prcvinzial-Landtagcn begutachtet, so ist auch auf

der andern nicht zu leugnen, daß die Isolirung der Kammern in

acht verschiedenen Provinzen bei Berathung über allgemeine Ge¬

genstande, zu einer den Geschäften nachtheiligen Schwerfällig¬

keit führt, und ihre Gutachten keineswegs befriedigend ausfallen

können, da sie aus einem einseitigen Gesichtspunkt hervorgegan¬

gen sind.

Die Verordnung vom 20. Juni 1842, die Erweiterung

der Prvvinzial-Stände und die Errichtung der Ausschüsse betref¬

fend, geht auch von diesem Gesichtspunkte aus; im §. 3 heißt

es wörtlich:

„Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten,

„wenn die Ansichten der Landtage verschiedener Provinzen über

„einen von ihnen bcrathenen Gesetz-Entwurf bedeutend von ein¬

ander abweichen, oder wenn in der weitern Berathung der Ge-
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„setze in den höhern Instanzen der Legislatur neue Momente her¬

vortreten und Wir es angemessen finden, durch ständische Or-

„gane eine Ausgleichung der verschiedenen Ansichten herbeizu¬
führen."

Nun heißt es aber wieder im §. 2 derselben Verordnung:
„Die verfassungsmäßige Wirksamkeit der Provinzial-Stände,

„so wie solche durch den Artikel III. des allgemeinen Gesetzes vom
„5. Juni 1823 vorgeschrieben ist, erleidet durch den Ausschuß

1 keine Beeinträchtigung."
Es scheint bei einer oberflächlichen Betrachtung zwischen die¬

sen beiden §§. ein gewisser Widerspruch zu liegen. Dies ist je¬

doch nicht der Fall.
Die Satze sind sehr kurz gefaßt, enthalten aber sehr rich¬

tige Andeutungen,mit denen sich jeder, der die Richtigkeit der
weitem Ausbildung der Monarchie erkennt, sich einverstanden
erklären wird.

Der scheinbareWiderspruchin diesen §§. läßt sich in Fol¬

gendem finden. Bisher waren die Provinziell-Stände das allei¬
nige gesetzliche Organ des Volks zum Monarchen. Die durch
das Gesetz vom I .März 1842 angeordneten Ausschüsse, die jetzt
durch die Huld des Königs zu einer allgemeinen Landes-Bera-

thung sich versammelt hatten, nehmen für die höheren allgemei¬
nen Gegenstände den Platz ein, den bisher dieProvinzial-Stände
in Besitz hatten.

Als bloße Deligirtc der Provinzial-Stände können die Mit¬

glieder des Ausschusses nicht betrachtet werden; einem Deligirten
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kann von seinen Comittenten eine Instruktion gegeben werden,

und diese würde in der Regel die sein, die Ansichten der Majo¬

rität des Landtages fest zu halten; für diesen Fall würden die

Ausschüsse aus willenlosen Automaten bestehen und jede frucht¬

bare Berathung wäre unmöglich. Dies kann daher nimmermehr

die Absicht sein. Es muß mithin den Mitgliedern der Ausschüsse

das Recht zustehen, nach eigner, bester, durch die allgemeine

Berathung geläuterter Ansicht, ihre Meinung abgeben zu können;

für diesen Fall wird aber scheinbar der Einfluß der Provinzial-

Kammcrn beschrankt, denn sie hören auf, die oberste Instanz zu

bilden, welches die Bestimmung des §. 2 zu verlangen scheint,

nach welcher die verfassungsmäßige Wirksamkeit derselben keine

Beeinträchtigung erleiden soll. Allein, wie schon vorhin gesagt,

dieser Widerspruch ist nur ein scheinbarer.

Durch die Berechtigung, welche jene Verordnung den Pro-

vinzial-Ständcn crtheilt, Abgeordnete aus ihrer Mitte zu den

allgemeinen Berathungcn aller Provinzen des Reichs zu senden,

wird ihr Wirkungskreis nicht eingeengt, sondern sichtbar erwei¬

tert, und zwar im wesentlichen Interesse ihrer Committenten.

Die Prvvinzial-Kammcrn bilden wie bisher das ständische Or¬

gan, aber sie sind außerdem noch berechtigt, durch einen Aus¬

schuß aus ihrer Mitte sich über diejenigen Gegenstände im In¬

teresse der gcsammtcn Monarchie zu berathcn, welche zwar den

Provinzial-Ständen mit vorgelegt wurden, über die es ihnen

aber in ihrer isolirten Stellung oft unmöglich war, ein begrün¬

detes Gutachten abzugeben, und die mithin nur zu häusigen Com-
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promittirungcn führen können, wobei aber der eigentliche Zweck,
der Regierung ein begründetes Gutachten abzugeben, verfehlt
wird.

Was nun den Wirkungskreisder Ausschüsse betrifft, so ist
dieser durch die Natur der Sache bezeichnet; er fangt da an, wo

die isolirte Stellung der Provinziell-Kammern sie ungeeignet

macht, ein begründetes Urtheil abzugeben und hört da auf, wo
mit den Befugnissen derselben Collisionen eintreten würden. Der

§. 2 -bestimmt dies und nichts weiter. Die allgemeinen Aus¬
schüsse sollen keine für sich bestehende Kammer mit initiativer
Stimme, keine eigentlichen Reichsstande bilden, sondern sich im¬

mer wieder in die Provinzial-Stande zurückziehen. Zu den
Funktionen der Ausschüsse gehört nun unzweifelhaft die Begut¬

achtung aller derjenigen Gegenstände, welche nicht speciell die
einzelnen Provinzen, sondern das ganze Land berühren, und wo
mithin das Provinzielle dem Allgemeinen untergeordnetbleiben
muß; ferner alle Gegenstände, wo es sich im Fall eines Kriegs
oder der Ausführung großer Landes-Meliorationenvon Staats-

Anleihcn und deren Garantie handelt, desgleichen wenn von
Abgaben-Erlaßoder von neuen Steuern die Rede ist u. dgl.

mehr. Daß die Provinzial-Stände über alle diese Gegenstände,
wenn nicht unerwartete eilige Umstände eine Ausnahme fordern,
vorher gehört werden können, scheint nach den Bestimmungen

des §.2 der Verordnungvom 26. Juni 1842 unzweifelhaft,und
kann nur als zweckmäßig erkannt werden.

Wie die Verhältnissesich bisher gestaltet haben, blieb es
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rein den Ansichten der Behörden überlassen, aus den oft sich

entgegenstehenden Gutachten der Provinzial-Landtage diejenigen

hcrauszuwahlen, die mit den ihrigen übereinstimmen, und sie

konnten dem Monarchen demnächst immer ohne direkte Verletzung

die Wahrheit vortragen, daß die und die Stande sich damit ein¬

verstanden erklärt hatten. Was dagegen die eigentliche Ansicht

der Majorität des Landes war, blieb dem Monarchen unbekannt.

Ein solcher Zustand kann weder das Lanv befriedigen noch die

hohen Staats-Intercssen befördern. Dieser große Uebelstand

wird nun durch den Zusammentritt der Ausschüsse abgewendet.

Allein nach den Bestimmungen der Verordnung vom 26. Juni

1842 ist dieser von dem jedesmaligen höchsten Befehl abhängig.

Dadurch wird es ein Akt augenblicklicher Huld des Monarchen,

und ist als solcher dankbar zu erkennen, allein es laßt diejenigen

Bürgschaften vermissen, welche im Sinne der Stabilität drin¬

gend nöthig sind. Es hat daher den heißen Wünschen, welche

das preußische Volk aus allen Theilcn des Reichs zum Thron

sendet, nicht völlig entsprochen, weil dadurch der Zustand der

Ungewißheit, der Sorge und Hoffnung nicht aufgehoben wird,

dessen Beseitigung die vom Monarchen erlassene Verordnung

vom 26. Juni 1842 hoffen ließ. Nur erst, wenn der regelmä¬

ßige Zusammentritt der Ausschüsse und der Umfang ihrer Befug¬

nisse durch die Huld des Monarchen für immer festgesetzt und da¬

durch zu einem Grundgesetz der Verfassung erhoben sein wird,

kann der wesentlichste Punkt derselben (die ständische Repräsen¬

tation) als im conservativcn Sinne abgeschlossen betrachtet wer-
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den; erst dann werden die Folgen eintreten, welche aus der Sta¬

bilität für die Monarchie und deren Festigkeit entspringen*).

So wichtig es nun für die jetzige und künftige innere Wohl¬

fahrt der preußischen Monarchie sein wird, wenn die Verfassung

eine feste Ausbildung unter der jetzigen Regierung erhalt, so

entschieden wird es die Kraft Preußens in seinen Verhaltnissen

zu Deutschland und zu den übrigen europäischen Großmächten

verstärken. Preußen hat im Jahre 1815 auf dem Wiener Con-

greß vor dem ganzen Europa erklärt, seinem Volke eine Verfas¬

sung geben zu wollen, mit Angabe der Grundlagen, auf welche

diese gebaut werden sollte. Da diese bisher nur theilweise in

Erfüllung gegangen sind, so mußte das Ausland annehmen, der

preußische König, welcher damals den Thron einnahm und der

sein Volk schon mit so vielen freisinnigen Institutionen beschenkt

hatte, könne nur durch wichtige Gründe verhindert worden sein,

die Ausführung zu verschieben. Diese bestanden auch wirklich

und lagen, wie wir es schon in dem ersten Theil angedeutet ha¬

ben, in dem damaligen aufgeregten Znstande Deutschlands und

in dem Umstand, daß es nicht weise gewesen sein würde, mit

den so eben erst neu hinzugekommenen Provinzen sich in Verhand¬

lungen wegen der Verfassung einzulassen, und endlich darin, daß

*) Es verdient hier noch erwähnt zu werden, daß dadurch zugleich die

Verheißungen des vorigen Monarchen, welcher diesen seinen Willen unter dem

24. Okt. 4810, 7. Sept. 1811 und 22. März 1815 und noch bei vielfachen

Gelegenheiten gegeben hat, gelösct sein , und zugleich die verschiedenen Aus¬

legungen, die über den Sinn derselben im Volk verbreitet sind, faktisch dccla-
rirt werden würden.

5
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«igentliche Reichsstände, wie sie dort genannt werden, mit der
ständischen Monarchie, die doch eigentlich gemeint war, nicht ver¬
einbar sind.

Nachdem aber setzt -diese Aufregung in Deutschland ver¬

schwunden ist, und da die neuen Provinzen bereits 28 Jahre mit

der Monarchie vereinigt sind und in dankbarer Anerkennung des

glücklichenZustandcs, in welchem sie sich befinden, in der Ver¬
ehrung des Königs mit den alten Provinzenwetteifern, so spannte
die Zusammenberufung der Ausschüsse ganz Deutschland und

schien ihm ein Zeichen zu sein, daß die Gründe geschwunden wa¬

ren, welche bisher der endlichen Entwickelungder Verfassung

entgegengestanden hatten. Diese Spannung war um so erklär¬
licher, da ganz Deutschland es fühlt, daß seine Einigkeit die

Bedingung seiner innern und äußern Wohlfahrt sei, daß diese

jedoch vorzüglich von einer Annäherung der Verfassung der ver¬
schiedenen Staaten bedingt werde, die jetzt so wenig besteht.

(Wir werden bei dem Abschnitt über Deutschland zeigen, daß

man bisher zwei ganz divcrgirende Wege verfolgte.) Die Denk¬
schrift an die Ausschüsse rechtfertigte nun nicht die Erwartungen,

die die Cabinetsordre vom 20. Juni in Deutschland angeregt

hatte, und die mithin zu sanguinisch gewesen waren. Man wür¬
de sich aber sehr täuschen, wenn man glauben wollte, jene Denk¬

schrift halte die Hingebung und Verehrung der Nation zu ihrem

hochherzigenMonarchen und den Glauben, den sie hat, im Ge¬
ringsten zu schwachen vermocht.

Unter diesen Verhältnissenverdient die Haltung der Aus-
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schüsse in mehrfacher Beziehung eine lobende Anerkennung von

Seiten des Landes. In ganz Europa giebt es kein Volk, wel¬

ches so viele thätige Beweise von treuer Hingebung, von Auf¬

opferung und Liebe seinem Herrscher gegeben hat, als das preu¬

ßische und es scheint daher unmöglich, daß in der Brust eines so

hochherzigen Fürsten auch nur entfernt der Gedanke auskommen

könnte, es sei ein ausdrückliches Verbot nöthig gewesen, die An¬

regung gewisser Fragen abzuwenden, deren alleinige Beseitigung

der Monarch sich selbst vorbehalten hat, und deren Lösung sein

Volk mit Vertrauen von ihm erwartet.

Jedenfalls war es ein Beweis von richtigem Takt und eben

so richtigem Gefühl, daß die Ausschüsse sich streng in den Grenzen

gehalten haben, die ihnen vorgezeichnet waren.

Indessen hat diese erste Zusammenberufung dennoch eine weit

tiefere Consequenz als der oberflächliche Schein verspricht. Es

liegt in ihr eine faktische Anerkennung, daß die Organisation der

provinzialständischcn Kammern in Hinsicht einer allgemeinen Re¬

präsentation mangelhaft ist. Die Cabinets-Ordre vom 18. Okt.

1842 spricht sich darüber ganz bestimmt aus. Der Wille des

Monarchen wird durch Mittheilungen über die Bewcgungs-Grün-

de erklärt und diese lauten dahin, daß gemeinschaftliche Berathun¬

gen die Bedingung einer das Wohl des Landes fördernden stän¬

dischen Entwickelung wären.

Der Vcreinigungs - Punkt ist nun in den Ausschüssen ge¬

geben.

Die bestimmte Erklärung des Monarchen, daß es im Be-
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dürfniß seines Volks liege, durch die Ausschüsse dem ständischen
Beirath der einzelnen Provinzen das Element der Einheit zu er¬
gänzen, kann keinen Zweifel übrig lassen, daß die Institution der
Ausschüsse in der Verfassung einen dauernden Platz erhalten
werde.

Ein Monarch, dessen ganzes Streben unverkennbarzum
Ziele hat, die Wohlfahrt seines Volkes dauernd zu fordern, wird
sich nicht darauf beschranken,einen augenblicklichen Glücksstand
zu schaffen, der nur eine vorübergehende Erscheinung in der Ent-
wickelungs-Geschichte der preußischen Monarchie einnimmt, son¬
dern sein edler Stolz wird ihn treiben, ein bleibendes Denkmal
zu gründen und der Nachwelt zu überliefern.

Wenden wir uns wieder zu dem weiten Umfang der Wirk¬
samkeit der Ausschüsse, und halten uns dabei an den Gedanken,
den der Monarch selbst ausgesprochen, daß ihnen solche Gegen¬
stande überwiesen werden sollen, in welchen es sich von den all¬
gemeinen Landes-Interessen handle, so finden sich noch mehrere
Punkte, als die vorhin bezeichneten,die ihnen anHeim fallen.
Dahin gehört vor Allem die Befugniß, ihre Gravamina in Hin¬
sicht der etwa geglaubten Verletzung der Verfassung vor den
Monarchen zu bringen.

Den Fall vorausgesetzt, daß solche Eingriffe erfolgten, so
wäre dies einer der Gegenstände des allgemeinsten Interesses und
nicht spcciell der einzelnen Provinzen. Es kann ja der Fall sehr
wohl gedacht werden, und es wird nicht ausbleiben, daß Zweifel
über die Auslegung der Verfassung vorkommen, und daß die ein-
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zelncn Stände sich in dieser Beziehung im Jrrthum befinden kön¬
nen; in einem solchen Falle wäre es viel wünschenswerther, wenn
durch die gründlichen, unter den Augen der Regierung selbst statt¬
gefundenen Berathungen der Ausschüsse dieser widerlegt würde,
als wenn die Regierung die einzelnen Provinzial-Ständedarüber
bescheiden müßte. Aber auf der andern Seite angenommen,sie
würden von den Ausschüssen als begründet befunden und von der
Regierung als solche nach reiflicher Berathung mit den Ausschüssen
erkannt und nach den Wünschen der Stände geordnet, so würde
dadurch jedenfalls eine unangenehmeSpannung vermieden, die
unvermeidlich eintreten würde, wenn die sämmtlichen Provinzen
erst gehört werden müßten und die Ertheilung des Bescheides sich
sehr lange verschöbe, oder hinterher noch an die Ausschüsse gebracht
werden sollte.

Außerdem gehört auch die Kenntnißnahme der Einnahme
und Ausgabe des Staats ihrer Natur nach zum Ressort der Aus¬
schüsse, so wie die Befugniß, ihre etwanigen Bemerkungen und
Bitten deshalb vorzutragen; den Provinzial-Kammern diese zu
übertragen wäre im höchsten Grade zwecklos.

Da wir uns schon im ersten Theile dieses Werks umfassend
über die Gründe dafür ausgesprochen, auch nachgewiesen haben,
weshalb uns die Kenntnißnahme der wirklich erfolgten Einnahme
und Ausgabe genügend erscheint und nur diese vom vorigen Mo¬
narchen seinem Volke zugesichert ist, so überheben wir uns, hier
auf eine weitere Erörterung einzugchen, um so mehr, da die viel¬
fachen Bekämpfungen unserer Ansicht nichts Neues enthalten,
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und wir auch später bei dem Abschnitt über Deutschland noch ein¬

mal auf diesen Punkt zurückkommen werden; nur verdient es

noch erwähnt zu werden, daß es nie unsere Ansicht war, wie

man uns derselben beschuldigt hat, die Ausschüsse sollten eine

zweite Oberrechnungskammcr bilden, da die erste die ihr gestellte

Aufgabe so vollkommen erfüllt, sondern wir fordern damit nur,

daß den Standen sowohl der wirkliche Umfang der Lasten bekannt

werde, welche das Volk trägt, als auch die Verwendung, welche

von ihnen gemacht wird.

Es kann hier nur darauf ankommen, in großen Umrissen die

künftige Wirksamkeit der Ausschüsse anzudeuten, und wir wenden

uns daher zur Bezeichnung der wesentlichsten Punkte der Verfas¬

sung, wenn diese ihren vielseitigen und schon öfters ausgesproche¬

nen Zweck erfüllen soll.

Der erste ist und bleibt, daß die dem Lande verliehene

Verfassung, nachdem sie durch die Huld des Königs ihre Vollen¬

dung erhalten hat, zu einem Landesgcsetz erhoben würde und zu¬

gleich eine staatsrechtliche Geltung enthalte, daß sie der Bundcs-

akte und den Bestimmungen des Z. 13 derselben gemäß als ein

vom Monarchen ertheiltes, von dem Volke dankbar angenomme¬

nes Staats-Grundgesetz in dem Archiv des Bundes niedergelegt

und unter die Garantie des Bundes gestellt werde *).

') Wir müssen bitten, uns hier nur als Schriftstellerzu betrachten, dessen
Aufgabe es ist, seinen Lesern vollständige Mittheilungcn zu machen. Der
Preuße würde diese Garantie gleichgültig betrachten können, da das bloße Wort
seines Monarchen alle weitere Bürgschaft überflüssig macht.
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Em zweiter besteht dann, daß in der Verfassung auS«

drücklich ausgesprochen werden muß, daß die Bestimmungen der¬

selben weder im Ganzen noch im Einzelnen eine Veränderung

anders erleiden können als im Einvcrständniß des Monarchen und

der Stände. Dieser Punkt führt nun wieder zu der in der öf¬

fentlichen Meinung schwebenden Evntroverse, wie die Verfassung

zu schützen sei; bei der Wichtigkeit des Gegenstandes wird eS

nicht überflüssig fein, hier noch Einiges zu dem oben bereits Ge«

sagten hinzuzufügen.

Es gicbt in der Welt Personen, Dinge, Worte, von denen

man sich viel verspricht, bis man überzeugt wird, wie wenig da¬

hinter ist. Zu dieser Categvrie gehört ganz besonders das Wort

Schutz. Keines hat die Menschen so oft getäuscht, keines den

Völkern und dem Einzelnen durch einen blinden Glauben so viel

Schaden gebracht. Niemand wird behaupten wollen, daß es

überhaupt einen absoluten Schutz geben könne, und am wenigsten

findet dieser da statt, wo die Unvcränderlichkeit eines Zustandcs

zwischen zwei in steter Veränderung befindlichen Gegenständen ge¬

schütztwerden soll. Dieser Fall tritt ganz besonders bei dem Schutz

ein, welchen der übereingekommene Vertrag den Rechten des Für¬

sten und seines Volks gewähren soll.

Diejenigen, die einen absoluten Schutz verlangen, fordern

etwas Unmögliches; Andere, die ihn durch Fesseln gewinnen zu

können glauben, die sie der ihnen gegenüberstehenden Gewalt

angelegt haben, befinden sich erst recht im Jrrthum. Wer für

gewisse Zustande eine Sicherung verlangt und namentlich für die,
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welche zwischen dem Negiercr und Negierten bestehen, muß sie
in der Natur der Verhältnisse und in den wechselseitigen eigenen
Interessen der dabei Bethciligten aufsuchen; geschieht dies, so
wird dieser Schutz mindestens so lange vorhalten, als jene richtig
gewürdigt werden, wodurch wenigstens viel gewonnen ist. Un¬
leugbar liegt die physische Gewalt in dem Volke, während die
Stärke der Regierung ihrer Natur nach mehr eine geistige rein
moralische ist, aber gestützt auf den Besitz der Macht durch die
in ihrer Hand ruhende Verwaltung. Die Wohlfahrt der Völker
fordert es nun, daß die geistigeren Elemente und nicht die rohe
physische Gewalt das Regiment führen, daher muß vor Allem
der Monarch ganz im Interesse des Volks möglichst gegen die
Ausbrüche dieser physischen Gewalt geschützt werden. Wollte
man nun gegen die Uebergriffe des Monarchen oder seiner Die¬
ner sogleich an die physische Gewalt appelliren, so würde man
herbeiführen, was man im eigenen Interesse verhindern muß,
daher ist es nöthig gegen solchen Uebergriff eine moralische Eon-
trole anzuordnen, die um so wirksamer sein wird, als sie Zeit zu
reifer Erwägung läßt, und am Ende die physische im Hinter¬
gründe steht.

Der beste und sicherste Schutz der Verfassung liegt vor
Allem in der richtigen Würdigung der wechselseitigenVerhältnisse
von König und Volk zu einander. So wie der Mensch aus Kör¬
per und Geist besteht, die nur durch ihre Vereinigung ihren
Werth und ihre Bedeutung erfüllen, eben so wird erst aus König
und Volk ein großes Ganzes, die Monarchie. Ein König von
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seinem Volke getrennt gedacht, ist ein Geist ohne Körper. In
dieser Notwendigkeit der Vereinigung liegt die beste und zugleich
die ehrenhafteste Bürgschaft.

Doch wir begnügen uns mit diesem Bilde; schon vorhin ha¬
ben wir uns umständlich über diesen Gegenstand ausgesprochen,
eine weitere Ausführung würde nur eine Wiederholung sein. Es
bietet sich uns jetzt noch ein anderer Punkt zur nähern Erwägung
dar. Die Wohlfahrt und die politische Stellung des Staats for¬
dern, wie vorhin gezeigt worden ist, daß die ungeteilte Negic-
rungs-Gewalt in der Hand des Monarchen sich befinde, allein
keine absolute, sondern eine aus den Gesetzen entspringende. Im
Widerspruchmit vielen andern Publicisten haben wir gegen mög¬
liche Ucbergriffe der Regierung nur die Macht der öffentlichen
Meinung verlangt. Die Wirksamkeitderselben setzt aber vor¬
aus: einmal, daß die Stände des Reichs gehört und darauf be¬
schieden werden müssen; beides bewilligt die Verfassung;zum
andern, daß die Presse bis zu einem gewissen Grade frei sei.
Dies ist eine unerläßliche Bedingung in einer ständischen Mo¬
narchie, denn wenn dies der Fall nicht ist, kann es überhaupt
keine öffentliche Meinung geben und am wenigsten eine, die ir¬
gend ein Gewicht hat oder verdient. Daher muß die Freiheit der
Presse wenigstens bis auf einen gewissen Grad durch die Verfas¬
sung anerkannt werden. Wie soll es denkbar sein, daß sich eine
auf Recht und Wahrheit stützende öffentliche Meinung ausspre¬
chen soll, wenn das Recht nicht öffentlich vertheidigt werden darf,
wenn die Wahrheit nicht geprüft wird, wenn es daher möglich



74

ist, unter einer blendenden Außenseite alle möglichen Thcorieen

aufzustellen und in die Welt zu senden, ohne daß es erlaubt ist,

ihren Werth zu würdigen. Eine Verwaltung, welche die Presse

ungebührlich beschränkt, erklärt sich für schwach, sie erkennt still¬

schweigend an, entweder daß sie den Schriftstellern ein geistiges

Uebcrgewicht einräume, oder daß noch wesentliche Mängel be¬

stehen, die sie nicht abändern will.

Zwar entgegnet man, nicht deswegen beschränke man die

Presse, sondern weil sie die Nation aufrege, die öffentliche Mei¬

nung irre leite und die Verwaltung verdächtige.

Die erste Behauptung so wie die zweite gehen von falschen

Voraussetzungen aus. Das preußische Volk aufzuregen würde,

Gott sei dafür gelobt, eine schwierige Aufgabe sein. Das preußi¬

sche Volk zählt 15 Millionen Köpfe, und wenn von diesen 15W

(das will viel sagen) sich aufregen lassen, so bilden sie erst den

zehntausendsten Theil der Nation. Auch ist im preußischen Volke

zu viel Intelligenz und zu viel gesunder Menschenverstand, als

daß es sich je hätte irre leiten lassen, wen,n es sich von seiner

Pflicht und seiner Anhänglichkeit an König und Vaterland han¬

delt. Richtig ist es, daß Angriffe auf die Verwaltung viel ge¬

lesen werden, allein dies liegt auch in der Natur der Verhält¬

nisse. Bisher ist die Presse ungebührlich beschränkt gewesen, auch

ist es nicht zu leugnen, daß noch manche Mangel bestehen, die

einer Besprechung bedürfen.

Durch die Huld unsers hochherzigen Königs sind in dieser

Beziehung die Fesseln gelöst, die das preußische Volk unverdient,
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aber ohne Murren getragen hat; kann man sich wundern, daß

das Publikum schon aus Neugierde über eine so ungewohnte

Lectüre begierig herfällt? Allein die Verwaltung tragt auch selbst

dazu bei, um das zu befördern, was sie hindern will. Manches

Buch, welches keinen Absatz, wenige Leser und noch weniger bei¬

fällige gefunden haben würde, erhält erst ein Publikum, weil es

verboten wird.

Der erste Theil unseres Buchs hätte auch eine Auflage weni¬

ger erlebt, wenn Herr L. K. dem Buch nicht ein Nelee gelegt,

nicht die besoldeten Blätter es geschmäht und Broschüren abge¬

faßt wären, um auf uns zu schimpfen.

Sobald die Verwaltung dahin gekommen sein wird, die

Gespenster-Furcht abzulegen, begründeten Tadel ohne Empfind¬

lichkeit und mit der Absicht hinzunehmen, das Gute daraus zu

benutzen, und albernes Geschrei so unbeachtet zu lassen als das

Gebell der Hunde, die hinter dem Wagen herlaufen, wenn man

durch Dörfer fährt, so kann sie sich versichert halten, das größere

und verstandigere Publikum auf ihrer Seite zu sehen.

Wir sind weit davon entfernt, einer zügellosen Presse das

Wort zu reden, was noch mehr ist, wir glauben, diese schade

wesentlich den wohlthätigen Einwirkungen einer freisinnigen, und

es ist unserer Ansicht nach daher zu wünschen, daß eine gewisse

heilsame Beschränkung durch Censur noch fortbestehe. Indessen

hat die Presse, seit ihr in Preußen mehr Freiheit gegeben ist,

auch keineswegs einen zügellosen Charakter angenommen. Selbst

die rheinische Zeitung, der man es vorwirft die Negierung bis-
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weilen zu heftig angegriffen und im Einzelnen gegen die Regeln
der Klugheit gefehlt zu haben, gehört dennoch zu keinem der
schlechtestenpolitischen Blatter Deutschlands,nur möchten wir
ihr mehr Gemessenheit empfehlen.Wir sind um so unpartei¬
ischer bei dieser Erklärung, da sie in ihrer politischen Richtung
von der unsrigen abweicht, ja uns selbst mannichfach angegriffen,
in anderen Punkten aber auch vcrtheidigt hat*).

Von den vielen Wohlthaten, welche die Nation schon dem
Monarchen in der kurzen Zeit seiner Regierung verdankt, ist keine,
die so freudig von dem preußischen Volke begrüßt worden ist, und
keine die ihm innerhalb und außerhalb Deutschland so viel Po¬
pularität erworben hat, keine die so vortheilhaft gewirkt, als die
Aufhebung der zu weit geführten Beschränkung der Presse; diese
Wirkung wird mit der Zeit immer mehr und mehr hervortreten,
wenn erst die Bestrebungen, welche hin und wieder bestehen,
wieder eine Beschränkung eintreten zu lassen, ganz aufgehört ha¬
ben werden. Sehr zweckmäßig erscheint die AllerhöchsteVerfü¬
gung vom 31. Oktober 1842 an alle Behörden, unwahre Anga¬
ben ofsiciell zu widerlegen, indessen scheint dies allein unzurei¬
chend. Die Verwaltung selbst fühlt es und läßt daher in Königs¬
berg ein neues Tagcsblatt erscheinen, um gewissen dort bestehen¬
den Tendenzen entgegen zu treten.

') Der Verwaltung sind besonders unangenehm die Besprechungen der

Provinzial- und auswärtigen Blätter über die inländischen Angelegenheiten

und die Tagesneuigkeiten aus Berlin; dies zu verhüten giebt es kein sichereres

Mittel als den Berliner Tagesblättern in dieser Beziehung mehr Freiheit zu

gestatten, wenigstens würde dadurch den Entstellungen vorgebeugt, über die
man jetzt unzufrieden ist.
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Wir versprechen uns keinen bedeutenden Erfolg von dieser
Maßregel; die bisherige Erfahrung spricht für diese Ansicht.
Die Regierung thut sehr wohl, unwahren, lügenhaften An¬
griffen durch die Presse ofsiciell zu widersprechen;allein bei der
Verteidigung durch eigene Organe wird sie stets den Kürzer» zie¬
hen, schon deshalb, weil sie sich gewissermaaßen dadurch zur Par¬
tei macht. Auch ist dies in den Verhältnissen,in denen die preu¬
ßische Regierung sich befindet, am allerzwecklosesten, da die mei¬
sten Angriffe auf sie von Deutschland kommen*). Ein Regie¬
rungsblatt kann sich unmöglich auf eine bestandige Polemik hier¬
gegen einlassen.

So heilsam es nun auf der einen Seite ist, daß das Publi¬
kum sich frei aussprechen und seine Interessen öffentlich verteidi¬
gen kann, eben so notwendig wird es wiederum, daß die Regie¬
rung nicht falschen Angriffen bloßgestellt bleibe; dies ist nur zu
erreichen, wenn unabhängige Blätter bestehen, die den Willen
und das Geschick besitzen, die Regierung aus freier Wahl zu ver¬
teidigen. Sie müssen unabhängig sein, rügen dürfen, was dem
Volke und der Regierung selbst schädlich ist und daher eine Aen-
derung fordert, sie müssen es, um Interesse zu erwecken und Ver¬
trauen zu verdienen; allein mit gleicher Wärme müssen sie die
Regierung gegen unwahre Beschuldigungen verteidigen und ih¬
ren tüchtigen, wohlwollenden Maaßregeln Anerkennung zu ver¬
schaffen wissen.

Diese Worte sind geschrieben, che das Berbot des Absatzes der Allg.
Leipziger Zeitung von der Negierung erlassen worden war.
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Nach solchen Organen hat sich nun die Negierung vor Allem

umzusehen. Sie muß es über sich gewinnen können, diesen zu

gestatten, auch die Handlungen der Regierung einer freimüthigen

Kritik zu unterziehen, und es sich zugleich vorbehalten, wenn sie

mit dieser nicht einverstanden ist, in demselben Blatte eine Wider¬

legung einrücken zu können, damit demselben Leser das Eine und

das Andere zu Gesicht kommt.

Nur wenn die Negierung ihre Vertheidigung gesichert sieht,

kann sie ruhig den Angriff erwarten, und erst, wenn die Unvoll-

kommenheiten erörtert sind, auf eine so wünschenswerthe und

heilsame Unterstützung ihrcrMaaßregeln durch die öffentliche Mei¬

nung rechnen. Versäumt die Regierung es dagegen, sich auf

diese Weise zu schützen, so wird sie sich fortwahrenden Verlegen¬

heiten und Reibungen ausgesetzt sehen, und wollte sie wieder zur

Unterdrückung schreiten, das Kind, wie man sagt, mit dem Bade

ausschütten, so würde sie dadurch nur ihre Schwache manifesti-

ren und sich die Gemüther des Volks entfremden, weil diesem

dadurch eine Bürgschaft gegen die Willkür der Beamten entzogen

wird, deren es, wie vorher gesagt ist, in der ständischen Monar¬

chie mit nur berathendcn Ständen bedarf.

Drittens. So wenig die Verfassung einer einseitigen Ab¬

änderung ausgesetzt werden darf, eben so wohl muß der Nechts-

zustand gegen willkürliche Umgestaltung geschützt bleiben. Ge¬

setze, durch welche die persönliche oder die religiöse Freiheit oder

das Eigcnthum der Bürger gesichert worden sind, können nur

mit Zustimmung der Stände eine Umänderung erfahren, wenn
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auch ihnen in allen übrigen Punkten nur eine berathende Stimme

zusteht.

Die Grenzen der beiden ersten Categoricen lassen sich sehr

leicht scharf bezeichnen und haben wir uns schon im ersten Theil

S. 89 — 99 darüber ausgesprochen. Dagegen bedarf der letzte

Punkt, daß das Eigenthum der Bürger nicht durch einseitige und

willkürliche Verfügung gefährdet werden dürfe, einer näheren

Besprechung, da wir hier auf einen Fall aufmerksam machen kön¬

nen, welcher die Nothwcndigkeit derartiger Bestimmungen, wie

eben vorgeschlagen sind, nur zu klar hervorhebt.

Das preußische Landrecht war bisher in gewisser Beziehung

die einzige schriftliche Verfassungs-Urkunde, und enthält als sol¬

ches gesetzliche Bestimmungen, durch welche gewisse Rechte der

Einzelnen dem Staate gegenüber anerkannt sind.

Durch die Gesetzgebung vom Jahre 1897 bis 1823 entstan¬

den in ihm wesentliche Lücken. Die Reformation, die damals

erfolgte, war in ihrem Effekt eine wirkliche Revolution, obgleich

unter der Aegide des Monarchen ausgeführr und daher frei von

den Unordnungen, welche sonst große Umwälzungen so verderb¬

lich machen. Mit dem Verschwinden der Ursachen zu so großen,

das Vermögen und die Rechte der Nation betreffenden Umfor¬

mungen mußte auch ein gesicherter Nechtszustand wieder eintre¬

ten. Hiervon durchdrungen wurde vom vorigen Monarchen erst

der Staatsrath errichtet, um in Ermangelung der natürlichen

Rathgcber des Throns, diesem alle Gesetzabändcrungen zur Be¬

gutachtung vorzulegen; demnächst wurde bei Errichtung der Pro-
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vinzialstände diesen zugesichert, sie bei allen Veränderungender
das Eigenthum und die Person betreffenden oder eine Vermeh¬
rung der Steuern bezweckenden Gesetze zu hören. Demohn-
geachtet ward im Jahre 1831 ein Ministerial-Bericht durch eine
zufällige Veranlassunghervorgerufen, und vom Könige durch eine
Cabinets-Ordre vom 4. Decbr. 1831 bestätigt und zum Gesetz
erhoben, welcher das Eigenthum der preußischen Unterthanen un¬
sicher machen würde, wenn seine Anwendung erfolgen sollte.
Unverkennbarist dem vorigen Könige die eigentliche Bedeutung
dieses dunkel und unverständlich gefaßten Ministerialberichts, in
dessen Gefolge die Cabinets-Ordre erlassen ist, vorenthalten, denn
wenn sie mehr als die Deklaration einer mißverstandenen Gesetz¬
stelle sein sollte, so würde er doch die Stände und den Staats¬
rath darüber gehört haben, bevor er den bisher bestandenen, we¬
nigstens allgemein geglaubten Rechtszustand dahin declarirt hätte,
daß gegen Handlungen der Staats-Gewalt und gegen die den
Einzelnen daraus erwachsenen Nachtheile keine Reklamations-
Wege übrig blieben. Durch dieses Gesetz hat die Verwaltung
es in der Hand, ohne daß es zur Kenntniß des Fürsten kommt,
Jedem sein Eigenthum unter irgend einem Vorwand zu verkür¬
zen^). Um den Leser in die Lage zu setzen, ein eigenes Urtheil
zu fällen, ob unsere Ansicht, daß durch selbige das preußische
Staatsrecht eine Umwandlung erhalten habe, richtig sei, lassen

5) Es wird dem Publikum sehr erwünscht sein, wenn von Seiten der Justiz-
Behörden über den Sinn dieses Gesetzes, in so fern er bisher und vielleicht
auch hier mißverstanden sein sollte, eine authentische Deutung gegeben würde.
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wir das Gesetz selbst hier folgen, um so mehr, da es so wenig

gekannt zu sein scheint, daß selbst in dem neuern Werk von
Wilhelm Ostermann „das preußische Staats-Recht. Dort¬
mund 1841," dieses Gesetz ganz ignorirt wird.

Allerhöchste Cabincts-Ordrevom 4. December 1831, betref¬
fend die genauere Beachtung der Grenzen zwischen landeshoheit¬
lichen und fiskalischen Rechtsverhaltnissen.

Da Ich die im Berichte des Staatsministeriums vom
16. v. Mts. für die Gerichte abgefaßte Belehrung über
den in vorgekommenen einzelnen Fallen nicht beobach¬
teten Unterschied zwischen landeshoheitlichcn und fiska¬
lischen Rechtsverhaltnissen,den Landcsgcsetzcn und der
Landesverfassung überall gemäß finde so genehmige Ich
dieselbe und will, daß sie auf gesetzlichem Wege bekannt
gemacht werde. Das Staatsministerium hat daher den
zurückerfolgenden Bericht nebst Meinem gegenwärtigen
Befehle durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kennt-
niß und zur Befolgung der Gerichte zu bringen.

Berlin den 4. December 1831.

Friedrich Wilhelm.
Ew. Königlichen Majestät AllergnadigstemBefehle vom

9. Juny d. I. zufolge sind wir über die Belehrung in Berathung
getreten, welche den Landesgerichten in Beziehung auf den Un¬
terschied zwischen landeshoheitlichcn und fiskalischen Rechtsver¬
hältnissen, der in mehren Fällen mißverstanden worden ist, auf
den Grund der Gesetze und Verfassung des Landes nach den Al-

«



82

lerhöchstcn Bestimmungen crtheilt werden soll, ohne die Berich¬

tigung solcher Mißverstandnisse von der Vollendung der Revision

des Landrcchts abhängig zu machen. Wir verfehlen nunmehr

nicht, unfern Bericht hierüber ehrfurchtsvoll zu erstatten.

Was zu den Hvhcitsrcchten des Staatsoberhaupts gehöre

und was unter dem Fiskus zu verstehen sei, ist in den Titeln 13

und 14 des zweiten Theils des Landrechts genau bestimmt und

die Gerichte dürfen nur hierauf hingewiesen werden, um die hin

und wieder vorgefallene Verwechslung des Landesherrn und des

Fiskus zu vermeiden. Auch ist nach den uns vorliegenden Ver¬

handlungen darüber kein Zweifel angeregt, daß ein privatrechtli¬

cher Widerspruch wider den Akt des Hohcitsrcchts selbst nicht

stattfinde, wohl aber ist behauptet worden, daß ein Anspruch

aus den Folgen und Wirkungen dieses Aktes nicht wider die

Person des Landesherrn, sondern wider das Staatsvermögen Be¬

hufs der Entschädigung zulässig sei. Aus dieser irrthümlichen

Ansicht ist beispielweise das Verfahren der Gerichte hervor gegan¬

gen, die sich für compctent hielten, eine Klage wider den Fiskus

auf Ersatz erlittener Kriegsbeschädigungen anzunehmen und über

den Anspruch zu entscheiden. Allein so wenig der Souve-

rain in Ausübung seiner Hoheitsrcchte selbst von

der Einwirkung irgend einer Gerichtsbarkeit ab¬

hängt so wenig hat derselbe die Folgen dieses Ge¬

brauchs seiner Rechte in einem gerichtlichen Verfah¬

ren zu verantworten und die Meinung, als ob in

solchen Fällen der Anspruch nicht wider den Souve-
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rain, sondern wider den Fiskus gerichtet sei, beruhet
auf einer gänzlichen Verwechselung der Rechtsver¬
hältnisse; denn thcils kann eine rechtliche Verbind¬
lichkeit des durch die fiskalische Behörde vertretenen
Staatsvcrmögens, die aus einem Akte des Souve¬
räns abgeleitet wird, nicht anders erörtert und ent¬
schieden werden, als daß das Recht des Souverains
diesen Akt vermöge seiner Landeshoheit auszuüben,
der gerichtlichen Cognition unterworfen wird, wel¬
ches als unstatthaft anerkannt ist, und bei der Unab¬
hängigkeit des Souverains der als solcher keinen
Gerichtsstand vor den Landesgerichten hat, unaus¬
führbar sein würde, theils ist weder der Fiskus ver¬
pflichtet, weil er die Handlung des Souverains
nicht zu verantworten hat, noch die fiskalische Be¬
hörde zur Einlassung auf den Proceß legitimirt, weil
sie nicht zur Vertretung der Hoheitsrechte des Sou¬
verains bestellt ist. Hiernach sind namentlich die wider den
Fiskus in vermeintlicher Vertretung einer einzelnen Provinzial-
Vcrwaltungsbehörde angestellten Klagen auf Ersatz eines Scha¬
dens aus den Zufällen des Krieges und aus dem Bcstcuerungs-
rechte, so wie solche Ansprüche an den Fiskus der Kompetenz der
Gerichte gesetzlich entzogen worden, deren Verhandlung vor Ge¬
richt die Folge gehabt haben würde, über das Hoheitsrechtdes
Staatsoberhaupts zum Abschlüsse von Verträgen mit fremden
Staaten und zu Bestimmungenüber die Maaßgaben ihrer Er-

6--
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süllung in privatrcchtliche Erörterungen verfassungswidrig einzu¬

schreiten. Soviel wir übrigens aus den uns vorliegenden Ver¬

handlungen ersehen, sind es einige Bestimmungen in der Einlei¬

tung zum Landrechte, die das Mißverständnis der Gerichte

hauptsächlich veranlaßt haben. Wenn nämlich in den U. 73—

75. verfügt wird, daß das Privat-Interesse der Einzelnen dem

Gemeinwohl aufgeopfert, der Einzelne dagegen für den erleiden¬

den Verlust vom Staate entschädigt werden muß, so hat man

dieser Bestimmung hin und wieder den Sinn beigelegt, als ob

der Landesherr sich verpflichtete, diejenigen zu entschädigen, de¬

ren Privat-Jnteresse durch die Ausübung seiner Hoheitsrechte ge¬

fährdet wird. Allein davon abgesehen, daß eine solche Auslegung

des Landrechts, dessen Vorschriften auf privatrechtliche Verhält¬

nisse beschränkt sind (§. I. der Einleitung) über seine Grenzen

hinaus zu einem unfruchtbaren und unausführbaren Resultate

führen würde, wie sich namentlich bei Ausgleichung der Kricgs-

schäden und bei der Vollziehung der Stcuergesetzc genügend er-

giebt, darf man nur nicht außer Acht lassen, daß der Landesherr

hier als Gesetzgeber zu seinen Unterthancn spricht, um in den er¬

wähnten Bestimmungen den einfachen Grundsatz zu finden, daß,

wenn das Interesse der Gesammtheit der Einwohner des Staats

eine Einrichtung in der Verwaltung erfordert, welche das Privat-

Eigenthum des Einzelnen gefährdet, die Entschädigung des Ein¬

zelnen aus dem Gesammtvermögen zu leisten sei. Dieser allge¬

meine Grundsatz wird an mehreren Stellen des Landrechts auf

specielle Rechtsverhältnisse angewendet, wie beispielsweise U.W



— 32 Tit. 8. p. I. §Z. 4—11 Tit XI. p. I. Jederzeit da¬
gegen, wenn der Landesherr erforderlich gefunden hat, eineMaaß-
regcl der innern Verwaltung unmittelbar durch einen Akt der
Gesetzgebung anzuordnen, und wenn hiebci ein Bedürfniß vor¬
handen gewesen ist, dem Privat-Jntercssevorzuziehen, ist die
Verpflichtung zum Schadenersätze aus dem Staatsvcrmogen be¬
sonders festgesetzt worden, wie z. B. im Zollgesctze vom 26. Mai
1818. Z. 19. Än allen dergleichen Fällen findet daher entweder
aus dem allgemeinen Grundsatze §. 75. der Einleitung zum Land-
rechte oder aus specicllcn Vorschriften des Gesetzgebers ein Ent¬
schädigungs-Anspruch an das Staatsvermögenim fiskalischen
Eivilprozesse wider die betreffende Verwaltungsbehörde statt.

Auch die Vorschriften im §. 80. der Einleitung zum Land-
rechte, nach welcher Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Oberhaupte
des Staats und seinen Untcrthanen bei den ordentlichen Gerich¬
ten erörtert und entschieden werden sollen, ist mißverstanden wor¬
den. Im vorhergehenden §. 79. wird der Grundsatz aufgestellt,
daß die Entscheidung vorfallender Streitigkeiten denjenigen Ge¬
richten überlassen werden müsse, welche einem jeden Einwohner
des Staats durch die Gesetze angewiesen sind. Im' §. 80. wird
dieser Grundsatz auf die privatrechtlichen Verhaltnisse des Lan¬
desherr» angewendet,um auszudrücken, daß auch für diese kein
specicller und außerordentlicher Gerichtsstand stattfinden dürfe,
daß also Processe des Landesherrn aus fiskalischen Rechten und
Nutzungen (§§. 11. u. f. Tit. 14. p>. II. L. R. §. 1. Tit. 35.
Proceßordnung) und aus Privathandlungcn (Z. 18. Tit. 13. x. II.
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L. R.) den ordentlichen Gerichten zu überweisen sind. Zwischen
dem Oberhaupte des Staats, als solchem, und den Untcrthanen
giebt es weder Nechtsstreitigkeiten zu entscheiden, noch ein Lan¬
desgericht, welches darüber zu entscheiden hatte.

Ew. Königlichen Majestät unterwerfenwir allcrgehorsamst,
nach diesen auf die Landcsgesctze und die Landesverfassung ge¬
gründeten Belehrungendie Landesgcrichte ohne Ausnahme Aller¬
höchst anzuweisen, daß sie innerhalb der durch die Gesetze und
die Gerichtsordnung ihnen vorgczeichneten Grenzen das prozessua¬
lische Verfahren und die richterliche Entscheidung wider fiskalische
Behörden in Vertretung der Staatsverwaltungauf Gegenstände
des Privatrcchts beschranken und sich enthalten, Gegenstände
des Majestätsrechtsauf das Gebiet privatrechtlicher Verfügungen
zu ziehen.

Berlin, den 16. Novbr. 1831.
Das Staatsministerium.

Friedrich Wilhelm, Kronprinz.
Frh. v. Altcnstekn. v. Seh uckmann. Gr. v. Lot tum.
Gr. v. Bernstorf. v. Hake. Maaßen. Frh. v. Brenn.

Für den Justizminister v. Kamptz.
An

Seine Majestät den König.

Zuvörderst wird es hier für einen Jrrthum erklart, wenn
derjenige, welcher durch einen Akt des Hoheit-Rechts beschädigt
worden ist, deshalb einen Anspruch an das Staatsvermögen
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machen wolle, dann folgt eine Deduktion, die wir durch ge¬
sperrte Schrift bezeichnet haben, welche eine sehr gute Logik be¬
weiset und in der mit andern Worten gesagt ist, was der Staat
zu thun beliebt, geschieht in Folge seiner Hohcits-Rechte, wo¬
von er NiemandemRechenschaft zu geben hat, wegen dessen er
daher auch vor keinem Gericht belangt werden kann; und ferner:
da der Fiskus nicht gefragt zu werden braucht, wenn von einem
Akt des Hoheits-RechtsGebrauch gemacht wird, so könne er
auch nicht diesen vertreten. Mithin dürfen in Folge des dem
Staate zustehenden Hoheits-Rechts Jedem seine persönlichen
Rechte und sein Eigenthum verkürzt werden, ohne daß der Be¬
theiligte aus dem Staatsvermögen Ersatz fordern kann, und für
seine Reclamation ihm ein anderer Weg offen bleibt, als der der
Gnade, die in der Regel von der Gunst des darüber berichten¬
den Raths abhangen wird. Inzwischen werden hier die eigent¬
lichen Hoheits-Rechte (Kriegs-Erklärungen u. s. w.), aus die,
wie wir zugeben, daß diese Deduktion paßt, und für deren Fol¬
gen kein Schadenersatz geleistet wird, mit administrativen Maaß-
regeln und solchen Bestimmungen der neuen Gesetzgebung und
Verwaltung so wie den Verfügungen der oben angeführten
§§. 7Z —75 vermischt, und hierin die Annahme, daß, wenn
das Privat-Interesseder Einzelnen dem GeMeinwohle geopfert
werden müßte, dein Betheiligten volle Entschädigungaus dem
Staats-Vermögen gegeben werden müßte, für irrthümlich er¬
klärt, und darauf hingewiesen,daß wenn der Staat nicht Gnade
eintreten lasse, er nicht dazu gezwungen werden könne, da Nie-
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mand über ihm stehe, und daher jede Klage nur zu einem un¬
fruchtbaren und unausführbaren Resultat führe. Doch wir ent¬
halten uns hier einer weitern Ausführung,und haben nur dar¬
auf hinweisen wollen, wie nöthig eine Controle der Stände bei
allen das Eigenthum betreffenden Gcsctzesänderungen sei, zumal
wir fest überzeugt sind, daß der preußische Monarch die Anwen¬
dung dieses Gesetzes so weit sie ihm bekannt wird, nimmer¬
mehr dulden würde.

Viertens. Ein höchst wichtiger Punkt der Verfassung be¬
trifft den Antheil der Stande an den Geldverhaltnissen des Staats;
je geordneter diese sind je glücklicher befindet sich das Land. Won
dem National-Reichthum, von dem herrschendenWohlstande sind
die Mittel abhangig, über welche die Regierung zu gebieten hat,
und von diesen und ihrer zweckmäßigen Verwendung wiederum
die Macht des Staats und die Leichtigkeit, großartige, dem
Lande nützliche Unternehmungenzu machen, die Wissenschaften
und Künste zu fördern u. s. w.

Wenn die Fürsten sich in der Lage befanden, die finanziel¬
len Zustande der ihrem Sccpter unterworfenenVölker und ihre
nahe Verbindung, mit der ganzen Wohlfahrt des Staats aus
eigener Anschauung zu kennen, so würden sie gewiß aufhören
die Thcilnahme der Stande als eine Beeinträchtigung ihrer
Rechte zu betrachten, sondern vielmehr in dieser nur eine heil¬
same Einwirkung erblicken.

Worin nun diese Theilnahme in der preußischen Verfassung
bestehen soll, ist schon zum Theil bestimmt. Die Stande sollen
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bei einer Staatsanleihe ihre Zustimmung gehen, und dieselbe

garantiren; sie sollen bei neuen Auflagen, welche etwa das Be-
dürfniß forderte, darum befragt werden, und eine Uebersicht
des Staatshaushalteserhalten.

Letzteres ist aber nicht ausreichend, und wenn die Absicht
des Königs erfüllt werden soll, sein Volk mit den Geldverhält-
nifscn des Staats bekannt zu machen und es von der nützlichen
Verwendung der Einnahmen zu überzeugen, so müssen den Aus¬
schüssen wenigstens die Tableaux der Brutto-Einnahme,der Er-
hebungs-Kosten und der Ausgaben überhaupt mitgethcilt und
ihnen die speciellere Einsicht nicht verweigert werden, denn nur
so allein werden sie in den Stand gesetzt, begründete Antrage
auf etwanige Verbesserungen zu machen. Da dem Monarchen
ja immer die Entscheidung bleibt, so ist doch wahrlich nichts Be¬
denkliches dabei, das Gutachten der Stande den Ansichten der
Beamten gegenüber zu hören.

Es sei uns erlaubt, am Schluß dieser Beleuchtung diejeni¬
gen Veränderungen, welche nvthig scheinen, um die standische
Monarchie ihrer Grundidee gemäß zu entwickeln, mit wenigen
kurzen Worten zusammen zu fassen.

Das Fundament der ständischen Monarchie beruht auf ari¬
stokratischen Elementen, auf einer Gliederung der Nation; die
Bedingung ihres Lebens ist daher die Hervorrufung derselben
durch Stärkung der noch vorhandenen Elemente, durch Wieder¬
erweckung der halb erstorbenen und durch Belebung neuer, da
wo sie jetzt noch ganz fehlen. Da in einer Repräsentation der
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Interessen es nothwcndig ist, den wesentlichen Interessen auch
wirklich eine Repräsentation zu gestatten, so folgt daraus, daß
nicht blos dem Grundbesitz, wie jetzt, sondern auch dem beweg¬
lichen Vermögen und der Arbeit Repräsentations-Rechte einzu¬
räumen sind, und die Korporationen und Zünfte, die diese re-
präsentiren, durch Ertheilung eines Stimmrechtes zu Staatsor¬
ganen zu erheben.

In den Provinzial-Kammern wird jetzt eine Majorität von
zwei Drittel der Stimmen gefordert, um eine Petition bis zum
Thron gelangen zu lassen; diese Ucbelstände zu beseitigen, ist die
Bestimmung nöthig, daß die einfache Majorität in diesen Fäl¬
len genügen solle.

Da der Umfang der Gegenstände, welche im Interesse des
Landes eine baldige Erledigung wünschen lassen, zu groß ist,
und diese nur zu erwarten ist, wenn die Stände häufiger zusam¬
mentreten als jetzt, so zeigt sich hierin das Bedürsniß eines jähr¬
lichen Zusammentritts derselben.

So entsprechend die gesonderten Kammern für die Bcra-
thungen der gesonderten Interessen der so sehr von einander ab¬
weichenden Bestandtheile des Staats erscheinen, so wenig geeig¬
net sind sie wieder zu der Begutachtung der allgemeinen Gegen¬
stände. Zur Erledigung dieses Uebelstandes wird daher der Zu¬
sammentritt der isolirten Kammer zu einer allgemeinen gefordert,
und durch die aus ihrer Mitte gewählten Ausschüsse erreicht,
welche jedoch, soll die Verfassung Bestand erhalten, sich eben¬
falls regelmäßig zu versammelnhaben.
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Die Befugnisse dieser Ausschüsse sollen nun die der Pro-
vinzial-Stände nicht verengen sondern erweitern und da ein¬
treten, wo deren Wirksamkeit aufhört (wie das zu verstehen,
ist vorhin entwickelt).

Den Schlußstein des Ganzen bildet die Verfassung, durch
welche die Rechte der Krone und die Befugniß des Volkes scharf
und so wie gezeigt worden, begrenzt werden müssen, so daß die
Souverainetatund die Ausübung der Staats-Gewalt dem Mo¬
narchen verbleibt, jedoch das Volk gegen Willkür und gegen
Einseitigkeit geschützt ist, und in den vollen Genuß aller der Frei¬
heiten gesetzt wird, deren es zur freieren Bewegung innerhalb
der gesetzlichen Grenzen bedarf.

Bisher sind wir bei dem Ausbau der standischen Monarchie
in Preußen von dem Gesichtspunkte des Nützlichen ausgegangen,
und haben zugleich das jetzt Bestehende, mithin nicht allein den
materiellen Zustand der Verhaltnisse sondern auch die im Monar¬
chen und im Volk vorherrschenden Ansichten scharf im Auge be¬
halten. Dies hat uns jedoch nicht gehindert, die Consequenz des
Princips fest zu halten, um dadurch eine Einheit zu begründen,
welche dem ganzen Gebäude Festigkeit giebt. Die Anforderun¬
gen, die wir in dieser Beziehung machen zu müssen glaubten,
fordern keine Opfer, die außerhalb der Grenzen des Rechts der
Billigkeit liegen.

Jetzt sei es uns noch gestattet, auch dem historischen Ge¬
sichtspunkt einige Aufmerksamkeit zu schenken und zu erforschen,
welchen Werth und welche Bedeutung dieser habe und in
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stimmungen eine historische Begründung haben oder deren ent¬

behren.

Sowohl der hochselige als der jetzt regierende König haben

es wiederholt und auf das Bestimmteste ausgesprochen, daß sie

dem Lande eine auf historischem Grunde ruhende Verfassung er-

theilen wollten, mit Berücksichtigung der veränderten Zcitverhalt-

nisse. Ohne Zweifel ist dies auch das einzige Fundament, auf

welchem eine Verfassung gebaut werden kann, die nicht das Pro¬

dukt von Philosophemen oder von einer Revolution ist, sondern

ein Fundament in dem Geiste des Volkes, dem sie zugetheilt

wird, finden soll. Es fragt sich vor Allem, was unter histori¬

schem Ursprung verstanden werde.

Die Beantwortung dieser Frage ist zwar eine etwas schwie¬

rige, die Erörterung derselben aber wegen der möglichen verkehr¬

ten Deutung des eigentlichen Gedankens eine sehr nothwendige,

da wir es gewagt finden, daß man, ohne eine nähere Bezeich¬

nung Worte gebraucht hat, aus welchen alles Mögliche hergelei¬

tet werden kann.

Wenn wir auf den historischen Grund zurückgehen, so fin¬

den wir in der Verfassung der preußischen Monarchie fast eben

so viele Abweichungen als besondere Landesthcile. Wir finden

Churfürsten, Markgrafen, Herzöge, Fürsten und Herren, denen

in der früheren Zeit die Landeshoheit fehlte, wir finden einen

Adel, der nebst der Geistlichkeit die Gesetze genehmigte, selbst

von Steuern befreit war und ohne dessen Zustimmung selbst in
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manchen Theilcn weder ein Krieg erklärt noch ein Frieden ge¬

schlossen werden durfte; wir finden privilegirte Städte, welche

dieselben Vorrechte genossen, wie der Adel und die Geistlichkeit,

wir erblicken Corporationen und Zünfte, die sich im Besitz von

Ausschlicßungs - Privilegien befanden, wir finden mit einem

Worte, wenn wir auf das Historische zurückgehen wollen, ein¬

zelne Landestheile, in welchen nach heutigen Begriffen es weder

ein Volk, noch mit Souverainitäts-Rechtcn bekleidete Fürsten gab.

Diese eben gelieferte Schilderung wird noch bunter, wenn

wir von den früheren auf die frühesten Zeiten zurückgehen. Das

Historische hat keinen festen Zeit-Abschnitt wo es aufhört; was

in einer Zeit gewesen ist, war in einer andern nicht, und in so

fern man sich an die äußere Form hält, wird man zu keinem hi¬

storischen Resultat gelangen. Sehr nahe liegt nun die Frage,

welcher von den Zeitabschnitten eigentlich derjenige historische sei,

den der Gesetzgeber gemeint und den er als das Fundament der

zu restaurirenden preußischen Verfassung angeschen wissen will?

Es möge nun gewählt werden, welcher da wolle, jeder führt

uns nothwcndig auf Zustände, die zwar bestanden, sich aber nach

und nach theils aufgelöst, theils geläutert haben, theils auch des

Todes verblichen sind, und aus deren Grabe erst die Monarchieen

und der Mittelstand hervorgegangen sind, die, nachdem sie die

Tobten gemeinschaftlich begraben hatten, sich selbst in einem

Kampf gegen einander befinden, wobei die Demokratie und die

Monarchie sich einander gegenüber gestellt haben.

Wenn wir uns nun ferner fragen, wo sich denn der hi-
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storische Rest, nachdem diese historischen Zustande verschwunden

sind, auffinden lasse, auf dem gebaut werden könne, so zeigen

sich äußerlich nur schwache Ueberbleibsel mit so geringem Bau¬

material verschen, daß sie höchstens mit verarbeitet werden kön¬

nen. Zu fabelhaft würde es erscheinen, die früheren historischen

Zustande wieder ins Leben rufen zu wollen; eine solche Absicht

kann unmöglich dem Gesetzgeber zugetraut werden, sondern wir

müssen dem Gedanken desselben nothwcndig einen tiefem Sinn

unterlegen. Den Schlüssel dazu finden wir in der Verbindung

der Worte, dessen er sich bedient, „die Verfassung solle zeitge¬

mäß und auf historischem Grunde ruhen."

Das Wort zeitgemäß schließt nun ein Zurückschreiten auf

die frühern historischen Zustände und ihre veralteten Formen völ¬

lig aus. Es wird daher klar, der Gesetzgeber will nicht letztere

selbst, sondern nur den Geist erhalten wissen, der den alten

deutschen Verfassungen zum Grunde liegt und aus welchen sich

der jetzige Zustand historisch entwickelt hat. Er will nicht, daß

die Verfassung seines Reichs auf philosophischen Theoricen ge¬

baut werde, sondern in seinem Wesen eine altdeutsche Grundlage

behalte. Wenn wir nun untersuchen, welches der Geist und das

Wesen der deutschen Verfassung war, und dabei auf die älteste

Geschichte zurückgehen, so finden wir, daß zu keiner Zeit in

Deutschland eine willkürliche Herrschaft bestanden hat, ein krasser

Absolutismus eben so wenig als eine unumschränkte Diener-

Herrschaft; von beiden hat sich Deutschland bis auf die neuere

Zeit ziemlich frei gehalten; seine frühere Geschichte ist in dieser
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Beziehung makellos. DeutschlandsVölker sind immer frei ge¬
wesen, sie haben sich stets eines geordneten Rechtszustandes er¬
freut und wurden in höchster Instanz durch das Ncichs-Kammer-
Gericht und den Reichs-Hvfrath in Wien, gegen Ucbcrgriffe der
Fürsten geschützt.*)

Eine Gliederung der Stande ist acht germanisch und ganz hi¬
storisch; sie zerfielen in den Fürsten - und Herren-Stand, in den
der Geistlichkeit, des Adels, des Bürgerthums und den der freien
Männer. Eben so sehr liegt die engere Verbindungder Standes¬
und Gewerbgcnossenim Geist der alten Verfassung Deutschlands.
Welche Früchte sie getragen, daran erinnert uns der Hanse-Bund;
in keinem Lande hat sich ein so kraftiger Bürgerstand entwickelt
wie in Deutschland in gewissen Zeitabschnitten seiner Geschichte.
Wenn wir nun aus das, was dem Historischen nach zeitgemäß ist,
zurückgehen, so finden wir es in dem Vorstehenden ausgedrückt.
Deutschland hat im Laufe der Geschichte keinen Despotismus zu
dulden gehabt, als etwa den eines momentanen Mißbrauchs, es
ist deshalb auch von großen Umwälzungen befreit gewesen, wie sie
Frankreich, Spanien, Portugal erfahren haben; es hat nie unter
dem fortwährenden Drucke einer Büreaukratie geseufzt; dafür hat
der Adel und das Bürgerthum die Rechte und die Freiheiten, die
ihnen zugestanden, bewahrt, es hat sich stets eines geordneten

") Die Fürsten wurden sogar in solchem Falle zwar nicht von dem eige¬

nen Wolke vertrieben, wie davon in der neuem Geschichte Deutschlands ein

Beispiel gegeben ist, wohl aber durch Urtheil und Recht der Regierung entsetzt,

wie das Schicksal des Herzogs Christian Ludwig von Mecklenburg davon einen
Beweis giebt.
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Nechtszustandes erfreut und in den in ihm ausgebildeten aristokra¬
tischen Elementen und den Korporationen,Zünften und Innun¬
gen sich ein kernhaftes Wölk erhalten, welches von seinen Fürsten
angeführt und gestützt auf seinen Adel immer noch Starke behielt
um die Ketten zu sprengen, welche ihm seine politische Zerrissenheit
zugezogen hatte.

Der vorige Konig und der jetzt regierende Monarch, hieran
ist nicht zu zweifeln, indem sie es ausgesprochen haben, die preu¬
ßische Verfassung auf historischem Grunde und in zeitgemäßer Form
aufbauen zu wollen, faßten dabei den Geist und das Wesen der
frühern deutschen Verfassung ins Auge, und dieser ist derselbe,
welchen wir unter Benutzung der gemachten Erfahrung und mit
Berücksichtigung der Umwandlungen der Zeit, für die Verfassung
Preußens in Anspruch nehmen.







In dem ersten Theil haben wir uns über die preußische Ver¬
waltung und den mannigfachen Nutzen, den sie dem Lande ge¬
währt hat, ausgesprochen, und zugleich auf wesentliche Fehlgriffe
und bestehende Mangel aufmerksam gemacht. Von dem dort Ge¬
sagten finden wir nichts zurückzunehmen, auch haben wir bis jetzt
keine durchgreifende Veränderungen mitzutheilen.

Das Land befindet sich in dieser Beziehung in der Periode
der Hoffnung!

Zwei wichtige Punkte, die preußische Verfassung und die
Verhältnisse Deutschlands, sind die Gegenstände, mit welchen sich
dieser Theil vorzugsweisebeschäftigt; wir werden daher nur wenig
Gegenstände berühren, die in das Fach der Verwaltung einschla¬
gen, nur solche, die ein bedeutendes Interesse haben und sich eben
an der Tagesordnung befinden.

Zwar könnten wir noch manches mitthcilcn, welches im In¬
teresse der Monarchie und des Landes wohl verdiente zur Sprache
gebracht zu werden; allein so wenig wir Bedenken tragen uns
offen und freimüthig auszusprechen, wo es dem Lande, dem wir
angehören, Nutzen bringen kann, so sind wir doch weit davon
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entfernt, ein Geschäft daraus zu machen, alle Mängel und Un¬

vollkommensten herauszusuchen, die bei uns ebenso wenig, als

in andern Ländern fehlen. Dazu kommt, daß seitdem wir den

ersten Theil verfaßt haben, bedeutende Veränderungen im höch¬

sten Personal der wichtigsten Ministerien eingetreten sind; eS ist

billig abzuwarten, was die neue Verwaltung dem Lande bringen

wird und gewiß verdient es Beifall, wenn die so eben erst an die

Spitze der Geschäfte getretenen Minister*) nicht zu übereilten Re¬

formen schreiten; nur dürfen diese nicht ganz ausbleiben. DaS

Ministerium des Innern hat nicht allein einen neuen Chef und

statt eines abgegangenen Büreauchcss deren zwei wieder bekom¬

men., sondern es sind noch mehrere Veränderungen dort im Per¬

sonal der Räthe eingetreten; überhaupt scheint die Zahl der hohen

Staatsbeamten noch im Wachsthum begriffen zu sein.

Wenn es auch nicht unsere Absicht ist, uns über die Verwal¬

tung des letztgenannten Ministeriums im Ganzen auszusprechen,

so können wir doch eine Verfügung nicht mit Stillschweigen über¬

gehen, die, wenn sie weiteren Fortgang haben sollte, einen ent¬

schieden nachtheiligen Einfluß auf manche Provinzen und die Zu¬

nahme der Bevölkerung in ihnen üben würde, und sich daher ganz

besonders zu einer öffentlichen Besprechung eignet. Das Edict

Das Ministerium des Innern ist auS der Hand des wegen feiner ge¬

schwächten Gesundheit aus dem Dienst getretenen Herrn v. S! ochow in die

des Grafen v. Arnim, das der Finanzen, da der Graf v. Alvensleben

ins Kabinet des Königs eingetreten, in die des Herrn v. Bodelschwing

übergegangen; das auswärtige Portefeuille hat der Herr v. Bülow, die Do-

mainen und Forsten der Graf v. StolIberg erhalten. Der Herr v. Sa«

»ignn ist Minister der Gesetzgebung geworden.
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vom 9. Oktbr. 1807, wodurch den Besitzern von Lehn- und Fideh-

commiß-Gütern erlaubt ward, sie ganz oder theilweise zu parcel-

liren, wenn durch ein Attest der von jenem Gesetz für competent

erklarten Behörden nachgewiesen wurde, daß das Kaufgeld oder

der davon jahrlich zu erlegende Canon einen vollen Ersatz für das

dafür überlasscne Grundstück gewahrte, war von den segensreich¬

sten Folgen für einen Theil der Monarchie und verletzte um so we¬

niger die Rechtsverhältnisse als zugleich bestimmt war, daß das

gezahlte Kaufgeld zur Ablösung der ersten Lehnsschulden, oder in

deren Ermangelung zu Lehn oder Fideicommiß verwendet wer¬

den müßte.

Dieses weise und landesvaterlichc Gesetz des Hochseeligen

Königs hat sehr wesentlichen Bedürfnissen, namentlich in den öst¬

lichen Provinzen abgeholfen. Dort fehlte es damals und noch

jetzt zugleich an Capital und an Menschenhänden, um die über¬

großen Gutsflachen gehörig zu bebauen; durch dieses Gesetz wurde

nun den Gutsherren die Gelegenheit gegeben, etnfernte Thcile

ihrer Landereien durch Vererbpachtung zu benutzen, ohne Capital

dazu zu verwenden und sich die zur Cultur des andern Theiles

nöthigen Menschenhände zu verschaffen, so wie es auch der ar¬

beitenden Classe eine Gelegenheit, sich von ihren Ersparnissen ein

Eigenthum zu kaufen, gewährte. Allein es ward dadurch noch

ein anderer großer Zweck gefordert. Die frühere Verfassung und

Alles was ihr anhing, hatten das Land nicht nur unbevölkert ge¬

lassen, sondern es fehlte ganz an den kleinen Gutsbesitzern, an

diesem gesunden fleißigen Theil der Bevölkerung, die jedem Lande
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so unentbehrlich sind, und aus welchen sich nicht nur das Heer,
sondern auch die großen Städte mit gesunden und kräftigen Men¬
schen rekrutircn können.

Dieses Gesetz, durch welches allein in Pommern hunderte
von neuen Dörfern entstanden sind, und welches nebst dem Gesetz
wegen Eigenthums-Verleihung der Bauerhöfe so unglaublich auf
die Zunahme der Bevölkerung eingewirkt hat, ist plötzlich durch
die Cabinets-Ordre vom 28. Juli 1842 suspcndirt worden.

Als Beweggrundzu einer solchen Maaßregel wird angeführt,
daß, da das Gesetz vom 14. Okt. 1811 und die Ablösungs-Ord¬
nung vom 7. Juni 1821 die Ablösung des Erbpacht-Canonsdurch
Capital freigestellt habe, sich Lehn- oder Fideicommiß-Güter in
Geldlchn- oder Geld-Fideicommisse verwandeln könnten, welches
gegen die Natur derselben streite. Dieser Grund ist aber nicht
durchgreifend.

Die eben angeführte Bestimmung wegen Ablüsbarkeitder
Grundrenten durch das Gesetz vom Jahre 1811 und die Ablösungs-
Ordnung vom Jahre 1821 gehören zu denen, die ohne allen hö¬
hern Zweck in das Eigenthum eingreifen und die Sicherheit der
Verträge schwächen. Solche Gesetze sollte keine Regierung er¬
lassen, und es wäre daher wünschcnswcrth und ein Act der Ge¬
rechtigkeit gewesen, wenn die Bestimmungen von 1811 und 1821,
insofern sie noch nicht zur Ausführung gekommen sind, für die
Folge aufgehoben worden wären, denn es wird durch dieselben eine
einseitige Befugniß erthcilt, geschlosseneVerträge aufzulösen,
welches außerhalb der Rechte der Regierung liegt.
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Es ist mithin ein doppelter Mißgriff, wenn man, um diese
das Rechtsvcrhältniß störenden Bestimmungen aufrecht zu erhalten,
eine in seinen Wirkungen so wohlthätigeVerordnung wie die von
1807, suspendiren wollte, und mit Recht wird man darin eine
höchst bedauernswerthe Bedrohung der preußischen Agrar-Gesetz¬
gebung erblicken, welche im Lande so schöne Früchte getragen hat,
und welche zu untergraben ein unverantwortlicher Mißgriff sein
würde. Die darüber sprechende Verfügung ist zwar erst unter
dem Ministerium des Grafen v. Arnim erschienen, aber man
nimmt an, es sei unstreitig ein früheres Vermachtniß, und wir
rechnen daher um so mehr auf die Nichtausführung derselben.
Sind wir gut unterrichtet, so hat eine andere Veranlassung diese
Suspensation herbeigeführt, als die in der Verordnung ausge¬
sprochene. In Schlesien ist ein einzelner Fall vorgekommen,wo
von der Befugniß des Gesetzes von 1807 ein Mißbrauchgemacht
sein soll; statt ähnlichen Fallen durch einen Anhang zu jenem
Gesetze vorzubeugen, schreitet man zu einer allgemeinen Suspen¬
sion , und bringt unzählige Familien dadurch in die größte Ver¬
legenheit. Es sind viele kleine Leute, die schon Punktationen
über Grundstücke zu neuen Coloniestellen mit Gutsherren theils
mündlich verabredet, theils schriftlich aufgesetzt, aber wegen Ent¬
fernung des Richters nicht abgeschlossenhaben, und die sich auf
diesen aufbauen wollten, jetzt aber nicht dürfen, daher im nächsten
Frühjahr in Verlegenheit sein werden, wo sie unterkommen, wo¬
von sie leben sollen.
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Wir würden uns vielleicht enthalten haben, dieses nn'tzuthci-
len, wenn die daraus entspringenden Nachthcilc nicht zu bedeu¬
tend waren, und sich nicht die Meinung verbreitet hatte, es sei
der erste Versuch die Gesetzgebung vom Jahre 1807 bis 1823 zu
untergraben, man wolle zu der Zeit von vor 1806 zurückkehren.
Wir halten diesen Fall nicht für so bedenklich, sondern glauben,
daß diese Suspension nur durchgegangen ist, weil man in Verlin
oft die Folgen nicht ahnet, welche so allgemeine Bestimmungen
hervorbringen können; wir erblicken hierin eine Krankheit, an
welcher wir schon längere Zeit leiden, ein Uebcl, welches sich noch
oft und so lange wiederholen wird, bis die Verwaltung zu der
Ueberzeugung gekommen sein wird, wie nützlich es ihr selbst sei,
wenn die gesetzlichenBestimmungen, die von ihr er¬
lassen werden sollen, vorher zur Kenntniß des Pu¬
blikums gebracht werden, und die Regierung erst
entscheidet, nachdem das Publikum gehört ist, und
nicht das Publikum, wenn die Regierung schon ge¬
sprochen, oder was noch schlimmer ist, schon gehan¬
delt hat. Welchen wohlthatigenEinfluß das Gesetz von 1807
wirklich geübt hat, wollen wir wieder durch unwiderlegliche Zah¬
len in der nachfolgenden Liste beweisen.
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Benennung

der

C o l o n i e e n.

Bernsdorff
Blankenhagen
Dorotheental
Claushagcn
Neu - GöedShagen
Heinerichsfelde
Hcnkenhagen
Schönwalde
Wangrin
Friedrichsdorff I.
FricdrichsdorffII.
Fricdrikenwalde
Kurtsdorff
Hägerfcldc
Neu - Labuhn
LcoShoff
LaSbcck

Ludwigshorst
Neu - Maldewin

Friedrichsgnade
Witzmitz
Wilksfreude
Grammhoff

Umfang d.
einzelnen
Eoloniecn
und zwar

Zahlen
an

Clafscn-
steuer

jährlich
Thl. Sgr.

47 15 97

175 15 231

18 —
32

88 15 155

93 —
195

70 15 161

92 15 136

63 15 96

39 —
72

18 15 25

3195

Die einzelnen Kolonisten, deren Zahl nicht unbedeutendist, sind hier
nicht mit aufgeführt.
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Die hier mitgethciltc Liste weiset die Zahl der Dörfer nach,
die in dem Kreise, in welchem wir angesessen sind, in Folge je¬
nes Gesetzes sich größtcntheils auf früheren wüsten Landereien
erhoben haben, so wie die Zahl der Wirthe und Köpfe überhaupt,
die in diesen wohnen, den Umfang der Grundflächen, welche sie
besitzen, endlich die der classisicirten Kopfsteuer,die von ihnen ge¬
zahlt wird. Nimmt man nun an, daß die in Folge jenes Gesetzes
stattgefundenen Parccllirungen in den übrigen 19 Kreisen von Alt-
Pommern gleichen Erfolg gehabt haben, welches nicht unwahr¬
scheinlich ist, da der Regenwalder Kreis kcinesweges zu den grö¬
ßeren gehört, so waren in diesem einzigen Theile der Monarchie
neu entstanden 437 Dörfer mit 8987 Grundbesitzern. Man wird
sich hieraus überzeugen, was ein Federstrich schaffen, was er
möglicherweise zerstören kann.

Hatte der vorige König, als er das Gesetz erließ, noch
gleichzeitig dafür Sorge getragen, daß der weitem Verbreitung
der segensreichen Folgen desselben nicht durch unsere bcklagcns-
werthe Hypotheken-Verfassungein Hemmschuh angelegt worden
wäre, so würde der jetzige Monarch noch über hundert Tausende
von Menschen mehr herrschen, die sich auf solchen Grundstücken
ernährten, welche jetzt wüst liegen; es fragt sich, wann die Zeit
kommen werde, wo man dem gesunden Körper die Tourniquets
abnimmt? Manche unserer Leser werden sich nicht mit der vorher
ausgesprochenen Ansicht zufrieden erklären, sondern lieber ein „Gott¬
lob" ausrufen, daß die Parcellirungs-Sucht doch irgend wo und
wie gehemmt würde; sie mögen sich beruhigen; diese Sucht, so
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will es die Laune des Schicksals, besteht in der Regel nur da,
wo das Bedürfniß es fordert.

In manchen andern Gegenden, wo Landbcft'tzungenvon ge¬
ringem Umfang zusammen gekauft worden, schreit man wieder:
wohin wird das führen? Es liegt nun einmal in dem Lauf der
Dinge, daß ein Bestreben ungünstige Verhältnisse auszugleichen
besteht; der große Ordner der Verhältnisse hat die weise Einrich¬
tung getroffen, daß das wohlverstandene Interesse den besten Leit¬
faden gewahrt und jedes Eingreifen sich selbst bestraft.

Wo es noch Güter, wie in den nördlichen Provinzen von
6 bis 20,000 Morgen Umfang giebt, von welchen unter den be¬
stehenden Verhaltnissen oft kaum die Hälfte irgend wie benutzt
werden kann, da ist die Parcellirung heilsam, und die Regierung,
welche sie befördert, macht eine Eroberung im Innern ihres
Reiches.

Die Minister des Innern und der Polizei haben jetzt in die¬
ser Beziehung eine wichtige Aufgabe zu lösen, und wenn sie es
verstehen, so werden ihre Namen zunächst dem des Monarchen
stets in dankbarer Erinnerung bleiben.

Die erste dieser Aufgaben ist das Gesetz von 1807 aufrecht
zu erhalten, ja es vielmehr noch mit solchen Modisicationenzu
erweitern, welche den Mißbrauch, wie er vorgekommen sein soll,
ausschließen und die heilsamen Wirkungen desselben befördern.
Vor Allem ist dabei zu empfehlen, Rücksicht auf die besondern
Verhältnisse der einzelnen Provinzen zu nehmen; denn ein allge¬
meines Gesetz für die ganze Monarchie zu erlassen, die sich in so
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wechselnden Verhältnissen befindet, würde ein ähnliches Resultat

herbeiführen, als wenn ein Arzt allen seinen, mit den verschieden¬

artigsten Krankheiten geplagten Patienten summarisch ein Brech-

pulvcr verordnen wollte. Während in einem Theile der Monar¬

chie die Parcellirungen so weit gegangen sein mögen, daß sie sich

wie in Frankreich beinahe in Staub auflosten, hat das Gut N. N.

in Hinterpommcrn M,000 Magdeburger Morgen Flächeninhalt

und die Pfandbrief-Institution, von der es mit 40,OVO Thlr. be¬

liehen war, ist bei der Subhastation kaum ohne Verlust davon

gekommen. Das Gut N. N. macht aber auch einen Theil des

preußischen Staates aus, und da es ähnliche Verhältnisse in an¬

dern östlichen Thcilen der Monarchie giebt, so hat die Regierung

ein nahes Interesse, für die Benutzung und stärkere Bevölkerung

solcher Gegenden Sorge zu tragen. Jeder Volkswirts) wird zu¬

geben müssen, daß Grund und Boden nur einen relativen Werth

haben, ihn nur durch die daran verwandte Arbeit bekommen; wo

daher die arbeitenden Hände und das arbeitende Capital fehlen,

wird der Boden beinahe werthlos, ja es unterliegt keinem Zwei¬

fel, daß der Nutzen des Grund und Bodens und sein Capitalwerth

nach dem Quadrat der Dichtigkeit der Bevölkerung steigt; wie

wichtig ist es daher, diese zu fördern!

Sehr wünschenswert!) wäre es, wenn alle Hemmungen der

zunehmenden Kultur und Bevölkerung beseitigt werden könnten;

das unglückliche Lchnsverhaltniß von Hinterpommern laßt sich als

eine von diesen bezeichnen.

Die hinterpvmmerschen Lehngütcr sind verkäuflich, ohne
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Konsens der Agnaten verschuldbar; ihr einziger Zweck, nämlich

die Erhaltung der Familien im Besitz, fällt daher fort, ja es ha¬

ben sogar die Chikanen, die mit diesen untergrabenen Lehnsver-

hältnisscn verbunden sind, weil sie den Kredit erschweren, den

Werth der Güter herunterdrücken, einen großen Thcil der frühe¬

ren Besitzer aus ihrem väterlichen Erbe vertrieben, auch viele

andere Nachtheile herbeigeführt.

Der größte Widerstand gegen eine bessere Ordnung der Ver¬

haltnisse ist in neuerer Zeit von der Regierung ausgegangen. Die

schon seit einer langen Reihe von Jahren gepflogenen Verhand¬

lungen haben jetzt eine solche Wendung erfahren, daß wenig Hoff¬

nung auf einen guten Erfolg geblieben ist.

Die BeHorden sollten doch bedenken, und namentlich der

Minister des Innern es erwägen, daß sie in der Hintcrpommer-

schcn Lchnsverfassung eine Ruine vor sich haben, die jetzt noch

Baumaterial besitzt, daraus manches neue kräftige Gebäude auf¬

zuführen, und daß es unrecht sein würde, der Zeit die völlige

Verwitterung zu überlassen. Friedrich der Große, dessen

Geist seiner Zeit um ein Jahrhundert voraus war, erkannte die

nachtheiligen Folgen, welche diese Lehnsverhältnisse für die ihm

besonders — wcrthe — Ritterschaft von Pommern hatten,

und legte deshalb die erste Mine unter das schon damals morsche

Gebäude; was würde er sagen, wenn er wüßte, man bemühete

sich jetzt wieder ein Jahrhundert zurückzugehen!

Eine zweite und dritte wichtige Aufgabe der beiden vorer¬

wähnten Ministerien beruhet darin, die unglückliche Hypotheken-
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Verfassung, welche jetzt besteht, zu ändern, und endlich für bes¬
sere allgemeine Taxprincipien zu sorgen.

Daß man sich mit beiden beschäftigt, ist uns in einem
offiziellen Schreiben von den hohen Behörden selbst mitgetheilt
worden; gewiß wird diese Nachricht dem ganzen Lande sehr will¬
kommen sein, wenn man nur hoffen dürfte, daß die Absicht zur
That werde. Was die nöthige Verbesserung der Hypotheken-
Ordnung betrifft, so hangt dieselbe, wie man behauptet, theils
von der Gesetzgebung-Commission,theils von der Verwaltung
ab. Sollte dies der Fall sein, so werden wohl erst unsere Nach¬
kommen dadurch beglückt werden, denn die Gcsetzgebungs-Com-
mission beschäftigt sich mit so vielen andern Gegenständen, daß
dieser gewiß in den Hintergrund gestellt bleiben wird.

Wenn dagegen dem Minister Mühler die Vorschlage zu
den Reformen übertragen werden sollten, wozu ihn seine prakti¬
sche Bekanntschaft mit den bestehenden Mangeln vorzüglich befä¬
higt, und von dessen Thätigkeit das Land schon wiederholte Be¬
weise erhalten hat, so würde eine baldige Erledigung zu hoffen
sein, um so mehr, da auch dem Minister des Innern, der dabei
als Vertreter des Ackerbau-Interessebetheiligt ist, die Mißbräu¬
che nur zu gut bekannt sein werden.

Eben so nöthig, allein viel schwieriger ist es, allgemeine
Taxgrundsätze zu entwerfen; man sollte kaum glauben, daß es
in Preußen noch keine genügenden giebt; wir haben Maaß und
Gewicht für Alles, nur nicht für den Werth des Grund und Bo¬
dens. Bisher hat man sich mit den Taxprincipien der Pfandbrief-
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Institution bcholfcn. Allein diese sind ganz unbrauchbar, um
den Werth eines Grundstückes zu bestimmen. Dies geht schon
aus dem Zweck hervor, zu welchem sie entworfen sind.

Die Pfandbrief-Institutionen wollen gesichert sein, daß der
Credit, den sie gewahren, nie den Werth des Gutes übersteigt.
Da dies ihr vorherrschender Gesichtspunkt ist, so taxiren sie nie
den wirklichen, sondern nur einen gegen alle Zufalle gesicherten
Werth, woher es denn auch kommt, daß Güter schon 300 pCt.
über der landschaftlichen Taxe sud Imsta verkauft sind.

Da es nun keine andere Taxen giebt, so werden die land¬
schaftlichen Taxen auch als »maßgebendbei Subhastationen ge¬
setzlich angewandt, und der Zuschlag erfolgt, wenn das Gebot
zwei Drittel erfüllt. In den Zeiten, wo großer Begehr nach
Grundstücken stattfindet, vermindern sich die Nachtheile, wenn
dieses aber nicht ist, werden die Güter verschleudert und die
Glaubiger um das Ihrige gebracht. Wir können als Beispiele
die Güter P. und T. und C. Kr. von Pommern anführen, die
über 5V,WO Thlr. verschuldet waren, zu 17,000 snk kasta zu¬
geschlagen wurden und nachdem alle hinterstehenden Gläubiger
ausgefallenwaren, sich binnen Jahresfrist zu 65,000 Thlr. ver-
wcrthct haben. In einem andern Falle ward ein Gut, tauschen
wir uns nicht, von der Landschaft zu 36,000 Thlr. abgeschätzt,
zu 46,000 Thlr. snk Imsta verkauft und nach sieben Jahren,
nachdem für 99,000 Thlr. Holz und Parzellen aus dem Gute
entnommen waren, zu 60,000 Thlr. anderweitig verkauft*).

') Wir sind gern zur Beweisführung bereit.
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Noch nachteiliger wirkt der Mangel an richtigen Taren auf
den Credit der Grundbesitzer. Die einzelnen Kaufpreise geben
keinen richtigen Maaßstab, schon deshalb nicht, weil möglicher
Weise simulirte Contracte vorkommen können; noch weniger ist
dies bei den landschaftlichen Taxen der Fall, weshalb es den
Gutsbesitzern bei vollkommener Sicherheit öfters sehr schwer wird,
gekündigte (Kapitalien anderweitig aufzunehmen, oder nothwen-
dige Verbesserungen durchzuführen, und wodurch es den Vormün¬
dern von Pupillen fast unmöglich gemacht wird, solche Hypothe¬
ken zu finden, die gesetzliche Sicherheit gewahren, weshalb große
Capitalien,Minorennen und Stiftungen gehörig, zu 2z pCt.
wegen mangelnder Gelegenheit sie sicher aus Grundstücken anzu¬
legen, bei der Königlichen Bank untergebrachtsind.

Es ist hier nicht der Nrt, dies weiter zu verfolgen, allein
so viel steht fest,, daß der Mangel an richtigen Taxprincipicn und
einer einfacheren Hypothekcnverfassung sowohl von den Grundbe¬
sitzern als Capitalisten gleich schmerzlichempfundenwird. Die
großen Schwierigkeiten, die es hat, allgemeine Taxprincipien zu
entwerfen, kann sich Niemand verschweigen, inzwischen darf dies
die Regierung nicht abhalten, den jetzt bestehenden Uebelstanden
abzuhelfen.Die wesentlichsten bestehen immer darin, daß man
sich so schwer zum Handeln entschließt, auch sich nicht überwinden
kann, das einfache Verfahren dem complicirtcn vorzuziehen.Wer
mehr leisten will, als möglich ist, leistet oft gar nichts.

Wir erlauben uns, sowohl in Hinsicht derHypotheken-Ver-
fassung als der Tarmethoden auf Mecklenburg hinzuweisen.Der



113

Mecklenburger ist, dies muß man ihm lassen, praktisch; seine

Hypotheken-Verfassung ist von allen uns bekannten die einfachste

und beste; eigentliche Taxprincipicn, was gewöhnlich unter die¬

sen verstanden wird, bei welchen eine Ertrags-Berechnung zum

Grunde liegt, giebt es dort nicht. Der Acker zerfällt in 6 Haupt¬

massen und diese wieder in viele Unterabthcilungcn, deren die

erste 16 und die sechste 166 hat. Jede Classe und jede Unterab¬

theilung in ihr hat einen für immer feststehenden Ertragswcrth,

der beim Acker nach preußischem Gelde für IVO ssjj Ruthen^)

(etwa 4:5 Magdeb. Morgen) von etwa 2 Thaler 16 Sgr. preu¬

ßisch Geld bis auf 5 Silbergroschen in der letzten herunterfällt.

Achnliche feste Ertragspreise werden bei Wiesen und Weiden an¬

genommen. Vaare Gefälle und was dem gleich ist, werden dem

ermittelten Wcrthe zu-, Abgaben jeder Art abgerechnet, und für

außerordentliche Ausgaben 5 pCt. vom ganzen Werth abgezogen.

Es ist nicht zu verkennen, wie vielen Rechnungs-Jrrthümem

diese Art der Boden-Schätzung ausweicht und wie vorteilhaft es

sei, daß sich die ganze Sorgfalt auf den wesentlichsten Punkt,

die Bonitirung des Grund und Bodens beschränkt. Bei uns

hat man ungefähr 6—9 Classen, in dem Mecklenburgischen be¬

finden sich allein beim Acker 246. Wenn es auch scheint, daß

das zu weit getrieben sei, und daß überhaupt die Taxen bei die¬

ser Art der Bonitirung niedrig zu stehen kommen, so schadet dies

viel weniger dem Kredit, als bei uns, wo man kein richtiges Ur-

') Diese mecklenburgische Ruthe hat 16 Lübsche Fuß, ober 15 Fuß rheiit-

ländisches Maaß.

ü
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theil darüber zu fassen im Stande ist, ob eine Taxe zu hoch oder
zu niedrig sei, indem denen, welchen daran gelegen ist, oft jeder
Maaßstab der Beurtheilung fehlt.

Der Geldwerth des Grund und Bodens würde sich nun in
den verschiedenen Provinzen und in den oft so weit von einander
abweichenden Localvcrhaltnisscnsehr abweichend ergeben und
müßte in den veränderten Localitaten naher ermittelt werden, bis
sich, wie in Mecklenburg,gewisse Erfahrungssätzeherausgestellt
haben würden, nach denen man bei der Beurtheilung der Qua¬
lität desselben verfahren könnte.

Wer näher mit den Werthsbestimmungendes Grund und
Bodens bekannt ist, wird sich überzeugen müssen, daß durch
diese Methoden der Wcrthsbczeichnung derjenige, der das Gut
kaufen oder beleihen will, ein sicheres Fundament hat, auf wel¬
ches er seine Wcrthsberechnung anlegen kann, vorausgefetzt, daß
die Bonitirung nach gleichen Grundsätzenund unter einer ganz
glaubwürdigen Controle erfolgt.

Alle andern Verhältnisse, die auf den Werth Einfluß haben,
kann auch der weniger Sachverständigebeurtheilen,ob z. B. die
nöthigen Gebäude und zwar im baulichen Zustande vorhanden
sind, und welche äußeren Verhaltnisse sonst auf den hohen oder
geringen Werth influiren.

Wie die Verhältnisse jetzt bei uns liegen, gehen aus den
Hypothekenbüchern und den Taxen der Landgüter öfters weder
die Größe derselben, noch die näheren Bestimmungen der Be¬
schaffenheit des Bodens oder die Verhältnisse der verschiedenen
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Bodenarten zu einander hervor, und wenn diese auch vielleicht
mühsam herausgesucht werden könnten, so ist dies Manchen zu
umständlich, und namentlich dem Richter, der die Sicherheit prü¬
fen soll, oft unmöglich.

In Mecklenburg hat sich die vorerwähnte Methode der
Schätzung seit einem Jahrhundert bewährt und verdient daher
auch wohl die Aufmerksamkeit der Behörden; inzwischen müssen
wir bevorwortcn, daß es nicht unsere Ansicht sein kann, eine blinde
Nachahmung zu empfehlen, sondern nur sich mit dem Grundge¬
danken bekannt zu machen; es muß vor Allem festgehalten wer¬
den, daß in den Taxen der Werth der eigentlichen unveränderli¬
chen Substanz des Bodens besonders gewürdigt zu werden ver¬
dient, und daß, wenn bei den Gütern noch feste baare Einnah¬
men bestehen, diese wie es sich von selbst versteht, den Capital--
Werth derselben erhöhen, so wie beständige Lasten ihn vermindern.

Aus Gründen, die schon vorher angedeutet sind, wollen wir
es eine r andern Zeit ersparen, auf die finanziellen Verhältnisse Z
Preußens einzugchen und uns damit begnügen, unsere Untersu¬
chungen auf einzelne finanzielle Gegenstände zu beschränken, wel¬
che an der Tagesordnung sind, und daher zunächst das allgemei¬
ne Interesse in Anspruch nehmen; als solche betrachten wir

erstens, den beabsichtigten Bau eines Netzes von Eisen- 3
bahnen über die ganze Monarchie;

zweitens, die erfolgte Heruntersetzung der Salzpreise,
und wie diese zum Besten des Landes weiter ausgebeutet werden ^
köNWtHMnö »6 HmtWsLL siS »Sa önsSaW tzzS sszstmsiochss

« *
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drittens, die Untersuchung, wie hoch sich die sogenannte

Grundsteuer in den verschiedenen Provinzen der Monarchie be¬

lauft, und in wiefern aus der ungleichen Höhe derselben eine

Gefahrdung der einzelnen Provinzen und der einzelnen Stande

abgeleitet werden könne.

»flbl SZv mgichM knuz, ?> HZü ,n»iittimo?csmoz ch m6s gnurzigzZL

Ueber den Wem eines Netzes von Eisenbahnen

in Mvcußen.

Den allgemeinsten Beifall hat in allen Theilen der Mo¬

narchie die Absicht des Königs gefunden, einen umfassenden Ei¬

senbahnbau zu vollführen und es ist erfreulich zu sehen, welche

Fortschritte der Sinn für das Allgemeine im preußischen Volk ge¬

macht hat, da selbst diejenigen Provinzen, die vielleicht zur Zeit

von dem Bau ausgeschlossen bleiben, sich dennoch mit Lebhaftig¬

keit für ihn erklart haben.

Aus dem allgemeinen Interesse, mit welchem die landcsva-

terliche Absicht des Monarchen aufgenommen worden ist, geht

serner hervor, wie sehr das Land das Bcdürfm'ß fühlt, einen

lebendigen innern Verkehr zu besitzen und daß es dafür kein Opfer

scheut; dies erhöht auch wieder auf der andern Seite die Ver¬

pflichtung der Regierung, den beabsichtigten Bau in weise und

vielseitige Erwägung zu ziehen; es handelt sich hier nicht allein

um ein Eapital von 50 — 60 Millionen, sondern noch weit mehr

um die höheren Landeszwecke, die sich daran knüpfen, um die

staatsöconomischen, militairischcn und administrativen.
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Sowohl die an die Stande erlassene Denkschrift, als die

mannigfachen darüber bekannt gewordenen Aufsatze beweisen es

aber leider, wie wenig gründlich dieser Gegenstand aus dem hö¬

heren Gesichtspunkte aufgefaßt ist und welchen beklagenswerthcn

Weg man zum Ziel gewählt hat, einen Weg, der zum Glück

nirgends hinführt; denn wäre er zu verfolgen, so würde er die

Regierung eben so compromittircn, als er zum Nachthcil des Lan¬

des gereichen könnte.

Die Verwaltung wird es sich selbst nicht verhehlen, was

das ganze Land einsieht, wie mannichfache Fehlgriffe bisher von

ihrer Seite bei der Ertheilung der früher ausgegebenen Conces-

si'onen gemacht sind, und dennoch scheint sie, ohne sich der ihr

zukommenden Stellung dabei bewußt geworden zu sein, diesel¬

ben in großem Maaßstabe wiederholen zu wollen.

Die Erfindung der Eisenbahnen ist in gewerblicher Bezie¬

hung eine der merkwürdigsten der Zeit, ein Kind der Bedürfnisse.

Die Industrie gleicht den Congrevcschen Raketen, die immer aus

sich selbst eine neue Kraft entwickeln, bis sie endlich auch ihren

Wendepunkt erreicht haben.

In den Ländern, wo zuerst die Eisenbahnen gebaut worden

sind, hat, wie gesagt, das Bcdürfniß sie erzeugt. Uns fehlt bis

jetzt, einzelne Ausnahmen abgerechnet, ein so lebendiger Ge¬

werbsverkehr, um dasselbe behaupten zu können, und wir müs¬

sen daher beim Bau derselben uns der Hoffnung hingeben, daß

die Eisenbahnen den uns mangelnden Verkehr hervorrufen wer¬

den. Diese Hoffnung ist vollkommen begründet, allein bei der
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Anlage derselben müssen wir uns der entgegengesetzten Stellung,
in welcher wir uns befinden, und von der wir ausgehen, bewußt
sein, und daher bei den Bauanlagen nicht in blinder Nachahmung
eines aus ganz anderen Verhältnissen hervorgegangenen Vorbil¬
des verharren, sondern den Bau auf Erreichung unseres Zweckes
berechnen.

In den gcwcrbreichen Gegenden hat der lebendige Verkehr
derer, die sich in ihm tummeln, der Zeit einen hohen Werth bei¬
gelegt, den sie bei uns noch nicht hat. Durch die schnelle Be¬
förderung auf den Eisenbahnen nahern sich die Platze und es
wird dadurch dem Einzelnen möglich, in derselben Zeit, in wel¬
cher er früher ein Geschäft abmachte, deren drei und mehrere zu
Stande zu bringen.

Bei uns fehlt es mehr an Geschäften, als an Zeit sie zu
Machen, daher müssen jene zuerst vervielfältigt werden, um auch
für diese einen hohem Werth zu gewinnen; es folgt hieraus, daß

l für jetzt der Produkten-und WaarenverkehrNr. 1. und der Per-
»an Ä am« , m'fefmvZ nHvLL

Wenn die Regierung so große Capitalien zum Bau eines
Netzes von Eisenbahnen verwenden wollte, nur um Reiselust zu
erwecken und den Personen-Verkehr zu befördern, welchen das
Bedürfm'ß noch nicht fordert, so würde dies mit Recht eine nutz¬
lose Verausgabung ihrer Mittel genannt zu werden verdienen.

Der erste Gesichtspunktder Regierung bei Anlegung von
Eisenbahnen muß nebst der Landcsvertheidigung jedenfalls dahin
gerichtet sein, denjenigen Theilcn der Monarchie, die auf Acker-
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bau angewiesen sind, den ihnen jetzt mangelnden Markt für ihre
Produkte durch wohlfeilen Transport zu verschaffen, weil durch
den steigenden Werth des Grund und Bodens diejenigen Capi-
talien doppelt und dreifach wieder gewonnen werden, welche sich
zum Bau der Eisenbahn thcils auflösen, theils aus dem Lande
gehen.

Bei einer nahern Erörterung des Gegenstandes würde zu¬
vorderst zu entscheiden sein, ob es überhaupt schon an der Zeit ist,
in Preußen Eisenbahnen zu erbauen oder nicht. Diese Frage
Hat die Regierung bereits zu Gunsten des Baues entschieden und
gewiß mit vollem Recht.

Der lange Frieden dessen Europa genießt, hat einen In¬
dustrie-Krieghervorgerufen, in welchem Preußen nicht zurückblei¬
ben darf, und in dem es sich auch um die Macht handelt. Die
Kraft des Dampfes und ihre Anwendung auf Eisenbahnen sind
in diesem Kampf das neu erfundene Pulver. Es würde heißen,
Preußen wolle das Gewehr strecken, für die Folge mit ungleichen
Waffen kämpfen, wenn es eine andere Entscheidung getroffen
hatte, als geschehen ist. Das Kriegsmanifest hat die Regierung
erlassen, dieser Punkt ist abgemacht; wenn die Regierung jetzt
aber sagt, wir wollen die eigentliche Führung dem Liebhaber da¬
zu, den Speculanten, den Schwindlern auf der Börse, so wenig
wir diese auch sonst wohl lieben, überlassen, uns aber begnü¬
gen, die Kaperbriefe auszuthcilen, so würde sie ihre Stellung
verkennen, die Interessen des Landes aufopfern, und zu verra-
thcn scheinen, daß sie es sich nicht zutraut, den Bau so wohlfeil
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zu betreiben, und die Verwaltung so zweckmäßig zu leiten, als
der erste Beste, der das Geld hat Actionair zu werden.

Es wird zur näheren Begründung eines Urtheiles nöthig sein
nachfolgende Punkte einer näheren Beleuchtungzu unterziehen:

a) welche Einflüsse die Eisenbahnen auf den Ackerbau, auf
Handel und Gewerbe üben, wenn sie mit Rücksicht auf
deren Förderung angelegt werden;

b) welche Vortheile diese bei der Vertheidigung der Grenzen
und bei der innern Verwaltung versprechen;

c) welche Vortheile es gewähren würde, wenn der Staat sie
baute? welche, wenn es den Bau der National-Industrie
überließe? A

ck) wie die Fonds dazu am Besten zu beschaffen sein werden,
ohne den übrigen Industriezweigendas zu ihrem Betriebe
so nöthige Geld zu entziehen.

ä) Von der Wirkung der Eisenbahnen auf Ackerbau,
Handel und Gewerbe, oder mit andern Worten,

von ihrer staatsöconomischen Wichtigkeit.
-AM mflng , ll "cki 'am - -sn -riü.'r.

Wenn die Wirkung der Eisenbahnen mit kurzen Worten
ausgedrückt werden soll, so besteht diese in Zeitersparnis, und in
schnellerem und wohlfeilerem Transport von Waaren und Per¬
sonen , also in einer Annäherung der Entfernung der Verkehr-
Platze, in einer Concentration des Verkehrs und der Menschen.s" ' ' '
Die Theorie und die Erfahrung belehren uns beide darüber auf
das Zuverlässigste, daß in der Leichtigkeit und Centralisation des
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Verkehres, in der Wohlfcilheit der Transporte und in der Sicht-
rung, daß es an diesen nie fehle, der Keim einer fortwahrenden
Entwickelung liegt, daß mithin in der Anwendung der rechten
Mittel diese hervor zu rufen, die Würgschaft des Erfolges zu
HchentisÄpdK wcl luv nMloNissrÄ sia ssjulsmA zchl?« (»-.

So unläugbar nun die Eisenbahnen den vorbezeichneten
Effect haben, so unzweifelhaft ist ihre Wirkung scegensreich
für das Land, wenn die Anlagen mit Umsicht und Benutzung
der Lehren, die die Wissenschaft darbietet, gemacht werden.

Bis jetzt war es ein Monopol der Natur dem Verkehr die
nöthigen Verbindungsstraßen in den großen Strömen zu geben.
Dem schöpferischen Geiste der Menschen ist es endlich gelungen,
sich von diesem Monopol frei zu machen und auch über die Ge¬
genden leichte Verbindungsstraßen zu führen, welchen die Na¬
tur sie verweigert hatte; inzwischen bleibt es rathsam, ihrem
Vorbilde zu folgen, und während wir durch Hauptbahnen den
Produkten einen bessern Markt, dem Handel neue Richtungen
bezeichnen, durch mannichfache Einschnitte die Verbindung voll¬
kommener zu machen, und so diese in eine der großen Puls¬
adern des Verkehrs zu verwandeln.

Wenn wir ein Auge auf die Umgebungen aller großen Was¬
serstraßen werfen, so finden wir, daß sich um sie der Verkehr
des Landes gleichsam gesammelt hat, daß an ihren Ufern sich die
blühendsten Städte, die dichtbevölkertstenLandschaften befinden,
und daß in der Regel in dem Vcrhaltniß der weiteren Entfer¬
nung von ihnen, in gleichem Maaße der Wohlstand und die Be-
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völkerung abnimmt. Die Erfahrung aller civilisirten Lander

und aller Zeiten bestätigt dies, und da es in der Natur der Sache

selbst liegt, daß eine Erleichterung des Verkehrs diesen lohnen¬

der macht und mithin fördert, so kann es wohl um so weniger

Zweifel haben, daß Eisenbahnen, in zweckmäßiger Richtung

angelegt, die Gegenden zu den blühendsten erheben, durch

welche ihnen ihre Richtung angewiesen ist.

Soll jedoch diese eben gezogene Schlußfolge eine richtige

und eine solche sein, auf welcher man mit Sicherheit fußen kann,

so setzt es voraus, daß die Eisenbahnen in Gegenden, wo die

Production zurückgeblieben ist, die Fabrikation sich in ihrer Kind¬

heit befindet, nicht allein auf Personenverkehr beschränkt bleiben

dürfen, und daß es nicht ihre Hauptbcstimmung sei, die Perso¬

nen schnell von einem Orte zum andern zu bringen, sondern vor

Allem, wie die Ströme, den Produkten- und Waaren-Verkehr

zu befördern. Eisenbahnen, die nur auf das Fortkommen von

Personen eingerichtet werden, haben in vielen Gegenden Preu¬

ßens in national-ökonomischer Beziehung wenig Werths),

sie sind nicht viel mehr als Droschkenuntcrnehmungcn im

') Bei dieser Behauptung hat mir ein sehr ausgezeichneter Geschäftsmann
bemerkt, für den Handel behielten Eisenbahnen, selbst nur aus Personenverkehr
beschränkt, immer einen bedeutenden Werth.

Wir wollen dies unter Umständen zugeben, da wo schon ein großes Ge¬
wühl des Geschäfts besteht, wo mithin Zeit gewonuen werden muß, immer
mehr Geschäfte zu machen; dies ist der Fall aber nicht unter Verhältnissenwie
sie zum Theil bei uns bestehen, und die wir deshalb besonders hervorheben,
weil man sie nicht zureichend erkennt, und daher zu besorgen steht, sie werden
nicht die gehörige Würdigung erfahren.
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Großen. Eine Eisenbahn von Berlin nach Königsberg, allein

für den Personenverkehr bestimmt, würde sreilich eine Annehm¬

lichkeit sür die Bewohner dieser beiden Punkte und auch der Zwi¬

schen - Stationen haben, und wir wollen zugeben, nicht ganz

ohne Einfluß auf den vermehrten Handel der Hauptorte mit ein¬

ander bleiben, aber es würde wahrscheinlich veranlassen, daß in

den kleinen Städten, durch welche die Locomotiven eilen, sich

die Betriebsamkeit in gleichem Maaße verminderte, weil die Be¬

wohner derselben ihre Einkäufe nun in den großen Städten ma¬

chen würden, wo sie wohlfeiler kaufen, und eine größere Aus¬

wahl haben; eine solche Bahn würde weder die Unterhaltungs¬

kosten tragen, noch einen wesentlichen Nutzen stiften; dieser kann

nur eintreten, wenn die Eisenbahnen auch auf Waaren-Trans¬

port berechnet sind, mithin die Production und Fabrikation direc-

ten Nutzen davon ziehen, dadurch den Wohlstand des ganzen

Landstrichs heben und in Folge dessen auch die Bevölkerung und

die Consumtion zunehmen.

Eisenbahnen die nur auf Personenverkehr berechnet bleiben,

lassen bei beschränktem Nutzen sehr wesentliche Nachtheile besorgen.

Der bedeutendste derselben besteht darin, daß sie künstlich die

Bevölkerung in den großen Städten zum Nachtheile des Landes

zusammendrängen und monströse Hauptstädte schaffen, gegen

welche das ganze Land demnächst in den Hintergrund gestellt wird.

So wie Paris jetzt schon Frankreich ist, so könnte Berlin einst

Preußen werden, was wir für ein Unglück halten würden.

Der Zweck jeder umsichtigen und weisen Regierung
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muß dahin gerichtet sein, eine möglichst verhältnißmäßig
vertheilte Bevölkerung hervorzurufen und den Wohl¬
stand über die ganze Monarchie zu verbreiten; nicht aber durch
künstliche Mittel die Concentration des Verkehrs auf einzelnen
Punkten zu erzwingen, und die Bevölkerungund den Verkehr
auf diese — zum Verderben des ganzen Landes — zusammen¬
zudrängen.

Wenn wir uns nun auf den Standpunkt der preußischen
Negierung versetzen, so wird sich diese darüber nicht tauschen kön¬
nen, daß bei uns noch kein so gedrängter Geschäftsverkehr (einige
kleine Inseln im Staate abgerechnet) besteht, um den Bau von
Eisenbahnen als ein Bedürfniß zu betrachten, sie wird aber ein¬
sehen müssen, daß Eisenbahnen als Mittel den Verkehr zu erzeu¬
gen im Bedürfniß liegen, weshalb die ganze Aufmerksamkeit
auf diesen Punkt zu leiten sei.

In den östlichen Provinzen giebt es ganze Landesdistricte,
die wegen Mangel an großen Städten, an gewerblicher Indu¬
strie und an Wasserverbindungnur einen beschränkten Markt ha¬
ben, und von welchen sich schon einige, die in neueren Zeiten
von Chausseen berührt worden sind, gegen früher, in ihrem
Wohlstand sehr gehoben haben; diese ungünstig gelegenen Ge¬
genden, welche bisher ihrem Schicksal überlassen werden muß¬
ten, nun in Flor zu bringen, dazu bietet sich jetzt der Regierung
die Gelegenheit dar, und wenn sie dieselbe ergreift, wird nicht
allein ihren Bewohnern geholfen werden, sondern es wird auch
die permehrte Produetioizs-Fähigkeitdes Bodens die innere Kraft
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des Staates steigern, welches wiederum von Wichtigkeit für die
Gesammthcit ist. Denn in diesen durch die Zunahme der Be¬
völkerung, einer bessern Kultur fähigen, Landesdistricten vcr-
theilen sich die Lasten, welcher die Regierung zur Behauptung
ihrer politischen Stellung und geistigen Entwickclung bedarf, auf
mehrere Schultern. Wenn nun in den eben bezeichneten Ge¬
genden die Eisenbahnen einen um so sichtbareren Einfluß auf den
Ackerbau zeigen würden, eben weil sie zurückgeblieben sind, so
wird doch auch ohne Ausnahme in allen übrigen Gegenden der
ganzen Monarchie dieselbe günstige Einwirkung hervortreten, und
es unterliegt keinem Zweifel, daß die von Staatswegen auf den
Bau verwandten Capitalicn bei zweckmäßiger auf Produkten-
und Waaren-Verkehr berechneter Anlage sich nicht nur direct und
indirect verzinsen, sondern den National - Reichthum und die
Hülfsquellen des Staates vermehren werden. Wenn wir uns
bemüht haben den Nutzen der Eisenbahnen auf den Ackerbau her¬
vorzuheben, so geschah es, weil der Einfluß derselben auf die¬
sen bisher zu wenig berücksichtigt worden ist; dabei übersehen
wir aber kcinesweges ihren Einfluß auf die Fabrikation und den
Handel, nur glauben wir, daß der Flor beider wiederum in ei¬
nem Staate von den Fortschritten der Ackerbau - Produktion be¬

dingt wird, und daß eine gleichmäßige Förderung aller drei gro¬
ßen Hebel des National-Reichthums nöthig sei, um einen ge¬
wissen Erfolg erwarten zu können. is

So bestimmt nun in dem Vorhergehenden nachgewiesen ist,
daß die Eisenbahnen ganz besonders auf den Waarenverkehr ein-
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Schiencnlagenbedürfen, und selbst für den Fall, wenn es viel¬
leicht zweckmäßiger befunden werden sollte, sie in den östlichen
Provinzen für jetzt nur auf Waaren- und Personen-Transport
durch Pferde einzurichten. Wir sind überzeugt, daß sie nur auf
diese Weise rentiren können und werden weiterhin diese Ansicht
zu verfechten suchen. Inzwischenauch die doppelte Schienenlage
allein wird nicht zum Zweck führen. Die Wohlfeilhcit des Waa-
rentransportes ist eine Hauptbedingung, von welcher allein ein
bedeutender Erfolg zu erwarten steht, besonders wenn die Kosten
den des Wassertransports an Billigkeit nahe gebracht werden < '
könnten. Durch Dampfkraft wird ein solches Ziel schwerlich er¬
reicht werden; die Locomotivcn selbst fordern und verzehren große' >
Capitalicn, die nöthige Feuerung ist sehr kostbar, und wird es
immer mehr werden; endlich darf nicht unbeachtet bleiben, wie
sehr es die Eisenbahnenselbst erschüttern muß, wenn bei einem
frequenten Verkehr schwere Lasten pfeilschnell über selbige wegrol¬
len sollten.

Es scheint daher nur übrig, sich für den Transport mit
Pferden zu entschließen. Man nimmt an, daß ein Pferd auf der
Eisenbahn so viel fortbewegt, als mindestens zwölf auf chaussir-
ten Wegen; ist dies richtig, so würde, wenn die Bahnstcuer der
Arbeit eines Pferdes gleichgestellt würde, der Transport immer
um zwei Zwölftel oder ein Sechstel wohlfeiler werden, sich mit¬
hin der Markt um das Sechsfache erweitern ohne die Transport¬
kosten zu erhöhen. Die Produkte mithin, die wegen ihrer
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Schwere und ihres geringen Werthes jetzt nur auf 5 Meilen die

Transportkosten tragen, würden 30 Meilen weit zu Markte ge¬

bracht werden können.^) Eben so ist zu ermessen, wie lebhaft

der Verkehr werden würde, wenn die Transportkosten zwischen

den Endpunkten der Monarchie und der Hauptstadt, und zwi¬

schen Preußen und dem übrigen Deutschland sich um fünf Sechs¬

tel verminderten. Wir wollen versuchen, es in Zahlen zu bewei¬

sen. Auf einer guten und ohne besondere Steigerung gebauten

Eisenbahn zieht ein Pferd mindestens 240 Zentner, d. h. das

Zwölffache gegen Chausseen; wenn nun ein Pferd auf die Meile

einschließlich des Bahngeldes 20 Sgr. kostete, so betrüge dies

1 Pfennig für den Centner auf die Meile, mithin von Berlin bis

Cölln, welches 84 Meilen entfernt ist, 7 Sgr. pro Zentner Fracht,

wahrend sie jetzt auf dieser Strecke bis Thlr. betragt; und

wollten wir annehmen, das Pferd sollte einschließlich des Bahn-

gcldes 30 Sgr. pro Meile kosten, so würde dies ein und einen

halben Pfennig, und bis Cölln 10^ Sgr. ausmachen. ^

Uns scheint dies so schlagend, daß es keiner weitem Aus- !

führung bedarf und daß es unverantwortlich sein würde, wenn

man bei der Ausführung der Eisenbahnen die Vorthcile, die

hierin liegen, nicht würdigen sollte, wobei wir nur noch bemer¬

ken wollen, daß die hier beispielsweise gemachte Berechnung

nur eine ohngefahre ist und sein kann, aber mindestens viel

Wahrscheinlichkeit für sich hat.

') Es wird weiterhin gezeigt werden, wie viel günstiger sich das noch
stellt, wenn der Transport mit anderen zweckmäßigen Einrichtungen in Verbin¬
dung gebracht wird.
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K) Welchen Einfluß können die Eisenbahnen auf die
Vertheidigung der Grenzen und auf die leichtere

innere Verwaltung üben?

So wichtig ein Netz von Eisenbahnen in nationalöcono-
mischer Hinsicht für Preußen ist, eben so dringend fordert den
Bau derselben die Vertheidigung der Grenzen des Vaterlandes.

Keines der großen europäischen Reiche hat m militairi-
scher Beziehung eine so unglückliche Lage wie Preußen.

Sein langgedehntcr, in der Mitte von andern Staaten
durchbrochener Körper grenzt zugleich an Nußland und Frank¬
reich, welches beide die einzigen Machte sind, von denen eine
Störung des Friedens zu befürchten ist, und es scheint um so
mehr im Bedmfniß zu liegen, sich besonders eine rasche Verbin¬
dung mit dem Rhein zu sichern, als Frankreich den Bau der
beiden Eisenbahnen nach der deutschen und nach der belgischen
Grenze, und zwar in ganz unverhohlener Absicht mit der größ¬
ten Thatigkeit betreibt. Wenn nun ferner berücksichtigt wird,
mit welcher Anstrengung in jenem unruhigen Nachbarstaat der
Festungsbau von Paris betrieben wird, mit welcher Thatigkcit
und welchem Kostenaufwand im tiefsten Frieden alle französi¬
schen Arsenale ungeheure Kriegsvorrathe bereiten, wie das
Streben Ludwig Philipps dahin geht, Belgien, wie sein Vor¬
fahr Ludwig der Vierzehnte den Elsaß, im tiefsten Frieden zu
erobern, so scheint es wohl an der Zeit Gegcnvorkehrungenzu
treffen, und es würde eine achte deutsche Indolenz verrathen,
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sich wieder wie zur Zeit Napolevns einer Überrumpelung bloß

zu stellen.

Die Lage Preußens und die gebieterischen Umstände for¬

dern uns daher dringend auf, auch in militairifchcr Beziehung

die Hauptstadt der Monarchie und den eigentlichen Körper der¬

selben mit ihren beiden Armen in Westen und Osten durch Ei¬

senbahnen in Verbindung zu setzen, um mit der Hauptstarkc des

Heeres in eben so kurzer Zeit die Grenzen erreichen zu können,

als die ist, welche die Nachbaren bedürfen, um bei ihren Vor¬

richtungen aus dem Innern ihrer Staaten an unsere Grenzen

zu gelangen. Zu großen Militairtransportcn, namentlich um

ein ganzes Armee-Corps einschließlich der Kavallerie in kurzer

Zeit an den Rhein zu versetzen, werden Locomotiven/ wenn auch

die übermäßigen Kosten ihrer Anschaffung im Großen nicht ge¬

scheut werden sollten, nie geeignet sein, sondern dazu sind ganz

andere Einrichtungen erforderlich.

Zwar würde es möglich sein, wenn die Locomolivcn vor¬

handen sind, die Kanonen, die Munition und einen Thcil der

Infanterie, aber niemals die Kavallerie und die Arlillcricbe-

spannung, und eben so wenig ganz große Massen Infanterie

mit diesen dahin zu versetzen.

Obgleich das Militairfach uns ganz fremd ist, so lehrt doch

der gesunde Menschenverstand es, daß man Kanonen ohne Pferde,

und Infanterie ohne Kavallerie nicht wagen darf dem Feinde ge¬

genüber auszustellen,, mithin Einrichtungen bestehen müssen, durch,

welche es allen AbHeilungcn des Heeres möglich ist, zugleich den.

s
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Ort ihrer Bestimmung zu erreichen; dies kann nur bei doppelter

Schienenlage und durch gleichzeitige Thätigkeit von Dampf- und

Pferdekraft bewirkt werden, und auch nur dann, wenn von Sei¬

ten der Regierung die nöthigcn Vorbereitungen dazu in weiser

Voraussicht getroffen sind. Zu diesen gehören vor Allem die Wa¬

gen und Pferde zum Transport und die jederzeitige Disposition

über sie.

Erkennt die Regierung nun an, daß ein Bedürfniß das Heer

mit großer Schnelligkeit zur besseren Vertheidigung der Grenzen

an diese versetzen zu können besteht, so lassen die Mittel sich bald

finden.

Ein solches und zwar ein sehr zweckmäßiges scheint uns zu

fein, wenn die Eisenbahnen unter eine königliche Verwaltung,

und zwar unter die der Post gestellt würden. Geschieht dies und

wird ihr auch der Waarentransport auf den Eisenbahnen übertra¬

gen , so wird sie eine große Masse von Pferden halten müssen, die

im Frieden dem Lande durch die von ihr übernommenen Waarcn-

transporte Nutzen stiften, der Post Geld einbringen, und dem¬

nächst auch zu militairischen Zwecken jeder Zeit disponibel stehen.

Was die Fortschaffung der Kavallerie betrifft, so scheint uns

diese ohne künstliche Zurichtung möglich zu sein. Die Erfindung

eines einfachen und wohlfeilen Gestelles zum Transport von Pfer¬

den kann nicht schwierig sein. Dieses würde man vielleicht schon

erhalten, wenn man ein dem gewöhnlichen Holzschlitten ahnliches

dazu wählte, nur um so viel länger und breiter, daß auf jedem

etwa 12 bis 18 Pferde stehen könnten. In oder an den Unterbäu-
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men des Gestells brächte man die Räder an, welche auf den Schie¬
nen liefen, und oben eine Bretterlage mit einfachen Befriedigun¬
gen, damit die Pferde nicht seit-oder rückwärts herunter treten
könnten. An der auswärtigen Seite ließen sich Raufen und Krip¬
pen anbringen, um den Pferden während des Transportes das
Futter zu reichen.

Dieser eben beschriebene, für geringe Kosten herzustellende
Wagen mit 18 Pferden beladen würde ohne Anstrengung von ei¬
nem Postpferde fortgczogcn werden; angenommen nun, alle zwei
Meilen befände sich eine Station, so könnte jedes Postpferd in 24
Stunden mindestens zwei Transporte mit Fracht fortbringen, und
eben so oft leer zurückkehren, was keine übermäßige Anstrengung
fordern würde. Durch diese Anordnung würde ein Postpferd in
24 Stunden 36 Pferde fortschaffen, mithin 160 Pferde täglich
3600, die bequem in 8 Tagen den Weg von Berlin nach Eöln
und noch schneller zurücklegen könnten, wenn man nicht einen
Theil der Zeit des Tages ausschließlich für die Lodomotivcn rescr-
viren müßte. 24,600 Pferde brauchten also sechs hintereinander
folgende Tage zur Reise dorthin. Was den Transport der Artille¬
rie- und Trainpferde betrifft, so würde dazu keine fremde Anspan¬
nung erforderlich sein, sondern die Pferde sich unter einander selbst
im Ziehen ablösen.

Zur Fortschaffungder Infanterie in ganz großen Massen
würde nun ebenfalls das Pferdefuhrwerk allein zweckmäßig sein.
Auf einem Wagen, auf welchem 18 Pferde Platz haben, würden
sich 40 Mann nebst Waffen und Gepäck sehr gut behelfen können.
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bahnen die Regierung in den Stand setzen, die Bewegungen der

Truppen nicht nur in viel kürzerer Zeit, sondern auch mit großen

Kostcncrsparungen zu bewirken.

Manner vom Fach wollen berechnet haben, die außerordent¬

lichen Ausgaben, welche der Marsch des ersten Armcecorps bis

zum Rhein veranlassen würde, beliefere sich auf 800,000 Thlr.,

welcher Ausgabe noch die für die auf dem Marsche aufgetragenen

Schuhe und zerrissenen Montirungsstücke hinzugerechnet werden

muß. Bei dem Transport mit Pferden auf der Eisenbahn wer¬

den sich die obigen Kosten sehr bedeutend vermindern.

Wenn es auch von geringerer Wichtigkeit ist, so verdient es

doch die Aufmerksamkeit der Regierung, wie wesentliche Vortheile

selbst in administrativer Hinsicht die Eisenbahnen gewahren wer¬

den. In einem so gedehnten Reiche wie das preußische, welches

eine Central-Verwaltung hat, wo mithin so viel auf das schnelle

Ineinandergreifen der verschiedenen Rader ankommt, ist es von

dem größten Nutzen, sowohl für die Ausführung der Befehle aks

ganz besonders für die Controle, wenn die entfernten Provinzen

dem Centralpunkte möglichst nahe gebracht werden. Durch Eisen¬

bahnen, mit Locomotiven befahren, nähert sich Königsberg Ber¬

lin auf die frühere Entfernung von Frankfurt a. d. Oder, und

Aachen auf die von Magdeburg*). Durch die Eisenbahnen werden

mithin die Hauptpunkte der Monarchie in den Kreis von 1 bis 2

Tagereisen von der Hauptstadt versetzt.

") Wenn der Transport statt durch Dampf durch Pferde erfolgen sollte,

so würde sich die Entfernung nach dem Verhältnis der Schnelligkeit ändern.
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Wie unendlich viel kann und wird nicht in der Folge münd¬

lich abgemacht werden, worüber jetzt Monate lang geschrieben

wird, bis man sich verstandigt hat.

Wenn ferner der Vcrwaltungs - Chef sich entweder selbst

oder durch einen seiner Rathe in so kurzer Zeit von der Sachlage

durch eigene Ansicht überzeugen kann, wie aufmerksam wird dies

Nicht die Behörden, selbst in den entferntesten Theilen der Monar¬

chie, erhalten?

Allein auch in pecuniärer Beziehung wird es Vortheil ge¬

wahren. Wie bedeutend sind nicht jetzt die Ausgaben für Diäten

und Fuhrlohn für die mit Geschäftsreisen beauftragten Beamten;

welche Ersparungcn werden nicht bei Versendungen von Geldern

und anderen Gegenständen, Waffen, Montirungsstücken u. s. w.

eintreten, wenn die F^xachtunkosten sich um Z vermindern? In¬

dessen alle diese Vortheile wird die Regierung nur in ihrem gan¬

zen Umfange genießen, wenn sie selbst baut, und bei der Anlage

Rücksicht darauf nimmt.

o) Ist es im hohen Landes-Jnteresse nöthig, daß

der Staat die Eisenbahnen baue und verwalte,

oder ist es dies nicht?

In dem Vorhergehenden ist der Einfluß geschildert worden,

den Eisenbahnen auf die Förderung der Production, der Fabrika¬

tion und des Handels, so wie auf die leichte Verthcidigung der

Grenzen haben können; es folgt hieraus, wie stark die Regierung

dabei betheiligt ist, sich auch des Erfolges zu sichern, wie wichtig
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es sei, die Mittel zu kennen, durch welche dies bewirkt werden

könne. Die Regierung hat bisher die Anlage von Eisenbahnen

derPrivatspeculation überlassen; sie will in dieser Richtung weiter

gehen und nicht selbst verwalten, sondern sich nur die Aufsicht vor¬

behalten und durch Zinsgarantie der von den Actionaircn vorge¬

schossenen Eapitalien diese zur Verwendung derselben anreizen.

Es ist unmöglich, daß die Regierung die Wichtigkeit der Eisenbah¬

nen erkannt haben kann, wenn sie diese aus der Hand geben will;

es ist unmöglich, sich der Verwaltung einer Parthie zu entziehen,

von welcher der National-Rcichthum und die Sicherheit des Rei¬

ches abhangt, es ist unmöglich, eine Angelegenheit, bei welcher

so viele allgemeine Interessen betheiligt sind, der Privat-Specu-

lation und den Sondcr-Jnteresscn abzutreten, ohne sich im hohen

Grade für die Zukunft zu compromitliren.

Man wird uns wahrlich nicht den Vorwurf machen wollen,

daß wir die Verfechter einer sich über alle Verhaltnisse verbreiten¬

den Bevormundung sind, wenigstens verdienen wir diesen Vor¬

wurf eben so wenig, als den, die Vorzüge einer tüchtigen Ver¬

waltung nicht vollkommen aufgefaßt zu haben; allein wir sind

überzeugt, daß die Regierung nie eine Verwaltung aus der Hand

geben darf, bei welcher es sich von so wichtigen Staats-Jnteressen

handelt, zu deren Sicherung die Uebersicht des ganzen ökonomi¬

schen, gewerblichen und merkantilischen Zustandes der Monarchie

erforderlich ist. Eben so gut könnte die Regierung die Verwaltung

der Finanzen einer Aktiengesellschaft übertragen, oder die Univer-
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sitätcn und die Verteidigung des Vaterlandes gegen Kostenersatz

einer Privat-Association abtreten.

Doch wir wollen die Sache selbst reden lassen und dem Ur-

thcil der Leser nicht vorgreifen.

Wenn wir auf die Gründe zurückgehen, weshalb die Regie¬

rung der Privat-Association den Bau und die Verwaltung der

Eisenbahnen überlassen will, so hat sie den kürzlich versammelten

Ausschüssen und dem Volke nur Einen angegeben; dieser lautet:

„Es erschien in mancher Hinsicht nicht sachgemäß, solche

„National-Unternehmungen der Privat-Jndustrie, welcher bisher

„die Eisenbahnen ein weites Feld fruchtbarer Thätigkeit dargebo¬

ten haben, ganz zu entziehen; man würde damit die eigenthüm-

„lichen Vortheile aufgeben, welche die fortschreitende Gewerbsam-

„kcit und der erwachende Associationsgeist im Volke der bisherigen

„Art, wie die vaterländischen Eisenbahnen entstanden, zu verdau¬

ten hat, und in Gefahr gerathen, das gegenwartige, durch alle

„Stande verbreitete Interesse dafür zu schwachen."

Wenn wir den Sinn dieser Worte im guten Glauben hin¬

nehmen, so erblicken wir in ihm nur einen mehrfachen Jrrthum.

Als Gegenstand der Privat-Jndustrie kann nur ein solcher betrach¬

tet werden, wo die Betheiligten Hoffnung haben, ihre Kapita¬

lien mit Gewinn anzulegen und wo ihre industrielle Mitwirkung,

ihre Intelligenz, ihre Thätigkeit dazu beitragen, den Ertrag der

Unternehmung zu erhohen. Dies Alles ist hier nicht der Fall;

es handelt sich von einem Bau, den die Regierung, wie wir zei¬

gen werden, viel wohlfeiler und besser auszuführen im Stande ist
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als eine Privatgesellschaft, und es handelt sich von einer Verwal¬

tung, welche die Regierung, wenn sie will, wohlsciler und besser

leiten kann als jene. Die Einwirkung der Actionaire auf den

Betrieb ist eine rein passive, zu welcher auch nicht die allerminde-

ste Intelligenz gehört, da die Ausführung immer den dazu ange¬

nommenen Technikern übertragen bleiben muß; ihre Thätigkeit

ist auf eine Handhinreichung beschrankt, um aus dem Staats¬

schatz die Zinsen zu empfangen. Wie vollkommen es der Regie¬

rung bekannt ist, daß bei dem beabsichtigten Bau der Eisenbah¬

nen auf keinen Gewinn zu rechnen sein werde, mithin dieser kein

Gegenstand der Speculation sein könne, geht daraus hervor, daß

sie die Zinsen des Anlagecapitals garantiren will, um dadurch den

Associationsgeist zu reizen. Wie daher eine Unternehmung als

ein weites Feld fruchtbarer Thätigkeit bezeichnet werden könne,

bei welchem die Negierung die Garantie der Zinsen des Anlage¬

kapitals übernehmen muß, das wird Niemandem einleuchten,

und am wenigsten den Geldmanncrn.

Wenn die Negierung den aufrichtigen Vorsatz gefaßt hat,

für die Folge der Privat-Industrie nicht mehr entgegen zu treten,

so wird eine solche Absicht sehr dankbar anerkannt werden; es fehlt

ihr nicht an Gelegenheit, dies auf eine Weise zu bcthatigcn, die

freudige Begrüßung erhalten wird. Ganz besonders unbegrün¬

det erscheint die Besorgniß der Regierung, durch den Ausschluß

der Privaten von dem Bau der Eisenbahnen werde sich das ge¬

genwartig durch alle Stande verbreitete Interesse an denselben

vermindern. Gern wollen wir es zugeben, daß ein solches Jntcr-
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esse bestehe, aber nicht, um Capitalien zu 3^ pCt. anzulegen,

sondern um den Produkten und Fabrikaten leichtere Absatzwege

zu eröffnen, den Handel belebter zu sehen.

Wenn es je eine große Uebereinstimmung im Lande gegeben

hat, so findet sie jetzt und zwar gegen den Bau auf Actien statt

und für den Bau durch die Behörden, weil man allgemein ein¬

sieht, welche Nachtheile es für das Land haben würde, wenn

der Bau der Privatspeculation übergeben werden sollte.

Man wird uns hierauf erwidern, durch dergleichen Behaup¬

tungen zeigten wir, wie wenig unterrichtet wir selbst seien; denn

die Abstimmung der standischen Ausschüsse beweise dies, da sich

nur 48 Stimmen für den Bau durch die Regierung, 51 Stim¬

men aber gegen denselben erklart hätten. Zu unserer Rechtferti¬

gung weisen wir auf das Verhältniß hin, wie gestimmt worden

ist. Notorisch hatte die große Mehrzahl der Ausschußmitglieder

sich für den Bau durch die Negierung bereits ausgesprochen; in¬

zwischen ward ihnen die Discussion darüber nicht gestattet und an¬

gedeutet, die Regierung werde auf keinen Fall bauen, sie

hätten nur zu wählen, zwischen einer ganzlichen Verzich¬

tung, oder dem Bau auf Actien. Nachdem man sich nun

in die Nothwendigkeit gefügt hatte, wurde nach abgemachter Sa¬

che noch erlaubt zu versuchen, welches Resultat die andere Abstim¬

mung ergeben haben würde, wenn die Discussion nicht untersagt

worden sei. Aus einer, nur gleichsam zum Uebcrfluß versuchten

Abstimmung konnte wohl unmöglich ein anderes Resultat hervor¬

gehen; Niemand kann sich wundern, wenn bei dieser viele gegen
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ihre eigene, vorher unumwunden ausgesprochene Ansicht auS Nach¬

giebigkeit anders gestimmt haben, als sie dachten, da das Ganze

doch zu keinem Resultate führen konnte. Ueberhaupt beweiset das

Eingehen der Versammlung auf eine Abstimmung, die nichts Hel¬

sen, wohl aber schaden konnte, indem sie sowohl nach Oben als

nach Unten hin eine unrichtige Meinung über die Ansicht der Aus¬

schußmitglieder Verbreiter hat, einen Mangel an parlamentarischem

Takt. Sollte ihnen wirklich nicht der biblische Spruch in den

Sinn gekommen sein, „seid klug, wie die Schlangen, aber ohne

Falsch (unschuldig), wie die Tauben."^) Die letztere Hälfte wol¬

len wir den Ausschüssen nicht streitig machen, allein es zeigte keine

richtige Auffassung auf eine Abstimmung einzugehen, die wie ge¬

sagt nur schaden konnte, und die, da man die menschlichen Schwach¬

heiten kennt, voraussichtlich so ausfallen mußte, wie es der Fall

gewesen ist.

Wie wenig begründet die von der Regierung gegebenen

Ansichten sind, haben wir vorhin gezeigt, allein es glaubt

auch Niemand an diese, die Verwaltung so wenig als das

Land. Der eigentliche Grund, den Jedermann kennt, und Nie¬

mand sich verschweigt, ist ein ganz anderer; die Regierung weist

den Bau von sich, weil sie keine Schulden machen will, und

sie will das Schuldcnmachen umgehen, um nicht die Zustimmung

der Stände zu fordern; sie will daher lieber auf den ganzen

Bau verzichten, wie den versammelten Ausschüssen erklärt ist,

sie will lieber alle Vortheile aufgeben, die ein Netz von Eisen-

') Matthcii 10, 16.
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bahnen für da? Land, für die Sicherheit de? Staates hat,

als die Zustimmung der Stände zur Aufnahme der zum Bau
nöthigen Funds fordern.

Glaubt die Regierung etwa, die Stande würden diese

verweigern? Die im ganzen Lande verbreitete Stimmung läßt
darüber keine Befürchtung aufkommen. Allein man scheint zu

besorgen, daß bei dieser Gelegenheit die Stände sich vielleicht
für inkompetent erklären möchten. Wir befinden uns bei der
Besprechung dieses Punktes in einer gewissen Verlegenheit,von
welcher wir uns nur selten beschwert fühlen. Es han¬

delt sich hier um zwei Lebensfragen, um die künf¬

tige Ausbildung der Verfassung und um die gro¬

ßen Interessen der Industrie und der Landesver¬
th eidigung. Zwischen diesen beiden Lebensfragen findet ein
Conflict der nachtheiligsten Art statt, dessen Folge wohl sein
kann, daß beide unerledigt bleiben. Es wird jedem unbefan¬

genen Auge nicht dunkel erscheinen, von wo die hemmende
Kraft ausgeht. Die Verwaltung ist im Besitz der Macht; schon

in dem ersten Theile haben wir gezeigt, wie weit sie diese aus¬

gedehnt hat, und jetzt scheint sie ihre Stärke der landesväter¬
lichen Absicht des Monarchengegenüberwieder geltend gemacht

zu haben. So urtheilt man auswärts, so im eigenen Volk;
von dieser Macht, nicht von der monarchischen handelt es
sich auch hier. Die Verwaltung scheint verleitet zu werden,

lieber die günstige Gelegenheit aufzugeben sich als eine wvhl-
thätigc Beschützerin der höhern, ihr anvertrauten Landes-In-
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teressen zu bewähren, als eine innigere Verschmelzung des Kö¬

nigs und seines Volkes durch allgemeine Stande zu fördern.

Sollten Männer, von so vieler Einsicht, wie sie an die

Spitze der Verwaltung berufen sind, es nicht fühlen, wie gün¬

stig der gegenwartige Augenblick sei, um die fortbestehende Con-

troverse zu losen?

Der Menschenkenner und der Geschichtsforscher wissen es,

daß das, was die Männer den Frauen und die Fürsten den

Völkern versprochen haben, nie dem Gedächtniß entschwindet.

Wie klug wäre es, zur Lösung so zarter Fragen, wie die

schwebenden sind, eine Veranlassung zu wählen, wo die öffent¬

liche Meinung der Negierung so entgegen kommt wie bei dieser!

Doch wir bescheiden uns gern; nur dem erhabenen Für¬

sten, der auf dem Throne sitzt, kommt es zu, in seiner Weis¬

heit über das Ob und Wann zu entscheiden; unsere Aufgabe

beschränkt sich darauf, mit Beseitigung der Verfassungsfrage

die Möglichkeit der Losung des Näthsels nachzuweisen, und zu

zeigen wie ohne Compromittirung dieser Bau von Seiten der

Regierung ausgeführt werden könne, den nur sie im Interesse

der Monarchie leiten darf.

Doch bevor wir dies versuchen, oder mit andern Worten,

ehe wir über die Beschaffung der Geldmittel sprechen, welche der

Bau fordert, scheint es nothwendig, die Vortheile und Nach¬

theile gehörig abzuwägen, welche es hat, wenn die Regie¬

rung baut und verwaltet, oder wenn dies einer Acticn-

gesellschaft übertragen wird. Es kommt dabei in Betracht:
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1) welche von beiden sichert die Ausführung am voll-

kommcnsten und in der kürzesten Zeit?

2) welche vermag die höhcrn Interessen des Landes, mithin

den eigentlichen Zweck am besten zu befördern?

3) wie verhält sich der Kostenpunkt in dem einen und

dem andern Fall?

acl 1. Daß zu dem Bau so großer Strecken sich Unter¬

nehmer finden werden, selbst wenn die Regierung die Zinsen

des Baucapitals garantirt, ist höchst unwahrscheinlich, ja wir

behaupten fast unmöglich, es sei denn, daß man noch bedeu¬

tend größere Opfer bringen wolle, als wozu man sich bis jetzt

bereit erklart hat. Die erfahrensten Geschäftsmänner, die Man¬

ner von der Börse, sind darüber einig, daß selbst durch künst¬

liche Mitwirkung des Staats - Geld - Instituts kaum einzelne

Bahnstrecken zu Stande kommen können, viel weniger die Ge-

sammtheit derselben, worauf es doch vor Allem ankommt, daß

mithin auf dem eingeschlagenen Wege nur eine kostbare Zeit

verloren gehe, die nicht wieder zu gewinnen ist. In einer so

eben erschienenen Schrift des Herrn ?c. H an fem ann über Ei¬

senbahnen, die in vieler Beziehung die Aufmerksamkeit des Pu¬

blikums verdient, ist sehr schlagend nachgewiesen, wie unmög¬

lich es sei, weder so große Capitalien wie der Bau fordert

durch Privat - Associationen zusammen zu bringen, noch viel

weniger durch bloße Zinsen-Garantie die Kapitalisten zur Ue-

bernahme des Baues zu bewegen und besonders interessant und

belehrend ist die Beweisführung, daß die Regierung ein viel
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größeres Opfer bringen muß, wenn sie auf dem von ihr ein¬

geschlagenen Wege zu jenem Ziele gelangen wolle, als wozn

sie bereit scheint.

Angenommen aber, es erfolgte der allgemeinen Ansicht ent¬

gegen dennoch die Zeichnung von Seiten des Publikums, wer

verbürgt deshalb die Ausführung des Baues? Wie viele Actien-

Zeichnungen sind nicht schon erfolgt, auf welchen Nenner, aber

keine Zahler geschrieben standen. Unser Land ist leider noch zu

arm an Capital, um so bedeutende Summen, wie der Bau

erfordert, mit einer gewissen Leichtigkeit aufzubringen. Wenn

nun hin und wieder sich einzelne Corporationcn und Privatleute,

die bei der einen oder der anderen Bahnstrecke besonders intcressirt

sind, theilweise zu Zeichnungen verstehen sollten, auch das An¬

geld, in der Hoffnung, die weiteren Summen geborgt zu erhal¬

ten, zahlten; wie wird es werden, wenn diese Hoffnung nicht

in Erfüllung gehen sollte, welches schon häufig vorgekommen ist,

wie, wenn ein bedeutender Geldmangel eintritt, oder die Bau¬

kosten die Anschlage überschreiten, endlich wie wenn in Folge der

bestehenden großen europäischen Geldgemeinschaft Krisen eintre¬

ten, welche ein völliges Verschwinden der edlen Metalle zur Fol¬

ge hätten?*) Wahrlich, es würde einen unverzeihlichen Leicht-

') Es ist eine reine Selbsttäuschung, wenn man an die Realisirung des
Projekts denkt; aus Sachsen, aus Frankfurt und aus mehreren Thcilen Deutsch¬
lands sind Anfragen eingegangen, ob die Regierung zu 3^ M. Darlehen
brauchte; aber aus eine Zinsengarantiewill Niemand eingehen; wir wollen von
vielen nur einen Grund nennen. Man sagt, angenommen der Bau sei vollen¬
det, und es bräche ei» Krieg aus, wie dann? die Zinsenzahlung sei unter sol-
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sinn verrathen, wenn die Regierung bei Fortgabe der Bahn an

Privat-Societaten sich in dieser Beziehung nicht gegen solche

Zwischen-Ereignisse völlig sicher stellen wollte, und thut sie es,

so kann sie überzeugt sein, daß sich nimmermehr die erforderliche

Zahl der Theilnehmer finden werde. Eine andere Bürgschaft für

die schnelle und ununterbrochene Ausführung tritt ein, wenn die

Regierung diesen Bau unternimmt. Ihr stehen die Mittel dazu

mit Leichtigkeit zu Gebote, sie kann mit Schnelligkeit und ohne

Unterbrechung diesen ausführen, weil zu ihrer Disposition das

Geld und die Talente stehen, welche der Bau fordert, wäh¬

rend die Gesellschaften erst suchen müssen, sich beides zu ver¬

schaffen.

Wenn Privatgesellschaften den Bau übernehmen, so entzie¬

hen sie zum großen Nachthcil des Landes diesem das zum Be¬

triebe des Handels, der Gewerbe und des Ackerbaues unentbehr¬

liche Geld, und bereiten dadurch große Störungen.

Baut die Regierung, so bezieht sie zum Theil die nöthigen

Summen von dem großen Geldmarkte Europa's, anderen Thei-

lcs kann sie sich diese durch Ausgabe eines unverzinslichen Pa¬

piergeldes (Casscnscheine) schaffen. Wenn die Actionaire dage¬

gen ihre Acticn an den Börsen von London, Amsterdam, Frank¬

furt, Hamburg discontiren wollten, so werden sie keine Abneh¬

mer finden, nicht einmal im eigenen Lande. Wer irgend etwas

chen Verhältnissennicht zu erwarten, und wenn die Inhaber in der Verlegen¬
heit, welche für sie hieraus entspringen könnte, die Acticn verkaufen müßten,
was würde ihr Cours sein Z schwerlichwürde er über 25 pCt. stehen.
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vertrauter mit dem Geldvcrkehr ist, wird uns gewiß hierin bei¬
pflichten.

ad 2. Vorhin ist gezeigt worden, welchen Einfluß Eisen¬
bahnen auf den Nationalreichthum und eine rasche Bewegung des
Heeres zu üben vermögen. Sollten Privat-Associationenden
Bau unternehmen, so haben sie nur einen einzigen Gesichtspunkt
im Auge, nämlich auf welcher Strecke decken sich am besten die
Kosten und versprechen einen möglichen Ueberschuß? bei ihnen
handelt es sich nur vom Geldgewinn.

Wenn dagegen die Regierung baut, so hat sie es in ihrer
Hand, die hohen Landeszwccke zu verfolgen, welche allein es
rechtfertigen können, so große Summen aus dem Gesammt-Ver¬
mögen des Staats darauf zu verwenden.Die Regierung hat
es dann in ihrer Hand die Bahnen dahin zu richten, wohin der
Flor des Landes es erfordert, sie in solchen Gegenden zu bauen,
wo, indem sie Capitalien ausgiebt, diese durch den gesteigerten
Werth des Grundvermögensdoppelt und dreifach wieder erschaf¬
fen werden, wo sie durch Vermehrung ihrer Einnahme aus den
indirectcn Steuern, welche mit der Belebung des Handels Schritt
halten, hoffen kann, die Zuschüsse zurück zu empfangen, welche
ihr besonders in der ersten Periode die Eisenbahnen wahrscheinlich
kosten werden.

Die Regierung wird es sich nicht verhehlen, wie neu die
Erfahrungen über den Nutzen der Eisenbahnen noch sind. Nur
so viel steht, wie vorhin gezeigt ist, fest, daß sie den Verkehr
toncentriren, den Transport von Personen und Waarcn beschleu¬

ßt)

li-
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Mgcn, und die bisher bestandenen Letalitäten ganz verändern.

Da ihr die Sorge für den Wohlstand aller Thcile des Landes

obliegt und sie die Folgen der Eisenbahnen in ihrem ganzen Zu¬

sammenhange noch nicht übersehen kann, und daher auch nicht

weiß, welche Abänderungen künftig nöthig werden, um die ein¬

zelnen Gegenden gegen große Nachtheile zu schützen, so darf sie

sich der Disposition nicht begeben, um nicht weiterhin in die Ver¬

legenheit zu gcrathen, als eine unthätige Beschauerin zuzusehen,

wie der Ackerbau, der Handel in einigen Thcilcn der Monarchie

leiden werden, während die Begünstigten gewinnen; ja was noch

mehr ist, es könnte dahin kommen, daß sie vielleicht den privile-

girtcn Gesellschaften aus dem Staatsfonds einen jährlichen Tri¬

but zahlen müßte, zu welchem die mitsteuerten, die ihren bishe¬

rigen Absatz und Handel durch die neuen Anlagen verkümmert

sehen. Wir wollen nicht behaupten, daß die hier ausgesprochene

Besorgmß auf alle Bahnenzüge Anwendung finde, allein wir

glauben, daß bei manchen ein solcher Erfolg vorauszusehen sei,

wenn die ganze Anlage nicht mit Umsicht gemacht wird und

die Disposition nicht der Regierung verbleibt, sie mithin Modi-

sicationcn eintreten lassen kann, wann und wo es ihr nöthig

scheint.

Um die Eisenbahnen ihren nützlichen Zwecken entsprechend

zu machen, müssen sie, wie vorhin gezeigt, zugleich auf den

Waaren- und Pcrsonentransport eingerichtet werden und eine

solche Richtung erhalten, um den Produccntcn und Fabrikanten,

welche Mangel an Absatz haben, einen Markt, den Consumenten
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ihre Vcrbrauchsgcgcnstände, dem Handel Objecte zu verschaffen.

Es darf vor Allem nicht vergessen werden, daß, wenn die Leben¬

digkeit des Geschäftsverkehrs durch geringe und feststehende Trans¬

portkosten gesteigert wird, die Personen-Frequenz in dem Grade

zunimmt, in welchem der Waarcnumsatz sich vermehrt. Alles

dieses ist nur möglich, wenn die Regierung den Bau übernimmt,

nur durchzuführen, wenn sie die Verwaltung hat.

Es wäre hier der Ort, tiefer auf das System einzugehen,

nach welchem die Eiscnbahnzügc im Innern der Monarchie gezo¬

gen werden müssen, sowie die, welche bestimmt sind, das gc-

sammte deutsche Vaterland im preußischen und deutschen Inter¬

esse, in politischer, mcrkantilischer und militairischer Beziehung

zu verbinden. Es scheint dies um so nöthiger, je weniger bis

jetzt die höheren Gesichtspunkte überhaupt berücksichtigt worden

sind; bisher ist nur die Frage gewesen: Wer will Geld in

Eisenbahnen anlegen; daß es aber höhere Rücksichten giebt,

als sich der Bahngcldcr zu versichern, ist bisher nicht zur Spra¬

che gebracht, daher sehen wir es auch ein, daß wenn wir uns

jetzt über solche Fragen, als die eben berührten, verbreiten woll¬

ten, wir nur leeres Stroh dreschen würden; so lange wenigstens,

als man bei uns noch die Meinung haben wird, aus der Verfol¬

gung kleiner, Sonder- und Privat-Interessen könne sich am En¬

de ein gemeinschaftliches großes Ganze entwickeln, lohnt es nicht

über Gegenstande zu schreiben, die Niemand interessiren.

Die von der Regierung angedeuteten Züge scheinen uns im

Ganzen die richtigen, im Einzelnen aber wesentlicher Verändc-

10 *
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rung bedürftig zu sein, worüber wir uns, sobald eine Aussicht
zum Fortgang des Baues vorhanden ist, öffentlich aussprechen
werden; hier bemerken wir nur noch, daß es sehr unzweckmäßig
sein würde, die beiden wichtigen Seehasen der östlichen Monar¬
chie, Stettin und Danzig, durch eine gewisse, unter den Projek¬
ten aufgenommene Richtung der Eisenbahnen, dem Kreise zu ent¬
ziehen, den ihnen die Natur angewiesen hat und den sie im
Interesse des Ganzen behalten müssen, etwa um Berlin, Ham¬
burg, Posen oder irgend einen anderen Platz zu begünstigen,
welcher sich vielleicht einer speciellen Befürwortung er¬
freuen sollte.

Eben so würde es nicht zu entschuldigen sein, wenn man
diejenigen Gegenden der Monarchie, die jetzt in der Cultur des
Bodens aus mangelndem Absatz zurückgebliebensind, übergehen
wollte, weil der Ertrag der Eisenbahnen vielleicht in den ersten
Jahren zurückbleiben könnte, was auch noch in Frage steht; end¬
lich verdiente es einen entschiedenenTadel, wenn man bei den
Verbindungsbahnenmit dem übrigen Deutschland diese nicht so
weit wie möglich, ohne dem Zwecke zu schaden, im eigenen Lande
fortführen, sondern um Kosten zu sparen, sie den benachbarten
Staaten überweisen wollte*).

Es ist vorher behauptet, der Waarentransport durch Loco-
motiven sei zu kostspielig, und beschranke dadurch den Umfang
des Verkehrs. Die Anschaffung der Locomotiven selbst erfordert

') Dies ist z. B. der Fall bei der nach Cassel projcctirtcn Bahn, die man

statt tider Mühlhauscn, über Weimar geben zu lassen beabsichtigt.
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ein großes Capital, welches sich um so schneller verzehrt, je öfter
sie in Gebrauch kommen würden, besonders vertheuert es sich
durch das erforderliche Fcucrungsmaterial und die weit größeren
Unterhaltungskosten der Bahnen selbst, wenn sich auf diesen so
schwere Lasten rasch bewegen sollten. Die Richtigkeit dieser Be¬
hauptung wird nicht widerlegt werden können.

Eine bedeutende Verminderung der Kosten findet dagegen
bei dem Transport durch Pferde statt; bei ihnen fällt die Aus¬
gabe für Locomotivcn ganz weg, eben so die Feuerung, und da
der Transport mit Pferden langsamer geht, so erleiden die Bah¬
nen keine so starke Erschütterung.

Wie wir vorher angaben, soll ein Pferd auf Eisenbahnen
so viel fortzubringen vermögen, als 12 Pferde auf gewöhnlichem
chaussirten Wege. Wenn wir nun rechnen, daß das Pferd dem,
der es stellt, bezahlt werde, und noch einen gleichen Preis als
Eisenbahngeld hinzuzahlen, so verringerten sich dadurch die Trans¬
portkosten gegen jetzt um H, oder mit andern Worten, die Trans¬
portkosten des Produkts verringerten sich auf Z-, es erweiterte sich
mithin der Markt um das Sechsfache. Gesetzt nun, um ein
Beispiel von solchen Produkten zu nehmen, welche wegen ihrer
Wohlfeilhcit im Verhaltm'ß zu ihrer Schwere, wie Holz und Ge¬
treide, jetzt nur die Transportkostenvon 3—6 Meilen tragen
könnten, so würden sie dann für dieselben Kosten 18 — 30 Mei¬
len fortgeschafft werden, mithin es ihnen möglich gemacht, sich
unter den großen Märkten dieses weiten Kreises den besten aus¬
zuwählen,
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Es bedarf keiner Zergliederung, welchen Vortheil dies ge«
wahren würde, nicht allein für den Waarentransport der in Hin¬
sicht des Absatzes ungünstig gelegenen Gegenden, sondern auch
für die Konsumtion der großen Hauptstädte*) und für den Han¬
del in den Seeplatzen**). Allein auch vorausgesetzt, die obige
Angabe, daß 1 Pferd beim Transport auf Eisenbahnenso viel
fortbringe als 12 Pferde auf chaussi'rtem Wege, welche wir frem¬
den Mitthcilungen entnommen haben, änderte sich in Etwas,
und die Kosten des Transportes mit Locomotiven würden durch
neue Erfindungen geringer, so gicbt es noch andere Rücksichten,
die dennoch dafür sprechen, den Transport mit Pferden beizube¬
halten und zwar zunächst auch militairische Rücksichten.

Nach allen bis jetzt gemachten Versuchen ist der Trans¬
port von Pferden durch Locomotiven auf der Eisenbahn unaus¬
führbar und der der Infanterie in großen Massen desgleichen.
Nur durch die von uns vorhin bezeichneten oder ähnliche Anstal-

') In Berlin wird man gewiß die Wichtigkeit des eben Gesagten einsehen.

N icht nur steigt daselbst mit jedem Jahre das Bedürfnis nach Holz und es ist

daher von der höchsten Wichtigkeit, wenn sich der Zufuhr - Kreis erweitert,

ohne die Transportkosten zu erhöhen, sondern, wenn sich nicht der im letzten

Herbst so früh eingetretene Frost günstig geändert hätte, so würde die Haupt¬

stadt diesen Winter, da sie ihre größere Zufuhr zu Wasser erhält, leicht in

Roth gerathcn sein.

") Wir erinnern daran, daß so sehr häufig im Herbst, kurz vor der ge¬

wöhnlichen Zeit der Einwinterung in unseren Seeplätzen Bestellungen auf Ge¬

treide und zu hohen Preisen eingehen, die aber immer nur sehr theilweise we¬

gen der beschränkten Zufuhr erfüllt werden können, wodurch den Producentcn

und dem Handel ein großer Gewin» entgeht. Alle solche Fälle wie dieser eignen

sich besonders zur öffentlichen Bekanntmachung, damit die Negierung sie erfah¬

re, und damit die öffentliche Meinung aufmerksam darauf gemacht werde.
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ohne zu großen und unnützen Kostenaufwand zu versichern; ent¬

scheidend bleibt dabei, daß der Staat die Verwaltung der Eisen¬

bahnen selbst übernehme. Ohne alle Frage würde sie für diesen

Fall der Post überwiesen werden müssen; diese Verwaltung ge¬

hört zu ihrem Nessort, und sie ist in jeder Beziehung am ge¬

eignetsten sie zu leiten; nicht nur befähigt sie dazu das tüchtige

Personal, über welches sie zu disponiren hat, sondern auch der

Umstand, daß die nöthige Einheit in der ganzen Bewegung des

Verkehrs im Lande nur bewirkt werden kann, wenn dessen Be¬

trieb in einer Hand ruht; ja was noch mehr ist, wir werden zu

beweisen suchen, daß unter ihrer Leitung zugleich die wichtigen

gewerblichen, militärischen und administrativen Zwecke gesichert

erscheinen, und der Staat die großen Opfer erspart, welche er

bereit ist, so ganz unnvthigcr Weise auf den Altären von Pri¬

vatgesellschaften niederzulegen.

Der großartige Plan der Regierung geht dahin, die Mo¬

narchie nach allen Richtungen hin mit einem Netz von Eisenbah¬

nen zu umspannen, dessen Centralpunkt Berlin, dessen Endpunkte

die Grenzen der Monarchie sein sollen. Diese Eisenbahnen wer¬

den nun nothwcndig die großen Verbindungsstraßen des Landes

abgeben, und wenn wir sie als die Hauptströme des Verkehrs

betrachten wollen, so müssen in sie alle Verbindungsstraßcn, so

viel die Localitat erlaubt, einmünden, und zwar immer auf den

Punkten, wo sich ein Bahnhof befindet.

Auf diesen Bahnhöfen wird sich nun die Postvcrwaltung je-
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denfalls, auch wenn sie die Eisenbahnverwaltung nicht erhält,
etablircn müssen, um die Expedition der Posten im Innern zu
besorgen. Wenn ihr nun zugleich die Aufsicht der Kahn selbst
mitübcrtragen würde, so verminderten sich dadurch nicht nur die
Wcrwaltungskosten, sondern sie erhielte auch die Gelegenheit, ihre
Pferde lohnender zu verwenden, da sie dieselben für die Hin- und
Rückfrachten benutzen könnte, und nach dem Bedürfniß sie auf
der Bahn oder zu den Transporten im Innern zu verwenden im
Stande wäre.

Die unzweifelhaften Folgen davon würden sein, daß auf
den Stationen eine bedeutende Menge Pferde gehalten werden
müßte, und daß, wenn die Militairbedürfm'sse, wie vorher schon
erwähnt, dereinst große Transportmittel erheischten, sie diese und
einen ganz geordneten Organismus vorfänden, was wahrschein¬
lich nicht der Fall sein würde, wenn Privatassociationcndie Ei¬
senbahn verwalteten. Wir haben bisher als feststehend ange¬
nommen, daß die Eisenbahnen zugleich mit Lpcomotivcn und mit
Pferden befahren werden sollten, allein es scheint uns Verhalt¬
nisse zu geben, wo dies keinesweges zweckmäßig sein dürfte, und
wir halten uns daher verpflichtet, die Aufmerksamkeit auf einen
Gedanken hinzulciten, der unter gewissen Umstanden ohne Zwei¬
fel die größte Beachtung verdient, her aber das gegen sich hat,
daß er gewissen Lieblingsansichtcn entgegentritt.

Es ist ganz allgemein die Besorgniß ausgesprochen, die von
Berlin nach Osten laufenden Eisenbahnzüge würden kaum die
Unterhaltungskosten decken, da sie weder durch die Dichtigkeit der
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Bevölkerung, noch durch einen großen gewerblichen Verkehr zu

einem wirklichen Bedürfniß geworden wären, sondern dieses erst

geschossen werden sollte. Ferner ist es außer allem Zweifel, daß

die Höhe der Capitalien, die der Bau der östlichen Eisenbahn¬

strecken kosten würde, die Ausführung des Planes mindestens

sehr erschweren, und daß es mithin wünschenswcrth sein würde,

Mittel aufzufinden, welche das Bau-Capital verminderten, die

Unterhaltungskosten bedeutend verringerte^ und dagegen die Ein¬

nahmen vermehrten.

Ein solches Mittel ist mm schon gefunden, auch angewandt,

aber unvollkommen, und es wird darauf ankommen, es in dieser

Beziehung zu verbessern. In Oesterreich giebt es Eisenbahnen,

die nicht mit Locomotivcn befahren werden und zum Waaren-

transport mit Pferden bestimmt sind; wahrscheinlich haben dort

ähnliche Verhältnisse sie Hervorgerufen, und wenn sie auch in der

Ausführung zurückgeblieben sein sollten, so ist der Gedanke den¬

noch nicht zu verwerfen.

Wie viel weniger kostbar der Bau wird, wenn auf ihm kei¬

ne Locomotivcn fahren, ist außer Zweifel; es fallen dabei die

Kosten des stärkeren Baues, die für Anschaffung der Locomoti¬

vcn, die Ausgaben, welche die Feuerung veranlaßt, desgleichen

die großen Aufsichts-Unkosten fort, die die Sicherheit der Fahrt

mit Locomotivcn verursacht, endlich möchten auch die kostbaren

Strombauten, welche die Oder- und besonders die Weichsel-Ue-

bergange fordern, gespart werden können. Gegen alle diese Vor¬

theile tritt der Nachtheil eines langsameren Fortkommens als es
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den Hintergrund.

Wir haben schon vorhin die Ursachen angegeben, weshalb

wir auf wohlfeileren Produkten- und Waarcn-Transport einen

so großen Werth legen zu müssen glauben, und den Zeitgewinn

für die Reisenden unter gewissen Verhältnissen von untergeordne¬

ter Wichtigkeit halten, dennoch ist es wichtig zu untersuchen, wie

bedeutend denn dieser Zeitverlust sei. Bei längeren Fahrten wird

man wohl nur annehmen können, daß einschließlich des Aufent¬

halts auf den Bahnhöfen durchschnittlich nur 4 Meilen in der

Stunde zurückgelegt werden können, da eine zu große Anspan¬

nung der Dampfkraft für Menschenleben oft gefährlich wird.

Wenn nun der Post der Transport auf der Eisenbahn übertra¬

gen werden sollte, und diese sich mit guten Pferden versieht, so

lassen sich, wenn die Passagicrwagcn von Pferden gezogen wer¬

den, ohnstreitig zwei Meilen in 45 bis 50 Minuten zurückle¬

gen*), mithin 2^ Meile in der Stunde, oder etwa mit der hal¬

ben Schnelligkeit der Locomotiven. Dieser Verlust würde jedoch

bei längeren Strecken geringer sein, da die Locomotiven schwer¬

lich Tag und Nacht gehen könnten, wohl aber die mit Pferden

bespannten Wagen.

Inzwischen steht diese Versäumniß der Zeit in keinem Ver-

hältniß zu den ungemein großen Kostenersparungcn, die dadurch

') Wir selbst haben auf gewöhnlichen chaussirten Wegen ohne übermäßige

Anstrengung der Pferde oft in 2» Minuten eine Meile gefahren, nüt Voll¬

blutpferden würde man sie unbedenklich in noch kürzerer Zeit zurücklegen können.
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genügen, um bei einer nähern Erwägung der Eisenbahnsystcme
überhaupt sie einer genauem Erforschung zu unterziehen.

Es darf dann aber vor Allem nicht außer Acht gelassen wer¬
den, daß je größer das Capital ist, welches die Regierung zum
Opfer bringen soll, desto schwieriger die Verwirklichung des Baues
selbst wird, und daß die Ausführung desselben um so länger
dauert, wenn die Höhe der Summe nicht überhaupt die Ausfüh¬
rung hindert. Ferner, daß wenn nach einer Reihe von Jahren
sich die Produktion und Fabrikation gehoben haben und das Be-
dürfniß es fordern sollte, die Bahn immer noch auch auf Benu^
tzung der Dampfkraft eingerichtet werden kann; wenn dagegen
gleich so große Capitale auf eine Bahn verwandt werden, die erst
den Verkehr neu erschaffen soll, der Zinsvcrlust und die Beauf-
sichtigungskosten wahrscheinlich so große Summen erfordern wer¬
den, als die künftigen Bauverbesserungcn,wenn sie eintreten
sollten, überhaupt bedürfen.

Die Techniker werden es richtiger wie wir beurtheilcn kön¬
nen, wie viel der Bau, allein für Pferdetransport eingerichtet,
weniger kosten wird, als bisher, so viel ist aber jedenfalls gewiß,
daß derartige Bahnen reichliche Zinsen tragen werden; zwar sagt
man, und Einer sagt es immer dem Andern wieder nach, daß
nur der Personenverkehr die Kosten der Eisenbahnen tragen kann.
Solche allgemeine Behauptungen bedeuten aber höchstens, daß
wo der Personenverkehr groß ist, die Kosten sich dadurch decken,
wo dies nicht der Fall ist, das Gegcntheil stattfindet.
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Wir schließen diese Mitthcilung mit der ausdrücklichen Be¬
merkung, daß wir über die Zweckmäßigkeit so eingerichteter Bah¬
nen für die in westlicher und südlicher Züchtung beabsichtigte
Strecken uns unser Urtheil vorbehalten, sie dagegen für die öst¬
lichen Bahnen für sehr empfehlenswert!) halten.

Wenn wir uns nun zu dem dritten Punkt wenden, wie sich
der Kostenpunkt sowohl beim Bau als bei der Verwaltung der
Eisenbahnen verhalte, wenn diese die Regierung oder Privatasso-
ciationcn übernehmen, so fallt auch dieser, wie alle andern, zu
Gunsten der Regierung aus.

Es ist allgemein bekannt, wie in neueren Zeiten die größe¬
ren Regicrungsbautcn(wir nehmen Luxusbauten aus) mit so ge¬
ringen Kosten und zugleich mit so viel Geschick und Tüchtigkeit
ausgeführt worden sind, wie es Privatgesellschaften schwerlich
möglich sein wird,

Die Ursache liegt in den Talenten, welche der Regierung
zu Gebote stehen, und in der Aufmerksamkeit der Behörden auf
möglichste Ersparung der Kosten.

Bei einem Bau, wie der hier in Rede stehende, würde die
Regierung zu außergewöhnlichen Maaßregeln schreiten müssen.

Es ist wohl nur eine Stimme darüber, wie ausgezeichnete
Fähigkeiten sich nicht nur im Regicrungs-Vcamten^)-Personale,
sondern auch in unserem Militair befinden.

") Von allen Bahnen, die bis jetzt hier ausgeführt sind, kostet die Stct-
trncr der Tcrrainhindcrnisseungeachtet am wenigsten, und die Ursache davon ist
gewiß zum, großen L-Hcil die, daß die Regierung den Actionairen einen ihrer
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Wenn daher die Behörde zu diesen Bauten namentlich un¬
sere Sapeure, Mineure, Pioniere und Ingenieure verwenden
wollte, und die Arbeiten unter militärische Leitung und Aufsicht
gestellt und mit militärischer Ordnung betrieben würden, so un¬
terliegt es keinem Zweifel, daß diese viel schneller, tüchtiger und
wohlfeiler ausgeführt werden könnten, als durch Privatleute, um
so mehr, da die dabei beschäftigten Militairs sich mit einer Zu¬
lage zufrieden erklären würden, die bedeutend geringer sein dürfte,
als die Gehalte sind, welche die Actiengesellschaftenden oft sehr
mittelmäßigen Capacitäten zahlen, die sich in der Regel erst auf
Kosten der Gesellschaften Erfahrungen sammeln müssen.

So wesentlich nun die Benutzung der eben bezeichneten Mit¬
tel zu einem wohlfeileren und tüchtiger» Bau beitragen würde,
so stehen der Regierung auch noch andere Mittel zu Gebote, um
mindestens um ^ wohlfeiler zu bauen, als es einer Actiengesell-
schaft möglich sein wird.

Dahin rechnen wir die Zinsenersparungen,welche die Re¬
gierung durch Ausgabe von Cassenschcinenbewirken kann; ferner
die bedeutenden Summen, welche bei der Grundabsindung ge¬
spart würden, bei welcher oft nicht der einfache, sondern der vier-
odcr achtfache Werth gezahlt werden muß, den die abgetretenen
Grundstücke sonst haben. Baut die Regierung selbst, so würden
ohne Zweifel die Provinzen, und zunächst die Kreise, durch wcl-

tüchtigen und erfahrenen Baumeister,den Herrn N e u h a u s dazu übcrlkissen
hat. Die Durchschnittskosten dieser Bahn werden 180,000 Thalcr x-o Meile
wahrscheinlich nicht überschreiten. —
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che die Eisenbahnen laufen, die Grundabsindung*), so wie die

kleinen Fuhren an Holz, Kies u. s. w. unentgcldlich übernehmen,

wenn die Regierung deshalb nur eine Proposition an die Stände

richten wollte, und der Bau nicht bloß zur Bequemlichkeit der

Reiselustigen, sondern auch zum Produktentransport eingerichtet

würde. Eine andere Ersparung wenigstens an baarcn Auslagen

kann gemacht werden, wenn die Regierung das eichene Holz zu

den Unterlagen aus ihren eigenen Forsten liefert und es nicht zu

gesteigerten Preisen gekauft zu werden braucht; auch würde sie

auf manchen Punkten, wenn es auf Ersparnisse abgesehen wäre,

die nöthigcn Steine zu Brücken u. s. w. mit geringen Kosten auf

eigenem Grund und Boden brennen können; endlich hätte die

Regierung, wenn sie den ganzen Bau selbst ausführte, noch den

Bortheil, daß sie die Bauübcrreste, die oft sehr bedeutend sein

sollen, von einer Bahn auf die andere übertragen könnte.

So entschieden es nun aus den hier gemachten Mitthcilun-

gen hervorgeht, daß die Regierung besser und viel wohlfeiler, als

Privatgesellschaften baut, so ist es nicht minder wahr, daß ihr

die Eisenbahn-Verwaltung viel weniger kosten, und die Bahnen

selbst weit mehr einbringen werden, als den Privatgesellschaften.

Ucbertrüge die Regierung der Post die Leitung, so bedarf es auf

jedem Bahnhof nur einer Verwaltung; wenn diese die Actienge-

') Daß in Pommern,wenn die Regierung selbst bauen wollte, bie Land¬
stände sich zu solchen und selbst zu noch größeren Opfern bereit erklären würden,
sind wir überzeugt, weil wir die Stimmung der Provinz kennen, und warum
sollte sie nicht in allen andern dieselbe sein?
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sellschaften führen, zwei, und beide bezahlt die Regierung;

die eine besoldet sie direkt, die andere indirekt durch die garantir-

tcn Unkosten. Wie bedeutend diese Mehrkosten sein werden, ist

leicht zu berechnen und sie sind um so mehr weggeworfen, als die

von den Activnairs eingesetzte Verwaltung der Regierung und

dem Publikum eine weit schwächere Garantie für die Sicherheit

der Reisenden gewahren kann, wie es unser ausgewähltes und

in Geschäften erfahrenes Postpersvnal vermag. Allein nicht nur

die Unterhaltungskosten vermindern sich im großen Maaßstabe,

wenn die von uns angegebene Idee zur Ausführung kommen soll¬

te, sondern es vermehrt sich auch der Ertrag.

Ganz davon abgesehen, ob die Voraussetzung genau sei,

daß auf den Eisenbahnen 1 Pferd so viel zieht als 12 Pferde auf

chaussirtem Wege, und angenommen, daß sich auch das Verhält-

niß bis auf 1 : 10 verändert, so bleibt immer feststehend, daß

sich die Transportkosten dennoch um ^ gegen jetzt verringern wer¬

den, wenn die Post die Eisenbahnen übernimmt und sich zroo

Meile 10 Sgr. für das Pferd und 10 Sgr. für die Bahn und

die Wagen, in Summa 20 Silbcrgroschen zahlen läßt. Wenn

jetzt auf Chausseen ein Frachtfuhrmann mit 10 Pferden und Rä¬

dern mit breiten Felgen fährt, so entrichtet er;?ro Pferd 1 Sgr.,

mithin für 10 Pferde auf die Meile 10 Sgr. Davon abgezogen

1.0 Sgr., die für dieselbe Fracht auf Eisenbahnen nach der frü¬

hern Angabe gezahlt werden, so hebt sich dieses. Ein Fracht¬

fuhrmann kann, wenn auch das Chaussecgcld nicht gerechnet

wird, niemals unter 16—20 Sgr. zmo Meile a Pferd fahren,
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Dies sind die allerniedrigsten Sätze, wovon man sich leicht über¬
zeugen kann, wenn man berechnet, daß er sein Futter und seine
Beköstigung in den Gasthöfen theuer bezahlen muß, in der Re¬
gel -Zs des Jahres ohne Fracht bleibt, und diese Vcrsäumniß so
wie die Abnutzung seines Jnvcntariumsund die Zinsen des An-
lage-Capitals mit in Anschlag bringt. Die Post dagegen kauft
ihr Futter im Großen und wohlfeil, besonders da die Eisenbah¬
nen ihr einen weiteren Markt eröffnen, sie fahrt alle Tage und
bleibt dochLU Hause, sie betreibt das Geschäft im Großen und
hält sich Knechte, die sie billiger unterhalten kann, als der Fracht¬
fuhrmann sich selbst zu unterhalten Lust haben wird. Alles dies
zusammengenommen zeigt klar, wie unendlich wohlfeiler der
Transport wird, wenn sie ihn übernimmt, und die natürliche
Folge davon ist eine sehr große Frequenz des Produkten- und
Warenverkehrs;hieraus ergiebt sich nun ferner, welchen großen
Lohn die Post davon ziehen wird, und wie viel die Eisenbahnen
dann einbringen müssen^).

Zu allen diesen großen Vortheilen, die wir hier eben be¬
zeichnet haben, kommt noch hinzu, daß wenn die Post den
Transport besorgt, die Kosten nicht nur ein für allemal regulirt
sind und die Waaren-Absender mithin eine feste Berechnung
anlegen können, wie hoch ihnen der Transport zu stehen kommt,

Selbst für den Fall, das die Post Nicht mit 20 Sgr. pro Meile und
Pferd sich zufrieden erklären sollte, sondern 1 Thlr. forderte, so würde doch der
Transport der Waaren zwo Centner und Meile nur Pfennig betragen z wir
bringen dies hier noch einmal in Erinnerung.
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sondern was noch wichtiger ist, daß es nie an Frachtfuhr¬
werk fehlt.

Wenn nun der Post die Gelegenheit gegeben wird, viel
Geld zu verdienen, so reihet sich hier wieder ein anderer Vor¬
theil an, daß sie nämlich dadurch in die Lage kommen wird,
das Briefporto heruntersetzen zu können, und dadurch ihre Po¬
pularität zu verstärken, die sie in so vieler Beziehung verdient,
die jetzt aber durch das hohe Porto geschwächt wird. Es ist
unmöglich zu verkennen, wie wichtig es für die Finanzen des
Staates sei, die hier gemachten Mittheilungen einer näheren
Prüfung zu unterziehen,es handelt sich entschieden von der
Möglichkeit der Ausführung überhaupt, von einer dirccten Er¬
sparung sehr großer Summen, und vor Allem von dem un¬
endlichen Nutzen, den das Land davon ziehen kann. Leider
aber wird bei uns wenig auf Vorschläge geachtet, die nicht von
Beamten ausgehen, man lies't sie kaum ^nd schenkt ihnen nicht
die allergeringste Aufmerksamkeit. Es gab zwar eine Zeit, wo
es anders war, wo man die Kenntnisse, die Erfahrung und die
Talente zu benutzen suchte, sie mit Wohlwollen und Anerken¬
nung annahm, gleichviel von wem sie kamen; in dieser Zeit ist
viel Großes entstanden, aber sie ist vorüber, jetzt betrachtet man
es wohl gar als eine Anmaßung, wenn man der Regierung
wohlgemeinte Rathschlägeertheilt. Wird die Zeit wieder kom¬
men, wo es anders sein wird? aber wann? Vielleicht bald
oder erst, wenn die Roth, diese große Lchrmeisterin der Men¬
schen und besondere Schutzpatronin von Preußen, sich wieder
einfinden wird?
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So gcbietrisch wie dcr.Flor des Landes, die leichtere Ver-

theidigung der Grenzen und die Sparung der Geldmittel des

Staates die Regierung auffordern, nicht so wichtige Interessen

einer Privat-Association zu übergeben, sondern selbst die Wah¬

rung derselben zu übernehmen, so finden sich doch leider noch

andere bedeutende Schwierigkeiten zu beseitigen. Sie bestehen

in dem Fehler, den man bis jetzt begangen hat, einen Theil

der Bahnen fortzugeben, wodurch der Effect den man mit Recht

erwarten kann, wenn die ganze Verwaltung in einer Hand ruht,

bedeutend geschwächt wird. Indessen ist es noch Zeit, diesen

Fehler zu verbessern; noch wird es ohne zu große Opfer mög¬

lich sein, sich mit den Gesellschaften wegen der Ueberlassung

zu vereinigen; allein der Augenblick darf wahrlich nicht ver¬

säumt werden und jedenfalls ist es weiser, einen gemachten Feh¬

ler zu verbessern, als ihn mit sich selbst zu multiplicircn. Auf

keine Weise sind die bedeutenden Kosten, welche beim Bau nach

unserem Vorschlage gespart werden, besser zu verwenden, als

durch Rückkauf mancher jetzt schon bestehenden Bahnen.

Es zeigt sich in diesem Augenblicke eine sehr gute Gele¬

genheit, den Anfang dazu zu machen. Bekanntlich befinden

sich die rheinischen Bahnen in Verlegenheit und es stehen daher

ihre Actien sehr niedrig im Cours. Von vielen Seiten her wird

gewünscht, der Staat möge hier zutreten, und es scheint ihn

zugleich sein Interesse und seine Stellung dazu aufzufordern;

da es nur häufig der Fall gewesen ist, daß Unterstützungen ge¬

währt sind, die wenig geholfen und viel gekostet haben, und
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bei denen der bewegende Grund (Förderung der Staatszwecke)
aus den Augen verloren ward, so müßte dies in dem vorlie¬
genden Fall vermieden werden.

Die Unternehmer dieser Bahnen haben sich unstreitig aus
ein etwas gewagtes Geschäft eingelassen, um wichtige allge¬
meine, so wie sie nahe berührende Zwecke zu verfolgen. Da¬
her scheint es eben so sehr in der Billigkeit zu liegen, als im
höheren hier entwickelten Interesse des Landes, die Bahnen ge¬
gen Entschädigung der dabei Betheiligten zu übernehmen, für
Rechnung der Negierung den Bau zu vollenden, und dadurch
sich wenigstens in den Besitz des Endpunktes der wichtigsten al¬
ler Bahnen, der von Berlin bis zum Rhein, zu setzen.

Wenden wir uns nun zu dem Punkte des Planes der Re¬
gierung zurück, Privatgesellschaftenunter Zinsgarantie den Bau
und die Verwaltung zu überlassen, so versetzt sie sich durch Aus¬
führung desselben in eine höchst ungünstige Stellung. Gesetzt
es gelänge der Regierung, das unmöglich scheinende, Zeichner
zu finden, so wäre es nur die Zinsgarantie, welche diese lo¬
cken könnte; allein wie viel der Bau kostete, wäre ihnen dann
höchst gleichgültig, denn nicht sie, sondern die Negierung be¬
zahlte den Bau. Mit Grund fragen wir, würden sich nicht
eine Menge Personen bloß deshalb betheiligen, um demnächst
die Lieferung von Eisenbahnmaterialfür übertriebene Preise zu
übernehmen; würde man die fähigsten Personen, oder die be¬
günstigten bei der Verwaltung anstellen? Ja was noch mehr
ist, giebt es wohl ein Beispiel, wo eine Staats-Regierungsich

*
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zu einem jährlichen Beitrag von 2 Millionen (vom Herrn ?e.
Hanse mann werden 3 Millionen als nothwendig nachgewie¬
sen) unter der Bedingung verpflichtet hätte, allen Schaden, alle
Verluste, durch Mißgriffe und Unterschlcife entstanden, allein
tragen zu wollen, den möglichen Vortheil dagegen Andern zu
lassen?

Es ist nicht denkbar, daß die Regierung und die intelli¬
genten Männer, die an der Spitze der Verwaltung stehen, so
befangen sein konnten, dies nicht einsehen zu wollen, und sich
einer so großen Verantwortung auszusetzen, als hieraus für sie
entspringen konnte. Wir kommen jetzt auf den letzten Punkt
zurück,

ck) wie werden die Fonds, wenn die Negicruug
baut, ambesten zu besch äffen sein, ohne den übri¬
gen Zweigen das zu ihrem Betriebe so nöthigc

Geld zu entziehen,

wenn die constitutionclle Frage vertagt bleiben soll, oder mit
anderen Worten, wie ist das Geld zu beschaffen, ohne eine
neue Staatsschuld zu contrahircn? Die Regierung hat in dieser
Beziehung einen Ausweg gewählt, der aber keiner ist, und
daher Veranlassung giebt, jene erst zur Erörterung zu bringen,
was man doch sichtbar vermeiden will. Sie beabsichtigt die
Zinsgarantic auf Höhe von 2 Millionen jährlich zu überneh¬
men. Hier fragt sich nun zuerst, soll diese auf eine nicht zu
lange Reihe, etwa auf 5, 10 Jahre geleistet werden oder für



16',

immer? ist erstercs der Fall, so kann man es wohl als eine
Anticipation der Revenuen betrachten. Schuld bleibt es aber
dennoch und Niemand kann oder wird darauf eingehen; oder
soll diese Verpflichtung eine fortlaufende sein? in diesem Falle
liegt es zu klar vor, daß der Name die Sache nicht verändert,
es ist und bleibt der Zins eines Eapitals, und gehört daher um
so mehr unter, die Categoric der Staatsschulden, als die ge-
sammten Staatsrcvcnuen dafür haften und nöthigen Falles
durch neue Abgaben gedeckt werden sollen.

Unserer Ansicht nach laßt sich ein anderes Auskunflsmutel
finden, wenn die Regierung,wie wir es vorgeschlagen haben,
der Postverwaltung die Anschaffung der Baugelder, aber ohne
Garantieen von Seiten des Staates übertrüge und sie dagegen
von dem Etat, den sie jetzt jährlich abliefert, vorläufig befreit
würde und daher die Revenuen derselben als Pfand für die zum
Bau nöthigen Capitalien einsetzen dürfte; hierdurch verlöre die
Schuld nun den Character einer eigentlichen Staatsschuld; die
Regierung handelt dabei ganz in einer unbestrittenen Befugniß,
auf einen Theil ihrer Einnahmen zu verzichten, oder vielmehr
sie zu großen und nützlichen Staatszwccken zu verwenden.

Man wird uns bei diesem Vorschlag nicht vorwerfen kön¬
nen, in einen Widerspruchmit uns selbst zu gcrathen, da wir
im ersten Theil dieses Werkes die von der Seehandlung auf die
Staatschausseen unter der Benennung Prämien-Anleihen auf¬
genommene Schuld für eine entschiedene Staatsschuld und Um¬
gehung des Gesetzes vom Jahre 1820 erklärt haben.
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Der Fall ist ein sehr verschiedener. Die Seehandlung ist
ein Geld-Institut des Staates; dieser hastet für die Verbind¬
lichkeiten desselben. Dazu kommt, daß die Chausseen nicht als
ein Activum betrachtet werden können, da die Unterhaltung der¬
selben nach dem Budget von 184l mehrere Millionen gekostet
hat, sie mithin ein Passivum repräsentiren. Eine Anleihe auf
die Chausseen gemacht, gewährt daher nicht die mindeste Si¬
cherheit, sondern diese hastete allein auf dem Credit des Staa¬
tes selbst.

Ganz anders verhält es sich mit der Post; diese hat eine
feste, sichere Einnahme, und leistet damit eine Gewähr, wes¬
halb sie auch keinesweges der Bürgschaft des Staates bedarf,
um Credit zu finden. Allein sie wird auch diesen nicht in einem
bedeutenden Maaße brauchen, da sie unstreitig auch auf die Ei¬
senbahnen selbst bis auf eine gewisse Summe Prioritats-Obliga-
tionen aufzunehmen im Stande sein wird. Außerdem würde es
zweckmäßig sein, ihr die Ausgabe eines zinslosen Papiers (Post¬
kassenschein) zu gestatten, welches sie jederzeit zu rcalisiren und
bei Zahlungen an die Post- und Eisenbahnvcrwaltunganzuneh¬
men sich verpflichtete. Sollte die Regierung es jedoch nicht für
zweckmäßig halten, ein doppeltes Papiergeld im Lande umlau¬
fen zu lassen, so stände auch nichts entgegen, der Post gegen
Niederlegungeines vollgültigen Pfandes die benothigte Summe
in Kassenscheinenzu behändigen,wie das schon vielfach gesche¬
hen ist, was, da die Activa und Passiva sich dabei ausgleichen,
nicht als eine Vermehrung der Staatsschuld betrachtet werden
könnte.
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Wir enthalten uns hier jeder weiteren Ausführung über die
Operation, welche zur Erleichterung der Anleihen gemacht wer¬
den könnte; wenn jene dem Minister der Post übertragen wer¬
den sollte, so wird er diese selbst am besten aufzufinden wissen.
Unsere Absicht ist nur gewesen hier einen Ausweg zu zeigen, wie
auf eine geschickte Weise der Conflict vermieden werden könne,
wenn die Regierung sich nicht entschließen will, das zum Bau
nothwcndigeCapital aufzunehmen. Jedenfalls scheint es un¬
zweifelhaft: der von der Regierung gewählte Weg ist ein un¬
ausführbarer und soll daher die landesväterliche Absicht des Mo¬
narchen, sein Volk mit einem Netz von Eisenbahnen zu beschen¬
ken, in Erfüllung gehen, so muß ein anderer gewählt werden
als der bisher beabsichtigte.

S a l z O e u e x.

Durch die Hulo des Königs ist jetzt seinen Unterthanenein
bedeutender Erlaß an den Steuern von beinahe 2 Millionen be¬
willigt. Die landesväterlicheAbsicht des Monarchen verdient
um so mehr Anerkennung als dieser Erlaß zum Zweck hat, den
untersten Volksclassen dadurch eine Erleichterungzu verschaffen.
Allein es liegt noch Etwas darin, was gewiß besonders hervor¬
gehoben zu werden verdient, nämlich daß es die Erfüllung einer
Verheißung ist, die der Königliche Vater dem Volke gegeben
hat. Dies verdient um so mehr die allgemeinste Anerkennung,
als die Versuchung sehr groß war, dieser Summe lieber eine an-
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dere Bestimmungzu geben, zu welcher sich eine so nahe Veran¬
lassung bei dem beabsichtigten Bau der Eisenbahnen sand. Aber
das einmal gegebene Wort darf nicht gerüttelt und geschüttetl
werden, so sprach schon Kaiser Friedrich Barbarossa und so
sprach König Friedrich Wilhelm, das Versprechen seines Kö¬
niglichen Vaters als das eigene betrachtend. Daher Ehre sei
dem Geber und uns die Erlaubniß, über den finanziellen Werth
dieser Gabe Betrachtungen anzustellen.

Von vielen Seiten her sind gegen die Zweckmäßigkeit des
Steuer-Erlasses auf Salz Bedenken erhoben; man hat behaup¬
tet, nur ein sehr unbedeutender Theil davon käme der ärmeren
Classe zu gute, und hat zum Beweise besonders die Städte an¬
geführt, wo die Schlachter, die großen Speiseanstalten u. s. w.
Vortheil davon zögen, deshalb aber das Fleisch und die Speisen
um keinen Pfennig geringer verkaust würden. Wir geben zu,
daß dies richtig sei. Auf dem Lande aber seien es die Gutsher¬
ren, die Pachter und die bäuerlichen Wirthe, denen dieser Erlaß
bei weitem am meisten zu gute käme, ohne daß es ihnen doch,
da sie größtenteils der reicheren Classe angehören, bei der Ge¬
ringfügigkeit des Gegenstandes wesentlichen Nutzen bringe. Wir
können nicht leugnen, daß auch dieses wahr ist, allein deswegen
scheint doch der Erlaß an dieser Abgabe vor allen der zweck¬
mäßigste zu sein.

Von mehreren Seiten her und selbst von Ständen mehrerer
Provinzen sind andere Gegenständebezeichnet, an welchen man
den Erlaß wünschte, allein es ließen sich an diesen ähnliche Män-
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gel nachweisen, auch gewahren sie nicht im Hintergrunde Aus¬

sichten, wozu die Erleichterung an der Salzsteucr berechtigt.

Unter allen Steuern gicbt es keine, die so große Gebrechen

hat als die auf Salz. Es ist zwar wahr, daß die Negierung

da, wo die Bedürfnisse des Staates bedeutende Abgaben fordern,

gezwungen wird, solche auf die unentbehrlichsten Lebensbedürf¬

nisse zu legen, wenn sie Etwas einbringen sollen. Allein das

Salz ist das unentbehrlichste Gewürz für die Armen und wenn

sie es nicht haben, so leiden sie und ihre Familien darunter, ja

es zeigt sich aus allen statistischen Uebersichten, daß die Salzcon-

sumtion in den Theilen der Monarchie am stärksten ist, wo sich

die größte Armuth findet. Hieraus folgt, daß es eine Abgabe

auf die Aermsten unter den Armen sei und daß, wenn diese sie

nicht bezahlen können, sie und die Ihrigen es mit der Gesund¬

heit büßen müssen. Man wird zugeben, daß eine solche Ab¬

gabe mindestens eine beklagenswertste sc!.

Wenn wir zur nahern Prüfung des so eben Gesagten den

Salzvcrbrauch in dem preußischen Staate untersuchen, so er-

giebt sich, daß durchschnittlich

in Ostpreußen auf den Kopf kommen 17,iz? Pfund

in Westpreußen - - - - 19,ZW —

in der Mark - - - 14,281 —

in Schlesien - - - - 16,g2I>

in Pommern - - - 18,555

in Westphalen - - - 14,MS

in den Rheinprovinzen - - 15,175

in Sachsen - - - - 15,78Z
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Die Zusammenstellung weiset nach, daß in den ärmsten
Provinzen die Consumtion am grüßten ist. Indessen lassen sich
aus diesen Zahlenvcrhaltnisscnnoch andere Folgerungen ziehen.
In der Mark findet sich der niedrigste Verbrauch und es sollte
dort der grüßte sein, da in einer Stadt wie Berlin das Salz
auch zu einer Menge anderer Zwecke verwendet wird, und da
die Anwesenheit so vieler Fremden doch auch auf den Verbrauch
von Einfluß sein muß. Der Grund davon liegt sehr nahe und
findet sich in dem Schmuggelhandel, der längs der Meklenbur-
gischen Grenze getrieben wird. Wenn wir nun weiter auf die
oben mitgetheilten Verbrauchs-Quantasehen, so ergiebt sich,
daß in allen Provinzen, die an der Grenze liegen, die geringere
Consumtion stattfindet.

Dieser Schmuggel-Handelund die verderblichen Folgen,
die er auf die Moralität der Bewohner der Grenze hat, die gro¬
ben Excesse, zu welchen er Veranlassung giebt, sind es wiederum,
die über ein solches Monopol das Verdammungs-Urthcil ausspre¬
chen. Aber auch hiermit ist das Sünden-Register desselben noch
nicht geschlossen; auch auf den Ackerbau und auf die Viehzucht
wirkt der hohe Preis des Salzes sehr nachtheilig. Zwar wird in
neuerer Zeit das Salz zum Viehfutter billiger gelassen, allein im¬
mer noch nicht billig genug, um mehr im Großen angewandt
werden zu können. Alle diese Ursachen sind es, weshalb sich die
allgemeinen Wünsche dahin vereinigen, eine Steuer aufgehoben
zu sehen, die an so großen Mangeln leidet, und es kann mithin
aller Einwendung ohnerachtet nur für sehr zweckmäßig gefunden
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werden, daß durch den Erlaß von Z Thlr. pro Tonne ein sehr
wesentlicher Schritt zu einer künftigen weiteren Aufhebung dieses
Monopols gemacht ist.

Ob es jetzt schon die Zeit sei, sich der Hoffnung auf eine
baldige Erfüllung hinzugeben, ist eine schwer zu beantwortende
Frage; bei dem großen Interesse, welches der Gegenstand findet,
wird es wenigstens nützlich sein, die Schwierigkeiten naher ken¬
nen zu lernen, die sich der Ausführung entgegenstellen, so wie
die Wege, auf welchen man hoffen kann dem Ziele näher zu
rücken. Es hat sich nämlich allgemein die Meinung verbreitet,
und wir selbst haben sie bisher gethcilt, es gebe ein einfaches
Mittel ohne weitern Erlaß von Seiten der Regierung die Salz-
preife auf die Hälfte herunter zu setzen; indessen ist dieser Plan,
wie es sich bei einer genaueren Prüfung ergicbt, nicht ausführ¬
bar. Dennoch sei es uns gestattet ihn mitzutheilen, theils um
zu verhindern,daß man einen vergeblichen Weg einschlägt, theils
weil durch die Zergliederung desselben es vielleicht klarer hervor¬
treten wird, welchen andern Weg man zu verfolgen hat.

Nach den von den Behörden den Ständen gemachten Mit¬
theilungen kommen 576,000 Tonnen, die Tonne zu 405 Pfd.
zum Debit. (Das an Fabriken und für Vichfutter zu billige¬
ren Preisen verabreichte Salz stellen wir außer der Rechnung.)
Diese jetzt zu 12 Thlr. pro Tonne an Ort und Stelle ver¬
kauft, ergicbt eine Brutto-Einnahme von 6,812,000 Thlrn.
Die von der Regierung angegebenenKo¬
sten für die Verwaltung der Faktoreien, und
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'Ivanspovt 6,812,000 Thlr.

Scllerien, für Bauten und Reparaturen,

Gehalte und General-Ausgaben (unter

welchen die Transportkosten u. s. w. be¬

griffen sind) 3,000,000 —

bleiben als Reinertrag 3,812,000 Thlr.

Von dieser Summe müssen jedoch die

Zinsen des Betriebs - Capitals, welches

zu Thlrn. 2,000,060

angegeben wird, und die

des zum Ankauf des Sal¬

zes umlaufenden Capitals

von 3,000,000

5,000,000

in Abrechnung kommen. Die Zinsen zu

4 pEt. betragen ........ 200,000 —

welche, nachdem sie von der Einnahme

in Abzug gebracht worden, nur eine

Nein-Einnahme von 3,612,000 Thlrn.

übrig lassen. Nun geht die vorhin angeführte Ansicht dahin,

daß, wenn eine Einrichtung getroffen werden könnte, um die

Debits-Unkosten und die Zinsen der 5 Millionen zu sparen mit¬

hin nur ein reiner Ueberschuß von 3,612,000 Thlrn. zur Deckung

der Einnahme nöthig wäre, diese Summe auf folgende Weise

wieder zu erhalten sein würde.

Es sollten nämlich von dem Finanz-Ministcrio die Regie-
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rungen der verschiedenen Provinzen, und von diesen die Kreise
und durch diese die Communcn und Einzelnen aufgefordert wer¬

den, sich zu erklären, wie viel Salz sie bestimmt 3 Jahre hin¬

durch zu nehmen sich verpflichten wollten, wenn ihnen das Salz
die Tonne zu 6 Thlrn. verabreicht würde. Daß die Zeichnun¬

gen dann den jetzigen Bedarf um 100 pEt. übersteigen würden,
scheint nicht zweifelhaft, da unstreitig sich jeder berechnen wird,
daß es vortheilhafter sei, für 12 Thlr. zwei Tonnen Salz als nur

eine zu erhalten.
Angenommennun, das Land hätte sich auf 3 Jahre zum

doppelten Verbrauch verpflichtet, so stellt man folgenden Calcül

an: Der Regierung kostet die Tonne Salz, welches sie selbst
fabricirt, nach eigener Angabe 2 Thlr. 6 Sgr. Das Salz aus

England ist in unfern Seehäfen die Tonne für 1 Thlr. 6 Sgr.

zu haben. Zur Befriedigung des doppeltenBedarfs, wenn die
Regierung auch etwas mehr fertigte wie jetzt, würde sie doch nur
30 pCt. liefern ü 2 Thlr. 6 Sgr. 70 pCt. müßten gekauft wer¬

den zu durchschnittlich 1 Thlr. 12 Sgr., dann würde die Durch¬
schnittssumme des ganzen Quantums 1 Thlr. 18 Sgr. betra¬

gen; diesen rechnet man hinzu die Transportkosten mit durch¬
schnittlich 1 Thlr. 12 Sgr., so daß der Preis des Salzes ein¬
schließlich der Transportkosten3 Thlr. betragen würde, und die

Regierung 3 Thlr. übrig behielte, welches bei dem Verbrauch
von 1,152,000 Tonnen — 3,456,000 Thlr. wäre, mithin nur

156,000 Thlr. fehlen würden, um die Hohe der Abgaben zu er¬
reichen. Bei diesem Plane wird nun vorausgesetzt, daß man da-
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bei der Dazwischenkunft besonderer Behörden nicht bedürfe, son¬
dern die Einzelnen und Communen das Salz durch Vermittelung
von Entrepreneurs unmittelbar erhielten.

Ohne daß wir uns hier auf den Beweis einlassen wollen, daß
sich der Plan in pecuniärer Hinsicht wohl vertheidigcn lassen möchte,
da in den Küstenlandern längs der Ostsee, in Ost - und Wcstpreu-
ßen, Bor-, Neu - und Hinterpommern, die Tonne durchschnitt¬
lich für 2 Thlr. abzulassen sein würde und sich hierdurch die Trans¬
portrosten der ungünstiger gelegenen Gegenden vollkommen aus¬
gleichen würden, so leidet er an einem inneren Fehler, der ihn
unausführbar macht, und dieser ist, daß hier auf eine Consumtion
gerechnet wird, die nicht besteht und auch nicht erreicht werden
kann.

Es giebt eine Menge Gegenstande,die in dem Maaße star¬
ker consumirt werden als sie im Preise fallen; beim Salz, wel¬
ches als eine Art Arzneimittel betrachtet werden muß, ist dies nicht
der Fall. Es kann die Roth den Menschen zwingen, den Bedarf
auf das Minimum zu beschranken, aber nie wird ihn die Wohl¬
feilheit des Salzes bestimmen, sich die Speisen zu versalzen.

Die statistischen Tabellen ergeben, daß der Salzbedarf lange
Reihen von Jahren hindurch eine Stabilität zeigt, wie keines der
andern Consumtibilien, und daß der Verbrauch nur ungefähr in
dem Maaße zunimmt, wie die Bevölkerung anwächst. Wenn da¬
her ein solcher Versuch gemacht werden sollte, wie vorhin mitge-
thcilt worden ist, so würde die Zeichnung zwar unbedenklich erfol¬
gen, allein das Land am Ende der drei Jahre so mit Salz über-
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füllt bleiben, daß eine neue Zeichnung sehr geringe Resultate er¬
geben und die Regierung dadurch einen großen Ausfall an der
Steuer erfahren würde. Hiergegen wird eingewandt, daß das
Salz bei billigern Preisen zum Viehfutter und selbst zur Düngung
des Ackers verwendet würde, welches aber nicht der Fall sein kann,
so lange der Preis des Salzes noch auf 6 Thlr. a Tonne steht.

Auf Vorschlage dieser Art, wenn sie, wie wir zu glauben
Grund haben, von den nächsten Landtagen einiger Provinzen aus¬
gehen sollten, kann und wird die Regierung nicht eingehen; denn
angenommen, sie bemühte sich auch die vielen Hindernisse, die ei¬
nem solchen Plane entgegenstehen, zu überwinden, sie setzte die
jetzt angestellten Beamten auf Pension, sie einigte sich mit den
zum Zollverband gehörigen Nachbarstaaten wegen Abänderung der
über das Salz geschlossenen Vertrage, sie vergliche sich mit den
Privat-Salinen-Besitzern,welchen das von ihnen jetzt fabricirte
Salz zu Zss Thlr. abgekauft wird, sie ließe die Salinen, wo die
Produktionskosten zu hoch kommen, wie es dei denen in Colbcrg
und Greifswald der Fall sein soll, eingehen, in welche Verlegen¬
heit und Unkosten würde sie sich setzen, wenn nach 3 Jahren Alles
wieder auf den alten Fuß hergestellt werden müßte?

Am durchgreifendstenwürde es sein, wenn das ganze Mono¬
pol aufgehoben, der Salzhandel völlig freigegeben und der Aus¬
sall durch eine andere Abgabe gedeckt werden könnte. Allein auch
dieses ist wegen der Verhältnisse zum Zollverbande wenigstens auf
die Zeit der Dauer des jetzigen Tricnniums nicht möglich, und
schwerlich werden sich die Zollverbandstaaten auch nach Ablauf des-
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selben dazu verstehen, auf eine Einnahme zu verzichten, die sie ein¬
mal haben.

In dem Borhergehenden ist gezeigt, daß beide Borschläge
unausführbar sind; es fragt sich jetzt, ist denn in dieser Steuer¬
sache jede Hoffnung auf wesentliche Erleichterung bis dahin aufge¬
geben, wo die Staats - Einnahme sich nach einer langen Reihe
von Jahren so vermehrt haben werde, daß ein neuer Erlaß mög¬
lich sein sollte. Im Gcgenthcil, dieser erste Schritt der geschehen
ist, macht einen zweiten möglich.

Aus einem Bericht der Behörden an die Stände vom Jahre
1841 ergiebt sich, wie bedeutend die Kosten sind, welche aus dem
Debit des Salzes der Regierung erwachsen, da sie sich nebst Zin-
sen-Berlust, wie wir vorhin berechnet haben, auf3,M0MVTHlr.
belaufen. Nun scheint es, als wenn diese Unkosten sich sehr be¬
deutend vermindern müßten, wenn der Debit und Transport
in Entreprise fortgegeben würde. So wenig der vorhin mitge-
theilte Plan in seinem ganzen Zusammenhangeausführbar ist,
und ganz besonders an der Ueberschreitung der möglichen Eonsum-
tion scheitert, so praktisch mochten einzelne Punkte desselben er¬
scheinen, und es würde doch wenigstens rathsam sein, diese einer
näheren Prüfung zu unterziehen, und mit derjenigen Borsicht, wel¬
che die Wichtigkeit des Gegenstandes fordert, einen Versuch wegen
der Anwendbarkeitanzustellen.Daß Vorbereitungen vorange¬
hen müssen, versteht sich von selbst, da die Regierung ihre Ein¬
nahme keiner Gefahr aussetzen darf. Diese könnten darin beste¬
hen, daß die Oberpräsidenten von Ost - und Wcstpreußen und von
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Pommern beaustragt würden, auf die vorhin bezeichnete Weise
eine Aufforderung an die Einwohner zu erlassen, wie viel Salz sie
drei Jahre hindurch zu nehmen sich verpflichten wollten, wenn sie
das Salz in Ost - und -Westprcußen die Tonne zu 9 Thlr., in
Pommern zu 10 Thlr. erhalten könnten, mit der Erklärung, daß
der Preis des größern Bedarfs mit 12 Thlr. bezahlt werden müß¬
te. Nachdem diese Zeichnungen eingegangen waren, in welchen
auch die Zeit der Empfangnahme festgestellt wäre, würde mit En-
treprencurs verhandelt, für welchen Preis sie das Livcrpooler Salz
an den Ort seiner Bestimmung frei abzuliefern sich verpflichteten.
Hierdurch würde nun die Regierung in den Stand gesetzt zu be¬
rechnen, in wie weit die Staats-Einnahme dadurch gedeckt sein
würde, und sie könnte alsdann, wenn sich günstige Resultate er¬
gaben, mit diesen Maaßregeln auch in den übrigen Provinzen
fortfahren5). Man würde hiergegen einwenden können, daß,
wenn das Salz in der einen Provinz wohlfeiler sei als in der an¬
deren, nun von jenen das Salz in die andern eingeschmuggelt
werden würde, allein eine solche Bcsorgniß ist unbegründet, we¬
nigstens leicht abzuwehren. Bei der Zeichnung würde sich nun
schon ergeben, ob diese zu weit über die gewöhnliche Eonsumtion
fortgehe und von wem sie erfolge.

Wenn Kausleute, die mit Salz Handel treiben, die unmit¬
telbar an der Grenze der Mark wohnen, größere Quantitäten zeich¬
nen wollten, als die Gegend bedarf, wobei nothwcndig auch auf

*1 Für 2, höchstens 2z Thlr. werden wahrscheinlich die Kausleute in Kö¬

nigsberg , Danzig und Stettin die Lieferung übernehmen, während die Regie¬

rung behauptet, daß ihr das Salz selbst 5 Thlr. kostete.

12



die übrigen Consumenten Rücksicht genommen werden müßte,
so könnten diesen die zu großen Zeichnungen versagt werden.
Aus dem Innern der Provinz nach der Grenze Handel mit Salz
zu treiben, würde bei der Verschiedenheit des Preises von 2 Thlr.
pro Tonne nicht lohnen; dies ist auch der Grund, weshalb wir in
Preußen, wo keine Defraudation möglich ist, den Preis des Sal¬
zes 1 Thlr. geringer angegeben haben als in Pommern. Aus
demselben Grunde ist auch die Bestimmung nöthig, daß alles
nachgeforderte Salz mit 12 Thlr. bezahlt werden müsse, weil da¬
durch jeder gehindert wird, von dem für seinen eigenen Bedarf
bestellten Quantum etwas fortzugeben.

Durch die Bestimmung der Zeit der Abholung würde nun
alle Aufspeicherung fortfallen und den Einwohnernnoch der Vor-
thcil erwachsen, daß sie es nicht so weit zu holen brauchten, wie
es jetzt der Fall ist. Eine allmälige Einführung einer solchen
Maaßrcgel würde noch die Folge haben, daß die Regierung die
bisher mit dieser Partie beschäftigtenBeamten nach und nach an¬
derwärts unterbringen könnte, und daß sie sich die Uebersicht ver¬
schaffte, wie viel alsdann im ganzen Staate gespart werden könnte.

Das wichtigste Resultat eines solchen Versuches würde darin
bestehen, daß sich die Regierung in den drei Jahren, wo sie noch
durch die Verträge mit den Zollverband-Staaten gebunden ist,
überzeugte, welche Ersparung in dieser Partie gemacht werden
könnte. Erst wenn dies feststeht, läßt es sich mit Gewißheit über¬
sehen, ob und was mit Berücksichtigung auf alle Verhältnisse ge¬
schehen kann und wie groß der Ausfall in den Revenuen des Staa-



tes sein würde, wenn der Preis des Salzes auf 5Thlr. zwoTon-
ne heruntergesetzt werden sollte, welcher Alisfall dann durch an¬
derweitige Abgaben ersetzt werden müßte.

lieber die Grundsteuer in Wreußeu.

Der Wunsch den wir haben, die Mißverständnisse über beste¬
hende Verhaltnisse zu losen, weil diese oft nur zu Jrrthümern füh¬
ren, bestimmt uns, die Ansichten welche über die Höhe der Grund¬
steuer in der preußischen Monarchie verbreitet sind zu berichtigen,
damit das Publikum dadurch mit der wirklichen Lage der Dinge
bekannt werde und in den Stand komme ein eigenes Urtheil in
der Sache fällen zu können.

Schon seit einer Reihe von Jahren haben viele Schriftsteller
über die ungleiche Verthcilung der Grundsteuer in Preußen ge¬
schrieben und geschrieen. Besonders ist dieser Punkt zu heftigen
Angriffen gegen den begüterten Adel in einigen der alten Provin¬
zen der Monarchie, namentlich der Mark und Pommern, benutzt
worden. Mit uncrmüdetcm Eifer hat man den Glauben zu ver¬
breiten gesucht, dieser habe sich die Steuerfreiheit verschafft, und
habe noch Einfluß genug, um sich in dem unerlaubten Besitz der¬
selben zu erhalten, denn die geringe Grundsteuer, die in diesen
Provinzen gezahlt werde, laste fast ausschließlich auf dem Stande
der Bauern.

Hiermit keincsweges zufrieden, ist man weiter gegangen und
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hat den andern, namentlich den westlichen Provinzen der Monar¬

chie gesagt, sie würden durch die Steuerbefreiung der alten Pro¬

vinzen sehr benachtheiligt, und hat sie aufgefordert, sobald einst

Reichs-Stände versammelt sein würden, auf eine gleiche Besteue¬

rung zu dringen, u. s. w.

Um nun solchen Behauptungen mehr Eingang zu verschaffen,

hat man auch die Höhe der Grundsteuer in Zahlen angegeben, und

zwar solche genannt, die oft ins Lächerliche fallen; so findet sich

in dem löten Heft der Viertel-Jahresschrift vom Jahre 1842 ein

Aufsatz „die Provinzial- und die Ncichsstände in Preußen" beti¬

telt, dessen Verfasser sein Raisonnement auf statistische Mitthci-

lungen stützt, die fast durchweg unrichtig sind. Die Angaben über

die ssff Flächen der Provinzen, über die Höhe der Grundsteuern

u. s.w. sind sehr schlechten Quellen entnommen; so findet sich

dort die Angabe, daß die Ritterschaft der Chur-Mark nur 14,873

Thlr., die der Neumark 11,594 Thür. 14 Sgr., die von Pom¬

mern 11,631 Thlr. zahlten, und da diesen falschen Angaben nicht

widersprochen worden ist, so hat man es geglaubt, und ein Schrift¬

steller es dem andern nachgeschrieben, wodurch dann die Meinung

des Publikums irre geleitet wird^).

") In einem zweiten Aussah in der Viertel-Jahres-Schrift, Heft Juli

bis September 1d42, über das Ständewese» in Preußen finden sich gleichfalls

Angaben die bezeugen, daß der Verfasser nicht genau mit den Verhältnissen be¬

kannt gewesen ist. So wird Seite 225 gesagt, der Staat habe den Ritter¬

gutsbesitzern Rctablisscments - Gelder bewilligt und zwar Preußen 9 Millionen

Thaler, Pommern 3 Millionen, Schlesien 5 Millionen und den Marken eine
unbemannte Summe.

Diese Mitthcilung ist eine reine Fabel. Preußen hat zwar 2 Millionen
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Wir werden in den nachfolgenden Blattern die Höhe der
Grundsteuer, welche die einzelnen Provinzen jahrlich zu zahlen
haben, mittheilen, und bemerken, daß die Notizen aus offiziellen
Quellen geschöpft sind, zugleich werden wir prüfen, in wie fern
eine Benachthciligung der westlichen Provinzen gegen die östlichen
besteht.

Obiger Untersuchung werden wir jedoch noch eine zweite fol¬
gen lassen, in wie weit es wahr ist, daß den märkischen, pom-
mcrschen und übrigen Rittergutsbesitzern der alten Provinzen nur
eine höchst geringe Grundsteuer auferlegt sei, und daß die beste¬
hende fast ausschließlich auf ihren Bauern laste.

Mit der Grundsteuer geht es so wie mit so vielen anderen
Dingen in der Welt, daß nämlich aus einer unrichtigen -Be¬

nennung leicht irrthümliche Ansichten entspringen.

Die sogenannte Grundsteuer ist ihrem Wesen nach keine
Steuer, sondern eine Rente, die der Grund und Boden zu ent¬
richten hat, und würde daher durch die Benennung Grundrente
eine richtigere Bezeichnung erhalten, als die jetzige ist.

Der Streit, in wie fern eine Bestimmung des Grund und

erhalten; allein dies war nur ein kleiner Ersatz dafür, daß der Staat die ganze

Summe, welche Rußland an Ostpreußen für Lieferungen gezahlt hat, in der da¬

maligen Roth zu den Staatsbedürfnifscn verwandte. Pommer», Schlesien und

die Mark hallen keinen Groschen erhalten, nicht einmal die Kriegscontributivn,

die von diesen Provinze» an Frankreich gezahlt, und demnächst nach dem Pa¬

riser Frieden zurückgewährt wurde, ist ihnen ersetzt. Wir wollen dies hier nicht

als Klage anführcn, denn der Staat bedurfte das Geld, aber wir wollen alle

diese falschen Angaben zurückweisen, die so oft wiederholt werden um den Adel

und seine Handlungsweise in den Augen des Publikums zu verdächtigen. —
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Bodens aus national - öconomischen Grundsätzen überhaupt zu
rechtfertigen sei, ist sehr alt, und wir wollen ihn hier keineswc-
ges erneuern. Eine fernere Verschiedenheit der Ansichten besteht
darüber, ob Grund und Boden überhaupt zu den Objectcn gehö¬
ren, über welche sich das Besteucrungs-Necht des Staats erstrecke.
Diejenigen die dies verneinen, scheinen wenigstens die vollgültig¬
sten Gründe auf ihrer Seite zu haben.

Nach den Ansichten der Nationalüconomisten sollte der Staat
hauptsächlich nur diejenigen Gegenstände besteuern, die unter sei¬
nem wohlthatigen Schutze erworben zur Konsumtion kommen;
da die Bedürfnisse des Staats aber so groß geworden sind, daß
es diese übermaßig hoch belasten müßte um die nöthigen Summen
zu erhalten, so hat dieser sich hierbei nicht begnügen können, son¬
dern den Erwerb überhaupt belastet. Hiergegen ist auch nichts zu
erinnern, wohl aber ist man darüber einig, daß das Capital selbst,
welches zum größten Theil unter dem Druck der Abgaben selbst er¬
worben ist, in der Regel nicht beschatzt und das eigentliche Ver¬
mögen, es bestehe in beweglichem oder unbeweglichem Capital,
nur im Fall der Roth und auf die Zeit der Dauer derselben in
Anspruch genommen werden könne, da eine solche Steuer das
Staatsvermögenselbst angreifen würde.

So wenig sich nun mit Grund gegen diese Steuerbefreiung
des Kapitals im allgemeinen etwas anführen läßt, eben so wenig
wäre es zu rechtfertigen, das Grundcapital speciell davon ausneh¬
men zu wollen. Durch eine fortlaufende Abgabe auf Grund und
Boden wird aber entschieden das Grundvermögenselbst betroffen.
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Der Besitzer desselben verliert dadurch gerade ein so großes Capi-
talquantum, als das ist wovon die Grundsteuer nach dem gewöhn¬
lichen Satze die Zinsen beträgt, und es wäre daher ganz gleich,
wenn die Regierung von ihm das Capital selbst fordern wollte.
Es sei erlaubt, der Kürze wegen dies durch ein Beispiel zu ver¬
deutlichen. Die Negierung beabsichtigte dem Gute A. eine Grund¬
steuer von 800 Thlrn. aufzulegen,die als Abgabe die erste Stelle
erhalt; dem Besitzer würde es nicht allein gleichgültig, sondern
eine Ermäßigung sein, wenn man ihn statt dessen 20,000 Thalcr
Capital bezahlen ließe; denn diese auf der ersten Stelle angclic-
hen zu erhalten, könnte ihm nicht schwer fallen, und er hätte
noch den Vortheil, daß ihm der sich verringernde Zinsfuß zu gute
käme, er auch die Schuld einst tilgen könnte, welches ihm bei der
Abgabe nicht freisteht; dies ist so klar, daß es keiner weiteren
Ausführung bedarf.

Die Auflegung einer sogenannten Grundsteuer ist daher
nichts weiter als eine Capitalsberaubung, zu welcher der Staat
nicht befugt ist, da er nur Steuern, aber nicht das Capital selbst
zu fordern berechtigt sein kann.

Wenn die Grundsteuer ihre eigentliche wahre Benennung,
Grundrente oder Grundzins erhalten hatte, so würde es Niemand
einfallen zu verlangen, daß der, der keine zahle, auch welche ent¬
richten solle, weil ein anderer dazu verpflichtet sei; hiermit scheint
der eigentliche Streitpunkt erledigt, inzwischen soll uns dies nicht
abhalten, unsere Untersuchung weiter auszuführen.

Die erste der so oft gemachten Behauptungen geht dahin,
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die westlichen Provinzen würden in Hinsicht der directen Steuern
stärker zu den StaatslaWi ungezogen., als die östlichen, und
ionnten daher eine höhere Belastung der letzteren zur Ausglei¬
chung .kordern.. „ zj.

Wenn wir die Natur der Grundsteuer betrachten, so wird
jeder zugeben müssen, daß es eine beständige directe Abgabe des
Grund und Bodens sei, und daß, wenn von einer Berechnung
dieser Art zwischen den Provinzen überhaupt die Rede sein könn¬
te, diese dahin gerichtet werden müßte, wie hoch der Betrag der
directen Steuern überhaupt sei, welchen die Regierung aus dem
Grund und Boden der einzelnen Provinzen und Landestheile be¬
zieht, und wie sich diese zu einander verhalten, und zwar mit
Bcrgleichung der Bevölkerung, der Grundfläche und des Werths,
den diese hat.

Um eine solche Berechnung ganz genau aufzunehmen, würde
eine nach denselben Grundsätzen ermittelte Catastirung des Grund
und Bodens vorangehen müssen; da diese aber nicht besteht, so
sehen wir uns genöthigt, sie ohne diese zuzulegen.

Der directen Steuern aus Grund und Boden gicot es 2
Classcn, aus welche bei dieser vergleichenden Berechnung Rücksicht
genommen werden muß; diese sind:

u) Die Grundsteuern, die von den Privatbesi'tzungen gezahlt
werden,

>>) Die Einnahmen aus dem Erbzins der Domain-Bauern,so
wie aus den Domainen und Forsten.

Wenn nun von einer Berechnung der Beiträge die Rede ist,
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welche die einzelnen LandeÄhelle zu den allgemeinen Staatslasten

tragen, so können die Dvmainen-Revcnuen nicht aus der Rech¬

nung gelassen werden, denn wenn dies der Fall wäre, so würden

die Grundbesitzer, von welchen eine Gleichstellung in den Grund¬

steuern verlangt wird, mit eben dem Recht fordern können, daß

die Landestheilc, die diese von ihnen verlangen, dann auch gleich¬

zeitig in ihren Provinzen dem Staate Domainen von verhältniß-

mäßig gleichem Werth zu übergeben hätten. Jedenfalls ist es

gewiß, daß, wenn der Regierung direct ein großer Theil der

Grundfläche gehört, der Steucrantheil der verbleibenden kleiner

ausfallen muß, als wo dieser Fall nicht eintritt.

-im 6nu mtlochno nÄnom, uz ch'st s'ntt 6rm ,tHiz

Folgendes enthält die nähere

Nachweisung des Soll-Einkommens an Grund¬

steuern pro 1842 zufolge der bestätigten Haupt-

Nachweisung.

Z. in der Provinz Preußen.

Regierungsbezirk:

a. Königsberg 317,674 thl.—fg. 2 Pf.

I). Gumbinnen 128,138 - 18 - 2 -

e. Danzig 167,297 - 20 - 3 -

0. Marienwcrd. 172,299 - 17 - 6 -

785,409thl.26sg.1pf.

2. in der Provinz Posen.

Regierungsbezirk:

a. Posen 366,091 - 14 - 5 -

I). Brombcra 137,930 - 5 - —-

504,021 - 19 - 5 -
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'I'i-an^ZvrM 1,289,431 thl. 15 sg. 6pf.

Z. in der Provinz Brandenburg.

a. Stadt Berlin 132,508 - 20 - 6 -

Regierungsbezirk:

b. Potsdam 431.630 - 29 - — -

e. Frankfurt 288,522 - 14 - 7 -

"^852,662 - 4 - 1 -

4. in der Provinz Pommern.

Regierungsbezirk:

a. Stettin 262,687 - 29 - 1 -

1». Eöslin 145,422 - 10 - 1 -

v. Stralsund 82,037 - 3 - 2 -

"490,147 - 12 - 4 -

5. in der Provinz Schlesien.

Regierungsbezirk:

а. Breslau 1,039,437 - 7-11-

б. Liegnitz 575.806 - 19 - —-

e. Oppeln 522,5 38 - 12 - 7 -

"2^137,782 - 9 - 6 -

6. in der Provinz Sachsen.

Regierungsbezirk:

а. Magdeburg 750,380 - 15 - 3 -

б. Merseburg 695,097 - 21-10-

c. Erfurt 235,122 -6-3-

"10680,600 - 13 - 4 -
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l'i-allsporl, 6,450,623 thl. 24 fg. 9 Pf.

7. in der Provinz Weftp Halen.

Regierungsbezirk:

a. Münster 445,988 thl. 24 fg. 5 Pf.

9. Minden 385,881 - 6 - 8 -

a. Arnsberg 487,453 - 5-11-

1,319,323 - 7 --

8. in der Rhein-Provinz.

Regierungsbezirk:

а. Cöln 425.190 - 6 - 10-

б. Düsseldorf 685,154 -25-11-

o. Coblenz 427,612 - 6 - 7 -

6. Trier 386,021 - 10 - 4-

e. Aachen 350,680 - 2-6-

2,274,563 - 22 - 2 -

10.044,515 - 23 - 11-

Aus obiger Uebcrsicht crgiebt sich, daß an Grundsteuer

aus dem östlichen Theil

der Monarchie eingeht 6,450,623- 24. 9.

aus dem westlichen 3,593,891. 29. 2.

Die Brutto-Einnahme

aus den Domaincn,

Forsten, und Renten

der Bauern betrug im

Jahre 1841 aus den
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östlichen Provinzen . . ^ .... 9,914,824. /> 8.
in demselben Zeitraum
aus den westlichen . 1,423,284. 4. 3.
aus den westlichen in zj<j os , nMpn
Summa ; -nnzm >. - 5,017,176.
aus den östlichen in
Summa 16,365,448. 2. 5.
und das Verhältniß wird mit Weglassung der kleinen Sum¬
men aus den östlichen Provinzen 16,zss
zu den westlichen 5,vi?

sein.5 nvM .sto-m
Wenn wir nun das Proportional-Verhältnis« der directcn

Steuern dieser beiden Landestheile mit dem der Bevölkerung
vergleichen, welche den Nutzen von diesen ziehen, weil sie um
so weniger Abgaben zu zahlen haben, so stellt sich das Ver¬
hältnis wie folgt:

Mit Ausschluß von Neufchatel hat der preußische Staat
nach der Zählung von 1840 . . 14,907,616 Einwohner,
davon fallen auf die östlichen Pro¬
vinzen der Monarchie 10,932,769 -
auf den westlichen Thcil .... 3,974,847 -
mithin verhält sich diese wie 10:3-

Wenn wir dagegen eine Berechnung nach der Grundfläche
anlegen, so beträgt diese ohne Neufchatel . . 5070 siZ M.
die östlichen haben zusammen ...... 4216 slsM.
die westlichen 654 lü M.
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mithin ist das Vcrhältniß der westlichen zu den 'östlichen etwa
wie 1 : 5.

Hier würde sich nun eine nachtheilige Proportion für die
westlichen Provinzen ergeben, da die westlichen Provinzen zu
den directcn Steuern nahe an ^ beitragen, wenn dabei aber,
wie dies nothwendig ist, auf den Werth des Grund und Bo¬
dens Rücksicht genommen wird, so verändert sich dies Verhält-
niß ganz. In Ost - und Westprcußcn, Pommern und Posen
findet sich die größere Fläche (2231 fü Meilen), zugleich ist dort
der Abstand des Werthes des Grund und Boden gegen den in
den westlichen Provinzen sehr groß. Man kann kaum annehmen,
daß in diesen Provinzen der Durchschnitts - Werth des Magde¬
burger Morgens 15 Thaler beträgt, während er in den west¬
lichen Thcilcn der Monarchie durchschnittlich mindestens kgThlr.
erreicht. Da der Grund und Boden jedoch einen höheren Werth
in Schlesien, Sachsen und der Mark als in den zuerst genann¬
ten hat, so würde wenn man diesen 45 Thlr. pro Morgen rech¬
net, der Durchschnitt in den östlichen Provinzen wohl aufZgThlr.

Morgen, mithin halb so hoch als dort zu stehen kommen,
wodurch sich das Vcrhältniß auf ? verändern würde.

Wenn wir nun eine ungefähre Zusammenstellungmachen,
so findet sich:
daß die westlichen Provinzen der Monarchie c-moa 5: 16
an directcn Steuern zahlen. Daß ihre Bevölkerung
sich zu der des übrigen Reichs verhält wie -.3:10
und die Bodcnfläche und ihr Werth wie . . . 2:5
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Es crgiebt sich nun aus dieser Berechnung, daß zu den

directen Steuern die verschiedenen Landestheile nach ziemlich

gleichen Verhältnissen beitragen, und daß auf keinen Fall die

westlichen Provinzen Ursache haben, sich gegen die östlichen ver¬

letzt zu fühlen. -Wenn wir dagegen die einzelnen Provinzen

unter sich speciell vergleichen wollten, so würde es sich freilich

ergeben, daß besonders ein Theil von Sachsen und von West¬

falen wirklich betheiliget sind nicht sowohl wegen derHöhe der

Grundsteuer, als deshalb, weil die ihnen unter der Fremdherr¬

schaft aufgelegte Grundsteuer bei der Wiedervereinigung mit

Preußen nicht abgenommen worden ist, wozu sie ganz vollkom¬

men begründeten Anspruch hatten. Inzwischen wenn die Re¬

gierung alle diejenigen Forderungen vergüten sollte, welche aus

der früheren, verhangnißvollcn Zeit mit Recht an sie gemacht

werden könnten, so würde sich das Beispiel Frankreichs bei uns

erneuern, wo die Forderungen der Emigranten liquidirt und in

das große Schuldbuch eingetragen wurden; inzwischen da Preu¬

ßen kein solches hat, so wird es wohl am besten sein, es zu

lassen wie es ist, und diese wie so viele andere Ansprüche der

Vergessenheit zu übergeben.

Wir wenden uns jetzt zu dem zweiten Punkt, in wie fern

die Rittergutsbesitzer der alten Provinzen von ihren Grund¬

stücken wenig oder keine Steuern zahlen. Dieser Vorwurf

trifft vorzugsweise die Gutsbesitzer der Mark und Pommern,

und es wird sich zeigen, in wie weit er begründet ist oder nicht.

Die Ritterschaft war in diesen Provinzen früher, wie fast
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überall steuerfrei; als aber die Staatsverwaltung geordneter

wurde, und stehende Heere eingeführt werden mußten, blieb es

dem Landesherr» unmöglich, von den Domainen und Rega¬

lien die Staatsausgabe zu bestreiten» und die Stande mußten

sich, um diefc zu decken, zur Entrichtung von Lehnspferdcgeldcrn,

und außerdem zur Bezahlung einer Grundsteuer verpflichten,

die sie aber, um ihre Ritterfrcihcit zu behaupten, auf die ihnen

eigenthümlich-gehörigen Bauerhöfe legten, zugleich aber die

Verpflichtung übernahmen, sie in contn'buabelm Stande zu er¬

halten, und sie in Hinsicht der Grundsteuer zu vertreten. Nur

diejenigen Güter, die allzuwcnig Bauern hatten, mußten hin

und wieder bei der Subrepartition steuerbare Hufen im Ritter-

gute anerkennen, welches auch der Fall war, wenn die Bauerhöfe

etwa zum Gut selbst ganz oder theilweise eingezogen wurden.

So verhielt sich die Lage der Dinge bis zum Jahre 1811,

und der Erscheinung des Gesetzes vom 14tcn September desselben

Jahres, durch welches den Bauern das Eigenthum ihrer bisheri¬

gen Pachthöfe zuerkannt wurde.

In diesem Gesetz ward nun bestimmt, daß da, wo bisher

lassitische Verhältnisse bestanden*), die Bauern mithin eine Art

von Familienanrccht an die Höfe bekommen hatten, der Guts¬

besitzer 5 des Hofes, wo bloße Zcitpacht-Bauern waren, die

Hälfte zurück erhalten sollte; zugleich ward festgesetzt, daß nach

') Dies war nur in einem Thcil der Mark der Fall, sonst in keiner der

anderen Provinzen.



Vcrhältniß der Landabtretung auch die Theilung der bis dahin auf

den Bauergütern bestandenen Grundsteuer erfolgen sollte.

Durch diese Bestimmung ging nun in den alten Provinzen

mit Ausnahme eines Theiles der Mark die Hälfte der Grundsteuer,

welche bis dahin von den Bauerhöfen gezahlt ward, auf die Rit¬

tergüter selbst zurück, in jenem Theiie aber nur ein Drittel. Die¬

ser Umstand ist den meisten Schriftstellern, die aus den ihnen vor¬

liegenden Büchern schreiben, unbekannt geblieben, und daher glau¬

ben sie, nur die Lehnpferdegelder bildeten die Grundsteuer, welche

die Ritterschaft zu zahlen hatte, und beklagen die Bauern, daß

diese allein die Steuer zahlen müßten. Inzwischen können sie sich

auch darüber beruhigen, denn genau genommen bezahlen die

Bauern überhaupt gar keine Grundsteuer.

Wir haben vorhin gesagt, und es ist bekannt, daß früher

die Bauerngüter volles Eigenthum der Gutsbesitzer waren, und

was jene an Grundsteuer dem Staate zahlten, diesen durch weni¬

ger Pacht oder geringere Leistungen vergütigt wurde, die Gutsbe¬

sitzer auch außerdem die Vertretung behielten.

In Folge des Gesetzes wegen Eigcnthums-Verleihung der

Bauerhöfe an ihre zeitigen Besitzer ging nun zwei Drittel oder die

Hälfte des Areals auf diese über, allein sie mußten dagegen auch

die Grundsteuer, welche sie bisher dem Gutsherrn gezahlt hatten,

nach Verhältniß des ihnen zu Eigcnthum verliehenen Bauerngutes

als eine Rcallast auf ihren Hof übernehmen. Dies war mithin

das, wenn auch höchst unbedeutende, doch einzige Kaufgeld, wel¬

ches sie den bisherigen Besitzern für die Abtretung des Hofes zahl-
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len; es kann daher keine Steuer genannt werden, die sie dein
Staate entrichten, sondern nur eine Steuer, welche sie für den
Gutsherrn bezahlen.

Hierdurch ändert sich auf einmal der ganze Stand der Dinge;
nicht die Gutsherren der Marken, Pommerns, Preußens und Schle¬
siens sind steuerfrei, wie man dies bisher in ganz Deutschland zu
verbreiten gesucht hat, sondern ihre Bauern sind es der Wirklich-
kcit nach.

Daß im Ganzen die Grundsteuer in den Marken und Pom¬
mern bedeutend geringer sei, als in andern Provinzen der Monar¬
chie , ist nicht zu bezweifeln, aber es hat seinen eigenthümlichen
Grund darin, daß von diesen Thcilcn des Staats die Eroberungen
ausgegangensind, daß sie nie unter Fremdherrschaft gestanden,
mithin in dieser Beziehung die Gesetze und nicht die Willkür bei
ihnen stets vorgewaltethaben.

Die hohe Grundsteuer, welche Schlesien zahlt, wurde von
Friedrich dem Großen nach der Besitznahme dieser Provinz aufer¬
legt. Als Acquivalent für diese Last erließ er die hohe Accise und
andere indirecte Steuern, welche sie unter österreichischerHerr¬
schaft gezahlt hatten; für den Augenblick verloren sie nicht dabei,
allein desto mehr als auch diese wieder eingeführt wurden.

Auch die Rheinprovinz, Wcstphalen und Sachsen sind durch
die Macht des Stärkeren zur Bezahlung der Grundsteuer gekom¬
men.

In dem Vorstehenden haben wir in kurzen Umrissen eine
Uebersicht des Grundsteuer-Verhältnissesgegeben, und uns dabei

t5
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derSinzclnheitenenthalten, die bei den so ganz verschiedenen So»
calzustanden, aus welchen sich Preußen herausgebildet hat, statt¬
finden, wir bemerken dies, um Keinen zu bemühen, der etwa
glauben sollte, wir hätten die unbedeutenden einzelnen Abweichun¬
gen von der Regel übersehen. Unsere Absicht war es nicht, hier
eine Geschichte der Steuer-Verfassung zu schreiben, sondern nur
irrthümliche Ansichten über das Werhaltniß im Großen zu berich¬
tigen.
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Deutschland ist vom Geschick vor allen übrigen Neichen un¬
seres Welttheils so reich begabt morden, daß, wenn es nicht groß
nach außen, stark und glücklich im Innern dastehen sollte, es die
eigene Schuld ist.

Deutschland im Herzen von Europa belegen^ von drei
Meeren bespült, von den größten europaischenFlüssen durchströmt,
erfreut sich eines fruchtbaren Bodens und aller derjenigen Seg¬
nungen, welche vermögend sind, seinen Bewohnern äußere Macht
und hohen innern Wohlstand zu sichern.

Noch weit mehr als durch seine glückliche geographische Lage,
den Umfang des Reichs, die chemische Beschaffenheit und physika¬
lische Lage seines Bodens und sonstige Vorzüge, ist Deutschland
begünstigt durch den an Körper und Geist gesunden und zugleich
kcrnhaftcn Stamm seiner Bewohner; Tapferkeit und Ausdauer,
Thätigkeit des Geistes und Körpers sind nationale Eigenschaften
des deutschen Volks. Nicht wie die meisten westlichen Völker Eu¬
ropas ist es verurtheilt, die Sprache früherer Eroberer zu reden,
es hat die Wurzel-Lauteder Urvater bewahrt, und wenn eS frem¬
de Zungen spricht, so ist es bei ihm Luxus.
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Bor allen Völkern, aus welchen die große europäische Fa¬
milie jetzt besteht, kann das deutsche mit Stolz auf seine früheste
Geschichte zurückblicken. Ihm war es vorbehalten, zuerst die
Weltherrschast Roms zu brechen; die Tapferkeit und der Freiheits-
sinn des deutschen Volks vernichteten die bis dahin unbesiegten rö¬
mischen Legionen, die es gewagt hatten, bis in das Herz Deutsch¬
lands vorzudringen.Die deutschen Völker waren es, die dem
Strome der asiatischen Horden ein Ziel setzten, welche das westliche
Europa so wiederholt zu überschwemmen drohten, sie waren es, die
an den Pyrenäen die Araber aufhielten*), denen bis dahin nichts
zu widerstehen vermochte. Die deutschen Völker waren es endlich,
die mit ihren Slavischen Nachbaren vereint, zuletzt noch die Macht
der Türken brachen. Glorreichen Andenkens sind diese und viele
andere Thatcn aus der ältern Volks - Geschichte Deutschlands und
mahnend fordern sie uns auf, den Ruhm der Vater zu bewahren.

Weniger Grund findet sich in der neuern Geschichte stolz zu
sein. Bei aller Überlegenheit, in der sich das deutsche Volk dem
übrigen deutschen Continent gegenüber befindet, hat es schon seit
Jahrhunderten seine feste Stellung verloren; innere Kriege , reli¬
giöse wie politische, haben es so geschwächt, daß, nachdem es
Asien und Afrika zurückgestoßen, es nicht einmal gegen Frankreich
seine Grenzen zu vertheidigen vermocht hat, und wahrend seine
Stammgenossen von ihrer Insel aus eine Hauptstimme im Nathe
der europäischenVölker führen und über 4 Wclttheile ihre Herr¬
fchast ausbreiten, vermag das deutsche Volk sich jetzt nicht selbst

732 besiegte Karl Marten die Araber bei Tours und Poiticrs.
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zu schützen, sondern nur durch die nicht deutschen Besitzungen

zweier seiner Glieder. Doch so demüthigend es auch war, dem

Schweden-König Gustav Adolph die Herstellung des Glcichge-

wichts in Deutschland verdanken zu müssen, und den Schweden

als Lohn deutsche Provinzen abzutreten, so erniedrigend es auch

ist, deutsche Provinzen, den Elsaß und Lothringen, im Besitz

Frankreichs zu erblicken, so hat doch nichts die Ohnmacht und den

Verfall Deutschlands so schlagend bewiesen, als die Begebenhei¬

ten, welche uns noch in so frischem Andenken stehen und welche

die schmachvollste Periode in der Geschichte Deutschlands sind und

es um so mehr bleiben werden, wenn sie, wie es den Anschein

hat, weder zur Erkenntniß des Bessern führen, noch zur Abhülfe

der Ursachen, die solche Catastrophe veranlaßt haben, beitragen.

Der Gründe des Verfalls deutscher Macht giebt es viele und woll¬

ten wir sie bis zu ihrem Ursprung verfolgen, so würden wir auf

eine weit frühere Zeit zurückgehen müssen; zunächst finden wir sie

in der Zerrissenheit des deutschen Gebiets und in der Trennung der

Interessen, welche die nothwendige Folge davon ist, in der Sorg¬

losigkeit und der Entbehrung eines tüchtigen gemeinschaftlichen

Volksgcistes.

Schon seit dem dreißigjährigen Kriege war die Macht des

Reichs so gut wie gebrochen, der deutsche Kaiser rcpräsentirte

zwar noch äußerlich die Souverainität, aber sie war nur eine

nominelle geworden. Einzelne Fürsten Deutschlands waren mäch¬

tiger als er selbst, so viel mächtiger, daß Friedrich der Zwei¬

te, ein Glied des Reichs, ihm seine eigenen Provinzen abzwang,
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daß derselbe sich gegen die Macht des Kaisers, des ganzen
Deutschlands (Hannover und Hessen-Cassel abgerechnet) sieben
Jahre hindurch zu halten vermochte, ohne überwunden zu wer¬
den, obgleich Frankreich, Rußland und Schweden den Kaiser mit
ihrer Heeresmacht gegen ihn unterstützten.Bedürfte es eines
Zeugnisses,welche Kraft im deutschen Volke liegt und welcher
Hcldenthaten es fähig ist, wenn es gut geführt wird, so haben
Brandenburg, Pommern, Schlesien, Hannover und Hessen dies
im siebenjährigen Kriege bewiesen.

Nicht zu leugnen ist es, daß Friedrich der Zweite es auch
wiederum war, welcher der Macht des Reichs den empfindlich¬
sten Stoß versetzte und daß in politischer Beziehung das deutsche
Reich als solches aufgehört hatte zu sein und völlig bedeutungs¬
los geworden war. Allein nicht Friedrich der Zweite war es al¬
iein, der es untergrub, er legte nur die letzte Hand an. Die
Zerrissenheit in viele große und kleine Lander und der Verfall der
Macht des Kaisers hatte zur natürlichen Folge, daß durch die
Fürsten, die sie regierten, weniger die Interessen des Volks als
die ihrer Häuser gewahrt wurden. Dadurch veränderte sich das
Wesen und der Grundgedanke der alten Germanischen Verfas¬
sung, in welcher das deutsche Volk eine Einheit bildete; geschützt
durch seinen Anthcil an der Regierung und durch die Gesetze des
Reichs ward es beherrscht von Fürsten, deren Landeshoheit be¬
grenzt war durch die Macht der Stände und durch die Souverai-
nitälsrechte des Kaisers als des gewählten Oberhaupts des
deutschen Reichs, welchem gegenüber wiederum die Fürsten die



Stellung einnahmen, die in ihren Landern die Stande zu ihnen
hatten, so daß mithin unverkennbar die Quelle der ganzen Macht
eigentlich im Wolke selbst lag, die zu ihrem Endziel wiederum
das Vvlkswohl hatte.

Sowie der dreißigjährige Religionskrieg die Verfassung deS
deutschen Reichs erschüttert hat, so wurde im wesiphälischenFrie¬
den der erste Anfang zur Begründung der Landeshoheit deutscher
Fürsten gelegt; von diesem Zeitabschnitt an war wenigstens in
politischer Beziehung die Einheit Deutschlands und die Macht, es
gegen außen zu schirmen, völlig verschwunden und nur in Hin¬
sicht der Reichsvcrhaltnisse dauerte die Einheit noch fort, indem
das Reichs-Kammergerichtund der Reichshofrathzu Wien fort¬
fuhren in höchster Instanz den Rechtszustandzu schirmen.

Während nun Deutschland im Innern durch Theilung der
Interessen an Kraft verlor, nahm die Starke Frankreichs in dem
Maaße zu, als dessen König sich in den Besitz der absoluten Macht
setzte, wovon Ludwig XIV. und die Eroberungen, die er in
Deutschland machte, unwiderleglich Zeugniß ablegen. Die Be¬
sorgnisse, welche ein solcher Zustand der Verhaltnissehervorzu¬
rufen ganz geeignet war, kamen jedoch nicht auf, da sich die
Macht Frankreichs in dem siebenjährigen Kriege so schwach zeig¬
te, und besonders da der Nimbus, mit welchem Friedrich
Preußen umgeben hatte, in dieser Macht einen Schutz gegen die
Eroberungssucht der Nachbaren erblicken ließ. Dies war der Zu¬
stand als die französische Revolution ausbrach, und Deutschland
über die Lage der Dinge und seine eigenen Zustande enttäuschte.
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Nachdem Oesterreich und Preußen einzeln besiegt waren und das

zerrissene Deutschland keinen Widerstand mehr zu leisten ver¬

mochte, ward es zum großen Theil eine französische Provinz, und

die Schmach war um so größer als das mächtigste Reich der Er¬

de, von einem so tapfcrn Volke bewohnt wie das deutsche, fast

ohne einen ehrenvollen Kampf Ketten trug und sich gestehen

mußte, sie zehnfach verdient zu haben.

Endlich erschien der Zeitpunkt der Wiedergeburt. Napo¬

leons unüberwindliche Heere vernichtete das eisige Klima Ruß¬

lands; dies gestattete dem noch nicht gebeugten Preußen, sich

in Masse zu erheben; unbekümmert darüber, daß alle Festungen

des Landes von den Franzosen besetzt waren, warf es sich dem

nach Deutschland zurückgekehrten größten Feldherrn seiner Zeit

entgegen, und befreite mit Hülfe Oesterreichs und Rußlands

Deutschland von seinem Eroberer und mit den Deutschen ver¬

einigt, schrieb es Frankreich in Paris den Frieden vor, ent¬

thronte Napoleon und zertrümmerte die Universalmonarchic in

ihrem Beginnen.

Der mit dem Pariser Frieden beendigte Kampf gestattete es

nun den deutschen Fürsten an die Herstellung einer festeren Ord¬

nung der Verhaltnisse zu denken, als wie die bisherige gewesen

war. Sie verdankten der Erfahrung große Lehren und unver¬

kennbar zeigte sich gleich anfangs die Absicht sie zu würdigen.

Mit einem gewissen, man möchte sagen, ritterlichen Sinne

traten die Fürsten auf dem Wiener Congrcsse zusammen, um die

großen politischen Angelegenheiten Europa's und namentlich die



Deutschlands zu ordnen. Noch von Dank durchdrungen für die

Begeisterung, mit welcher ihre Völker sie in diesem Kampfe un¬

terstützt hatten, beschlossen sie nicht nur die Einheit des Reichs

neu zu begründen, sondern dem deutschen Volke seine ihm ge¬

bührende Stellung wiederzugeben, und, wie es in früherer Zeit

der Fall gewesen war, einen festen Rechtszustand wieder einzu¬

führen, der seit der Napoleonischcn Zeit dem der Willkür Platz

gemacht hatte. Sie beschlossen einen starken Bund nach außen

zu gründen, gestützt auf eine freie innere Verfassung aller deut¬

schen Volksstamme; sie beabsichtigten durch Sicherung des Rechts-

zustandcs, durch Förderung der materiellen Wohlfahrt und durch

die einer freien geistigen Bewegung die Wohlfahrt Deutschlands

zu sichern, und das deutsche Volk wieder in eine große Familie

zu verbinden.

Allein so herrlich der Gedanke und die Absicht selbst war,

und so gewiß sie zur Ausführung gekommen sein würde, wenn

das Motiv weniger aus dem Gemüth, mehr aus dem Geiste und

Pflichtgefühl hervorgegangen wäre, so wenig war dies der Fall,

weil der bewegende Grund nicht das Resultat einer tiefern Re¬

flexion war und nicht ein festes Princip zur Unterlage hatte, die

bei großen Organisationen nie fehlen dürfen und allein im Stande

sind, den Ausgangspunkt zu sichern.

Inzwischen war auch die ganze Anlage von vorn her so ver¬

griffen, daß sich bei dem besten Willen unüberwindliche Hinder¬

nisse entgegenstellen mußten. Vorhin ist gesagt, die Fürsten wa¬

ren mit einem gewissen ritterlichen Sinne zusammen getreten;

dieser ist aber in gewissen Verhältnissen oft schlecht angebracht.
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Als ein Zeichen davon dient die auf dem Wiener Kongresse

getroffene Festsetzung, daß alle Beschlüsse der dort versammelten

Repräsentanten Deutschlands einstimmig sein sollten.

Eine solche, in ihrer Art einzige Bestimmung von gewiegten

Diplomaten gefaßt, wird wohl kein Vorbild haben, es sei denn

in der alten polnischen Verfassung, noch weniger wird sie Nach¬

ahmer finden. In ihr liegt eine Garantie, daß nichts geschehen

sollte, wie es denn auch der Fall gewesen ist. Indessen gab es

noch andere Punkte, die auf die Ordnung der deutschen inneren

Bundes-Verhältnisse nur sehr nachtheilig wirken konnten; dahin

gehörte die künftige Territorial-Frage, die dort verhandelt wer¬

den mußte. Nichts ist geeigneter, die Menschen zu trennen, als

wenn es sich von Mein und Dein handelt; an der Discussion

über die Abtretung und über die Besitznahme der Länder nahmen

alle europäischen Mächte Thcil, und dieser Gegenstand beschäf¬

tigte so ganz die Gemüther, entzweite sie auch, beiläufig gesagt,

dermaßen, daß wenn es nicht Napoleon beliebt hätte, seinen

Aufenthaltsort auf Elba zu verlassen und im Gcschwindschritt

Paris zu erobern, nicht abzusehen gewesen wäre, welches Ende

die Theilung der Löwenhaut genommen haben würde.

Dieses Ercigniß und der panische Schrecken, den der Name

des gefürchtetcn Helden und seine Erscheinung in Frankreich ein¬

flößte, führte in wenigen Tagen einen Schluß der Territorial-

Frage herbei und einen ungefähren Entwurf der künftigen völker¬

rechtlichen Bundes-Acte für Deutschland.

Nach dieser kurzen Einleitung, die nöthig schien, um dem
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Leser eine Uebcrsicht des Sachverhältm'sses zu gewähren, wollen

wir nun versuchen zu entwickeln, was geschehen mußte, um den

Zweck, Deutschlands Selbstständigkeit auf starke Grundlagen zu

bauen und zugleich die geistigen und materiellen Interessen der

deutschen Volker für jetzt und für die Zukunft zu sichern; auch

werden wir prüfen, in wie fern die bestehenden organischen Ge¬

setze dem Zwecke entsprechen, in wie weit sie zur Ausführung ge¬

kommen sind und was noch zu wünschen übrig bleibt.

Der erste und wichtigste Punkt betrifft die Erhaltung der

Selbstständigkeit Deutschlands, weil in dieser die Vorbedingung

aller übrigen enthalten ist. Ob es überhaupt im Bereich der

Möglichkeit liegt, dem gemeinsamen Vaterlandc den Rang in

Europa anzuweisen, welcher ihm zukommt, so lange es noch un¬

ter 39 verschiedenen Regierungen steht, ist eine Frage, die nur

die künftige Geschichte wird beantworten können; die der Ver¬

gangenheit spricht dagegen. Ob es ferner denkbar sei, daß ein

Bund, wie der deutsche, ungeachtet der großen Verschiedenheit

der Macht der einzelnen Glieder desselben und der Beziehungen,

in welchen namentlich Oesterreich und Preußen zu dem übrigen

Europa stehen, sich einig erhalten könne, und die einzelnen Glie¬

der desselben mit einer gewissen Selbstverleugnung ihren speciellcn

Vortheil dem allgemeinen zu opfern Lust haben werden, ist eine

Frage, die der Geschichtskenncr nur sehr bezweifelnd beantworten

wird. Wenn aber einmal Verhältnisse bestehen, die als unab¬

änderlich gegeben sind, so kann es nur darauf ankommen zu er¬

forschen, was möglicher Weise unter diesen als nothwendig bc-
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stehenden Bedingungen zu thun übrig bleibe, um das Ziel den^

noch zu erreichen. Den bedeutenden Männern, die sich in Wien

mit der Wiedergeburt Deutschlands ernstlich beschäftigten, war

das Schwierige der Aufgabe nicht entgangen, und sie wählten

daher den einzigen richtigen Weg zur Aushülse, nämlich durch

die Wiedergeburt eines deutschen Volks einen Vcreinigungspunkt

zu schaffen, der das lockere Band, mit welchem die Interessen der

Fürsten der Natur des Verhältnisses nach sich aneinander knüpfen,

fester schürzen sollte.

Die Einheit in einem großen Volke herzustellen ist um so

schwieriger, wenn diese längere Zeit gestört gewesen ist, und nur

noch matt in der Erinnerung lebt; dies erkannte man zum Theil,

so wie daß starke Bander nöthig waren, sie herzustellen.

Um ein wirkliches Volk zu bilden reichen Stammvcrwandt-

fchast und gleiche Sprache nicht hin, und doch war es nur dieS,

was dem deutschen Volke gemeinschaftlich verblieben war; sollte

der Zweck daher erreicht werden, so war es nöthig, das Band

durch Einheit in der Regierung, in der Verfassung und in den

Verhältnissen zu verstärken, einen gemeinschaftlichen inneren Ver«

kehr herzustellen, um überhaupt eine Gemeinschaft der Gesinnung,

eine Theilnahme in Freud' und Leid hervorzurufen, mit einem

Wort, Interessen zu erwecken, die vermögend sein würden, die

innere und äußere Wohlfahrt aller Einzelnen mit einander zu

verknüpfen. Eine Einheit in der Regierung herzustellen lag in

der Unmöglichkeit, da Deutschland in so viele große und kleine

Staaten, von angestammten Fürsten beherrscht, zerrissen ist; da-
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her suchte man diese wenigstens in höchster Znstanz durch den

Bund zu ersetzen, diesem die Souvcrainität über die Gesammt-

heit zu übertragen und ihn zugleich zum obersten Richter zu er¬

klären. Sehr richtig erkannte man, daß in diesem Wollen nur

eine Aushülfe liege und es daher nöthig sei, ihr eine stärkere

durch Erthcilung einer gleichen und freien ständischen Ver¬

fassung für ganz Deutschland beizufügen, welche nebst einem

geordneten Rcchtszustand unter dem Schutz des Bundes stehen

müsse. In Hinsicht der materiellen Interessen schien man sich

mit der Entfernung einiger Hemmungen des innern Verkehrs be¬

gnügen zu wollen, wogegen nian eine freie geistige Bewegung,

die Freiheit der Presse beabsichtigte. Weiter glaubte man übri¬

gens in Wien nicht gehen zu können, oder vielleicht war auch die

Unterbrechung, welche Napoleon veranlagte, die Ursache, daß

man nicht Zeit hatte, sich weiter auszusprechen. So unzurei¬

chend diese Ansichten, selbst wenn sie verwirklicht worden waren,

auch erscheinen mögen, so geht wenigstens, wie oben gesagt, dar¬

aus hervor, daß Männer, wie Hardenberg und Stein, von

welchen derartige Vorschläge im Namen ihres Herrn ausgingen,

wenigstens den großen Zweck verfolgten, wieder ein freies deut¬

sches Volk herzustellen, so wie es einst ein solches gegeben hatte,

bevor der Zerfall des deutschen Reichs und mit ihm die Zeit der

Demüthigung eintrat. Ehe wir uns nun mit der Bundesacte

selbst, in. Wien entworfen und in Frankfurt a. M. abgeschlossen,

und mit dem, was sie enthält und dem, was sie gewirkt hat,

beschäftigen, sei es uns gestattet, noch einige allgemeine Betrach¬

tungen vorauszuschicken.
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t) Mit welchen Schwierigkeiten zu kämpfen gewesen wäre,

um die alte Neichsverfassung mit einem gewählten Kaiser an der

Spitze wieder herzustellen, wird wohl keiner weitem Erörterung

bedürfen, und so scheint es, daß nichts übrig blieb als einen

Fürstenbund zu errichten. Aber kam man dadurch wirklich wei¬

ter? Um die frühem Fehler zu vermeiden, um den Bedürfnissen

zu entsprechen, die einen deutschen Fürsten-Bund forderten,

mußte dieser eine Organisation erhalten, daß Einigkeit, Kraft,

Intelligenz und Gerechtigkeit stets sein Symbol blieben; war

dies auch möglich? Nicht minder mußte die militairische Orga¬

nisation desselben wenigstens eine solche werden, um Deutschland,

eins der größten europäischen Reiche, in den Stand zu setzen, sich

selbst vertheidigcn zu können, und dieses nicht von andern erwar¬

ten zu dürfen.

Ein großes Volk verdient nur von den übrigen Achtung wenn

es auch den Willen und die Kraft hat, seine Selbstständigkeit zu

behaupten; in einem Bunde ist aber die Hülfslosigkcit die Mutter

des Mißtrauens.

2) Je mehr es in Frage steht, ob ein Fürstcnbund die ihm

gestellte Aufgabe wird lösen können, und ob er so viel Kraft ge¬

winnen werde, um unter allen Verhältnissen seine Unabhängig¬

keit zu sichern, um so nöthigcr wird es, in dem deutschen Volks¬

willen einen festeren Stützpunkt zu erhalten. Dies setzt nun wie¬

der ein deutsches Volk und einen festen Willen in ihm voraus, bei¬

des besteht aber nur bis jetzt in der Idee. Erst wenn diese zur

Wirklichkeit geworden ist, findet eine dauernde Bürgschaft für die
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Sicherheit nach Außen und die Freiheit im Innern statt, erst dann
hört jede gesonderte Fürsten-Politik auf, welche bisher oft so
verderblich für das Ganze ward.

3) Um nun die verschiedenen Familien-Stamme in ein deut¬
sches Volk zu verschmelzen, sind Bindungsmittel nöthig und diese
scheinen gefunden zu werden

a) durch Ausbildung einer landständischen Verfassung, in
welcher die Rechte der Fürsten und Volker scharf bezeichnet werden
und zwar auf eine Weise, daß das monarchischePrincip eben so
vollkommen gesichert bleibt, als die Rechte und Freiheiten der Völ¬
ker, eine Verfassung, die unter die Garantie des Bundes ge¬
stellt ist.

Daß diese Verfassung in den verschiedenenStaaten Deutsch¬
lands in ihrer Gestaltung gleich werde, ist weder nöthig noch
zweckmäßig; allein das Princip muß dasselbe sein und nicht zu
entgegengesetztenRichtungen führen^); auch dürfen die einzelnen
Verfassungen mit den in der Bundcsacte ausgesprochenen Grund-
principien in keinen Widerspruch treten.

b>) Durch die Entfernung aller Hindernisse, sie mögen heißen
wie sie wollen, die dem innern Verkehr der deutschen Volksstäm¬
me unter sich Fesseln anlegen, so daß im Innern von Deutschland
Hemmungen keiner Art fortbestehen.

c) Durch eine Verbindung der Glieder des Bundes unter
sich, sowohl zur Förderung ihrer materiellen Interessen im Innern

') Die vier freien ReichsstädteDeutschlands und die Ausnahme,die sie
machen, schließen wir von der Beleuchtungüber Berfassung ganz aus.
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als dem Auslande gegenüber, und namentlich zur Beschützung

der ausblühenden Industrie, und zur Förderung des Absatzes deut¬

scher Producte und Fabrikate. Diese Bereinigung muß aber eine

volksthümliche bleiben, mithin nicht auf einseitigen Bevorzugun¬

gen ruhen, sondern auf die Förderung der allgemeinen Wohl¬

fahrt berechnet sein, und daher nicht trennend, sondern vereini¬

gend wirken.

<l) Durch eine allgemeine Bereinigung, Am die innere Eom-

munication auf den Strömen und durch Eisenbahnen nach einem

solchen Plane zu bewirken, wie es die Bertheidigung des Batcr-

landcs und die vollständige Begründung der Handelsverbindungen

im Innern fordert.

c) Durch die Sicherung des Rechtszustandes des gesummten

deutschen Bolks auf eine Weise, daß alle Glieder desselben einen

vollständigen Schutz genießen, der zugleich unter gemeinschaftlicher

Garantie steht, und sich nicht allein auf Privat-Rechts-Berhält-

nisse, sondern auch auf die Erhaltung der verfassungsmäßigen

Rechte bezieht.

t) Durch die Schützung der Glaubensfreiheit und die Besei¬

tigung aller Ursachen, die einen religiösen Zwist im deutschen Bolke

veranlassen können und dadurch die Einigkeit stören.

g) Durch die Freiheit der Presse, jedoch in solchen Grenzen,

um zu verhindern, daß nicht die Freiheit in Frechheit übergehe und

in dieser Beziehung überwacht nach gleichen, festen, gesetzlichen

Bestimmungen in allen Bundes-Staaten.

Nachdem nun hier die Grundzüge mitgethcilt sind, welche
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die Basis der Landes-Verfassung und der organischen Gesetzge¬
bung unserer Ansicht nach ausmachen müssen, wenn auf der einen
Seite Deutschland eine ihm würdige Stellung in Europa behaup¬
ten, auf der andern dem deutschen Volke diejenigen Rechte und
Freiheiten gesichert werden sollen, deren es in geistiger wie mate¬
rieller Beziehung zur Erhaltung seiner inncrn Wohlfahrt bedarf,
so wenden wir uns nun zur Prüfung der Bundes-Acte selbst und
in wie weit sie dem Bedürfniß entspricht.

Die erste deutsche Bundes-Acte ist datirt vom 3. Juni 1815
und ist ein höchst unvollständiger Vertrag, in der Eile aus Grün¬
den, die vorher schon mitgctheilt worden sind, entworfen, um die
Ungeduld des deutschen Volks in etwas zu befriedigen; sie kann
nur als aus dem Stegreif gemacht angeschen werden, daher nah¬
men auch die Bevollmächtigten von 6 deutschen Fürsten nicht An¬
stand, im Protokoll selbst Klage über die Unvollkommcnhcit des
Werks und die Ucbcreilung , mit welcher es gefertigt sei, zu füh¬
ren. Die wesentlichsten Punkte dieses Bundes-Vertrags sind (so
weit es hier von Einfluß ist):

1) im Allgemeinen, das Schutzbündniß sämmtlicher
Fürsten und die wechselseitige Garantie ihrer Länder und ihrer Stel¬
lung nach außen und innen mit der Bestimmung,daß Streitig¬
keiten unter den Bundesgliedern selbst durch ein Austrägal-Ge¬
richt entschieden werden sollen; ferner die Unterordnung der einzel¬
nen Glieder in gewisser Beziehung unter die Souvcrainität des
Bundes, die Anerkennungder Gleichheit der Rechte und der
Pflichten und die Feststellung des Stimmenverhältnisses sowohl in

14 *
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dem engern Rath, als in den Plenar-Versammlungen. Da wir

weiterhin darauf zurückkommen werden, in wie fern letzteres als

gerechtfertigt erscheint, so geben wir nachstehend die Artikel 4 und

6 der Bundes-Acte vom 8. Juni 1815, in welchen die stimmen¬

den Glieder des Bundes namentlich aufgeführt sind.

Artikel IV.

Die Angelegenheiten des Bundes werden durch eine Bun-

des-Bersammlung besorgt, in welcher alle Glieder desselben durch

ihre Bevollmächtigten theils einzeln, theils Gesammtstimmen fol¬

gendermaßen, jedoch unbeschadet ihres Ranges führen:

1. Oesterreich 1 Stimme

2. Preußen 1 -

4. Sachsen 1 -

5. Hannover 1 -

6. Würtemberg .1 -

7. Baden 1 -

8. Kurhcssen 1 -

9. Groß-Herzogthum Hessen ..... 1 -

10. Danemark wegen Holstein 1 -

11. Niederlande wegen des Groß-Herzogthums

Luxemburg 1 --

12. Die Groß-Herzoglichen und Herzoglich

Sächsischen Häuser ...... 1 -

ik,aw5 12 Stimmen
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IVam-Porl. 12 Stimmen

13. Braun schweig und Nassan 1 -

14. Meyenburg-Schwerin und Meklenburg-

Strelitz 1 -

15. Holstein-Oldenburg, Anhalt u. Schwarz¬

burg 1 -

16. Hohenzollern, Lichtenstein, Neust, Schaum¬

burg-Lippe, Lippe und Waldeck . . 1 -

17. Die freien Städte Lübeck, Frankfurt, Bre¬

men und Hamburg 1 -

Zusammen 17 Stimmen.

Artikel VI.

Wo es auf Abfassung und Abänderung von Grundgesetzen

des Bundes, auf Beschlüsse, welche die Bundes-Acte selbst be¬

treffen, auf organische Bundes-Einrichtungen und auch gemein¬

nützige Einrichtungen sonstiger Art ankommt, bildet sich die Ver¬

sammlung zu einem Plenum, wobei jedoch mit Rücksicht auf die

Verschiedenheit der Größe des einzelnen Bundes-Canton fol¬

gende Berechnung und Vertheilung der Kammer verabredet ist'*).

1. Oesterreich . . erhält 4 Stimmen, 16,761,666 Einw.

2. Preußen ... - 4 - 11,363,594 -

3. Sachsen ... - 4 - 1,652,114 -

4>al.us 12 Stimmen

*) Der bessern Ucbersicht wegen fügen wir den Nachweis der Seelcnzahl,

welche sie repräsentircn, hinzu.
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15'ausport 12
NIM4. Baicrn

5. Hannöver. .

6. Würtcmberg .
7. Baden. . .

8. Kurhessen . .

9. Groß-Hcrzogthum

Hessen . . .

1V. Holstein . . .

11. Luxemburg . .

12. Braunschweig

13. Mcklenb.-Schwe¬
rin ... .

14. Nassau . . .

15. Sachsen-Weimar

Eisenach . .

16. Sachsen-Coburg-

Gotha . . .

17. Sachs.-Altenburg

18. Sachsen-Meinin-

gcn - Hildburg-

Hausen . . .

19. Hessen-Homburg

20. Mcklenb.-Strelitz

21. Holstein - Olden¬

burg ....

Z
erhält 4 Stimmen,

- 4 -

- 4 -

- 3

- 3 -

s 3 -

- 3 -

- 3 -

- 2 -

- 2 -

- 2 -

1

1

4,315,469 Einw.

1,688,305 -

1,610,789 -

1,260,771 -

713,570 -

783.671 -

362,000 -

154,000 -

245,793 -

467,499 -

383,730 -

240,161 -

135,381 -

121,266 -

148,073 -

24,000 -

85,257 -

251,519 -

I^atus 52
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52

22. Anhalt-Dessau . . . erhält 1 Stimme 60,945 Einrv.

23. Zlnhalt-Bernburg . .

24. ?tnhalt-Cöthcn . . .

25. Schwarzburg-Sonders¬

hausen

26. Schwarzb. - Rudolstadt

27. Hohenzollern-Hcchingen

28. - Sigmaringcn

29. Lichtenstcin . . .

30. Waldcck ....

31. Neust, ältere Linie

32. - jüngere Linie

33. Schaumburg Lippe.

34. Lippe .....

35. Freie Stadt Lübeck

36. - - Frankfurt

37. - - Hamburg

38. - -- Bremen

1

1

1

1

t

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

45,933 «

39,914„„.'

55,208 -

65,662 -

21,000 .

42,400 -

5850 -

50,165 -

31,500 -

71,523 -

26,000 -

76,718 «

46,503 -

63,936 -

150,000 -

52,000 -

Zusammen 69 Stimmen

Ob den mediatisirten vormaligen Reichsstanden auch einige

Curiat-Stimmen in Pleno zugestanden werden sollen, wird die

Bundcs-Versammlung bei der Berathung der organischen Bun-

desgesctze in Erwägung nehmen.

Wenn wir nun auf die Punkte der Bundes-Acte übergehen,

in welchen den deutschen Völkern gewisse Zusicherungen gemacht

werden, so bestehen diese:
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Artikel 12 in der Bestimmung, daß in den gcsammtcn
Bundes-Staaten oberste Gerichtshöfe eingeführt werden und
dem deutschen Volke 3 Instanzen für den Rechtsgang offen
stehen sollen.

Artikel 13 in der Zusicherung von landstandischen Verfas¬
sungen in allen Bundes-Staaten.

Im Artikel 16 wird festgesetzt, daß die Verschiedenheit
des Glaubens bei christlichen Konfessionen keinen Unterschied in
dem Genuß der bürgerlichen oder politischen Rechts-Verhältnisse
begründen soll, den Juden aber eine möglichst übereinstimmende
Verbesserung ihrer bürgerlichen Verhaltnisse zugesichert, und bis
dahin ihnen die von den verschiedenen Bundes-Staaten bereits
eingeräumtenRechte garantirt.

Im Artikel 18 wird außer einigen anderen Verheißungen
für die Zukunft am Schluß die Zusicherungwegen Abfassung
gleichförmiger Verfügung über die Prcßfrciheit ertheilt.

Im Artikel 19 findet sich die Bestimmung, daß bei der
nächsten Versammlungdes Bundes wegen des Handels und Ver¬
kehrs zwischen den verschiedenenBundes-Staaten, so wie wegen
der Schifffahrt nach Anleitung der auf dem Kongreß zu Wien
angenommenen Grundsätze, die weitere Bcrathung erfolgen solle.

Wie wenig eine so ärmliche Bundes-Acte den Erwartungen
entsprechen konnte, darüber täuschte sich schon damals Niemand
und am wenigsten das deutsche Volk. Auch wurde es von vielen
Mitgliedern des Bundes anerkannt und Ergänzungen in das Pro¬
tokoll niedergelegt,namentlich von Hannover, Preußen, Luxem-
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bürg und Nassau. Unter diesen zeichnete sich die von Preußen
aus, in welcher auf das beharrlichste auf landständische Ver¬
fassung in allen Bundes-Staatenangetragen wurde, so wie auf
die Errichtung einer starken Kriegsmacht und eines permanenten
Bundcsgerichts als einer Maaßregel, von welcher man nament¬
lich preußischer Seits nicht abgehen dürfe.

Zur Ergänzung der Bundes-Actesollte nun die in Wien von
dem dort deshalb versammelten Congrcß abgeschlossene Schluß-
Acte vom 15. März 1820 dienen. Der Einfluß, den der voran¬
gegangene Carlsbader Congrcß auf selbige gehabt, ist nicht zu ver¬
kennen und viele der wichtigsten früheren Anträge einzelner hoher
Mitglieder des Bundes wurden ganz unbeachtetgelassen. Um
den Leser gleich auf die Punkte hinzuführen, welche ein wesentli¬
ches Interesse haben, wollen wir diese kurz mittheilen.

Artikel 54 setzt fest, daß der 13. Artikel nicht unerfüllt blei¬
ben solle, folglich in jedem Bundesstaat landständische Verfassung
einzuführen sei. — Artikel 55 bestimmt, daß es den souvcrainen
Fürsten überlassen bleiben solle, diese Angelegenheit zu ordnen,
mit Berücksichtigung sowohl der früher gesetzlich bestandenen land¬
ständischen Rechte, als der gegenwärtig obwaltenden Verhältnisse.
— Im Artikel 56 wird gesagt: in anerkannterWirksamkeit be¬
stehende landständischeVerfassungen können nur auf verfassungs¬
mäßigem Wege abgeändert werden. — Art. 57. In den mo¬
narchischen Bundesstaaten soll die gesammte Staatsgewalt in dem
Oberhaupt des Staats vereinigt bleiben, und der Souverain kann
durch eine landesständische Verfassung nur in Ausübung bestimm-



218

tcr Rechte an die Mitwirkung der Stande gebunden werden. —

Artikel 58. Durch eine landesständische Verfassung dürfen die

Bundesfürsten in Erfüllung ihrer Bundespflichtcn weder gehindert

noch beschränkt werden. — Artikel 59. WoOcsscntlichkeit land-

ständischcr Verhandlungen statt hat, soll durch die Geschäftsord¬

nung dafür gesorgt werden, daß die gesetzlichen Grenzen der freien

Acußerung weder bei den Verhandlungen, noch bei deren Be¬

kanntmachung durch den Druck, auf eine die Ruhe des einzelnen

Bundesstaates oder des gcsammten Deutschlands gefährdende

Weise überschritten werden. — Artikel 69. Die Bundes-Versamm-

lung kann die von einem Bundcsglied für seine landständische

Verfassung nachgesuchte Garantie übernehmen. Dadurch wird

sie befugt, auf Anrufung die Verfassung aufrecht zu erhalten,

und die über Auslegung oder Anwendung derselben entstandenen

Irrungen durch Vermittclung oder compromissorische Entscheidung

beizulegen. — Artikel 61. Außer diesem Fall der besondern Ga¬

rantie, und der Aufrechthaltung der über den 13. Artikel derBun-

des-Acte hier festgesetzten Bestimmungen ist die Bundes-Vcrsamm-

lung nicht berechtigt, in landständischcn Angelegenheiten oder

Streitigkeiten zwischen dem Landesherrn und Ständen einzuwir¬

ken, so lang nicht dabei der Fall des 26. und 27. Artikels eintritt.

— Artikel 62. Diese Bestimmungen über den 13. Artikel der

Bundes-Acte sind auf die freien Städte in so weit anwendbar,

als die besonder» Verfassungen und Verhältnisse es zulassen. —

Ferner wird dem Einzelnen im deutschen Volk noch das Recht

eingeräumt, wegen verweigerter Justiz an den Bund zu gehen;
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dagegen werden die Beschlüsse über den Artikel IL der Bundes-

Acte, die vorher mitgethcilten religiösen Zustände des deutschen

Volks betreffend, und die im Artikel 18 enthaltenen Bestimmun¬

gen wegen der Presse, so wie die Anordnungen des Artikels 19

wegen des Handels und Verkehrs zwischen den verschiedenen

Bundcs-Staaten einer andern Zeit vorbehalten. In Hinsicht der

freien Stromschifffahrt ist jedoch unter dem 3. August 1829 ein

Beschluß gefaßt, der wichtige Zusicherungen enthalt, und der

wörtlich wie folgt lautet:

„Um der Flußschifffahrt die derselben durch die Wiener Con-

greßacte Artikel 199 bis 119 incl. zugesicherte Freiheit zu

gewahren, machen sammtliche dabei beteiligten Bundesglie¬

der sich verbindlich, die darüber in der Congrcßactc gegebenen

und vermöge des Art. 19 der Bundesacte den Berathungcn

der Bundesversammlung zum Grunde gelegten Vorschriften

unverbrüchlich zu befolgen, wie auch die deshalb schon beste¬

henden Unterhandlungen aufs thatigste zu betreiben und in

der kürzest möglichsten Frist zu beendigen, wo aber noch keine

Unterhandlungen eingeleitet sind, solche unverzüglich eintre¬

ten zu lassen."

Vorhin haben wir zu beweisen uns bemüht, was geschehen

müsse, um Deutschlands Größe nach außen, seine Wohlfahrt im

Innern zu begründen; wenn wir nun damit vergleichen, in wie

weit die Bestimmungen der Bundcs-Acte zum Ziele führen, so

scheint es, als wenn fast gar nichts geschehen sei. Daß man in

Wien ursprünglich mehr als einen bloßen Fürstenbund zu stiften
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beabsichtigte, ist weltbekannt, daß man auch das deutsche Volk
beglücken, seinen Nechtszustand sichern, seinen inneren Wohlstand
fördern, ihm eine innere freie, geistige und industrielle Bewegung
gestatten wollte, beweisen die Wiener Protokolle und ihre Anla¬
gen von 1314 und 1815 unwiderleglich.

Von den ältesten Zeiten der Geschichte her war das deut¬
sche Volk ein freies gewesen, und hatte große verfassungsmä¬
ßige Vorrechte besessen; so finden wir es in einer langen durch
ein Jahrtausend laufenden Periode.

Napoleon begründete als Eroberer Deutschlands durch
den R heinbund die zweite, die der Fürsten-Souverainität; sie
hat nur wenige Jahre ihr Leben gefristet. Konnte es wohl
zweifelhaft sein, welchem der beiden Principien, nachdem der
Rheinbund gesprengt war, der Vorzug gebührte? Man hat
keins von beiden gewählt und daher auch keins verletzt, man
scheint einen Ausweg gefunden zu haben, und glaubt wenig¬
stens, sich ohne ein allgemeines Princip behelfen zu können.
Die Verhältnisse, unter welchen der erste Wiener Congrcß aus¬
einander gehen mußte, erklären und entschuldigen vollkommen
die Dürftigkeit der ersten Bundes-Acte; allein in den WJahrcn
von 1815 —1843 hätte doch wahrlich etwas geschehen können
und sollen, um das Stückwerk auszubessern. —

Ohnerachtet in dem vorhin mitgctheilten Beschluß vom
3. August 1820 bestimmt worden war, die Hemmung der
Strom-Schifffahrt sollte aufhören, so verhandelt man noch heute
darüber. Hätte der Bund die Kraft, die ihn allein zu stützen
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und ihm Achtung zu verschaffen im Stande ist, so wäre er

eingeschritten, wozu der Beschluß der Plenar - Bundes - Ver¬

sammlung gleichfalls vom 3. August 1820, betreffend das Ver¬

fahren bei Aufstellung von Austrägst-Instanzen und die Exe-

cutions-Ordnung von demselben Datum ihn berechtiget und die

Mittel der Ausführung gewährt. Ja die Bedeutungslosigkeit

des Bundes zeigt sich noch weit mehr dadurch, daß er weder

die großen noch die übrigen Glieder, die sich in vielen Punkten

über die Bundesbestimmungen weggesetzt haben, an die Er¬

füllung der Verpflichtungen zu erinnern sich bewogen gefühlt hat.

Der Artikel 13 der Bundes-Acte bestimmt die Einführung

landesständischer Verfassungen, und in der Schlußakte werden

die schon bestehenden unter den Schutz des Bundes gestellt,

aber des Bundestags-Beschlusses vom Jahre 1818 unerachtct,

wo an die Einführung derselben erinnert wurde, ist sie noch

nicht zur Ausführung gekommen, ja in dem Verfassungsstreite

mit den hannoverschen und holsteinschen Ständen hat sich der

Bund für incompetent erklärt!! Der 18. Artikel der Bundes-

acte versprach eine freie Presse, wenigstens eine gleiche Preß¬

gesetzgebung für den Bund. Deutschland erwartet nähere Be¬

stimmungen darüber noch heute; auch an das in dem Artikel 16

der Bundes-Acte gemachte Versprechen, die Verhältnisse derJu-

dcn betreffend, ist nicht weiter gedacht. Eben so ist für die

äußere Sicherheit wenig geschehen; zwar ist das Bundcshecr

von 303,484 auf 361,675 Mann erhöhet, Dank sei es dem

Thiers'schen Ministerio; allein der zum Schutz des südlichen
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Deutschlands so nothige Bau zweier wichtigen Festungen ist

jetzt nach 26 Fn'cdensjahren erst bis zur Grundsteinlegung vor¬

geschritten. Dies beweiset sprechend, welche Thatkraft in einer

Bundes-Verfassung liegt.

Eins der dringendsten Bedürfnisse des Verkehrs bestand

in der Aufhebung der Sperrungen, welche zur Zeit des Wie¬

ner Congresses im Innern von Deutschland bestanden, und die

Handelsverbindungen der deutschen Völker unter sich bis ins

Unendliche erschwerten. Die Bundes-Acte von 1615 hatte dar¬

auf hingedeutet, die Schlußacte von 1820 die Verhandlungen

darüber auf eine andere Zeit verschoben.

Da nun viele deutsche Fürsten erkannten, welche Nach-

theilc aus dem Fortbcstehen eines solchen Verhältnisses für ihre

Untcrthancn erwuchsen, und da keine Hoffnung war, bei der

bestehenden Organisation der Bundesverfassung jemals zum

Ziele zu kommen, und da in der Bundesversammlung die Son¬

der-Interessen einen so großen Einfluß üben, es ihr auch an

dem Willen und der Kraft fehlt, ihren Beschlüssen Geltung zu

verschaffen, so blieb nur übrig, durch Errichtung des Zollver¬

bandes im Bunde einen neuen Bund zu stiften.

Wenn irgend Etwas die mangelhafte Organisation des

Bundes und die UnVollständigkeit seiner organischen Gesetzge¬

bung beweiset, so ist es die Errichtung dieses Verbandes; in

seinem Dasein liegt der Beweis, daß der Bund selbst durch

seine Schwerfälligkeit und unter den jetzt bestehenden Verhält¬

nissen, die wir weiter hinten berühren werden, nur eine nega-
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tive Einwirkung zu üben vermag, und Reformen nöthkg wer¬

den, wenn er seinem Zwecke entsprechen soll. Was nun das

Bild noch mehr trübt, ist die Trennung der Ansichten unter

den deutschen Fürsten und Völkern. Wer sich einbilden wollte,

Deutschland bedürfe nicht der Einigkeit, um stark nach außen,

stark im Innern zu sein und zu bleiben, der ist ein kurzsichtiger

Thor, der die Welt und die Zeit nicht begreift. In dem Bu¬

che der großen Wcltereignisse steht unter Deutschland unwider¬

ruflich geschrieben: Einigkeit oder Einheit. Die Fürsten Deutsch¬

lands mögen dies nicht vergessen, sie und ihre Hauser sind da¬

bei mehr bethciligt als das deutsche Volk. Wie wenig eine

Einigkeit in den Ansichten*) besteht, davon giebt es der Bei¬

spiele sehr viele; besonders ist es die Stellung Preußens, die

seit dem Beginn der Verhandlungen in Wien mehr oder weni¬

ger Eifersucht und Mißtrauen erregte, und dies hat sich bis jetzt

noch nie ganzlich verloren, und ist wie es scheint von den Für¬

sten aus die Völker übergegangen. Eifersucht und Mißtrauen

sind aber da, wo sie bestehen, nicht geeignet, die Einigkeit zu

erhalten, diese ist nur möglich, wo Vertrauen besteht, und je¬

der mit dem, was er besitzt, zufrieden ist.

Die Gebiets-Erweiterung, welche Preußen in Wien als

Entschädigung für die Abtretung von Polen im Innern von

Deutschland zuerkannt wurde, gab wohl theilweise die erste

') Die Einigkeit im Bunde selbst ist bisher nickt gestört, im Gegcnthcil

hnt sich sowohl bei Beschränkung der Presse und bei Zurückweisung der hin und

wieder beim Bunde eingegangenen Beschwerden stets das gröxte Einvccstündniß

kund gegeben.
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Veranlassungdazu, und die Freisinnigkcit, mit welcher Preu¬
ßen die Interessen des deutschen Volks in Wien zu fördern
suchte, vermehrte sie. — Eine Bestätigung dieser letzten Ver-
muthung scheint der Umstand zu geben, daß, als Preußen auf
dem Wiener Congreß 1814 darauf antrug, die sämmtlichen
deutschen Fürsten sollten ihren Völkern eine gleiche landstän¬
dische Verfassung crtheilen, einige süddeutsche Fürsten es als
ihre souverainen Rechte zu sehr beschränkend verweigerten,wäh¬
rend sie selbst die ersten waren, die, als in Preußen eine Re-
action eintrat, ihren Völkern eine viel freiere Verfassung ertheil-
ten, als Preußen verlangt hat. Zwar beschwichtigte späterhin
die Ausopferung, mit welcher sich Preußen bei Errichtung des
Zollvereins bewies, in etwas das Mißtrauen, allein man fand
es wiederum bedenklich, daß es der allgemeinenSache pccu-
niärc Opfer gebracht hatte, und wie wenig noch jetzt ein voll-
kommnes Vertrauen hergestellt ist, beweiset der Umstand, daß
alles, was in Preußen geschieht oder nur geäußert wird, gleich
bald in diesem, bald in jenem Theile Deutschlands verkannt
wird und beunruhigend erscheint.

An eine Einigkeit in Deutschland ist nicht zu denken, so
lange kein vollkommnes inneres Vertrauen in allen Gliedern
des Bundes feste Wurzel gefaßt hat; wie soll es ohne dieses
möglich werden, in den Verhältnissen des Bundes irgend eine
durchgreifende Reform zu bewirken, deren er doch so sehr be¬
darf? Jeder Antrag auf solche, wenn er besonders von einer
der größeren Mächte des Bundes ausgehen sollte, wird mit
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Besorgnissen betrachtet '.Verden, und deshalb schon zu keinem

Resultate führen.

Nicht minder wichtig ist es, daß die verschiedenen dcur-

schen Volksstammc sich in ihren politischen Ansichten mehr ver¬

ständigen, vor Allem aber sich über ihre wirklichen Interessen

einigen. Will sich das deutsche Volk als eine große Familie

betrachten, so muß auch ein Familiengdist in ihm Wurzel fas¬

sen. Die Grundlagen desselben sind gegenseitige Achtung, rich¬

tige Würdigung der verschiedenen Individualitäten, ein gewis¬

ses liebevolles Entgegenkommen, und vor Allem das Verlan¬

gen nach einem Familienbande selbst.

Wie nahe oder fern die Hoffnung auf eine solche Verei¬

nigung steht, ist schwer zu ermitteln; die Himmelszeichen sind

noch nicht günstig, und wenn wir auch die Tagesblätter in

dieser Beziehung nicht als einen sicheren Maaßstab betrachten

wollen, so scheint überhaupt doch noch Vieles zu fehlen. Eine

gewisse Einigung über die politischen Ansichten wird jedenfalls

vorangehen müssen; wir verweisen den Leser auf das, was wir

in der Einleitung darüber gesagt haben. Weit sind wir da¬

von entfernt, alle Abweichungen der Ansichten verbannen zu

wollen, wir verlangen nur, daß die Ansichten auf gewissen Prin-

cipien beruhen, und daß nicht jeder die seinigcn als die alleinse¬

ligmachenden betrachtet wissen wolle, daß mithin Toleranz und

nicht Feindschaft zwischen ihnen herrsche.

Soll Deutschland mit seiner Bundesverfassung Festigkeit

haben, soll es den Stürmen widerstehen können, die immer wic-

l
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verkommen werden, so kann nur Einigkeit unter den Fürsten,
Einigkeit im deutschen Volke, und zwischen den Fürsten und ih¬
ren Völkern ihm die Stärke geben, seine Große und seine Frei¬
heit zu bewahren; geschieht es nicht, und der jetzige Fürsten-
Verein verfehlt seinen Zweck, erweiset sich als ein vergeblicher
Versuch, Deutschland nach Außen zu schützen, im Innern die
Wohlfahrt des deutschen Volkes zu begründen, so wird dieses
nicht untergehen, allein Deutschland wird dann gezwungen wer¬
den, sich eine auf Einheit beruhende Verfassung zu schaffen, die
es für fernere Unfälle sichert, und die ihm den Rang unter den
europäischen Reichen anweiset, welcher ihm zukommt. Ob der
gute Genius Deutschlandsund die Weisheit seiner Fürsten solche
Zwischenfälle abwenden, oder ob die Indolenz der Deutschen
und ihr Widerwille gegen das Handeln sie herbeiführen werde,
liegt hinter dem Schleier der Zukunft verborgen« Es bedarf
wohl keiner Rechtfertigung, daß wir uns in dem Vorhergehen¬
den eine freimüthige Beleuchtung des jetzigen Zustandes der Dinge
und der Folgen, welche sie besorgen lassen, erlaubt haben; es
ist unmöglich Jemand zu überzeugen., wenn man sich nicht ganz
deutlich ausspricht; auch wird Niemand Vertrauen zu Ansichten
fassen können, die der, welcher sie gicbt, selbst nicht klar und
unumwunden auszusprechen wagt. Won vielen Seiten her ist
es uns vorgeworfen, daß wir in dem ersten Thcil dieses Werks
und in mehreren Aussätzen der Allgemeinen Augsb. Zeitung von
1842., in welchen wir auf die Beschuldigung preußischer Hege¬
monie geantwortet haben, uns nicht offen ausgesprochen hät-
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ten, namentlich bezüchtiget uns dessen der vi-. Biedermann
in dein interessanten Aussatze im Augustheft der deutschen Mo¬
natsschrift für Litteratur und öffentliches Leben; wir glauben, er
wird uns diesen Borwurf in der Folge nicht mehr machen.

Wir geben unsere Ansicht offen hin, keinesweges aber ma¬
ßen wir es uns an, den letzten Spruch fällen zu wollen, so weit
sind wir überhaupt noch nicht; die Information muß erst vor¬
angehen, dabei sind alle Theile zu hören, um einen Status oan-
sa<z et ooutroversiaiz entwerfen zu können; erst wenn dieser
feststeht, kann von jenem die Rede sein.

Ob übrigens die jetzige Zeit schon zu einer Besprechung der
Bundesverfassunggeeignet sei, und in wie fern dieselbe der Re¬
formen bedarf oder nicht, verdient beleuchtet zu werden; wir
glauben es beweisen zu können, daß es mindestens die höchste
Zeit ist, denn es könnte sonst leicht dahin kommen, daß es nicht
mehr Zeit sei. Niemand wird läugnen, daß die 26 Frkedens-
jahre bereits besser hatten verwandt werden können, als gesche¬
hen ist. Auch beweist es das lebendige Interesse, welches sich
für Nationaleinheit und für eine ehrenvolle Stellung Deutsch¬
lands allgemein ausspricht, wie allgemein das Zeitgemäße einer
solchen Besprechung empfunden werde, und läßt daher auf em¬
pfängliche Zuhörer hoffen.

Bon allen Fragen, die wir zu erforschen haben, ist die
erste die, auf welche Weise die Interessen der Fürsten und Völ¬
ker, welche der deutsche Bund umfaßt, zu vereinigen sind.

Wenn eine Gesellschaft sich zu irgend einem Zweck verbin-

45 *
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det, so muß ein gleiches Interesse den Vercinigungspunkt bil¬
den , damit der Bortheil des Einzelnen sich in dem gemeinschaft¬
lichen wiederfinde, und die Thätigkeit aller Glieder dem Einzel¬
nen zu Nutzen komme.

Wenn mächtige Fürsten, Beherrschergroßer Völker, mit
minder mächtigen sich zu gewissen Zwecken verbinden, so kann
es nicht fehlen, daß sie außer den gemeinschaftlichen Interessen
auch noch besondere haben; dies bringt die Natur ihres Verhält¬
nisses mit sich und es wird um so mehr der Fall sein, je ausge¬
breiteter der Bund ist, je ungleicher ihre Macht, je verschiedener
der Boden, das Clima und die Handelsbeziehungen des Landes,
das sie beherrschen, und der Bildungsgrad des Volkes ist, wel¬
ches es bewohnt.

Dieser Fall tritt nun im vollen Maaße bei dem deutschen
Fürstenbunde ein. Der Hauptzweck der Stiftung desselben, so
wie er im Artikel 2 der Wiener Akte angegeben wird, ist Si¬
cherung nach Außen und wechselseitige Garantie des Besitzes und
der Rechte; in diesem Punkte besteht vollkommene Gleichheit der
Interessen, aber es giebt noch viele andere, die eben so wichtig
sind und vielleicht noch wichtiger, wo dies nicht immer der Fall
sein wird. So nvthig der äußere Schutz, und die Sicherung
des innern Friedens ist, so bedürfen die Völker doch beider, um
ihre ganze Sorge auf die Verbesserung ihrer inneren Zustände
verwenden zu können, um die Güter in Ruhe zu genießen, die
das Produkt ihrer socialen Zustande und ihrer Thätigkeit sind.
Es finden sich aber bei einem Bunde, in welchem sowohl die
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weichen, manche Interessen aus welche sie einen besonderen
Werth legen und daher nicht aufgeben wollen; sollen daher nicht
dem einen Zweck alle andern geopfert werden, so muß bei einer
Bundesverfassung auf die Ausgleichungderselben Rücksicht ge¬
nommen werden, geschieht dies nicht, so werden unerträgliche
Hemmungen für den einen oder andern Theil daraus entstehen,
die nothwendig stufenweise zum Mißbehagen,zur Unzufrieden¬
heit und endlich zur Trennung selbst führen.

Bei einer kritischen Beleuchtung der Verhaltnisse unseres
Bundes, wie sie hier bezweckt wird, kommt es daher darauf
an, speciell zu untersuchen, ob und wie fern bedeutende von ein¬
ander abweichende Verhältnisse bestehen und in welchen Punkten
eine Sonderungnöthig und zugleich möglich scheint, ohne die
primären Zwecke des Bundes zu opfern.

Wenn wir den beiden Bundes-Akten nur einige Aufmerk¬
samkeit schenken, wenn wir auf diejenigen Punkte unser Auge
richten, die ursprünglich beabsichtiget wurden, aber nie zur Aus¬
führung gekommen sind, und dabei berücksichtigen, was sich seit
der Errichtung derselben zugetragen hat, so ist nicht zu verken¬
nen, welche widerstrebende Einwirkung schon in Folge abwei¬
chender Interessen stattgefunden habe, und zwar von solchen
Seiten her, wo die Macht überwiegendwar. Besonders hat
sich dies bei denjenigen Fragen gezeigt, die auf die geistigen, in¬
ner» und materiellen Interessen des größeren Theilcs der eigent¬
lich deutschen Staaten Bezug haben, und ist nur in solchen Fäl-
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len einigermaßenausgeglichenworden, wo, wie es bei dem
Zollverbande der Fall war, der eigene Wortheil einer der grö¬
ßeren Mächte mit ins Spiel trat.

Die wesentlichsten Hemmungen mancher für Deutschland
wichtigen Interessen sind, wie man glaubt, dircct und indirect
von Oesterreich, Preußen, Hannover und Anderen ausgegan¬
gen; bei den Veranlassungen dazu muß man einen Unterschied
machen zwischen solchen, welche in den eigenthümlichen Verhält¬
nissen liegen, und solchen, welche nur in einer momentanen An¬
sicht ihren Grund haben. Erstcre verdienen allerdings Berück¬
sichtigung , wahrend bei letzteren dieses um so weniger der Fall
sein kann, als diese bald dem eigenen wahren Vortheil wei¬
chen werden.

Was Preußen und Hannover betrifft, so findet zwischen ih¬
ren wohlverstandenen Interessen und denen des übrigen Deutsch¬
lands keine Verschiedenheit statt. In Hinsicht der erstem Macht
haben sich die früheren Ansichten bereits wesentlich geändert und
werden hoffentlich bald ganz verschwinden; Preußen begreift zu
gut, daß sein Interesse mit dem von Deutschland enge verbun¬
den ist. Anders verhält es sich mit Oesterreich, und da hier die
Ursache zum Theil in den Verhältnissen selbst liegt, so verdient
dies Berücksichtigung, und wo es nüthig ist, eine Sondcrung.

Die österreichische Monarchie, durch Umfang, Rcichthum und
Bevölkerung die erste Macht im Bunde, hat in vieler, namentlich
politischer Beziehung mit den übrigen Gliedern ein durchaus glei¬
ches Interesse, dagegen in anderer ein getrenntes.
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Der Umfang des Kaiserreichs, von welchem nur der klei¬

nere Thcil dem deutschen Stamme angehört und die deutsche

Zunge redet, macht es zu einem vollständigen, selbstständigen

Ganzen, zu einer europäischen Großmacht, während die mittleren

und kleineren Staaten Deutschlands einer fortschreitenden Ent¬

wicklung bedürfen, um durch großem Reichthum, dichtere Be¬

völkerung und geistige Ausbildung diejenige Bedeutung zu erhal¬

ten, die ihnen eine Selbstständigkeit giebt, und die sie um so voll¬

kommener erreichen werden, als Preußen sich ganz in gleicher

Lage und Richtung mit ihnen befindet.

Daß Oesterreich in Hinsicht seiner Verfassung, des Bil¬

dungsgrades eines großen Theils seiner Bevölkerung, seines zum

Thcil vorgeschrittenen Gewerbslebens und der natürlichen Ab¬

zugswege seiner Erzeugnisse sich in einem ganz anderen Verhält-

niß befindet, als das übrige Deutschland, ist nicht zu leugnen;

endlich verdient die Ungleichheit in den Bestandthcilcn des Rei¬

ches selbst Berücksichtigung. Oesterreich, Böhmen, Mähren, Un¬

garn, die italienischen Provinzen, Gallizien und Siebenbürgen

unterscheiden sich durch die Fruchtbarkeit des Bodens, Verschie¬

denheit der Erzeugnisse desselben, durch die Völker, die es be¬

wohnen, durch die Verfassungen, deren sie sich erfreuen und

nicht erfreuen, und noch in so vielfacher Beziehung von einander,

daß sie nothwendig eines sehr festen Vcrcinigungspunktcs bedür¬

fen, und diesen gewährt ihnen das Kaiserliche Sceptcr. Das

übrige Deutschland ist dagegen in Hinsicht seiner socialen Zu¬

stände, der geistigen und gewerblichen Bildung, der Boden«
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und jedenfalls auf dem Wege durch Verbreitung des Zollvcrban-
des es zu werden, ist aber leider durch seine verschiedene Regie¬
rung wieder getrennt.

Wenn nun Oesterreich seine deutschen Provinzen ganz mit
dem übrigen Deutschland Hinsichts der Verfassung, der gewerb¬
lichen und Handels-Verhaltnisseund der geistigen Entwickelung
durch eine freiere Presse idcntisiciren sollte, so würde es dadurch
sein jetziges Rcgierungs-,sein Besteucrungs- und sein Handels¬
system aufgeben müssen, Opfer, wofür es keinen Ersatz finden
kann, um so weniger, da es in dieser Beziehung schon sich selbst
genügt, und da es im Innern für seinen Verkehr einen so großen
Markt hat, und ihm seine Häfen an einem andern Meere als
Deutschland den Welthandel eröffnen und es überhaupt auch der
Nord- und Ostsee nicht bedarf, die den übrigen deutschen Staa¬
ten so unentbehrlich sind.

So wenig es nun Oesterreich zugemuthet werden kann, ohne
wesentliche Vorthcile die Verhältnisse seiner Monarchie zu erschüt¬
tern, eben so wenig kann es Deutschland verdacht werden, sich
im Innern so auszubilden, wie es seine Wohlfahrt fordert, wenn
auch die besonderen Interessen Oesterreichs dieses hindern, daran
Theil zu nehmen. Hierdurch braucht nun das gute Einverständ-
niß mit Oesterreich keinesweges gestört zu werden, vielmehr kann
es richtig aufgefaßt zur Befestigung desselben führen.

Der in der Bundes-Acte ausgesprochene Zweck seiner Er¬
richtung ist, wie vorher angeführt, die Beschützung nach außen,



233

die wechselseitige Garantie der Fürsten und die Erhaltung der
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In allen diesen Beziehungen hat Oesterreich und die übri¬

gen Bundesstaaten ein ganz gleiches Interesse, und je starker der

Bund ist, je fester er an einander hangt, um st) mehr ist der

Zweck des Bundes gesichert. Wenn nun Oesterreich bei der vor"

dem übrigen Deutschland so abweichenden Gliederung seiner

Reichs glaubt in der Fcsthaltung seiner Zustande die Erhaltung

seiner Macht und das Glück seiner Unterthancn zu fördern, wah¬

rend Deutschland diese in einer nationalen Vereinigung auf dein

Wege eines gemessenen Fortschrittes zu gewinnen bestrebt ist, so

wird dasselbe Ziel, wenn gleich auf verschiedenen Wegen erreicht,

und der gemeinsame Zweck wechselseitiger kräftiger Unterstützung

zur Erhaltung der Macht nach außen und Sicherung im Innern

für beide gefördert. Wenn aber der eine oder der andere Theil

fordern wollte, sein Weg müsse verfolgt werden, so führt dies

weder zur Macht noch zum Glück, am wenigsten zur Einigkeit,

im besten Falle zu jener Passivität, welche in den Bundes-Ange¬

legenheiten bisher leider bestanden hat oder zu besonderen Bünd¬

nissen im Bunde, wie der Zollverband dies beweiset.

Wir glauben nun im Vorhergehenden gezeigt zu haben, wie

nöthig es sei, bei der weiteren Entwickclung der inneren Ver¬

hältnisse Deutschlands in einzelnen Punkten weder von Oester¬

reich eine Thcilnahme zu verlangen noch eben so wenig Deutsch¬

land zuzumuthcn, seine Interessen ihm zu opfern, weil es sie

nicht theilt, und wir rechnen darauf, daß man in der einfachen
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Auseinandersetzung der Verhältnisse, wie sie wirklich factisch be¬

stehen, keine Manifestation gegen ein Bundes-Glied erblicken

kann, das im Rath der Fürsten den Vorsitz führt. In dem wei¬

teren Verfolg werden wir die Punkte selbst bezeichnen, wo die

Interessen abweichend erscheinen, in welchen es aber Oesterreich

jederzeit frei stehen muß, sich anzuschließen oder vorläufig zurück¬

zutreten; wir hoffen zu gleicher Zeit jeden unbefangenen Leser zu

überzeugen, daß wir nur die Sache des Ganzen im Auge gehabt,

und uns durchaus, so viel wir es vermochten, an den hohem

Gesichtspunkt gehalten haben.

Es ist hier nun zunächst der Ort auf die formelle Gestaltung

des Bundes einzugehen, und die Zweckmäßigkeit des jetzt beste¬

henden Stimmvcrhältnisscs der Bundesglicder näher zu untersu¬

chen und zugleich darauf aufmerksam zu machen, in wie weit es

möglich und nützlich sein würde, einem überwiegenden Einfluß

der Großmächte oder der einen oder der andern derselben vorzu¬

beugen. Der Gegenstand, den wir hier berühren, gehört zu de¬

nen, deren Lösung wieder schwierig ist, weil es kein Princip giebt,

welches man dabei anwenden kann und weil es gewissermaßen

gegen die Natur streitet, so ungleichartige Größen mit einander

zu verbinden, als es hier der Fall ist.

Wir haben vorher gesagt, ein gleiches Interesse solle und

könne allein das Bindungsmittcl abgeben und dies ist auch un¬

streitig der einzige richtige Anhaltspunkt, woran wir uns anklam¬

mern können; inzwischen darf dabej nicht übersehen werden, wie

leicht das eigene Interesse verkannt wird und werden kann, und
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wie oft sich dabei die Leidenschaften der Menschen ins Spiel mi¬

schen, wie bei dem einen bald das Gemüth, bei dem andern der

Verstand der Leiter ist, und daß es reine Waageschaalen giebt

die allgemeinen großen Interessen, noch viel weniger die unzäh¬

ligen kleinen abzuwägen.

Wenn wir uns nun bei den vielen Bedenken, welche sich

bei der Behandlung dieses Gegenstandes aufdringen, an die Ge¬

schichte wenden, so belehrt sie uns, wie alle Bundesstaaten im¬

mer nur augenblicklich einig und stark gewesen sind und nur so

lange, als gebieterische äußere Umstände sie zwangen einig zu

bleiben, daß sich dagegen Eifersucht, Mißtrauen und Sondcr-

interesscn nur zu bald zeigten und zur Ohnmacht, Trennung oder

Unterjochung führten. Noch eine andere Erfahrung verdanken

wir der Geschichte, nämlich daß bei der neuen Bildung der Staa¬

ten in Europa die Starkcrn die Schwachen verschlungen haben.

Frankreich, Spanien, England und Rußland liefern den Beweis,

ja es scheint fast, die eigene Vcrthcidigung gegen die benachbar¬

ten Völker habe es gleichsam zum Bedürfniß gemacht. Deutsch¬

land gewährt hiervon bis auf einen gewissen Punkt eine Aus¬

nahme, und es scheint ein Zeichen der großen innern Kraft die¬

ses Reichs zu sein, daß es sich gegen die Eoncentration der

Nachbar-Staaten in seiner Zerstückelung dennoch zu halten ver¬

mochte. Allein auch die vorhin erwähnte geschichtliche Anfüh¬

rung, daß alle Völker-Bündnisse schwach geblieben und bald

von dem politischen Horizont verschwunden sind, paßt nicht auf

den deutschen Bund, wegen der Eigenthümlichkeit in der er sich

befindet.



Noch nie haben sich zwei so mächtige Fürsten mit andern,

in der Macht von ihnen so verschiedenen verbunden, als es hier

der Fall ist. Dadurch verändert sich wesentlich das Verhältniß

des Bundes bei einer Vergleichung mit allen übrigen, die bisher

in der Weltgeschichte vorgekommen sind; denn einmal bestehen

in ihm zwei Machte, die sich nöthigen Falles jede selbst zu schü¬

tzen vermag, mithin um so vollkommener in einem Bunde mit

andern, unter welchen namentlich Baicrn allein als Macht zwei¬

ten Ranges betrachtet werden muß; zum andern liegt eine Bürg¬

schaft der Integrität des Bundes darin, daß die beiden großen

Mächte sich in Hinsicht der Kraft die sie besitzen das Gleichge¬

wicht halten, und daß mithin, wenn einer von beiden die Unter¬

drückung der mindermächtigen Glieder des Bundes versuchen

wollte, der andere es nicht zugeben konnte, und im Verein mit

den bedrohten Mitgliedern des Bundes mächtig genug wäre, es

zu hindern. Hierzu kommt das Interesse, welches das übrige

Europa daran hat, den Status guv in Deutschland aufrecht zu

erhalten, so daß namentlich Frankreich und Rußland sich gleich

auf die Seite des Bedrohten stellen würden.

Aus dieser günstigen Stellung der Verhältnisse geht nun

hervor, daß der deutsche Bund unzweifelhaft sich wird halten

können, wenn er die rechten Mittel wählt, geschlossen zu blei¬

ben. Allein es geht daraus ferner hervor, daß selbst die klein¬

sten Glieder keinen Grund haben, die mächtigen zu fürchten, da

sie immer des Schutzes des einen oder des andern der Großmäch¬

te gewärtig sein können, wenn sie anders sich nicht selbst in eine



237

schiefe Lage versetzen, wie dies in der deutschen Geschichte schon

vorgekommen ist.

Die Wahrheit, die in dieser Schilderung der Verhältnisse

liegt, wird Jedem einleuchten müssen, und die Würdigung der¬

selben wird die Fürsten überzeugen, daß sie allein in den vorbe-

zeichnetcn Verhältnissen die Garantie ihrer Stellung besitzen und

daß wenn sie die Hegemonie der Großmächte fürchten, sie nur

ein Gespenst sehen, welches sie sich selbst erschaffen.

Das in kurzer Zeit so emporgestiegene Preußen ist es be¬

sonders, welches den Politikern Besorgnisse einflößt, die sich

aus dem engen Kreise, in welchem sie sich befinden, nicht zu

erheben vermögen. Inzwischen wird dabei die einzige richtige

Politik des Berliner Kabincts ganz verkannt. Hätte Preußen

ehrgeizige Absichten gehabt, hätte es seine Größe in Eroberung

gesucht, so würde es bei dem Eongrcssc in Wien seine isolirte

Stellung nicht aufgegeben haben, um sich dem deutschen Bunde

anzuschließen.

Mit diesem Schritte hat es auf alle Eroberung verzichtet.

In seiner isolirtcn Stellung stand es ihm frei, je nachdem es

seinen etwaigen Eroberungs-Plänen paßte, sich mit Rußland

oder mit Frankreich zu verbinden, dies ist jetzt abgeschnitten.

Auch die ganze innere militärische Organisation ist in Uebercin-

stimmung mit der Politik des Hofes nur auf Verteidigung

nicht auf den Angriff eingerichtet; in seiner jetzigen Stellung

bleiben ihm nur noch Eroberungen in seinem Innern zu machen

durch die Vermehrung der Bevölkerung und des innern Wohl¬

standes derselben.
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Wenn wir uns nun zu dem Stimmverhaltniß im Bunde

wenden, und im Gedächtniß behalten, was vorhin über die

Stellung der Glieder gegen einander gesagt ist, so wird es sich

ergeben, daß bei allen politischen Fragen, wenn Oesterreich und

Preußen auch unter den 69 Stimmen nur 8 zahlen, diese doch

die Majorität bilden. Dies kann aber auch nicht anders sein,

da die Wohlfahrt ihrer Völker, welche dabei aufs Spiel kommt,

nicht von den politischen Ansichten der einzelnen Bundesstaaten

abhängig gemacht werden kann, uni so weniger, da die große

Mehrzahl der Fürsten des Bundes zu wenig in die höhere Poli¬

tik eingeweiht sind, um in den kritischen Momenten ein begrün¬

detes Urtheil darüber zu haben. Mit Bezug auf die politische

Abstimmung scheint es daher ziemlich gleichgültig, wie die Stim¬

men im Bunde vcrthcilt sind, und so unangenehm es auch in

mancher Beziehung für die mindermächtigen Fürsten ist, sich ge-

wissermaaßen der Discretion der beiden großen Mächte überlassen

zu müssen, so ist dies für jetzt um so mehr unvermeidlich, als

der deutsche Bund als solcher zu wenig Bedeutung in der euro¬

päischen Politik hat, und nicht als eine eigene Macht, sondern

nur als eine Verstärkung der Stimme der großen Glieder dessel¬

ben betrachtet wird. Dieser Zustand der Verhältnisse würde sich

jedoch in demselben Augenblicke anders gestalten, wo sich der

Bund zur Bildung einer stärkeren Bewaffnung entschließen sollte.

Angenommen die übrigen deutschen Fürsten wollten sich nach dem

Vorbilde von Preußen eine militairische Organisation geben um

das Bundcsheer zu verdreifachen, es also von 361,675 Mann
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auf 1,085,025 schlagfertigeEombattanten zu vermehren, so wäre
der deutsche Bund als solcher die erste Macht in Europa und
brauchte sich durch Niemand vertreten zu lassen. Dann freilich
würde auch eine solche Bertheilung der Stimmen gefordert wer¬
den können, daß Oesterreich und Preußen nicht die alleinige
Entscheidung, sondern nur einen verhältnißmäßigenAntheil an
ih.r,,b^bieltMZ, zchlzm wlr/ilclaW s'»6

So wenig es nun bei der bisherigen Organisation des
Bundes, wenn von großen politischen Verhandlungen die Rede
ist, auf die Stimmenvertheilung,wie wir eben gezeigt haben,
anzukommen scheint, so wichtig ist diese bei den Berathungen und
Beschlüssen des Bundes in Hinsicht der inneren Gegenstande und
wird es noch mehr werden, wenn es in der Folge dahin gekom¬
men sein wird, daß alle gemeinschaftliche Interessen des deut¬
schen Volkes zu seiner Competenz gehören. Dieser letztere Fall
ist aber eine nothwendige Bedingung, wenn der Bund irgend
eine seinem Zweck entsprechende Stellung erhalten soll; unerläß¬
lich müssen dann alle Gegenstände, welche die Wohlfahrt des
gcsammtcn Bundes betreffen, zu seinem Ressort gehören, und
selbst der Zollverband in seinen Schoost zurückkehren,vorausge¬
setzt daß dieser groß genug geworden sei ihn aufzunehmen.So
wenig nun ein Staat kräftig fortbestehen kann, in welchem sich
einzelne Staaten mit Sonder-Interessengebildet haben, eben
so wenig ein Bund. Je nothwendiger es auf der einen Seite
erscheint, alle große Angelegenheiten der Bundesvölkcr vor die¬
sen zu ziehen, um so nöthigcr wird es, in ihm die Stimmen nach
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Verhaltniß der Wichtigkeit der Interessen zu verthcilen. Im

deutschen Bunde ist dies jetzt nicht der Fall. Wir wollen es

durch Zahlen beweisen. Preußen ist dem Bunde mit 11,363,594

Seelen beigetreten; es hat 4 Stimmen, mithinfallen 2,860,898

aus eine Stimme; Lichtenstein hat 5850 Seelen, mithin stim¬

men diese gleich 2,860,898 Preußen. Wir haben in der Nach¬

weisung S. 213 — 215 die Bcvölkerungstabellen der verschiede¬

nen Staaten des Bundes geliefert und da ergiebt sich, daß

31 Stimmen zusammen 2,694,747 Seelen zahlen und es geht

mithin daraus hervor, welches Mißverhältniß zwischen den

Stimmen und den Seelen besteht, die sie repräsentiren. Die

nothwendige Folge einer solchen Stimmenvertheilung ist, daß sie

in mancher Beziehung nicht als maaßgebend betrachtet werden

kann; dies soll sich auch in der Wirklichkeit so verhalten. Wir

wollen annehmen, daß eine Verschiedenheit der Interessen oder

der Ansichten die Mittlern kleinern Fürsten und Reichsstädte be¬

stimmte, bei wichtigen Gegenständen den größeren entgegen zu

treten, welches, da ihnen das Recht zusteht, auch als möglich

gedacht werden kann. Wir wollen annehmen bei einer solchen

Abstimmung befände sich auf der einen Seite Oesterreich, Preu¬

ßen, Baiern, Württemberg, Sachsen und Hannover mit ihren

24 Stimmen, auf der andern die übrigen Fürsten und Reichs¬

städte mit 45 Stimmen, was würde nun geschehen, wenn der

Gegenstand den 6 Mächten zu wichtig schien, um es ihnen zu

erlauben nachzugeben ? Executions - Mittel waren nicht vorhan-



den, es würde mithin bleiben, wie es gewesen ist, oder der

Bund lös't sich aus ^).

Die natürliche Folge von Verhältnissen, wie wir sie eben

bezeichnet haben, ist, daß die kleinen Staaten nachgeben, oder

mit andern Worten, daß sie den Hauptstimmen in allen Punk¬

ten beipflichten. Dieses ist wiederum nur nachtheilig und es

wäre daher sehr wünschenswert!), wenn die Stimmen der mitt¬

leren und mindcrmächtigen Staaten nicht zur Nullität herabsän¬

ken, wodurch nur bewirkt wird, daß der Glaube an Hegemonie

nach und nach immer mehr Consistenz in der Meinung des deut¬

schen Volks erhält, was wieder keineswcges zur Einigung son-.

dem zur Trennung führt. So leicht es ist die UnVollständigkeit

des bestehenden Stimmenverhältnisses nachzuweisen, so schwie¬

rig wird es, in dem vorliegenden,, durch die Natur des Verhält¬

nisses verwickelten Falle, eine Aushülfe zu empfehlen. Viel¬

leicht könnte etwas durch eine Sonderung der Gegenstände, über

welche Beschlüsse gefaßt werden sollen, geschehen, allein doch

niemals etwas Ausreichendes. So konnte man wohl bei Ge¬

genständen, die ein materielles lokales Interesse haben, die

') Man wird fragen, was denn überhaupt geschehen kann, wenn eine der

Hauptmächte sich weigern sollte, den Bundesbeschiüsscn sich zu unterwerfen, und
wem die Erccntion aufgetragen werden sollte. Einmal kann man von dem Edel¬

mut!) deutscher Fürsten erwarten, daß sie sich selbst dem Gesetz unterwerfen;

wenn der Bund nicht auf solche Gesinnungen rechnen könnte, so wäre es be¬

trübt ; und dann wird auch der mächtigste der Fürsten eS nicht gerathcn finden,
sich allein von einem Bunde zu trennen, welcher ihm in so vieler anderer Be¬

ziehung Borthcile gewähren kann. Letzteres setzt aber voraus, daß der Bund

überhaupt schon eine Stellung gewonnen habe, die ihm jetzt noch zu fehlen
scheint.

iiy
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Süimnen nach geographischen Kreisen verthcilen, in welchen die
kleineren Fürsten, deren Besitzungen in diesen liegen, nach einem
durch die Umstände bedingten Maaßstabe mit den größeren zu
einer Collectiv-Stimme verbunden würden. Die mindermach-
tigen erhielten dadurch mehr Gewicht, die Zahl der Stimmen¬
den verringerte sich, überhaupt würden die örtlichen Interes¬
sen *) besser vertreten als es jetzt möglich ist. Bei vielen andern
Berathungsgegenstanden ist es dagegen wieder wichtig, die
Stimmen der mindermächtigen Fürsten nicht zur Unbedeutend¬
heit herabsinken zu lassen. Da ihr Regierungskreisbeengter ist,
so sind sie viel vertrauter mit den Bedürfnissen ihrer Untertha-
nen und viel naher dabei betheiligt, daß diese nicht verletzt wer¬
den. Dahin zählen wir Alles, was sich aus die gewerblichen
Verhältnisse derselben, den Rechtszustand,den Schutz ihrer Frei¬
heiten, der geistigen Thatigkeit u. s. w. bezieht.

Es geht mit dem jetzigen Stimmverhaltniß im Bunde, wie
es oft im Leben geht; wo zu viele Stimmen sich hören lassen,
verlieren sie an ihrem Gewicht. In der Billigkeit liegt unstrei¬
tig eine etwas gleichmaßigere Vertheilung und die Bedeutung
der Stimme die Jeder hat, wird dadurch verstärkt werden; wün¬

schenswert!) bleibt es daher, daß bei den Berathungen des Bun¬
des eine zweckmäßigere Vertheilung erfolge. Inzwischen diese
möge ausfallen wie sie wolle, so lange vom Bunde keine orga¬
nische Gesetzgebung ausgegangen sein wird/ die nicht allein die

') Unter örtlichen Interessen werden hier die des Handels, des Ackerbaues,
der speciellen Gewerbthätigkeit des Handels, so wie der besondern Zustände,
BeschäftigungSwcisen und Neigungen der Bevölkerung verstanden«



Verfassung des Bundes, sondern auch die Zustande des deut¬
schen Volkes vollständiger ordnet, werden die Stimmen der min¬
dermächtigen deutschen Fürsten ohne Einfluß bleiben, erst dann
werden sie eine Bedeutung gewinnen, und zur Erhaltung des
Bestehenden verwendet werden können, zu dessen Vertretung sie
vermöge ihrer Stellung so recht eigentlich berufen sind.

Wie wenig befriedigend auch, wir geben es selbst zu, die
Vorschlage sein mögen, die in dieser Beziehung dem Leser hier
mitgctheilt worden sind, so bleibt es doch gewiß, daß das jetzige
Stimmverhältniß nur ein nominelles sei, eine 0 vor dem Zahler.

Wenn wir nun das Resultat der bisher angestellten Be¬
trachtungen zusammenfassen, um übersehen zu,,können, was
noch geschehen müsse, den Anforderungen zu entsprechen, welche
das deutsche Volk mit Recht an den Bund macht, so finden wir:

1) daß der Kreis seines Wirkens umfassender sein müsse,
als jetzt und mithin die allgemeinen, die Wohlfahrt der Bun¬
desvölker berührenden Gegenstande unbedingt und ausschließlich
vor sein Forum gehören.

2) Daß, da der Bund durch die Bundes-Acte der Souve¬
rän über alle einzelne Glieder geworden ist, auch alle sich seinem
Beschlüsse zu unterwerfen haben, und wenn sie es nicht thun mit
Nachdruck dazu angehalten werden müssen.

3) Daß, wenn die eigenthümlichen Verhältnisse des Bun¬
des, so wie sie vorhin geschildert sind, in mehrerer Beziehung ge¬
sonderte Interessen herbeiführen, diese berücksichtigt werden müs¬
sen und in Hinsicht derselben Ausnahmen stattfinden können.

is *
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4) Daß der Wund sich als solcher eine so starke militärische

Organisation gebe, daß er als das mächtigste Glied des europai¬

schen Contincnts dastehe und als Bürge des allgemeinen Friedens.

5) Daß, weil die bisherige Stimmen-Wertheilung im Bunde

keine dem Wcrhältniß und dem Zweck entsprechende ist, diese mit

Rücksicht auf die Verschiedenheit der Gegenstände einer Reform be¬

dürfe.

In diesen fünf Hauptpunkten ist nun zusammengefaßt, was

nothwendig geschehen muß, um dem Bunde selbst einen innern

festen Halt zu geben, ohne welchen er keine Bürgschaft seiner

. eigenen Dauer zu gewähren im Stande sein wird. Inzwischen

behält er auch in seiner jetzigen Gestaltung noch einen großen Werth

und ist als ein Congreß von C ,andten vieler mächtigen Fürsten

zu betrachten, der sich zur Erreichung hoher Zwecke versammelt

hat, auch vorlaufig schon vor 26—28 Iahren über einige Präli¬

minar-Punkte einig geworden ist, allein seine Thatigkeit bis da¬

hin suspcndirt hat, daß irgend ein Zeichen vom Himmel erfolge

um von Neuem vorzuschreiben.

Nachdem wir uns bisher über die Mittel verbreitet haben,

dem Bunde mehr Kraft und innere Haltbarkeit zu geben, als de¬

ren er sich bis jetzt erfreut hat, wenden wir uns jetzt zu den Ge¬

genständen seiner Wirksamkeit und zu den Wegen, welche ihm zur

Verfolgung seiner höhern Zwecke offen stehen.

In der Einleitung zu diesem Abschnitte ist bereits gezeigt,

was geschehen müsse um die wichtigsten Interessen des deutschen

Bundes zu befördern, und wo möglich eine Nationaleinheit her-
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vorzurufen. Wer sich einbilden wollte, diese könne durch Lieder,

durch Trinksprüche, oder durch Zeitungsartikel bewirkt werden,

der befindet sich in einem Jrrthume; dazu bedarf es stärkerer Bin¬

demittel als die eines augenblicklichen Rausches, dem nur zu oft

ein Katzenjammer folgt. Doch die Sache ist zu ernsthast um sie

nicht naher zu beleuchten.

Die wesentlichsten Punkte, von deren richtiger Auffassung

und Behandlung die Zukunft Deutschlands abhangen wird, wol¬

len wir der besseren Uebersicht wegen in der nachstehenden Rei«

hcsolge beleuchten.

1) Die Bestimmungen, welche vom Bunde in Hinsicht der

landständischcn Verfassung ausgegangen sind, in wie fern diesen

Folge gegeben ist, und was geschehen müsse um in dieser Bezie¬

hung die Einheit des Princips zu erhalten.

2) Die kirchlichen Angelegenheiten.

3) Die Rechtsverhaltnisse.

4) Die Gleichförmigkeit der Gesetzgebung in Bezug auf die

Presse.

5) Die Beförderung der materiellen Interessen,

6) Die militairische Organisation, welche alle diese Güter

gegen äußere Feinde in Schutz zu nehmen im Stande sein wird.

all 1. Die Ver fassungs frage ist unstreitig die wich¬

tigste nicht nur an und für sich, sondern auch in Beziehung auf

die Stabilität der inncrn Zustände und auf eine innigere Verbin¬

dung der Deutschen zu einem gemeinsamen Ganzen.

Wenn zu der religiösen Trennung, die in Deutschland bestchsi
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sich noch eine politische gesellen sollte, es mithin den rein materiel¬
len Interessen allein überlassen bliebe, die Deutschen in ein Volk
zu verbinden, so würde dies wenigstens voraussetzen, daß die bei¬
den erstem dem deutschen Volke höchst gleichgültig geworden wä¬
ren, dagegen das Geld und die davon bedingten Lebensgenüsse
nur noch allein Werth für dasselbe behalten hatten; so weit ist es
aber nicht gekommen, und wir hoffen, daß es auch nie so weit
kommen sperde.

Durch die Schluß-Acte wird in den Artikeln 54, 57 und 58
der deutschen Verfassung eine feste Basis gegeben, und wir sind
weit entfernt sie anzugreifen, nicht nur weil sie besteht, sondern
weil wir sie den deutschen Verhältnissen angemessen halten. —
Die Hauptbestimmungenderselben finden wir im Artikel 54,
die Einführung landständischcr Verfassung betreffend, Artikel 57,
daß in den monarchischen Bundes-Staaten die gesammte Staats¬
gewalt in dem Oberhaupt des Staats vereinigt bleiben und der
Souvcrain nur in Ausübung bestimmter Rechte an die Mitwir¬
kung der Stände gebunden werde, Artikel 53, daß durch landstän¬
dische Verfassungen die Bundesfürstennicht in der Erfüllung ihrer
Bundespflichtenweder gehindert noch beschrankt werden dürften.
Wenn wir dies als das Princip betrachten, welches durch, die
Bundes-Acteausgesprochen ist, so finden wir das monarchische
durch das aristokratische, landständische, beschränkt. Hierdurch
wird die Repräsentativ-Verfassung mit Thcilung der Staatsge¬
walt ausgeschlossen.Die Anwendung dieses Princips erstreckt sich
fast über ganz Deutschland, wenn nämlich bei Bcurthcilung der
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Frage, wo monarchische Verfassung bestehe, auf' den 8t,am« c^nc>
des Jahres 1820 zurückgegangen wird; nur die vier Reichsstädte,
Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz machen eine
Ausnahme, die beiden letztem, weil sie die ihnen von Napoleon
bei Errichtung des Rheinbundes zuerkannte Souverainitat nicht
angenommen Habens.

Wenn wir nun zu der Untersuchung schreiten, in wie fern die
jetzt in Deutschland bestehende Verfassung dem Princip entspreche,
so finden wir keine zufriedenstellenden Resultate,

In Preußen ist die landstandische Verfassung noch in der
Entwickclung; es fehlt ihr noch Manches bis zur völligen Aus¬
bildung, wie dies in dem ersten Abschnitt gezeigt worden ist»' In
Oldenburg und Schwarzburg-Sondershausen besteht noch der Ab¬
solutismus, auch in Holstein scheint die landständischeVerfassung
noch nicht vollkommenentwickelt. Dem hochherzigen Monarchen,
der über diese Provipz herrscht, treten aber auch große Schwierig-

') Die beiden Herzöge von Mecklenburg-Schwerin und Strelitz zeigten
sich bei der eben erwähnten Gelegenheitals edle deutsche Fürsten, denen das
Recht am höchsten steht. Als gezwungenen Mitgliedern des Rheinbundes war
auch ihnen die Souverainitat zuerkannt. Mecklenburg - Schwerin forderte dar¬
auf Mecklenburg-Strelitz auf gemeinschaftlich einen Landtag auszuschreiben,—
dies kann verfassungsmäßignur gemeinschaftlich geschehen, —> um darüber mit
der Ritterschaft und den Städten zu berathen. Mecklenburg - Strelitz erklärte,
daß es entschieden jede Beengung der ständischen Rechte zurückweise und selbst
die Ausschreibungeines Landtages verweigere.

Mecklenburg - Schwerin schrieb nun einen Convocations - Tag der eigenen
Stände aus, in welchem es erklärte, keinen Gebrauch von der verliehenen
Souvcrainität machen zu wollen, wogegen die Ritterschaft und Städte sich be¬
reit fanden, Z der Landcsschulden,die bis dahin auf den Herzoglichen Domai-
ncn versichert standen, übernehmenzu wollen.
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kciten entgegen durch die eigenthümlichcn Verhältnisse der Provin¬

zen seiner Monarchie. In den österreichischen, zum Bunde gehö¬

rigen Provinzen, scheint die Vcrfassungssrage seit dem Schluß der

Bundes-Acte noch nicht weiter angeregt zu sein*).

Dagegen sind die übrigen Fürsten Deutschlands den Wün¬

schen ihrer Völker mit edelmüthigem Vertrauen in Ertheilung von

Verfassungen entgegen gekommen, von denen einige die Bestim¬

mungen der Bundes-Acte selbst zu überschreiten scheinen. Bei

einem Thcil derselben ist das Zwei-Kammern-System eingeführt,

welches eine Thcilung der Staatsgewalt voraussetzt, auch noch in

manchen andern Punkten eine Annäherung an das Repräsentativ-

System sichtbar.

Hiernach ist die jetzige Lage der Verfassungs - Verhaltnisse in

Deutschland in großen Umrissen gezeichnet, folgende:

Der Bund hat durch Beschlüsse festgesetzt, daß landesständi¬

sche Verfassungen eingeführt werden sollen und das Princip vor¬

geschrieben. In einem Theil von Deutschland ist dies noch nicht

geschehen, in dem andern ist man, wie es scheint, über die Gren¬

zen des Princips hinausgegangen, mithin steht jedenfalls fest, daß

') In Böhmen bestehen Landstände, ste versammeln sich alle Jahr aber

nur auf Einen Tag; jeder Rittergutsbesitzer kann erscheinen, allein er muß in

einer Equipage mit 4 Pferden bespannt vorfahren, wer die nicht hält, bleibt zu

Hause; ein cigenthiimlichcr WahlcensuS! Die Böhmen müssen die Gabe haben,

sich im Vergleich zu den übrigen Ständen kurz zu fassen, da sie so wenig Zeit

gebrauchen. Dagegen erfreuen sich andere Theile der deutschen Provinzen der

österreichischen Monarchie größerer Vorrechte, als die preußischen Landstände

besitzen, namentlich ist dies in dem Erzherzogthum Oesterreich der Fall, wo ih¬

nen auch die Bewilligung der direkten Steuern zusteht.
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man sich in diesem Lugenblick noch weit entfernt von einer Ueber-

einstimmung befindet.

Wie wichtig diese wenigstens bis auf gewisse Punkte sei, kann

sich Niemand verschweigen; denn so lange sie nicht herbeigeführt

ist, stehen entweder die innere Stabilität oder die Rechte und Frei¬

heiten des deutschen Volkes aus dem Spiel, ja was noch mehr

ist, bis dahin wird zwischen den Fürsten und deutschen Völker¬

schaften selbst nur Mißtrauen fortdauern, mithin sich keine allge¬

meine politische Gesinnungen feststellen können. Es wäre zu wün¬

schen, die Wahrheit die hierin liegt, würde weder von den Fürsten

noch von den Völkern verkannt, denn die Mitwirkung beider ist

nothwendig, um ein erfreuliches Ziel herbeizuführen.

Von Wichtigkeit wird es nun sein, zu untersuchen, in wie

fern die in den Verfassungen bestehende Verschiedenheit wirklich

vorhanden oder nur scheinbar ist, ferner ob es möglich sein wird,

die vom Bund aufgestellten Grundzüge festzustellen, ohne die ein¬

mal vorhandenen Rechte mancher deutschen Völkerschaften zu ver¬

letzen. Die beiden großen Glieder des Bundes, die durch ihre

Macht und ihren Länderbesitz in Deutschland einen so entscheiden¬

den Einfluß factisch haben, wollen wir zuerst ins Auge fassen.

Oesterreich befindet sich in dieser Beziehung in einem eigenthüm-

lichen Verhältniß, dieses entspringt aus den so ganz von einander

abweichenden Verfassungen der verschiedenen Bcstandtheile des Kai¬

serreichs. In Ungarn und Siebenbürgen befinden sich die Stände

im Besitz großer Vorrechte, welche die Macht der Negierung sehr

wesentlich beschränken; anders verhält es sich mit den übrigen
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Provinzen, sowohl den italienischen als ehemaligen polnischen,

die jeder Verfassung entbehren, anders wieder mit den zum deut¬

schen Bund gehörigen. In letztern bestehen standische Verfassun¬

gen von den ältesten Zeiten her, die wohl gegen früher eingeengt

sein mögen, an welchen aber nichts wesentliches verändert worden

ist. In diesen nun Neuerungen vorzunehmen scheint Oesterreich

nicht geneigt, wozu auch ein wichtiger Grund in dem Verhältniß

der galizischen und italienischen Provinzen zu liegen scheint, daher

läßt es sich sehr wohl begreifen, daß Oesterreich sich noch ferner

wie bisher von jeder Aendcrung in der Verfassung seiner deutschen

Provinzen fern halten wird. Deswegen folgt aber keineswegcs,

daß es unbetheiligt bei der Ordnung der Verfassungsfrage in

Deutschland sei. Oesterreich hat ein sehr bedeutendes Interesse

an der innern Ruhe desselben und an der Stabilität der dortigen

Verhältnisse; besonders würde es sich bedroht halten, wenn eine

nach dem Muster Frankreichs gebildete Repräsentativ-Verfassung

in Deutschland feste Wurzel fassen, und zu innerem Zwiespalt füh¬

ren sollte, und es wird daher Alles aufbieten, es zu hindern.

Bisher hatte es ein doppeltes Interesse, dem Aufschwung der sich

hin und wieder in Deutschland zeigte, entgegen zu treten, ein

specielles wegen seiner deutschen Provinzen und ein allgemein

politisches; dies hat denn auch unstreitig viel zu der Passivität bei¬

getragen , in welcher es sich bisher gehalten hat. Wenn sich Oe¬

sterreich aber überzeugen wird, daß die Verfassung in den deut¬

schen Staaten, namentlich in Preußen, nicht das monarchische

Princip berührt, auch nicht in seinem Innern gedrängt zu werden
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befürchten darf, so läßt sich von seiner richtigen Politik erwarten,

daß es zu einer Ordnung der Verhältnisse eher mitwirken als sie

hindern werde, die so wesentlich dazu beitragen kann, eine gewisse

Festigkeit und Ruhe in Deutschland zu begründen. Wesentlich

verschieden von den Verhältnissen Oesterreichs stellt sich das von

Preußen.

Die Hinderungsgründe, die bei Oesterreich stattfinden, be¬

stehen bei ihm nicht, im Gegentheil, es hat die vielfachsten Auf¬

forderungen seinem Volke eine mehr befriedigende landständische

Verfassung zu geben, als die ist, deren es sich jetzt erfreut, ja von

allen europäischen Staaten, Rußland und die italienischen Lander

ausgenommen, besitzen die preußischen Stande die mindesten Rech¬

te, selbst in Oesterreich sind diese, einige Provinzen ausgenommen,

mehr berechtiget.

Der hochseclige König von Preußen, welcher in der Geschichte

seines Hauses stets einen Glanzpunkt bilden wird, war, wie er

es durch die That bewiesen hat, einer der freisinnigsten Fürsten

seinerzeit; er war es, welcher, nachdem er in seinem Lande so

freisinnige Institutionen eingeführt hatte, auch auf dem Wiener Con-

greß landesständische Verfassungen für ganz Deutschland forderte,

und es ist daher wichtig die Gründe der Reaction zu kennen, die

plötzlich eintrat.

Wir wollen hier nicht wiederholen, was wir über manche

Ursachen derselben an andern Orten gesagt haben, allein wir fin¬

den jenen noch eine hinzuzufügen, welche fcrnerweitigen Aufschluß

giebt. Nachdem in Wien von mehreren süddeutschen Fürsten die
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preußischen Vorschläge über landstandische Verfassung als zu libe¬

ral verworfen waren, crtheilten sie, wie schon vorhin mitgctheilt

ist, ihren Völkern Verfassungen, welche offenbar sich zu dem Re¬

präsentativ- System hinneigten. Dieser Umstand und die Aufre¬

gung , die sich in Folge dessen in Deutschland zeigte, waren un¬

streitig Ursachen des Stillstandes und der Neactionsbcwegungen.

Dieser trat noch eine zweite hinzu. Der Staatskanzler, der von

der Ueberzeugung ausgieng, Preußen müsse in Deutschland an der

Spitze einer gemäßigten Bewegung stehen und der damals die Ein¬

führung von Neichsstandcn dem Monarchen empfohlen hatte, war

ein zu erfahrener Staatsmann, um nicht einzusehen, daß Reichs¬

stände gegenüber einer starken Verwaltung bestehen müssen, und

hatte sie daher auch fest zu begründen gesucht.

Nachdem nun in Preußen der Gedanke an Reichsstände auf¬

gegeben und eine schwache provinzial - standische Verfassung an

deren Stelle getreten war, bekam die so stark hingestellte Verwal¬

tung ein solches Uebergewicht, daß die ständische Einwirkung ganz

aufhörte.

Durch die Thronbesteigung des jetzigen Monarchen hat sich

nun zwar zum Theil der Stand der Verhaltnisse geändert, schon

sind mehrfach sehr wesentliche Schritte zur weitem Entwickclung der

landstandischen Verhaltnisse gemacht, und es ist nicht zu bezwei¬

feln, daß die ständische Verfassung eine, dem Bedürfnisse deS

Volks und der Stellung Preußens würdige Entwickclung erhalten

wird, wenn auch Einwirkungen nicht fehlen sollten, über welche

auch die geistreichsten Fürsten sich nicht immer gleich zu stellen ver¬

mögen.



Hierdurch würde nur ein großer Fortschritt zur Annäherung

mit den übrigen Bundesstaaten geschehen.

Wenn wir auf die Verfassung der übrigen deutschen Staa¬

ten übergehen, so crgiebt sich, daß man dort das landstandische

System zum Theil verlassen und sich dem Repräsentativ-Sy¬

stem genähert habe, dies beweiset schon die Einführung eines

Zwei-Kammer-Systems, welches als eine Nachahmung der

englischen Verfassung^) betrachtet werden kann, und nicht aus

dem Verhältnisse hervorgegangen ist.

Das Zwei-Kammer-System hat nur da eine Bedeutung,

wo eine Thcilung der Gewalt besteht, die Bestimmung der er¬

sten Kammer ist, das Uebergewicht der Dcputirten-Kammer zu

paralysiren.

Eine Thcilung der Staatsgewalt zwischen den Fürsten und

Ständen ist aber von dem Bunde nach §. 58 der Schlußakte

ausdrücklich verworfen; ferner ist auch das Zwei-Kammer-Sy¬

stem selbst der ständischen Verfassung, wie diese bis jetzt in

Deutschland bestand, entgegen. In den standischen Kammern

sollen die Stände gemeinschaftlich die Angelegenheiten des Lan¬

des bcrathcn, durch die Vereinigung aller in einer einzigen Kam¬

mer wird diese vielseitiger, weil in ihr alle verschiedenen Interes¬

sen mündlich verfochten werden können. Allein eine Versamm¬

lung, an welcher alle Glieder Theil nehmen, erhält auch dadurch

') Die französische erste Kammer ist eigentlich ein permanenter Staatsrath.

Die Mitglieder, größtenteils frühere Beamte, werden vom Könige auf Le.

bcnszeit ernannt, und es findet keine Aehnlichkcit zwischen dieser und den dcut-,

schen ersten Kammern, die auf erblichen Grundsitz basirt sind, statt.
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nung stattfindet.

So hochherzig es auch ist, daß viele deutsche Fürsten dem

augenblicklichen Wunsche ihrer Unterthancn nachgegeben, und ih¬

nen eine dem Geschmacke der Zeit so entsprechende Verfassung er-

theilt haben, so wenig scheinen weder die Zukunft noch die Ver¬

hältnisse zum Bunde dabei gehörig berücksichtigt worden zu sein.

In den meisten Ländern hat der gesunde Sinn der Deut¬

schen die Nachtheile, die daraus entspringen können, abgewehrt,

auf einzelnen Punkten aber hat dies zu Aufregungen geführt, die

wieder nachthcilig auf andere Verhältnisse einwirkten. Dort hat

die Regierung später einzusehen geglaubt, daß sie weiter gegan¬

gen sei, als wie sie gedacht hatte, und hat daher zu dem un¬

glücklichen Mittel ihre Zuflucht nehmen müssen, dem des ver¬

deckten Widerstandes und der Einwirkung auf die Wahlen.

Durch die Bestimmung des Bundes, die Stände könnten ihren

Regierungen die Mittel zur Erfüllung der Bundespflichtcn nicht

versagen, mithin auch keine Steuer-Verweigerung eintreten las¬

sen, wozu ihm in Folge seiner Souveränität das Recht zu¬

steht, ist der konstitutionellen Entwickelung ein Todessireich

versetzt.

Eine Repräsentativ - Verfassung ohne Antheil an der Ge¬

walt mit wesentlichen Beschränkungen an dem Steuer-Verwci-

gerungs-Recht, zerfällt um so mehr in nichts, wenn sie noch

über sich einen Souverain anerkennen muß, von dessen Willen

sie abhängig bleibt.



Allein eine solche Verfassung führt noch den Nachtheil mit

sich, daß sie anregt, und nicht befriedigt, daher Unzufriedenheit

erzeugt. Wir sind es nicht allein, die fo urtheilcn. Der Pro¬

fessor Ov. Biedermann hat dies treffend in einem Aufsatz ge¬

schildert, welchen das Augusthcft der deutschen Monatsschrift für

Literatur und öffentliches Leben unter der Uebcrsicht „Preußens

politische Entwickclung seit dem Thronwechsel" mittheilt, wo er

S. 242 u. f. die Hemmungen in den consiitutionellen deutschen

Landern bespricht und S. 244 wörtlich sagt:

„Die peinliche Lage, in welche dadurch die Verfassungs-

Partie in Deutschland versetzt wird, indem sie sich zwar durch

den Buchstaben der Verfassungen berechtigt sieht, dennoch aber

nirgends zum vollen Besitz und Genuß dieser Vcrfassungsrcchte

gelangen, nirgends die Verfassung zu einer Wahr heit erheben

kann, dieses peinliche, in sich unwahre und gespannte Verhält-

niß ist hauptsachlich daran schuld, daß einerseits die Bestrebun¬

gen derselben nicht selten den Character einer gereizten heftigen

und gehässigen Opposition annehmen, andrerseits aber sich eben

so oft Mutlosigkeit bei den Volksvertretern, Gleichgültigkeit für

die Verfassung beim Volke kund giebt.

Die constitutioncllcn Regierungen selbst befinden sich in ei¬

ner nicht minder drückenden Lage. Auf der einen Seite haben

sie gegen ihre Völker Verpflichtungen eingegangen, welche sie zu

einem beharrlichen Fortschreiten auf der Bahn politischer Ent¬

wickclung hindrängen; auf der andern Seite können sie sich den

Rücksichten nicht entziehen, welche die Politik der großen, ab-

c
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soluten Staaten ihnen auferlegt. So komflien sie in eine falsche

Stellung , ihren Völkern gegenüber; sie verlieren entweder deren

Vertrauen, weil man glaubt, sie wollen den äußern Ein¬

flüssen nicht einen kraftigen Widerstand entgegensetzen, oder deren

Achtung, wenn man sieht, daß sie es nicht können."

Daß dies die wahre Lage der Verhältnisse sei, wird Nie¬

mand bestreiten können, und wenn wir es uns denken wollen,

daß die Verhaltnisse, wie sie in Baden bestehen, auch in andern

Staaten Nachahmung finden sollten, und ein ahnlicher nutzloser

Parteien - ÄflNssf sich weiter und selbst in Preußen entspinnen

könnte, welches Schauspiel würde dann Deutschland dein Aus¬

lände zeigen?

Wir überlassen es Jedem, sich das Bild solcher Zustände

und die Folgen die daraus entspringen würden, weiter auszu¬

malen, so vicüstcht aber fest, daß Verhältnisse, wie diese, nicht

dahin führen können, Deutschland stark und glücklich zu machen^

am wenigsten einig zu erhalten^).

Ohne Besorgniß berufen wir uns auf das Urtheil der Leser,

ob die hier gegebene Schilderung der Verhältnisse nicht Wahrheit

enthalte, und daher alle Aufmerksamkeit verdiene. Wir sind

*) Man hat uns heftig angegriffen, daß wir uns schon im ersten Theil
gegen solche Verhältnisse ausgesprochen, und uns der Feindseligkeitund einer
beschränkten Ansicht beschuldigte dies Hindert uns aber nicht, die Verhältnisse,
wie sie sind, aufzudecken, wir wünschen nichts mehr, als Deutschland frei und
stark zu sehe» , und gehören nicht zu Denen , die Andere wegen ihrer Ansichten
verdamme», aber wir halten mit den unsrigen auch nicht hinter dem Berge.
So nzenig gut es ist, den Großen der Erde Schmeicheleien zu sagen, so viel
weniger ist es geräthen, den Völkern die Wahrheit zu verschweigen.



weit davon entfernt, verlangen zu wollen, daß die constitutio-

nellen Lander Deutschlands nun ihre Verfassung aufgeben, und

von Preußen oder irgend einem anderen Staate annehmen sol¬

len; eine solche Thorhcit werden wir uns nicht zu Schulden kom¬

men lassen, aber wir wünschen Gegenseitigkeit, und daß man

auch unsere Verhaltnisse nicht verdamme, weil man sich in an¬

deren befindet.

Was die Mittel betrifft eine Uebcreinstimmung trotz aller

bestehenden Verschiedenheit herzustellen, so liegen diese nicht so

fern als es den Anschein hat. — Der Vercinigungs-Punkt ist

gegeben, er findet sich in der Bundcsgesetzgcbung, von welcher,

so lange sie besteht, keine Abweichung weder versucht noch ge¬

duldet werden sollte.

Zuerst scheint es nvthig, daß diejenigen Bundesglicder

welche dem Art. 13 der Bundes-Acte noch nicht genügt haben,

aufgefordert würden dies zu thun, jedoch mit Ausnahme von

Oesterreich, welchem es bei den bestehenden Verhältnissen über¬

lassen bleiben muß, sich dessen zu enthalten, um so mehr da in

seinen deutschen Provinzen noch die alten ständischen Verhalt¬

nisse fortbestehen; ist dies geschehen, so haben diese und alle

übrigen Bundes - Glieder ein Recht zu fordern, daß geprüft

werde, in wie weit die neuen Verfassungen sich innerhalb der

Grenzen der Wiener Schluß-Acte Art. 54 bis ti4 gehalten ha¬

ben, damit die sämmtlichcn Verfassungen die gesetzlichen Gren¬

zen erreichen, aber auch nicht überschreiten.

Sollte cS sich dann ergeben, daß in einzelnen Fallen Für-



sten bei Ertheilung der Verfassung weiter gegangen sein sollten,
als sie befugt waren und vermöge ihres Verhältnisses zum Bun¬
de durchzuführen im Stande sind, so müssen darüber Dcclara-
tionen erscheinen. Es giebt in dieser Beziehung nur die Wahl,
entweder müssen die Bundesgesetzeoder die einzelnen Verfas¬
sungen der Lander geändert werden. Zu ersterem wird sich der
Bund schwerlich entschließen,und letzteres wird um so weniger
Bedenken haben, da nur von Befugnissen die Rede sein kann,
die weiter gehen, als das Recht dazu besteht. Es liegt jeden¬
falls in der Klugheit, eine solche Regulirung vorzunehmen. Den
Völkern kann es nichts nützen , sich im Besitz von Rechten zu
glauben, die aus einer Täuschung beruhen, die eine beständige
Aufregung unterhalten,und die um so nutzloser sind, da gegen
die Macht des Bundes nicht anzukämpfenist. Deswegen folgt
aber keineswegcs, daß die jetzt in diesen Ländern bestehenden
Verfassungengeändert zu werden brauchen, sondern es ist nur
von einer Bezeichnungder Rechte die Rede, welche den Völ¬
kern nach den bestehenden Bundes-Gesetzen,den Fürsten ge¬
genüber zustehen. Ob es nicht rathsam sei, und im Interesse
der Fürsten wie der Völker liege, bei dieser Gelegenheitdie bei¬
den Kammern in eine zu verschmelzen, lassen wir hier unun-
tersucht, und halten es mit Rücksicht auf das Ganze für
gleichgültig.

In den alten deutschen ständischen Verfassungen berath-
schlagten Fürsten und Herren, Prälaten und Bürger in einem
Hause; warum nicht auch jetzt? Eine der nöthigsten und mit
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der Ordnung der Verfassungs-Angelegenheit in naher Verbin¬

dung stehende Einrichtung würde in der Ernennung einer bestan¬

digen Austrägal-Instanz beim Bunde sein, wie diese schon in

Wien beabsichtigt wurde, und deren Wirkungskreis dahin ginge:

») zu untersuchen, in welcher Lage die Verfassungs - An¬

gelegenheit sich in den verschiedenen Landern Deutschlands be¬

findet und ex oMoiv da, wo es ihr nöthig scheint, Anträge

beim Bunde zu bilden; b>) alle Beschwerden in Empfang zu

nehmen, die beim Bunde in Verfassungs-Angelegenheiten von

den deutschen Fürsten oder Völkern eingereicht würden, und

das Referat darüber zu führen, und c) nach erfolgter Autori-

sation dazu, die Erkenntnisse abzufassen.

ae>2. Die kirchlichen Angelegenheiten Deutsch¬

lands betreffend.

In dem vorhergehenden Abschnitt ist gezeigt, wie nvthig

es sei, in Hinsicht der Verfassungen eine größere Einheit des

Princips herzustellen, und sowohl für die Erfüllung als für

die Nichtüberfchreitung der Bundesgesetzgebung zu sorgen; zu¬

gleich ist gesagt, daß eine Annäherung der Verhältnisse und

der Ansichten des deutschen Volks in dieser Beziehung um so

nvthigcr erscheine, als in religiöser dies unmöglich sei. Jetzt

soll untersucht werden, was der Bund thun kann, damit aus

der Verschiedenheit des Glaubens keine Uneinigkeit des Volks

entspringe.

Den Frieden unter den christlichen Bekenncrn ungestört zu
17 *
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erhalten , gegen jeden und daher auch gegen die Juden gerecht

zu sein, ist eine heilige Pflicht des Bundes; dies ist ein Punkt

von welchem wir ausgehen. — Wenn es noch der Zeugnisse

für unsere Nachkommen von der Oberflächlichkeit bedürfte, wel¬

che der vorherrschende Charakter unserer Zeit ist, die sich nur

großartig beweiset inconsequcnt zu sein, so würden unsere Ur¬

enkel diese in der leichtfertigen Abfindung erblicken, welche den

religiösen Zustanden des deutschen Volks in der Bundcs-Acte

widerfahrt.

Die Bundcs-Acte vom 8. Juni 1815 enthalt darüber

im 16. Art. wörtlich:

„Die Verschiedenheit der christlichen Ncligionsparteien kann

„in den Landen und Gebieten des deutschen Bundes keinen

„Unterschied in dem Genuß der bürgerlichen und politischen

„Rechte begründen;"

und in der Slußacte des Wiener Congresses vom 15. Mai 1820

steht Art. 65:

„Die in den besonderen Bestimmungen der Bundesacte

„Art. 16, 13, 19, zur Berathung der Bundes-Versamm¬

lung gestellten Gegenstände bleiben derselben, um durch

„gemeinschaftliche Uebereinkunft zu möglichst gleichförmi¬

gen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernem Be¬

arbeitung vorbehalten."

Die lakonische Sprache dieser beiden Artikel ist eben so

merkwürdig, als daß in dem langen Zeitraum, welcher seitdem

verflossen ist, der Gegenstand völlig geruht hat.



Wie ist es zu begreifen oder zu entschuldigen, daß der

Bund den heiligsten Interessen der Völker so wenig Aufmerk¬

samkeit schenkt; es ist wahrlich Zeit, endlich diesen wichtigen

Gegenstand wieder aufzunehmen. So nothwendig es nun ist,

daß in Bezug auf den Art. 16 der Bundes-Acte, Antrage

beim Bunde erneuert werden, so scheint es, daß diese jedenfalls

von den minder mächtigen Fürsten ausgehen müssen; denn

wenn diese etwa von Preußen an den Bund gebracht werden

sollten, so würde von Süden, Westen und Osten sich wieder

das Geschrei erheben: O ihr Fürsten und Völker

Deutschlands seid auf eurer Hut! Preußen

strebt nach Hegemonie; das Vaterland ist in Gefahr!

denn in Preußen bewegt sich ein kleiner Finger und das streitet

gegen die Bundes-Praxis, in einem Viertel-Jahrhundert ha¬

ben wir noch nie eine so bedenkliche Constellation wahr genom¬

men. Gott sei gelobt dafür in Ewigkeit, Amen.—

Wir haben wenige Zeilen vorher den Bund wegen seiner'

Passivität angeklagt, allein wir geben zu, daß der frühere Zeit¬

punkt nicht günstig zur Ordnung dieser Angelegenheit war. Das

Aerwürfniß zwischen Preußen und Rom bewegte die Gemüthcr -

heftig, und nur die baldige Beseitigung der Veranlassung des

Streites hat den Frieden zwischen den beiden großen christlichen

Neligionspartcien in Deutschland erhalten. Desto günstiger er¬

scheint der jetzige Augenblick, an Erfahrung reicher möchte das

Vedürfuiß um so eher erkannt werden.

In der Bundes-Acte vom 8. Juni 1815 ist die bürgcrli-
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che Gleichstellungaller christlichen Confessionen als eines der
Grundgesetze des Bundes ausgesprochen. Nicht minder nöthig
ist es, das Maaß der religiösen Freiheiten der verschiedenen
Confcssionen in den Landern festzustellen, in welchen diese
nur den kleineren Theil der Bevölkerung bilden, und daher im
Vcrhältniß zu der dort herrschenden Kirche die geduldeten sind.
Ueber diesen Punkt ist in Wien verhandelt, und es sind Proto¬
kolle genug darüber aufgenommen, aber nicht zum Abschluß ge¬
bracht worden. Hier auf das Specielle solcher Abkommen ein¬
zugehen, ist nicht der Ort, wohl aber auf die Verpflichtungdes
Bundes hinzuweisen, für die Glaubensfreiheit des ganzen deut¬
schen Volks, so wie für die freie Ausübung seines Cultus sorgen
zu müssen. Da die Erhaltung der Eintracht in Deutschland
vor Allem wichtig ist, so darf nichts versäumt werden, diese
zu sichern, und jede Veranlassung, die zur Uneinigkeit führen
könnte, gründlich zu entfernen.

Wie leicht religiöse Zerwürfnisse entstehen, und sich schnell
verbreiten bedarf keiner Beweise; der Fanatismus ist eine von
den Krankheiten,deren Keim in der Gebrechlichkeit des Menschen
liegt, und aufweiche atmosphärische*) Einwirkungenstattfinden
können. Daß die verschiedenstenConfessionen, wenn keine Ver¬
anlassung zu religiösen Zwistigkeiten gegeben wird, brüderlich ne¬
ben einander wohnen, ohne daß die innere Verschiedenheit ihres
Glaubens auf ihre äußerlichen Verhältnisse Einfluß übe, sehen
wir in so vielen Ländern. Es folgt hieraus die Notwendigkeit,

Die Politik hat auch ihre Atmosphäre.
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alles dasjenige zu vermelden, was zur Uneinigkeit führen kann.
Es giebt aber kein wirksameres Mittel zu diesem Zweck, als eine
Vereinigung der Bundesfürsten, um die Verhältnisse der verschie¬
denen christlichen Eonfessivnen da, wo es noch nicht geschehen,
zu ordnen, und dadurch allen Unterthancn der Bundesstaaten
eine freie Neligions-Ucbungzu sichern. Eine solche Maaßregcl
ist jedoch nicht die einzige die zum Zweck führt, denn auch aus
dem Verhältnisse desStaats zur Kirche entstehen nur zu oftStrei-
tigkciten, die dann auf die verschiedenen Gemeinden übergehen,
und den Streit von oben nach unten verpflanzen.

Die Fürsten des Bundes können in dieser Beziehung etwas
außerordentlich Großes für sich und ihre Völker stiften, wenn sie
sich darüber vereinigten nach allgemeinen und gleichen Grundsä¬
tzen die Grenzlinie zwischen den Befugnissen des Staats und der
Kirche durch ein Bundesgesetz zu ziehen, und im Fall des Streits
dem Bunde die Entscheidung zu überlassen, so daß namentlich in
Sachen der katholischen Kirche keine Streitsachen direkt von den
Fürsten, sondern stets von dem Bunde regulirt würden.

Es kann sich Niemand verschweigen,daß ein bedeutender
Keim zu einer künstigen Spaltung in Deutschland in dem Verhält-
niß der beiden herrschenden Kirchen liegt, und daß es daher weise
sein würde, wenn die Fürsten Alles aufbieten wollten, diesen zu
ersticken. In dem jetzigen Augenblick zeigt die Atmosphärevon
Deutschland einen wolkenlosen Himmel, allein wie leicht kann er
sich wieder trüben. Alle Phrasen über den aufgeklärten Geist der
Zeit, der jedes ernstliche, kirchliche Zerwürfnißunterdrücken wür-
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de, haben keinen Werth. Die religiösen Streitigkeiten sind im¬

mer aus dem Gcmüth hervorgegangen und werden es immer,

und wo dieses spricht, ist der Geist für den Augenblick der Krise

bloßer Zuschauer. Wenn die Bundes-Regierungen sich nun zu

einer solchen Vereinigung, wie wir sie eben vorgeschlagen haben,

bestimmten, so würde der erste und nöthigste Schritt sein, im

Namen des Bundes mit dem Papst ein Abkommen über die Ver¬

hältnisse der katholischen Kirche zu den Regierungen des Bundes

zu treffen. Ein solcher Vertrag würde verhindern, daß über die

Verhaltnisse des Staats zu dieser je ein Kampf zwischen Rom und

den einzelnen Regierungen stattfinden könnte. Wenn in irgend

einem der Bundes-Staatcn sich ein Streit zwischen der Regierung

und der römischen Kirche entspinnen sollte, so stellte die dabei be¬

teiligte den Fall zur Entscheidung des Bundes, welche dann

durch eine dazu niederzusetzende Austrägal-Jnstanz erfolgte; siel

das Urthcil gegen die Negierung aus, so gäbe diese nach, im

entgegengesetzten Falle vcrtheidigte der Bund die Rechte dersel¬

ben gegen Rom.

Die Verwirklichung dieses Gedankens würde zur Folge ha¬

ben, daß muthmaßlich dem Papst keine begründete Veranlassung

zu Streit gegeben werden würde, da sich eine unparteiische Ent¬

scheidung von dem Fürstcnbund erwarten laßt, und in Folge des¬

sen eine Unterdrückung dcS Zwistes selbst; serner, daß, wenn

dennoch Streit entstände, dieser, weil er gegen den ganzen Bund

und nicht gegen die einzelnen, oft durch ihren Glauben von einem

Theil ihres Volks getrennten Fürsten gerichtet wäre, die Haupt-
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bcsorgniß entfernt, Deutschland in zwei sich gegenüber stehende

Rcligionspartcien zu trennen, und Collisionen zwischen den Für¬

sten und ihren Untcrthanen, die ohnedem so leicht stattfinden kön¬

nen,/ HMcizWHttMN-szdnuN nmW .i'mochluk ^

Es entsteht aber die Frage, ob anzunehmen sei, daß Rom

sich geneigt finden lassen würde, mit dem Bunde ein Concordat

zu schließen, und ob die Interessen der beiden Confessioncn durch

die Entscheidung eines Bundes, der aus Fürsten besteht, die bei¬

den Confessioncn angehören gesichert seien.

Was die Entscheidung des ersten Theils dieser Frage betrifft,

ob der Papst mit dem Bunde ein Concordat abschließen würde,

da dieser auch aus protestantischen Fürsten bestehe, und er sich

bisher geweigert habe, mit Ketzern einen Vertrag zu schließen,

so scheint dies wohl nicht zweifelhaft, wenn der Bund ernstlich

darauf besteht.

Rom hat in neuester Zeit in Spanien, in Nußland viel Bo¬

den verloren, in Frankreich und Portugal den früher eingebüßten

noch kcincswegcs wieder gewonnen, und selbst in einer der wich¬

tigsten Provinzen des Kaiserreichs sieht es seinen Einfluß ge¬

schwächt. Rom kennt die Interessen seiner Kirche zu gut, um

auch in Deutschland Unzufriedenheit zu erregen; es wird fühlen,

welchen Werth es hat, wenn in 39 Bundes-Staatcn die Angele¬

genheiten der katholischen Kirche geordnet sind, und daher im

Herzen von Europa in dieser Beziehung Ruhe herrscht.

Besonders wichtig würde es sein, alle die Fragen, welche

so oft berührt und nie zur letzten Entscheidung gekommen sind,
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für immer durch eine» Beschluß des Bundes todt zu machen.
Dahin gehört vor Allen die über die gemischten Ehen.

Was den zweiten Theil der Frage betrifft, in wie fern die
Interessen der verschiedenen Confcssioncn gefährdet werden könn¬
ten, wenn die Entscheidung dem Bunde überlassen bleiben sollte,
so scheint bei diesem um so weniger ein Bedenken nöthig, da im¬
mer die Einigung über die Bestimmungen, nach welchen demnächst
verfahren werden soll, vorangehen muß, so daß daher bei den
Borfragen die Controverspunkteschon entschieden werden, mithin
in der Folge nur von deren Anwendung die Rede sein kann.
Das Princip selbst ist indessen, wie für alle andere Fälle, so für
diesen durch die Bundes-Acte gegeben und heißt Gleichheit der
Rechte, und Gleichheit der Pflichten; aus diesem Grundsatz und
aus den eigenen Interessen entwickelt sich das klebrige. Die ein¬
zige Schwierigkeit, die sich hier zu zeigen scheint, liegt darin, ob
die Fürsten nicht etwa eine Beschränkung ihrer Machtvollkommen¬
heit darin finden würden, wenn dem Bunde die Entscheidung
über Streitigkeiten zustehen sollte, welche in ihrem eigenen Lande
zwischen ihnen und der katholischen Kirche vorfallen könnten.

Eine weitere Beschränkung ihrer Souvcrainitäts-Rechte kann
hierin unmöglich gefunden werden, wenigstens keine größere, als
welche schon in so vielen andern Punkten besteht, wo dem Bunde
die letzte Entscheidung zukommt. Wichtig ist es dagegen für sie
in den Bundes-Bestimmungeneinen festen Anhalt zu finden, und
erwünscht von Berwickelungen befreit zu werden, die immer sehr
unangenehm bleiben. Ja was noch mehr ist, vorausgesetzt, ir-
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gend eine Regierung wäre durch Mißgriffe der Verwaltung in un¬
angenehme Conflikte versetzt, so konnte es ihr nur willkommen
sein, wenn dem Bund die Entscheidung zustande, und sie nicht
gezwungen wäre, selbst ihre eignen Maaßregeln zurückzunehmen.

Indem wir hier von dem bisher besprochenen Gegenstand
abbrechen, fürchten wir, man wird uns den vorhin der Bundes-
Acte gemachten Vorwurf zurückgeben, ihn nicht vollständig genug
behandelt zu haben; indessen wird der billige Leser sich überzeu¬
gen, daß nur davon die Rede sein kann, auf die verschiedenen
fraglichen Punkte aufmerksam zu machen, deren Behandlung dem
Bund obliegen muß, wenn durch ihn die Wohlfahrt des deut¬
schen Volks gesichert werden soll; jetzt liegt uns noch ob, auf die
Verhältnisse des jüdischen Theils des deutschen Volks überzuge¬
hen, und zu zeigen in wie fern die ihm gemachten Versprechungen
erfüllt worden sind oder nicht.

In dem Art. 46 der Bundes-Acte steht wörtlich: „Die
Bundes-Versammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine
möglichst übereinstimmende Weise die bürgerlichen Verbesserungen
der Bekenner des jüdischen Glaubens in Deutschlandzu bewirken
seien, und wie insonderheit denselben der Genuß der bürgerlichen
Rechte gegen die Ucbernahmeder Bürgerpflichtenin den Bun¬
desstaaten verschafft und gesichert werden könne. Jedoch werden
den Bekenner» dieses Glaubens bis dahin, die denselben von*)

") Das Wort von ist hier mit dem vorher gebrauchten Worte in ver¬
tauscht worden, wie dies die BcrhandlungSacten(siehe Klub er Bd. II. S.
535, verglichen mit S. 456, 463 ff. und der von demselben herausgegebenen
Ucbcrficht S. 334 ff.) beweisen.
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den einzelnen Bundesstaaten bereits eingeräumten Rechte erhal¬

ten." Durch die Wiener Schluß-Acte ist nun die Erfüllung die¬

ser Verheißung wie bei den christlichen Confcssioncn, durch den

§. 65 derselben auf eine andere Zeit verschoben, deren Erfüllung

aber etwas auf sich warten laßt, da seit dem 8. Jan. 1815,

28 Jahre verflossen sind.

So unrecht es immer ist, sein gegebenes Versprechen nicht

zu erfüllen, besonders wenn selbst jeder Entschuldigungsgrund

dazu fehlt, so liegt hierin für die jüdischen Bewohner in Deutsch¬

land, wie wir zeigen werden, eine besondere Härte. Wir fassen

bei Beurtheilung dieser Frage den Gesichtspunkt auf, daß die

Juden einen Theil des deutschen Volks ausmachen, da sie allent¬

halben die allgemeinen Lasten tragen, da sie in dem Befreiungs¬

kriege, wo es ihnen erlaubt worden war, mit für das Vaterland

gekämpft haben, sie daher auch gleich Anderen Anspruch auf eine

gerechte Behandlung haben.

Fast in allen aufgeklärten Staaten sind ihnen bereits bür¬

gerliche Rechte zuerkannt. In Holland, in England, in Däne¬

mark, in Frankreich befinden sie sich mehr oder weniger in dem

vollen Besitz derselben; in den meisten deutschen Ländern ist dies

auch der Fall, namentlich in ziemlich ausgebreitetem Maaßc in

den alten Provinzen der preußischen Monarchie, und in vielen

andern Thcilen Deutschlands; allein in manchen andern lastet

noch auf ihnen der ganze harte Druck einer früheren vorurtheils-

vollen Zeit. Statt nun, wie der obenerwähnte Art. 16 der

Bundcs-Acte verspricht, eine Gleichstellung der bürgerlichen Rechte
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und Pflichten der Juden in ganz Deutschland eintreten zu lassen,

hat man sie in einigen Theilcn nicht nur in ihrer gedrückten Lage

gelassen, sondern es ist auch in Folge der Abänderung des in in

von, deren wir in der Anmerkung erwähnt haben, der Vor¬

wand hergenommen, ihnen selbst die im Königreich Westphalcn

und den französischen Icheinprovinzen bereits erlangten Rechte

wieder zu nehmen. Wir enthalten uns aller Bemerkungen über

diese Verwandlung und ihre Anwendung, inzwischen ist die ge¬

machte Auslegung, daß, da Westphalcn kein Bundesstaat gewe¬

sen sei, und die Juden mithin dort ihre Rechte von keinem Bun¬

desstaat herleiten konnten, keine hallbare; denn als die Abfas¬

sung der Bundes-Acte erfolgte, gab es überhaupt noch keine

Bundesstaaten, und mithin konnte nur der factische Bestand in

den Ländern, welche die Bundesstaaten bilden sollten, gemeint

sein. Hätte man in Wien in dieser Beziehung den unter franzö¬

sischer Herrschaft wohnenden Juden größere Beschränkungen auf¬

legen wollen, so hätte man jedenfalls diesen Artikel anders ab¬

fassen müssen. Von der Gerechtigkeit und Billigkeit der Bun-

des-Versammlung läßt sich nun wohl erwarten, daß diese sich

auch der Verpflichtungen erinnern werde, deren Erfüllung ihr

vermöge der Bundes-Acte obliegt.

Besondere Bedenken können dabei um so weniger bestehen

als der Art. 16 der Bundes-Acte schon die Grundlage genau an¬

zieht. In ihm ist einmal ausgesprochen, gleiche bürgerliche

Pflichten geben einen Anspruch auf gleiche Rechte, und zum an¬

dern, die Juden sollen in ganz Deutschland in den Genuß glci-



270

eher Rechte kommen und außerdem sollen die bei der Abfassung
der Bundes-Acte bestandenen ihnen garantirt bleiben; es folgt
mithin hieraus, daß, da den bevorzugt gewesenen ihre Rechte
nicht geschmälert werden sollen, und allen der Genuß gleicher
Rechte zugesichert ist, die, die jene Bevorzugtendamals besaßen,
mindestens allen übrigen auch zu Theil werden müssen; dies ge¬
wahrt mithin eine feste Basis, von welcher die Bundes-Ver¬
sammlung ausgehen kann, und zugleich das Minimum dessen,
was den Juden in ganz Deutschland zuerkannt werden muß.
Wann wird man wieder anfangen das Wort zu halten?

Außer dem eben entwickelten Gesichtspunkte giebt es noch
einen andern, der gewiß auch Berücksichtigung verdient. Die
Erfahrung belehrt uns darüber, daß Manner eben so wie Völ¬
ker, die sich in einer gedrückten Lage befinden, stets herunter
sinken; wenn man daher den moralischen Zustand der Juden bes¬
sern, ihre bürgerlichen Tugenden erwecken will, so ist es nvthig,
den Druck, unter welchem sie leiden, zu entfernen; thut man es
nicht, so tragt man die Verantwortung davon.

Es scheint nach allem diesen um so mehr eine Forderung
der Gerechtigkeit und der christlichen Moral zu sein, den Juden,
die sich durch Sprache, Sitten, Bildung und patriotische Opfer
seit einem Menschenalter bemüht haben sich da, wo die Landes¬
gesetze günstiger für sie lauteten, den übrigen Deutschen gleich¬
zustellen, nicht langer Rechte zu entziehen, die ihnen die Huma¬
nität langst zuerkannt hat.
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Ueber die Sicherung des Rechtszustandcs in Deutschland ist

die Bundesgesctzgcbung eben so unvollständig geblieben, als in

allen übrigen Punkten, wie der Leser selbst sich davon überzeugen

wird, wenn wir ihm hier mitthcilen werden, was die Bundes -

Acte darüber enthalt.

Der Artikel 12 der Bundes-Acte bestimmt als ein Grund¬

gesetz, daß dem deutschen Volke das Recht verbleiben solle, in

drei Instanzen Recht zu nehmen und daß zu diesem Zwecke in

den Bundes-Staaten, wo es bisher nur zwei Spruch-Collegien

gab, noch ein drittes Ober-Appellationsgericht gebildet werden

müsse*), wo aber bereits drei Instanzen bestanden, diese blei¬

ben sollen.

Im Artikel 14 werden die Rechtsverhältnisse der deutschen

mediatisirten Fürsten und Grafen festgestellt. Ferner enthalten

die Artikel 29 und 30 der Wiener Schluß-Acte, der erstere die

Bestimmung, daß bei Verweigerung der Justiz der Bund den

Landesherrn dazu anhalten könne, und der folgende, daß wenn

Forderungen von Privatpersonen deshalb nicht Genüge geleistet

') Es wurde ein solcher Werth und mit Recht auf die Errichtung von

Dber-Appellationsgerichten gelegt, daß es den kleineren Bundesgliedern der Er-

sparung der Kosten wegen gestattet wurde, deshalb zusammen zu treten. Diese

Ober-Apcllationsgerichte oder dritte Instanzen sind auch in allen deutschen Staa¬

ten eingeführt, nur in Preußen fehlen sie in einer gewissen Bollständigkcit. In

dem Theil, wo französisches Recht gilt, können die Cassationshöfe unmöglich

als solche betrachtet werden, und in dem Theil, wo das Landrccht gilt, sind

Bestimmungen eingetreten, von welchen weiter unten gesprochen werden wird.
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werden könne, weil die Verpflichtung zwischen mehreren Bundcs-

gliedcrn zweifelhaft sei, der Bund durch eine Austrägal-Instanz

zu entscheiden habe, wenn eine gütliche Vcrmittelung fruchtlos

geblieben sein sollte.

Wenn man von diesen einzelnen aphoristischen Bestimmun¬

gen eine Sicherung des Rechtszustandes des deutschen Volkes er¬

warten wollte, so würde man sich freilich sehr tauschen, und

demüthigcnd ist es, wenn man den Schutz, welcher dem deut¬

schen Volke jetzt geboten wird, mit dem vergleicht, welchen es

zur Zeit der alten Neichsverfassung besaß. Es leitet zu dem

Verdacht hin, die Sicherung der Person, des Eigenthums und

des Rechts würde in unserem aufgeklärten Zeitalter für einen

gleichgiltigcn Gegenstand gehalten, auf den es nicht mehr an¬

kommen könne.

So unbefriedigend nun auch die Schutzmittel des Rechts¬

zustandes sind, so sind doch selbst diese nicht zur Anwendung ge¬

kommen, wenn sich die Gelegenheit dazu zeigte, wie wir Bei¬

spiele davon anführen werden.

Die Bestimmung des Art. 12 der Bundcs-Acte wegen Er¬

richtung von Gerichtshöfen dritter Instanz, wo diese nicht schon

bestanden, kann nie einen Ersatz für das ehemalige Neichskam-

mcrgcricht gewahren, vor welchem die Fürsien zur Zeit des

Reichs, auch die welche das jus cl<z nc>n np^ellnnclo erlangt

hatten, doch wegen Anwendung ihrer Hohcits-Rechte selbst von

den geringsten ihrerUntcrthancn belangt werden konnten*). Dic-

Friedrich II. war als Herzog von Cleve von einem Gutsbesitzer
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se Ober-Appellationsgcrichte, besonders in den mittleren und
kleinen Staaten, stehen immer, wenn auch nicht direct, doch in-
direct unter einem Einfluß mancher Art, und nie so außerhalb
des Kreises einer möglichen Befangenheit, wie dies bei dem ehe¬
maligen Reichskammergcricht der Fall war und wie dies der Fall
bleiben muß, wenn mit Gewißheit auf Recht und Gerechtigkeit
zu zahlen sein soll. Ferner ist nicht zu erwarten, daß diese Ge¬
richtshöfe mit so ausgezeichneten Justiz-Männernbesetzt werden
können, wie bei einem gemeinsamen Reichsgericht.

Endlich gewahren die Errichtungen von Gerichtshöfen drit¬
ter Instanz den Unterthanen keinen Schutz dagegen, wenn den
Gerichtshöfen die Annahme von Klagen in erster Instanz von den
Regierungen untersagt wird, wie solche Fälle an mehreren Orten
vorgekommen sind. Ganz besonders unzureichend erscheinen sol¬
che dritte Instanzen in den Streitsachenmit dem eigenen Landes¬
herrn. Früher gingen diese an die Reichsgerichte und den Reichs¬
hofrath zu Wien und es bestand dort auch die Macht, die Erfül¬
lung der Sprüche zu bewirken, die jetzt ganz fehlen möchte. Der
Zustand der Dinge hat sich in dieser Beziehung sehr geändert.
Wir fragen, was würde selbst zur Zeit des größten Verfalls deS

beim Reichskammcrgericht verklagt, ihm sein Gut widerrechtlicher Weise einsc¬

halten zu haben. Da er sich weigerte auf die Klage einzugehen, so ward er w

couwuiaaiaiii vernrtheilt, und da er dennoch nicht xariiion leistete, Münster

mit der ExecutionS-Bollstreckung beauftragt. Der Bischof von Münster ließ

diese durch Einen Soldaten in Eleve vollstrecken, und Friedrich It. gab das

Gut zurück, mit den Worten, gegen eine solche Macht sei der Widerstand ver¬

geblich.

iL
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Reichs geschehen sein, wenn sich damals ein Fall ereigner hatte,
wie der, welcher sich den 9. Januar 1830 zu Wolfenbuttel zu-
trug, wo ein Richterspruch auf unmittelbaren landesherrlichen
Befehl vor den Augen der versammelten Richter selbst, von einem
dazu abgesandten Eommissar zerrissen wurde. Es giebt frühere
Beispiele, daß Reichsgrafen wegen ahnlicher Uebergriffe auf die
Festung gesetzt sind. Wir mochten wissen, welchen Schutz es
gegen solche Gewaltstrciche gewahren kann, wenn es statt drei
auch sechs Instanzen gäbe?

Inzwischen finden sich auch Falle, wo seitdem der IZte Ar¬
ti kel der Bundcs-Actegegeben worden ist, die dritte Instanz nicht
mehr unbedingt besteht^).

Ein solcher hat sich in Preußen ereignet, keinesweges aber
in der Absicht, den Untcrthancn ihr Recht zu beschranken, denn
davon war der Konig Friedrich Wilhelm III., von dcm dies
verordnet wurde, weit entfernt, sondern in Folge einer von den
unrichtigen Ansichten, die, durch einzelne Fälle hervorgerufen,

Das Recht der Unterthancn zu drei Instanzen ist aber nicht etwa durch

die Bundes-Acte eingeführt, sondern ihnen nur aus den Trümmern der früher»

Justiz - Verfassung erhalten» Es ist, so lange es in Deutschland eine Justiz -

Verfassung giebt, ein Recht aller deutschen Wolksstämme gewesen. Haben gleich

größere Fürsten im Lauf der Zeiten Entbindungen von der Gerichtsbarkeit der

Reichsgerichte .erhalten, so ist es allemal unter der ausdrückstchen Bedingung ge¬

schehen , daß sie dagegen nach dem Vorbilde der Reichsgerichte an dessen Stelle

für ihr Land ein eigenes Ober-Appellationsgcricht errichten sollten. Selbst der

westphälische Friede machte dies der Krone Schwedens ausdrücklich zur Pflicht,

so wie auch dem Könige von Preußen, als ihm um die Mitte des vorigen

Jahrhunderts das jus ck« non sxxell-uräo bewilligt ward.



dann oft als allgemeine Norm betrachtet werden, wenn es zu
leicht ist das Bestehende zu andern.

Seit undenkbarer Zeit gingen die Unterthanen in den alten
Provinzen der preußischen Monarchie in drei Instanzen zu Recht,
allein man hat die dritte Instanz seit mehreren Jahren dahin
beschrankt, daß sie nur dann stattfindet, wenn die ersten beiden
verschieden lauten; zwar kann dann noch die Nullitätsklage ein»
gelegt werden, inzwischen fand dies früher auch nach der dritten
Instanz statt, und es ist dies keine dritte Instanz, die das Recht
selbst prüft.

Es heißt, daß man damals durch ein Rechnungs-Exempel
zu diesem Entschluß gekommen sei. Dieses lautet: es hatten
sich in den beiden ersten Sentenzen für das Recht von H.. alle
Stimmen erklärt, in der dritten aber habe U. eine Stimme mehr
gehabt, mithin habe diese eine Stimme die von sämmtlichen Rich¬
tern in den ersten beiden Instanzen überwogen. Wir wollen
dagegen ein anderes, eben so mögliches Rechnungs-Exempelan¬
führen, um zu erweisen wie wenig daraus folgt. Wiederum
angenommen hätte in der ersten und in der zweiten Instanz
zwar seinen Rechtsstreit gewonnen, aber in beiden nur eine Stim¬
me mehr gehabt, in der letzten aber wären sämmtliche Stimmen
für II. ausgefallen, so würden, wenn diese Instanz nicht gewesen
wäre, die zwei Stimmen mehr in den beiden ersten Senaten ge¬
gen die der sämmtlichen Richter des Tribunals gesiegt haben.

Die Entbehrung einer vollen dritten Instanz ist mit sehr
wesentlichen Nachtheilcnverbunden. Bei der Unzahl von Ge-

i» *
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setzen, die wir jetzt haben und die sich hausig einander declariren,

ist es sehr gewöhnlich, daß die beiden früheren Erkenntnisse den

Streitpunkt erst vollständig hervorheben und mithin nur der letzte

Richter sich in der Lage befindet einen vollgültigen Spruch fällen

zu können; dies beweiset schon der Umstand, daß häusig von der

dritten Znstanz, wenn die beiden ersten verschieden ausgefallen

waren, die Acten zurückgesandt werden mußten, weil der Streit¬

punkt noch überhaupt nicht spruchreif gefunden ward. Ganz lo¬

gisch ist mithin die Schlußfolge, daß jetzt sehr wohl eine rechts¬

kraftige Entscheidung vorkommen könne, ohne daß der Rechts¬

streit spruchreif gewesen sei, und wir glauben hinzufügen zu kön¬

nen ohne Schuld der Richter, sondern in Folge des Labyrinths,

in welchem das Recht begraben liegt.

Ein anderer Nachthcil, welcher aus dem Mangel dreier Zn¬

stanzen entspringt, findet sich auch darin, daß, wenn Zemand

ganz einen und denselben Fall in zwei verschiedenen Provinzen ge¬

richtlich verfolgt, er in der einen gewinnen, in der andern verlie¬

ren kann, weil die verschiedenen Gerichtshöfe in ihren Ansichten

abweichen; dies kann aber nicht leicht eintreten, wenn in letzter

Znstanz derselbe Gerichtshof entscheidet.

Durch die vorhin gegebenen Gründe glauben wir den Be¬

weis geführt zu haben, daß die bloße Bestimmung, drei Znstan¬

zen sollten bestehen, noch nicht vollständig die Sicherung des

Rechtszustandes verbürge; dies auch schwerlich jemals der Fall

sein werde, bis wieder ein Bundes-Gericht nach dem Vorbilde

des Reichskammergerichts hergestellt sein wird, oder mindestens

ein Austrägal-Gericht wie es Preußen stets verlangt hat.
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Wie wenig der Bundestag sich überhaupt einer Organisa¬

tion erfreut um das Recht zu schützen, dafür wollen wir einen

andern Fall anführen.

Der Art. 30 der Schluß-Acte bestimmt, daß wenn Ansprüche

vorhanden sind, bei welchen mehrere Bundesglicder sich betheiligt

finden, und keine gütliche Einigung möglich ist, eine Austrägal,

Instanz die Quote der Einzelnen bestimmen soll.

Ein solcher Fall besteht; die Inhaber der Central-Obliga-

tionen des Königreichs Westphalen fordern seit 23 Jahren ihre

Befriedigung. Das Königreich Westphalen ist unter Preußen,

Hannover, Kurhefsen und Braunschweig getheilt. Die erste

Macht ist jetzt bereit die Gläubiger für ihren Antheil zu befriedi¬

gen, die andern verweigern es; der Bund hat die Klage zurück¬

gewiesen, obgleich sie entschieden zu seiner Kompetenz gehört,

denn wenn es auch in dem Gesetz vergessen zu sein scheint, der

verletzten Partei das Recht der Klage einzuräumen, so liegt dies

ja in der Natur der Sache selbst. Man setze den Fall, der For¬

derung fehle die Begründung, so müßte doch irgendwo ein Ge¬

richtshof in den weiten Grenzen des Bundes bestehen, vor wel¬

chem über ihre Gültigkeit entschieden werden könne, welches, da

auch der Bund sich incompetent erklärt hat, nicht der Fall ist.

Bis die Gläubiger befriediget, oder durch Urteilsspruch abge¬

wiesen sein werden, besteht eine Justiz-Verweigerung. Ueber-

haupt so wenig die Bundesgesetzgcbung auf die Sicherung des

Rechtszustandes einzuwirken vermag, so wenig ist eine Versamm¬

lung von Diplomaten geeignet Recht zu sprechen. Der Erfolg
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hat es auch schon gezeigt, wohin es führt, wenn die Völker nicht
wissen, wo sie Recht finden können. In Braunschweig,in Cas¬
sel und in Dresden ist ein Beispiel davon gesehen. Soll in
Deutschland der Nechtszustandgesichert bleiben, für die Fürsten
wie für die Völker, soll die Stabilität und die Einigkeit erhalten
werden, so muß das Recht heilig sein. Die Fürsten selbst sind
dabei eben so betheiliget wie das Volk.

sä 4. Ueber die Gleichförmigkeit der Gesetzgebung
mit Beziehung auf die Presse.

Es ist nicht unsere Absicht, der Freiheit der Presse an und
für sich und dem Nutzen das Wort zu reden, welchen diese ge¬
währt, wo sie besteht, sondern wir wollen zunächst auf die Not¬
wendigkeit aufmerksammachen, in den Bundes-Staaten der
Presse überhaupt einen bestimmten Grad der Freiheit zuzusichern,
und in dieser Beziehung eine Gleichförmigkeit einzuführen. In
neuester Zeit ist so viel Gediegenes über die Freiheit der Presse
geschrieben worden, daß wir uns um so mehr dessen enthalten
können; diejenigen, die sich darüber zu unterrichtenwünschen,
verweisen wir auf manche Aufsatze in den Tagesblättern,na¬
mentlich in der Berliner Vossischen und in der Allgemeinen Augs¬
burger Zeitung, desgleichen auf ein Werk des Regierungsraths
Hesse über die Presse in Preußen.

Die Freiheit und Gleichförmigkeit der Preßgesctzgebung ist
schon in der Bundes-Acte Artikel 18 dem deutschen Volke ver¬
heißen, sie ist aber bisher nicht erfolgt und es liegt in vielfacher
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Beziehung ein dringendes Bedürfnis sie endlich erfolgen zu las¬

sen. Die Freiheit des Denkens und die Freiheit der Mittheilung

der Gedanken in Deutschland unterdrücken zu wollen, würde eben

so unmöglich sein, als der Versuch selbst nur von nachtheiligcn

Wirkungen sein könnte, und überdem dazu beitragen würde

Deutschland tief in der Meinung der übrigen civilisirten Staaten

Europas herunter zu setzen.

Wenn es aber fest steht, daß eine solche Unterdrückung nicht

möglich sei, so ist auch leicht zu übersehen, daß sie nicht einseitig

in einem Bundesstaat ausgeübt werden darf, wenn nicht die Re¬

gierung, welche zurückbleibt, sich und ihre Unterthanen allen den¬

jenigen Nachtheilen aussetzen will, die entstehen, wenn von der

einen Seite der Angriff erlaubt, von der andern die Vertheidi-

gung verboten ist.

Inzwischen würde dies bei weitem der geringere Schaden

sein, der aus einem so ungleichen Verhältnis; in einem und dem¬

selben Volke, wie doch das Deutsche ist, entspringt; der weit

größere besteht darin, daß die politische Entwickelung dann im

Stillen der Regierung unbewußt und unter den allcrschadlichsten

Einwirkungen erfolgt, und wenn demnächst über kurz oder lang

die Freiheit wieder hergestellt wird, die Regierung sich in einen

doppelten Konflikt versetzt sieht mit der ihrem Regierungs-System

feindlichen Partei und mit einer großen Masse, die in ihren

Köpfen eine Menge confuser Ideen aufgenommen hat, die um

so gefahrlicher sind, weil sie weder einen festen Anfangs- noch

Ausgangspunkt haben.
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Wie wenig es möglich gewesen ist, durch die Beschränkung
der Presse die Einwirkungengewisser Ansichten von den Nachbar¬
staaten her zu hindern, darüber hat Preußen Ersahrungen ge¬
macht, die keinen Zweifel übrig lassen. So wie die Willkür
zur Einseitigkeit führt und eine ungerechte Beschränkung Feind¬
schaft erzeugt, so finden sich leider noch viele andere Nachtheile,
wo letztere angewandt wird; Ueberspannungen in politischer und
religiöser Beziehung sind die nächsten Folgen der Preß-Unterdrü¬
ckung. Alle mögliche Krankheiten und schwere Gebrechen an
Seele und Körper zeigen sich, wenn man den Geist fesselt, den
Gott uns gegeben hat, um uns vor Abwegen zu bewahren. Wenn
nun, da diese Fesseln nicht immer bestehen können, sie endlich
gelöst werden, und der Geist uns dann den Spiegel vorhält, in
welchem sich die bestehenden Zustände abdrücken, so erschrickt man
nur zu oft und glaubt, das Ucbel beruhe in dem Spiegel und
möchte ihn gern wieder zerschlagen. Auf gleiche Weise hat es
sich bestätigt, wie wenig Erfolg das Verbot von gewissen Bü¬
chern gehabt hat; die Regierung kann wohl hindern, daß kein
öffentlicher Verkauf stattfindet, aber niemals, daß die einzelnen
Exemplare, statt daß sie sonst in einer Hand bleiben, nun durch
fünfzig Hände laufen und um so begieriger gelesen werden, weil
sie verboten sind und weil nun mancher einen Vorwand hat, sich
ihre Durchsicht umsonst zu erbitten, während, wären sie nicht
verboten, er schwerlich das Geld daran gewandt haben würde,
sie sich selbst zu kaufen.

So sehr das deutsche Volk ein Interesse an der Gleichförmig-
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keit der Preß-Gesetzgebung hat, in eben dem Maaße haben es
auch die einzelnen Bundes-Regierungen.Wenn von dem deut¬
schen Bund ein allgemeines Preß-Gesetz erlassen wird, wenn zu¬
gleich ein Straf-Gesetzbucherfolgt und die Entscheidung einer von
der eigentlichen Verwaltung getrennten Spruch-Behörde übertra¬
gen wird, dann erst stehen den Regierungen Mittel zu Gebote, den
Ausschweifungen der Presse wirksamen Einhalt zu thun, dann erst
werden sich auch entschiedeneVertheidiger des Rechts, der Ord¬
nung, der guten Grundsätze, des Anstandes und der Schicklichkeit
finden und diesen Anerkennungzu verschaffen wissen, woran bei
dem guten Sinne, der im deutschen Wolke herrscht, nicht zu zwei¬
feln ist. Jetzt entbehrt die Regierung in den meisten Fällen der
Unterstützung freier Männer, die, weil sie ihre wahre Ueberzeu-
gung aussprechen, auf die öffentliche Meinung einwirken. Der
Grund liegt sehr nahe.

Viele werden jetzt abgehalten, sich öffentlich vernehmen zu
lassen, weil sie befürchten müssen, daß jedes freimüthige Wort über
die innern Zustände, wenn die Schrift selbst auch von dem besten
Geist beseelt ist, schon deshalb übel aufgenommen werden und ihnen
Feindschaften zuziehen möge, denen sie sich oft nicht aussetzen kön¬
nen und wollen. Andere schreckt es zurück, wenn die Erlaubniß
des Drucks ihres Werks von der Ansicht eines Censors abhängt.
Sobald aber nicht mehr die Ansicht, sondern das Gesetz entschei¬
det, und eine freistehende Behörde das Urtheil spricht, fallen alle
diese Bedenken fort.

Daß die Censur, wo sie bisher strenge geübt wurde, Plötz-
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lich und unbedingt aufgehoben und nur die Überschreitung gestraft
werde, scheint nicht rathsam, wenigstens nicht mit Beziehung auf
die Tagcsblätter; noch fehlt es den Herausgebern derselben an ei¬
nem sichern, richtigen Takt, um nicht, zu ihrem eigenen Werder¬
ben, einen Mißbrauch ihrer Freiheit zu machen.

Am nothwendigsten scheint es, den Kreis zu bezeichnen, in¬
nerhalb dessen es der Presse gestattet sein soll, sich frei zu bewe¬
gen. Um diesen zu finden, müssen wir auf den Nutzen zurückge¬
hen, den die Presse gewahren soll. Wir verlangen von ihr, daß
sie Licht und Wahrheit verbreite. Das geschriebene Wort ist
gleichsam der verkörperte Gedanke, der, einmal aus irgend einem
Geiste hervorgegangen, nun ein Eigcnthum Vieler wird. Eine
Hauptwirkung der Presse besteht in einer nahern Berührung der
Geister rmter sich, und zugleich in einer Kritik des Werths ihrer
gegenseitigen Productionen.Eine gewisse Läuterung der Gedan¬
ken ist eben so wichtig als die Aufsindung derselben; es kann et¬
was sehr geistreich scheinen, aber doch nicht zur Wahrheit führen.
Da der Geist des Menschen der göttliche, schöpferische Theil in ihm
ist, so darf seine freie Bewegung nicht gehindert werden, denn
der Geist selbst soll keine äußeren Ketten tragen, im Gegcntheil,
ihm soll das Irdische unterthan sein. Der größte Geist in der gan¬
zen Welt hat den höchsten Rang, weil er dem höhern Geist am
nächsten steht. Da aber das Wesen des Geistes ein höheres ist,
das über dem Vergänglichen steht, so bleibt das Thierische, das
Materielle und Alles, was diesem angehört, unter ihm, und er¬
wartet von demselben seine Veredlung.
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Wenn dieses richtig, und ein Hauptzweck der Presse der ist,
durch eine freie geistige Bewegung Licht und Wahrheit zu verbrei¬
ten, und dadurch auf die Veredlung der Menschen und ihrer Zu¬
stande zu wirken, so ist der Kreis ihrer Bewegung auch leicht ge¬
zogen, denn Alles, was außer diesem Kreise sich befindet, ist ihr
fremd, wenn auch dieselbe Presse des Druckers es zur Welt för¬
dern sollte.

So wie nun die Presse frei sein muß, wenn sie sich mit der
richtigen Erkenntniß Gottes, unserer Pflichten gegen ihn und un¬
sere Nebenmcnschen beschäftigt, wenn sie den Kreis des Wissens
zu erweitern, dem Recht Geltung zu verschaffen, die Lüge zu be¬
kämpfen, den Unterdrückten beizustehen sucht, wenn sie bestehende
Mängel und Fehlgriffe aufdeckt, so wenig gehört es in den Kreis
der Presse, den schlechten Leidenschaften dienstbar zu werden. Hier¬
aus geht nun ferner hervor, welche Gegenstände von der Presse als
ihr fremd ausgeschlossen und bei einer Ucbertretung mit Strafe be¬
legt werden müssen. Dahin gehören alle Lästerungen gegen
die Religion und ihre Diener, gegen das Oberhaupt des Staats
und gegen die Staatsbehörden, gegen die Prinzen des Hauses und
gegen alle Menschen ohne Ausnahme; ferner alle Aufregungen
zum Ungehorsam gegen die Obrigkeit, zur Eigenhülfe überhaupt.
Aus eben dem Grunde muß Alles verboten werden, was dahin
führt, den Nebenmenschen zu argern und ihn zum Schlechten zu
verlocken; daher dürfen nicht verspottet werden die religiösen Ce-
remonien der Andersdenkenden, und eben so wenig die guten Sit¬
ten durch Verbreitung lüsterner Schriften; endlich liegt das Fami-
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lienleben ganz außerhalb der Grenzen der Presse. Wenn wir nun
eine freie Presse fordern, so geschieht es in diesem Sinne, und
wir glauben, daß das deutsche, wie jedes gebildete Volk ein Recht
hat, sie zu fordern, so wie eine Sicherung gegen den Mißbrauch
derselben; wir wünschen aber im Interesse der Regierung wie des
Volks, daß die Gesetzgebung nicht nur eine gleichförmige, sondern
auch eine feste sei.

In einem großen Theil von Deutschland nimmt die Nation
Thcil an den Beschlüssen oder Berathungcn über ihre eigenen An¬
gelegenheiten; wie kann sie das, wenn sie nicht mit den Verhält¬
nissen, so wenig den speciellen als den allgemeinen, (die beide in
einander greifen), vertraut ist, und wie kann sie dies werden, wenn
der Austausch der Ideen verboten bleiben sollte.

In ganz Deutschland spricht sich das Bedürfniß nach Natio¬
nal-Einheit lebendig aus; wie kann eine solche erreicht werden,
wenn diejenigen, welche eine engere Vereinigung wünschen, sich
nicht darüber verständigen dürfen. Bis jetzt fehlt es den Deut¬
schen noch ganz an einer nationalen Politik. Die Verwirrung der
Ansichten ist so groß, daß sich die Freunde kaum kennen,
und recht eigentlich gesagt, sehr wenige selbst wissen, was sie
wollen und was ihr Interesse fordert. Die einzigen, die es ganz
genau wissen, stehen auf den beiden alleräußersten Seiten, und
hier finden wir diejenigen, die Etwas wollen, was die ganz große
Masse des deutschen Volks nicht will. Man braucht nur unsere
Zeitungen zu lesen, um einen Begriff von der politischen Stufe
zu bekommen, auf welcher wir in dieser Beziehung stehen. Die
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Charactcrlosigkeit in den meisten derselben giebt das treu-

este Bild von dem Zustande, in welchem sich ihr

Publikum befindet, welche, wie es leicht zu beweisen sein

würde, ihren Hauptgrund wiederum darin hat, daß die Presse

sich nach gewissen Gebieten richten muß, und danach was man

dort lesen oder nicht lesen will.

Eine politische Zeitung in einem der deutschen Bundesstaaten

herausgegeben mußte bisher mehr oder weniger auf die verschie¬

denen Ansichten der Regierungen der beiden großen Machte Rück¬

sicht nehmen, weil ohne die Erlaubniß zum Absatz in ihren Nei¬

chen die Zahl der Abonnenten zu geringe geblieben sein würde,

um mit Nutzen bestehen zu können. Hierin liegt nun der Grund

der Farbclosigkcit der meisten dieser Blätter. Wie richtig diese

Behauptung ist, bestätigen die preußischen Zeitungen, seit dieCen-

sur ihnen mehr Freiheit gewahrt; mehrere derselben geben schon

gewisse Zeichen von einer bestimmten Richtung, die sich mit der

Zeit zu einem gewissen Character ausbilden wird. Erst wenn

durch eine allgemeine Bundcsgcsctzgebung die Presse in ganz

Deutschland auf gleichen Fuß gesetzt, und gegen plötzliche Rück¬

schritte gesichert sein wird, können sich national-politische Ansich¬

ten in Deutschland ausbilden, und erst dann wird diese Confu-

sion der Meinungen nach und nach verschwinden.

Die wesentlichsten Wortheilc, welche eine allgemeine freie

und zugleich gegen Mißbrauch geschützte Presse dem gcsammten

deutschen Waterlande bringen wird, sind leicht zu bezeichnen.

Die wichtigsten finden wir darin , daß die Regierung nun,
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mit dem, was das Volk denkt, wünscht und will, bekannt wird,
so wie mit so manchen Verhältnissen des inneren Lebens des Volks.
Wenn eine Regierung nicht in allen diesen Beziehungen die genaue¬
ste Kenntniß hat, so ist sie außer Stande ihrem hohen Zweck ge¬
mäß das Regiment zu führen; dann wird sie Mißgriffe machen,
die dem Lande und ihrer Autorität gleich nachtheilig werden müs¬
sen. Ein anderer Vorthcil einer freien Presse besteht darin, daß
die bestehenden Mängel zur Sprache gebracht werden, und wenn
die Verwaltung die Presse nicht mehr unterdrücken kann, sie ge¬
zwungen wird, sie abzustellen, denn auf die Länge einem begrün¬
deten öffentlichen Tadel zu widerstehen, vermag sie nicht. Hier¬
aus folgt nun wiederum, daß die Verwaltung bald dahin kommt,
einzusehen, es sei klug, solche Mangel recht bald abzuändern, und
ist dies der Fall, so gewinnt sie auf einmal die öffentliche Mei¬
nung für sich, und befindet sich in der Majorität.

Ein anderer großer Vortheil, welchen eine freie deutsche Presse
gewährt, ist der, daß durch sie allein die gemeinschaftlichenIn¬
teressen Deutschlands zur Sprache gebracht werden können.

Nur sie ist im Stande, die Fürsten Deutschlands und das
deutsche Volk über ihre wahre Interessen aufzuklären, und die
Sonder-Interessen mit den allgemeinen zu verbinden; nichts ist
lächerlicher, als sich vor einer solchen Bewegung der Presse zu
fürchten. Wer da glaubt, das es den Deutschen nicht an Geist
und gesundem Urtheil fehlt, der kann vor solchen Befürchtungen
ruhig schlafen.

Nicht zu läugnen ist es, daß die freie Presse viele ercentrische
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der Arzt wünschen muß, daß die Masern bei seinen Patienten erst
heraus treten, um sie heilen und den Körper von den schädlichen
Stoffen befreien zu können, eben so muß der Staatsmann dahin
streben, alle die überspannten und krankhaften Ideen an das Ta¬
geslicht zu fördern, wo sie nur zu bald in ihr Nichts zerfallen.

Weit besorglicher erscheint es daher, sich einer thörichten
Furcht zu überlassen, als das einzige Mittel anzuwenden, um die
Luft zu reinigen; sollte es auch dabei zuweilen einen Knall geben,
so können sich doch nur die Weiber vor diesem fürchten.

In dem Borhergehendenist nun gezeigt, wie wichtig eine
allgemeine und freie Presse sei, welches Feld der Bewegung ihr
gebühre, und was außerhalb desselben sich befinde. Es lag uns
vor Allem daran, eine Basis zu bekommen, auf welche die
Preßgesetzgebung sich stützen müsse, und zugleich die Grenzen
aufzufinden, deren Ueberschreitung strafwürdig wird. Eine der
ersten Bedingungen der Sicherung der Freiheit der Presse selbst
ist, daß der Mißbrauch derselben gehindert werde.

So nothwendig es nun im Allgemeinen ist, daß die Ge¬
setzgebung über diesen Punkt alle Bundesstaaten umfasse, so folgt
daraus, daß sie auch von dem Bund selbst ausgehe, um so mehr,
da sie ein Grundgesetz desselben bildet. In diesem muß nun
vor Allem das Princip selbst scharf bestimmt werden, um einen
festen Anhaltspunkt zu haben, wie weit die Freiheit gehe, und
wo der Mißbrauch beginne.

Da daS geistige Eigenthum mindestens denselben Schutz
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verdient, welcher dem Eigenthum überhaupt in jedem geordne¬
ten Staate zu Theil werden muß, so kann die Entscheidung un¬
möglich der Ansicht der einzelnen, oft dabei ganz nahe beteilig¬
ten Beamten überlassen bleiben, sondern nur einem Richterspruch
unterworfen werden mit dem Recurs an ein höheres Bundesge¬
richt, welchem die Entscheidung über alle Vergehen der Presse
in den Bundesstaaten in höchster Instanz zusteht *) und bei dem
auch sowohl von den Regierungenals von den Privaten auf eine
Declaration der Preßgesetze angetragen werden kann, wo sich
diese im Verlauf der Zeit als mangelhast erweisen sollten.

Eine letzte wichtige Frage ist es, ob die Censur ganz auf¬
hören könne, sobald ein Strafgesetzbuch erlassen ist?

In Hinsicht der Tagesblatter glauben wir, wie schon vor¬
hin gesagt ist, es verneinen, dagegen in Beziehung auf alle übri¬
gen literarischen Arbeiten es unbedenklich bejahen zu müssen, je¬
doch unter Beobachtungnachfolgender Sicherungs-Maaßrcgcln:
l) daß jeder Schriftsteller seinen Namen geben und bei Strafe
des Betruges sich keinen andern beilegen darf. 2) Daß je nach¬
dem das Werk mehr oder minder voluminös ist, es 1—3 Tage
vor der Ausgabe der von der Regierung dazu bestimmten Be¬
hörde übergeben werden muß, und diese befugt sei, wenn sie es
für nöthig erachtet, die Ausgabe der Schrift vorläufig zu unter-

*) ES ist unmöglich, hier auf Details einzugchen,und wir bemerken da¬
her nur, daß es thöricht sei» würde, in jedem unbedeutenden Fall diese Recurs-
instanz eintreten zu lassen; dies dürste nur dann eintreten, wenn es sich von
Principien-Fragen'handelt, oder wenn eine Justizverweigcrungstattfindet, oder
eine Nullitäts-Klage begründet werden kann.
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sagen, und sie dem Spruch-Collegium zur Entscheidung vorzu¬

legen, welches jedoch binnen drei Tagen bei periodischen Schrif¬

ten und kleinen Broschüren, und binnen acht Tagen bei größern

Werken über das Verbot oder Nicht-Verbot zu erkennen hat.

(Alle rein wissenschaftlichen Werke bleiben von der vorher erwähn¬

ten Einrcichung befreit.) Endlich 3) daß es den Druckern bei

namhafter Strafe untersagt wird, ohne den Consens der Verwal¬

tungsbehörde ein Exemplar der Schrift, an wen es sei, verabfol¬

gen zu lassen, und zwar bei Strafe des Verlustes ihrer Concesston.

Da nun der Gegenstand, den wir hier eben behandelt ha¬

ben, ganz besonders zu denen zu gehören scheint, wo eine Col¬

lision zwischen den Interessen jener großen Schutz-Macht, welche

an der Spitze des Bundes steht, und denen des übrigen Deutsch¬

lands, Preußen einbegriffen, besteht, wo daher der Fall ein¬

tritt, daß es ihrem Ermessen allein überlassen bleiben muß, ob

sie eine solche Maaßregel beibehalten will oder nicht, so versteht

es sich von selbst, daß im letztern Fall es in dem Preßgesctzbuch

ausdrücklich untersagt werden muß, dieses Kaiserreich und dessen

Verfassung und innere Zustande einer Besprechung zu unterziehen,

denn sonst würden mit Bezug auf sie diejenigen Nachthcile ein¬

treten, die wir vorhin als bedenklich bezeichnet haben, und wo¬

durch dann das Band des Vertrauens geschwächt werden würde,

dessen Erhaltung zum Wohl des Ganzen so nothwendig ist.

acl 5. Ueber die Förderung und Beschützung der

materiellen Interessen Deutschlands.

Die materiellen Interessen sind es, die jetzt mehr wie je-

19



290

mals eine bedeutende Nolle in dem Leben der Volker, und ganz
besonders in dem des deutschen spielen. Daß in einer flachen,
characterlosen Zeit, wie die heutiges in welcher es sast an jeder
Tiefe fehlt, wo das Staatslebcn nur zu oft an das Studentcn-
lebcn erinnert, wo man sich zu vornehm dünkt, in die Vergan¬
genheit zu blicken, und zu kurzsichtig ist, die Zukunft zu erken¬
nen, wo man Alles nivelliren, modernisircn, reformircn will,
und immer nur auf der Oberflache schwimmt, daß in einer sol¬
chen Zeit, sage ich, die Lebensgenüsse oben an stehen, und die
Mittel sich diese zu verschaffen, eine vorzügliche Berücksichtigung
erfahren, ist begreiflich, und hieraus erklärt es sich denn auch, wie
in einer Zeit, die nur zum Schlummern bestimmt zu sein scheint,
sich ein Fürsten-Verein bilden konnte, um aus der Bundeslade
einen dort bis zu einer andern Zeit verschlossenen Grundgedanken
herauszuholen, und ihn durch den Zollverein ins Leben zu rufen.

Wie in so vielen anderen Beziehungen, so auch hinsichts
der materiellen Interessen bewirkt die Trennung Deutschlands
in einzelne Staaten sein ganz eigcnthümliches Verhältnis;, und
erschwert dadurch sehr bedeutend die Pflege derselben.

In England und in den großen europäischen Reichen geht
die Wahl des Systems der Volkswirthschaft, so wie dessen An¬
wendung auf die industriellen Zustände von einem Centralpunkt
aus; in Deutschland bestehen 39, in dieser Beziehung ganz un¬
abhängige Regierungen,mit sehr von einander abweichenden
Interessen,von welchen jedoch die große Mehrzahl dennoch ein
dringendes Bedürfniß hat, sich zur Forderung des Flors ihres
Landes mit einander zu verbinden.
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Unmittelbar nach Errichtung des deutschen Bundes machte

es sich besonders fühlbar, daß die industrielle Vereinigung

Deutschlands und der Schutz seines Gewerbefleißes nach Außen

fast ganz unberücksichtigt geblieben war. Die Sperre der Gren¬

zen , welche damals unter den einzelnen Staaten selbst bestand,

beschrankte den Handel, der die Bedingung des Flors der Ma-

nufacturen und des Ackerbaues ist, oft auf die Grenzen der ein¬

zelnen kleinen Länder.

Die südlichen und mittleren Staaten Deutschlands, von

den Meeren durch andere Gebiete abgesperrt, empfanden am tief¬

sten diesen Zustand der Dinge, und auch Preußen litt darunter,

obgleich ihm das Meer und große Ströme offen standen, nicht

allein weil sein Binnenhandel zu beschrankt blieb, und die Bc-

schützung seiner Grenzen zu kostbar wurde, sondern auch weil so

lange der deutsche Markt dem Fabrikate Englands, Frankreichs,

Belgiens und Hollands offen stand, Preußen auf keine beson¬

ders günstige Handelsvertrage mit diesen rechnen konnte.

Ein dringendes und wechselseitiges Bedürfniß war es mit¬

hin, welches den Zollvcrband ins Leben rief, die Sperre zwi¬

schen den einzelnen Staaten aufhob , und sie an die Grenzen

verlegte. Die Bewegungsgründe, welchen der Verein sein Da¬

sein verdankt, so nahe sie auch lagen, wurden dennoch falsch ge¬

deutet, und namentlich wurde dabei Preußen die versteckte Ab¬

sicht untergeschoben, nur seinen Einfluß in Deutschland erwei¬

tern zu wollen; besonders zeigte sich das Ausland sehr thatig,

um unter dieser Vorspiegelung das enge Frcundschastsbündniß

zwischen Oesterreich und Preußen wo möglich zu lockern.

19 *
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nnA isstss ni» hiizisö Möncss .sti t?zja7(ss özAalll m» zcka«
Nicht zu läugnen ist cs, daß der, dem die Verhältnisse

des Bundes unbekannt sind, sich fragen mußte, warum hat
Preußen cs nicht vorgezogen, seinen ganzen Einfluß dahin zu
verwenden, den Bund zur Erfüllung der Bestimmung des Art.
19 der Bundes-Actevon 1815 zu bewegen, in welcher schon
ein freier Handelsverkehrunter seinen Gliedern verheißen wird,
als einen Nebcnbund zu gründen, welcher vielleicht den wich¬
tigsten Theil der ganzen Thatigkeit desselben diesem entzieht.

Wer von der Verfassungdes deutschen Bundes auch nichts
weiß, aber den Artikel 14 der Wiener Schluß-Acte gelesen
hat, der besitzt den Schlüssel zu diesem Räthscl. In diesem
wird bestimmt, daß alle organischen Einrichtungen, zu welchen
dieser Zollverband ganz besonders gehört, die Einstimmig¬
keit sämmtlicher Bundes-Glieder erfordern.

Wahrlich es wäre leichter gewesen, das ein Cameel durch
ein Nadelöhr gehe, als die Ucbereinstimmung von Neun-und
Dreißig Bundes-Gliedern zu einem Projekt zu erhalten, dessen
Wirkung viele nicht einmal ahneten, andere ihren Interessen
nicht zusagend gefunden haben würden.

Wenn nun Preußen hierdurch frei von dem ihm gemach¬
ten Vorwurf erscheint, so ist cs auch wieder dankbar anzuer¬
kennen, daß die Fürsten dieses neuen Bundes nicht ihre Zeit
nutzlos und zum Schaden ihrer Untcrthanen in fruchtloser Ver¬
handlung verschwendet haben. Weit eher, als cs damals mög¬
lich schien, würde sich jetzt die Zustimmung der übrigen Für¬
sten dieses Bundes gewinnen lassen, wo es die Erfahrung be¬
wiesen hat, wie segensreich die Folgen sind, und wo es nicht
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mehr ein bloßes Projekt ist, sondern bereits ein fester Kern
besteht, an welchen sich die übrigen anschließen können. In
der That scheint es eine der wichtigsten Lebensfragen für die
materielle Wohlfahrt Deutschlands zu sein, ob das allgemeine
Interesse es nicht fordere, den Zollvcrband als solchen auf¬
zulösen um dagegen dem Bunde selbst seiner Bestimmung ge¬
mäß so wichtige Interessen des deutschen Volkes zu übertragen.

Für diese Ansicht scheint zu sprechen, daß
erstens die Bürgschaft der Dauer des Bundes eine grö¬

ßere ist, wenn die Beschützung und Förderung der materiellen
Interessen Deutschlands auf den Grund allgemeiner fester Nor¬
men durch einen Beschluß des Bundes für immer geordnet
sind, als wenn wie es jetzt der Fall ist, der Zollvcrband sich
alle drei Jahre von neuem wieder vereinigen muß, wo es mithin
von den Ansichten und Interessen, die oft augenblicklichen Zu¬
fälligkeiten unterworfen bleiben, abhängig wird, ob dieses wirk¬
lich erfolge oder nicht.

Zweitens. Daß die Interessen des gesammten deut¬
schen Vaterlandes besser und allseitiger vertreten würden, als
jetzt, wo die Manufactur-Interessenvorzuhcrrschen scheinen.

Drittens. Daß wenn der Fürsten - Bund die jetzige
Stelle des Zollverbandes einnähme, manche noch bestehenden
Hemmungen leichter entfernt werden würden als jetzt, und daß
die größere Bürgschaft der Dauer solcher Zustände um so eher
das deutsche Volk bestimmen könnten die Kosten zum Bau
großer Handels-Straßen (Eisenbahnen), und zur Bcschützung
der deutschen Handels-Marinen herzugeben.
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Viertens. Daß wenn der deutsche Bund als solcher

ein gemeinschaftliches Zoll-System angenommen hätte, die

übrigen Völker der beiden Welttheile sich geneigter finden las¬

sen würden, günstigere Handelsverträge mit einem Bunde ab¬

zuschließen, dessen große Bevölkerung eine so bedeutende Con-

sumtion hat.

Bevor wir nun näher untersuchen, in wie sern diese Vor-

chcile wirkliche oder scheinbare sind, und was zum Besten

Deutschlands überhaupt geschehen konnte, müssen wir noch

nothwendig einen flüchtigen Blick auf die jetzige und künftige

Stellung des Zollverbandes zum deutschen Bunde richten.

Als gewiß kann man annehmen, der Zollvcrband wird

entweder bestehen oder er wird möglicher Weise durch eine

Trennung der Interessen wieder auseinandergehen. Im elfte¬

ren Fall wird er sich immer mehr und mehr erweitern, und um

so wohlthätiger seine Wirkung sich auf den Flor des Ackerbaues,

des Handels und der Gewerbe erweisen sollte, um so fester sich

der materielle Wohlstand des ganzen deutschen Volkes an den

neugeschaffenen industriellen Zustand knüpft, um so gewisser

tritt der deutsche Bund in den Hintergrund, und kommt ge¬

wissermaßen unter seine Leitung.

Es ist leicht zu übersehen, wie wenig es dem Zweck des

Bundes entsprechen würde, welchem die äußern politischen, die

religiösen, die geistigen Zustände, ferner die innere Verfassung,

die Rechtsverhaltnisse und die Vertheidigung der Grenzen über¬

tragen sind, wenn diese den materiellen Interessen untergeord¬

net erschienen. Auf der andern Seite darf es nicht unbeachtet
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bleiben, daß cs wieder diese sind, von welchen die innere und

äußere Kraft, der Wohlstand Deutschlands und die Ernährung

seiner Bevölkerung abhängt, und daß mithin, wenn der deut¬

sche Bund sie aufgicbt, die Notwendigkeit vorhanden ist, ei¬

nen Nebenbund zu stiften, der fürs Erste der Stellvertreter und

höchst wahrscheinlich dessen Nachfolger sein wird.

Es würde zu unfruchtbaren Betrachtungen führen, hier

die möglichen Zwischenfälle durchgehen zu wollen, die ein sol¬

ches Verhältniß im weitem Verfolge haben konnte, wir wol¬

len es der Phantasie der Leser selbst überlassen sie sich aus-

zugrübeln. Allein das Verhältniß, in welches möglicher Weise

Oesterreich dadurch gcrathen könnte, wenn es glaubte, sich den

Anschluß an diesen Zoll-Bund versagen zu müssen, darf da¬

bei nicht übersehen werden. In dieser ersten Macht des Bun¬

des wird mit Recht die Erhaltung des Gleichgewichts des Gan¬

zen gefunden; welche Nachthcile könnten nun nicht daraus

hervorgehen, wenn diese dadurch in eine mehr isvlirte Stel¬

lung versetzt würde?

Die Frage, ob die jetzt durch den Zollverband gepflegten

Interessen gesicherter erscheinen, wenn der Bund durch einen

Beschluß der sämmtlichen Mitglieder die Pflege derselben auf

sich nehme, als wenn das jetzige Verhältniß fortbestehe, scheint

bejaht werden zu können, in so fern cs möglich sein sollte, alle

Glieder des deutschen Bundes zum Beitritt zu bestimmen. Wir

wollen jedoch, um den Gang der Gedanken nicht zu unterbre¬

chen, die Beantwortung dieser Vorfrage bis an den Schluß

versparen,
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Welche Bürgschaft der jetzige Zollverein für seine Dauer
gewahrt, wird davon abhängen, ob die Interessen, die seine
Errichtung veranlaßt haben, unverändert dieselben bleiben wer¬
den oder nicht.

In dem ersten Augenblickseines Entstehens waren die
Bortheilc für manche Bundcs-Staaten zu bedeutend, um nicht
gern der Erreichung höherer Zwecke auch Opfer zu bringen.
Dazu kam, daß Preußen, welches einen so großen Ländcrbesitz
und eine so bedeutende Bevölkerung dem Bcrbande zuführ¬
te, zugleich ein Ackerbau, Manufactur und Seehandel treiben¬
der Staat war, mithin seine Interessen dadurch getheilt wur¬
den, und da Preußen mit seiner gewichtigen Stimme die allge-
uen Verhaltnisse vertrat, so fanden sich auch in der ersten Zeit
keine wesentliche Differenz-Punkte.

Inzwischen liegt hierin noch keine Garantie, daß sich diese
auch fernerhin nicht zeigen werden; im Gegentheil, bei der Ver¬
schiedenheit der Verhaltnisse der einzelnen Theile steht zu er¬
warten, daß sich, je langer der Bund dauert, je leichter Col¬
lisionen finden werden, wenn sich nicht das Feld erweitert, wel¬
ches die gemeinschaftliche Industrie jetzt einnimmt; geschieht
dies nicht, so wird die zunehmende Gewerbthätigkeitsich mehr
auf das Innere richten müssen, mithin leicht ein Kampf der
Glieder gegen einander entstehen, wahrend dieser doch ein ge¬
meinschaftlicher nach außen werden sollte.

Ein Zeichen davon ist jetzt schon bei den letzten Verhand¬
lungen in Stuttgart sichtbar geworden, welches um so mehr
hier eine Erwähnung verdient, als sich daraus machtige Con-
scguenzen ziehen lassen.
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In dem südwestlichen Deutschland l,at sich die Industrie
vorzüglich auf solche Fabrikationen gelegt, in welchen Preußen
zurückgeblieben ist und zwar namentlich auf die der Twiste.

Dabei war man von der Absicht geleitet, England diesen
wichtigen Zweig seiner Erportationnach Deutschland wo mög¬
lich zu nehmen. Da die Englander aber in der Anfertigung
desselben eine große Fertigkeit haben, so ward zur Bcschützung
dieses neuen Fabrikations-Zweigcs, ein auf das doppelte gestei¬
gerter Schutz-Zoll verlangt, zu welchem sich jedoch Preußen
nicht verstehen konnte, da es bei der geringen Produktion der
deutschen Twiste noch den bei weitem größeren Theil für seine
umfangreichenKattun-Fabriken aus England beziehen muß,
und durch diesen Zoll nicht nur die Consumtion des Fabrikats
im Lande selbst vertheuert worden wäre, sondern auch die Kat¬
tunfabrikantendie Concurrcnz des Auslandes, die sie jetzt nur
durch ausgezeichnete Fabrikate mühsam auszuhallen vermögen,
nicht würden bestehen können.

Obgleich diese Differenz in Stuttgart entschieden ist, und
obgleich ahnliche Streitfragen nicht zu einer Trennung des Zoll-
verbandcs führen werden, da noch zu überwiegende Interessen
für die Fortdauer desselben sprechen, um nicht zur Nachgiebig¬
keit zu nöthigen, so scheint sich doch aus diesen Differenzen ein
Principicn-Streit zu bilden, der, wenn nicht in Zeiten darüber
eine Einigung stattfindet, sehr möglich zu einer künftigen Tren¬
nung führen könnte.

Preußen hat in der merkwürdigen Periode der gänzlichen
Umformung sein früheres Prohibitiv-Systemunter großen mo-
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mentanen Opfern aufgegeben und an dessen Stelle das System

der Schutz-Zölle eingeführt. Die wohltätigen Felgen dessel¬

ben haben sich auch praktisch bewahrt, und Preußen kann im

Interesse der Consumcnten, der Producentcn und des Handels

dies einmal angenommene und auf die höheren Interessen des

Landes basirte System nicht wieder aufgeben.

Ganz verschieden davon zeigt sich die Lage der Verhält¬

nisse in den südwestlichen Ländern Deutschlands; in den be¬

sonderen Verhältnissen, in welchen sie sich befinden, können

Prohibitiv-Zölle ihrem Interesse eben so zusagend sein, wie

diese für Preußen und andere-Theile Deutschlands nachthcilig

werden würden.

Der größere Theil des südwestlichen Deutschlands, der in

seiner Gewerbthätigkeit so rasche Fortschritte macht, ist stark bevöl¬

kert, und seine geographische Lage beschränkt den Absatz seiner

Ackcrprvdukte größtenteils auf die eigene Bevölkerung. Durch

dieses Zusammentreffen der Verhältnisse sieht er sich gezwungen,

um dieser Arbeit und Verdienst zu verschassen, die bei den ungün¬

stigen Handelsbeziehungen Deutschlands zu den europäischen Völ¬

kern auswärts nicht zu finden ist, seine Spcculationen größten¬

teils auf den Absatz in den Vcreins-Staatcn, und auf solche Ge¬

genstände zu beschränken, in welchen diese jetzt vom Auslände ver¬

sorgt werden, und da die gewöhnlichen Schutz-Zölle ihnen hierfür

nicht Sicherheit genug gewähren, höhere zu verlangen.

So wie es hiernach im Interesse dieses Thcils von Deutsch¬

land liegt, höhere Schutz-Zölle zu fordern, so würde dadurch,

genau betrachtet, allen übrigen Consumentcn der Vereins-Staa-
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tcn zum Besten der dortigen Fabrikation eine Abgabe aufgelegt.

Denn um so viel höher der Zoll auf Twiste steigt, um so viel müs¬

sen die Kattunfabrikantcn ihre Waare im Preise steigern.

Daß Regierungen eine aufkeimende Industrie durch Zölle

schützen, dazu ist ein vollgültiger Grund vorhanden, in sofern da¬

bei das Interesse der Gesammtheit (der Consumcnten) nicht aus

dem Auge verloren wird. Die Schutz-Zölle, die immer die Na¬

tur einer Abgabe behalten, müssen nur in so weit bewilligt wer¬

den, als der Gesammtheit dafür die Aussicht bleibt, daß die Fabri¬

ken, welchen diese zu Gute gekommen sind, ihnen in der Folge

die gezahlten Borschüsse durch wohlfeilere Fabrikate ersetzen werden.

Allein bei Festsetzung zu hoher Schutz-Zölle treten noch an¬

dere sehr große Nachthcilc ein. Durch die Anwendung derselben

werden die Lander, gegen welche sie gerichtet sind, zu Repressa¬

lien genvthigt, die dann oft andere, eben so wichtige Quellen des

National-Wvhlstandcs treffen; namentlich leidet der Ackerbau und

der Handel darunter, und es ist nicht zu leugnen, daß schon jetzt

die Engländer als Repressalien gegen die Eingangs-Zölle, welche

ihre Fabrikate erfahren, die Einfuhr der Produkte des Ackerbaues

hoch besteuert haben. Wie groß die Nachtheile sind, welche aus

dem Prohibitiv-System entspringen, beweiset uns Frankreich, wo

einer der wichtigsten Produktivns-Gegenstände, der Wein zum

Verderben seiner Bebauer fast unverkäuflich geworden ist.

Es geht nun aus diesem Allem hervor, daß Preußen, im In¬

teresse seines Volkes sich von dem Systeme mäßiger Schutz-Zolle

nicht entfernen darf, daß Prohibitiv-Zölle aber wohl im Interesse

mancher anderen Theile der Zollverband-Staaten liegen, und daß
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mithin über die Principien-Frage um so leichter eine ernstliche
Spaltung entstehen kann, als bis jetzt nur Preußen allein die
Interessen des Ackerbaues und des Seehandcls im Zoll-Verein
zu vertreten hat*).

Indem hier nun gezeigt ist, daß schon jetzt sich unter den
Zoll-Verband-Staaten verschiedene Interessen geltend machen, so
folgt daraus, daß wenn keine Gegenwirkung erfolgt, wohl eine
Auflösung des Vereins die Folge sein könnte, welches eben so
verderblich für den Wohlstand des Volkes, als für dessen Einig¬
keit sein würde.

Das Mittel dagegen ist eine Erweiterung des Marktes so¬
wohl in Deutschland selbst, als ganz besonders nach außen, um
dadurch die Conflikte der verschiedenen Industrie-Zweige zu ver¬
mindern. Dies würde am sichersten erreicht, wenn der Bund
selbst sich entschlösse, durch ein organisches Gesetz den freien innern
Verkehr für immer zu ordnen, und dabei von einem festen Prin-
cip ausginge, jedoch in Hinsicht der spccicllen Anwendung wie
jetzt alle drei Jahre nöthige Modisicationeneintreten ließe.

Obgleich wohl anzunehmen sein würde, daß am Ende das

') Wir müssen hier bcvorworten, daß wir das Aufblühen aller Arten von

Fabriken durchaus wünschen, und glauben deshalb auch, daß ein so wichtiger

Industrie - Zweig als der der Verarbeitung der Twiste ist, wohl Unterstützung

verdient, doch darf dies unserer Meinung nach nicht auf Unkosten anderer Fa¬

brikationen geschehen. ES dürste daher wohl ein gutes AuögleichungSmittel ge¬

wahren, wenn man lieber Prämien ertheilte, und statt 2 Thlr. Abgabe mehr

auf die Einfuhr der Twiste zu legen, lieber 4 Thlr. Prämie auf die Verferti¬

gung derselben bewilligt hätte. Daß man einen Zweig nie auf Unkosten eines

andern unterstützen darf, beweisen uns die klugen Engländer, obgleich auch sie

mitunter schon das Ei in die Nesseln gelegt haben.



301

dringende Bcdürfniß welches unleugbar besteht, die Trennung
des Zollvcrbandes verhindern wird, so unterliegt es doch keinem
Zweifel, daß die materiellen Interessen geschützter sind, wenn sie
der ganze Fürstcnbund zu den seinigcn macht, als wenn ein Theil
der Fürsten sich darüber alle drei Jahre erst wieder vereinigen soll.

Was den zweiten Punkt, die vollständige Vertretung aller
Interessen des deutschen Volks betrifft, so ist es ganz unzweifel¬
haft, daß dieser Zweck sicherer erreicht würde, wenn dem deutschen
Bunde die Ordnung der Zollverhaltnisseobliegen sollte, denn
dann würden die Interessen der Fabrikation, Produktion und des
Handels gleichförmiger vertreten, als es jetzt geschieht.

Hannover, Oldenburg, die beiden Mecklenburg, Holstein,
Hamburg, Bremen und Lübeck, mithin diejenigen Glieder des
deutschen Bundes, in deren Händen sich der ausgcbreitctste See¬
handel befindet, und die zugleich einen bedeutenden Absatz von
Boden-Erzeugnissen seewärts haben, sind bis jetzt dem Bunde
noch nicht beigetreten.

Durch ihren Beitritt würden nun auf der einen Seite auch
diese Interessen die Würdigung erhalten, die sie verdienen, und
auf der anderen den Fabrikations-Interessen ein neues, weites
Feld eröffnet werden, und das Drangen statt nach innen nach
außen sich wenden.

Was den dritten Punkt betrifft, welche wesentliche Vorthcile
es gewähren würde, wenn der deutsche Bund selbst die materiel¬
len Interessen der Gesammtheit wahrnehmen, und die Hemmun¬
gen des Verkehrs, die jetzt noch bestehen, zu beseitigen suchte, so
werden wir hier alle diejenigen Gegenstände namhaft zu machen
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haben, welche im allgemeinen Interesse Deutschlands eine baldige

Beseitigung verdienen. Dahin gehört die freie Stromschifffahrt,

die anfdemWienerCongreß beschlossen, aber bei der Machtlosigkeit

des deutschen Bundes nicht zur Ausführung gekommen ist. Bor

Allem muß der Rhein und die Donau bis ins Meer frei werden.

Es scheint wahrlich, als wenn den Deutschen allein der Wille

und die Lust fehlte, ihre Interessen zu verfolgen und ihnen beharr¬

lich Anerkennung zu verschaffen. Den Rhein verschließt uns Hol¬

land, die Donau die Türkei und Rußland; wahrlich den Englan¬

dern und Franzosen würde Niemand bieten dürfen, was den Deut¬

schen überall widerfahrt.

Inzwischen da der deutsche Bund nicht einmal die Freiheit

der Schifffahrt auf den Strömen durchzusetzen vermag, die in

Deutschland entspringen und sich ins Meer ergießen, welcher Er¬

folg ist von Verhandlungen mit anderen Mächten zu erwarten, da

bisher in Europa keine Nation an Unterordnung unter den Willen

anderer so viel Praxis gezeigt hat wie Deutschland.

Noch wichtiger für den Flor des innern Deutschlands scheint

es zu sein, wenn Eisenbahnen gebaut würden, um den Produc¬

ta-und Waarcn-Verkehr in ganz Deutschland zu befördern,

und man ihnen namentlich eine solche Richtung ertheilte, daß sie

nicht nur die großen Städte in Verbindung mit einander setzen,

sondern auch die gewerbtreibcnden Gegenden Deutschlands mit den

Hauptströmen und dem Meer selbst.

Da die Anlage solcher Hauptstraßen mit einem großen Ko¬

stenaufwand verbunden ist, so kann sie nur mit Sicherheit unter¬

nommen werden, wenn der innere, freie Handelsverkehr vollkom
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mcn geordnet ist, und unter fester Bürgschaft des Bundes selbst

steht. Besonders Rücksicht zu nehmen wäre dabei auf die Ver¬

bindung der deutschen Nordküste mit dem übrigen Deutschland.

Die glücklichen Folgen, die hieraus für den Handel entspringen

würden, konnten die deutsche Handels - Marine sehr leicht zu der

zweiten in Europa erheben.

Wie stark die preußische Handels-Flotte sei, ist uns nicht

genau bekannt, aber aus den Listen geht hervor, daß circa Z000

preußische Schiffe, 250,000 Lasten enthaltend, jahrlich in den

preußischen Seehäfen aus - und einlaufen; wenn nun die Schiffe

von Mecklenburg, den drei Hansestädten, Hannover, Oldenburg

und Holstein hinzukommen, so würde die Zahl schon sehr bedeu¬

tend sein, und wie könnte sie es erst werden, wenn Deutschland

sich zu einem gemeinschaftlichen Handels - System vereinigte.

Dann würde aber auch eine so bedeutende Handels-Marine im

Interesse des deutschen Handelsverkehrs des Schutzes bedürfen^

und dieser ihr durch eine Flotte von Dampf-Kriegsschiffen gewahrt

werden müssen. Inzwischen die Kosten dazu werden unmöglich

bewilligt werden, wenn der Zustand, der sie zum Bcdürfniß

macht, nicht vollkommen gesichert erscheint.

Ganz besonders vortheilhast würde für Beuern der Bau ei¬

ner Bahn sein, die von dort ausgehend durch Franken und Sach¬

sen es mit der Nord- und Ostsee und mit den Provinzen des Nor¬

dens in wechselseitigen Verkehr brachte. Inzwischen kommt es

vor Allem bei diesen Eisenbahnen darauf an, den Gesichtspunkt

eines wohlfeilen Waaren-Transports ins Auge zu fassen, wel¬

ches unstreitig nur auf die Weise erreicht werden kann, wie es in

dem Abschnitt über Eisenbahnen näher entwickelt worden ist.
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Ein Hrnerweitigesdringendes Bedürfniß für den Kredit des
handeltreibendenPublikums besteht darin, daß in ganz Deutschland
ein und dasselbe Wechselrecht eingeführt werde.

Jetzt muß der Kaufmann, der im Innern von Deutschland
Geschäfte macht, einige Dutzend verschiedenerWechselordnungen
bei sich führen, was eben so lastig für ihn als nachtheilig für den
Kredit derjenigen ist, die Geschäfte nach außerhalb machen, wo
eine strenge Wechsel-Gesetzgebung besteht.

Auch durch ein ganz gleiches und wohlfeiles Briefporto wer¬
den dem Berkehr große Erleichterungengemacht werden. Erst
durch alle hier bezeichneten Einrichtungen können nur die Nachtheile
immer mehr und mehr entfernt werden, welche aus der Zerrissen¬
heit der Landesgebiete entstehen.

Wir wenden uns nun zu dem vierten Punkt, nämlich welche
Bortheile es in Hinsicht der auswärtigenHandels-Verbindungen
gewähren würde, wenn der ganze deutsche Bund gleiche Zollge¬
setze einführte und sich direct mit den auswärtigen Mächten auf
Zollverhandlungen einließe.

Bedeutend ist schon jetzt das Gewicht, welches der Zollver¬
ein mit Preußen an der Spitze hat, und es sind daher nicht so¬
wohl die etwa 2,741,083 Menschen, die durch den Beitritt von
Hannover, Mecklenburg, Oldenburg, Holstein und den Hanse¬
städten hinzukommen, welche das Gewicht Deutschlands den euro¬
päischen Mächten gegenüber vermehren würden, sondern der Um¬
stand , daß nun allen übrigen Nationen jeder Entrcpot-Platz fehlt,
um ihre Waarcn abzuladen, um sie demnächst in Deutschland ein¬
schmuggeln zu lassen. Das Interesse und der moralische Eindruck
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werden in diesem Falle zugleich dahin wirken, die übrigen Mach¬

te zu bessern Gegen-Conccssioncn zu bewegen.

Abgesehen davon , ob der Zollverband als solcher fortleben,

oder in die Firma des deutschen Bundes übergehen wird, bleibt es

gleich wichtig, die Verkehr- Verhältnisse Deutschlands zu den übri¬

gen Völkern naher ins Auge zu fassen.

Es besteht wohl kein Zweifel darüber, wie wichtig es für

Deutschland sei, einen größeren Markt für feine Produkte und Fa¬

brikate zu bekommen als es ihn jetzt hat, und daß es sich in Be¬

ziehung der Handels-Verbindungen zu den anderen Landern sehr

ungünstig gestellt sieht.

Die Ursachen sind sehr verschiedener Natur und diejenigen ab¬

gerechnet, welche aus der jetzt bestehenden Trennung Deutschlands

in Beziehung auf seine Handels-Politik hervorgehen, so liegen sie

Erstens: in der unrichtigen Ansicht von der Lage der Dinge

und Unbekanntschast mit unseren eigentlichen Interessen, so wie

in der falschen Beurtheilung der mcrkantilischcn Verhaltnisse der

übrigen Lander und der Beziehungen, in welchen wir uns ihnen

gegenüber befinden.

Zweitens: in der geringen Sorgfalt, welche man bisher

der Verbreitung der Handels-Verbindungen gewidmet hat, und

in den mancherlei Nebenrücksichten, die stattfinden und die eben¬

falls nachtheilig eingewirkt haben.

ack 1. Um ein vollgültiges Urtheil zu fallen, bedarf man

eines richtigen Ausgangspunkts; daher wird es wohl vor Allem

nöthig sein, sich über diesen in dem vorliegenden Falle zu einigen.

Ucber keinen Gegenstand hat man wohl im Allgemeinen in

20
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Deutschland eine unrichtigere Ansicht, als über die Stellung der

Völker zu einander in Beziehung auf den Handel. Dies zeigt

sich aus dem Unwillen, in welchen man sich ergießt, wenn von

andern Völkern Maaßregeln ergriffen werden, die ihnen nützlich,

uns schädlich sind, wobei man gleich zu Schmähungen überzu¬

gehen pflegt. Hierbei wird übersehen, daß in allen Verkehr-

Beziehungen der Völker unter sich das eigene, wohlverstandene

Interesse die einzige Triebfeder ist und sein muß, und daß in die¬

ser Beziehung alle Sympathie und alle Antipathie aufhört; diese

hereinziehen zu wollen, fällt entweder ins Lächerliche, oder man

schadet sich selbst dadurch.

In allen Vcrkchrsachen der Völker zu einander ist es der

Egoismus der das Scepter führt, und man darf nicht über¬

sehen , daß in dieser Beziehung ein beständiger Kriegszustand be¬

steht, bei dem die Tendenz dahin gerichtet sein muß, die In¬

teressen der andern so anzugreifen, daß sie sich bewogen fühlen,

auch die des Gegners zu berücksichtigen, woraus dann der Frie¬

densschluß hervorgeht.

Nicht minder wichtig ist es, die Interessen des eigenen Lan¬

des zu kennen; auch in dieser Beziehung wird häufig gefehlt.

Mit Neid wird oft der vorgeschrittene Gewerbeflciß der an¬

deren Völker betrachtet, und man bildet sich ein, durch das Ein¬

fuhrverbot der Produkte desselben ihn auch bei sich urplötzlich her¬

vorrufen zu können. Hierin liegt ein um so bedenklicherer Jrr-

thum, weil eine solche Ansicht etwas Wahres hat, aber nur un¬

ter gewissen Bedingungen, und weil, wenn diese fehlen, die Aus¬

führung derselben sehr schädlich wird. Es ist in den Gesetzen der
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Natur begründet, daß die Ausbildung der Eultur eine stufen¬

weise sein muß, und daß es sich stets straft, diese übersprin¬

gen zu wollen.

Ganz besonders ist der gewerbliche Culturzustand der Völ¬

ker einer solchen Stufenleiter unterworfen.

Die Scholle Erde ist es, welche zuerst die ganze Sorgfalt

des Menschen fordert und so lange der Ackerbau und die Eultur-

zweigc die mit ihm unmittelbar zusammenhangen, nicht bis aus

einen gewissen Grad vorgeschritten sind, gehören alle Hände ihm,

und können nicht lohnender verwandt werden, als zu seiner För¬

derung. In der zweiten Periode tritt schon das Bedürfniß der

Fabrikation ein, es setzt eine gewisse Größe der Bevölkerung

voraus, so daß die Bodencultur der Verarbeitung der eigenen

Erzeugnisse des Bodens Hände abgeben kann, und diese dabei

lohnender zu beschäftigen sind.

In dieser Periode müssen sich die Fabrikationen in der Re¬

gel so lange mit der Veredelung der im Lande selbst gewonnenen

Stoffe beschäftigen, als diese dazu Gelegenheit darbieten, und

zwar aus dem einfachen Grunde, weil dadurch außer dem

Nutzen, den die Fabrikation gewahrt, zugleich noch eine höhere

Bodenrente gewonnen wird.

Wenn nun ein Volk, welches sich auf dieser Culturstufe be¬

findet, ohne in selbiger einen gewissen Grad von Vollkommenheit

erreicht zu haben, sich künstlich in die dritte Periode versetzen will,

in welcher sie die Stoffe von auswärts kauft und die Fabrikate

nach auswärts verkauft, so kann sie sehr leicht ihre eigenen In¬

teressen dadurch gefährden.

2V -
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So richtig dieS im Allgemeinen ist, so darf doch dabei nicht

übersehen werden, daß sich in der Wirklichkeit Manches anders

gestaltet und daß mithin gewisse Fabrikationen die der dritten

Periode angehören, schon in der ersten und zweiten mit Nutzen

betrieben werden können ohne deshalb nachtheilig auf die Entwi¬

cklung der zeitgemäßeren einzuwirken.

Bei der Verschiedenheit des Culturzustandes, welcher in

Deutschland besteht, finden sich einzelne Gegenden, die der er¬

sten, andere die schon der zweiten und dritten Periode angehö¬

ren; dadurch wird es schwieriger, zu bestimmen, wie die Interes¬

sen des gesummten Deutschlands gefördert werden können, ohne

die abweichenden der einzelnen Theile zu verletzen und ohne die

richtige Verbindung zu stören, in welcher sie neben einander fort¬

schreiten sollen, ohne sich hemmend entgegen zu treten.

Wenn gleich sich keine allgemeine feste Bestimmungen in

dieser Beziehung geben lassen, schon deshalb nicht, weil die Zu¬

stande einem fortwährenden Wechsel unterworfen sind, so giebt

es doch gewisse Regeln, die dabei festgehalten werden müssen.

Eine davon scheint zu sein, daß wir noch nicht so weit vorgeschrit¬

ten sind, um in allen Zweigen der höhern Industrie für jetzt

schon namentlich mit England, mit Frankreich und Belgien in

Eoncurrenz treten zu können, sondern daß es rathsamer sei, sich

auf die Vervollkommnung solcher Fabrikate überhaupt zu legen,

in welchen wir schon vorgeschritten sind und hoffen können mit

diesen Fabrikstaatcn die Eoncurrenz auf den fremden Markten

glücklich zu bestehen.

Eine andere, daß, da es feststeht, wer verkaufen will, auch
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kaufen muß, weil es sonst keinen Handel geben kann, innere

Märkte daher den übrigen Nationen für solche Gegenstände zu

öffnen sind, die sie vermöge ihrer Localitat, ihrer Kunstfertigkeit

und des ihnen zu Gebote stehenden Kapitals wohlfeiler und besser

fabriciren können als wir, wogegen wir dann auch die Rccipro-

cität verlangen können.

Eine dritte, daß es schädlich sei, um irgend einen Indu¬

striezweig zu befördern, zu welchem wir noch nicht reif sind, Pro-

Hibitiv-Maaßregeln anzuwenden, die durch ihre Rückwirkung oft

auf die Produktion oder Fabrikation sehr nachthcilig werden.

Die Bcurtheilung der Frage für welche Gegenstände wir

vorzugsweise einen auswärtigen Markt bedürfen, ist jedenfalls

eine der interessantesten, weil von der Feststellung derselben die

richtige Handelspolitik abhängig ist, und eine Basis zu jeder

ferneren Operation gewonnen wird.

Vorhin ist gezeigt, daß in Hinsicht des gewerblichen Ver¬

kehrs ein Kriegszustand zwischen den Völkern bestehe; daraus

folgt, daß um von ihnen Conccssivncn in solchen Punkten zu er¬

halten, die uns wichtig sind, wir sie in denen bedrohen müssen,

wo ihre Interessen am empfindlichsten verletzt werden können.

Hierzu ist eine genaue Kcnntniß nicht nur dessen nöthig, was

uns selbst nützlich ist, sondern auch der gewerblichen und Han-

dels-Vcrhältnisse der übrigen Lander, mit welchen man sich ver¬

gleichen will, um wiederum bemthcilcn zu können, was sie auch

zu gewähren vermögen oder nicht. Diese Punkte sind es, in

welchen von deutscher Seite so oft gefehlt worden zu sein scheint,

besonders in den Verhaltnissen zu England. Der geringe Erfolg,
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den frühere Verhandlungen für Deutschland gehabt haben, lag

zum Theil in dem damals von England verfolgten System, an¬
dern Theils auch in der unrichtigen Erkenntnißder Zustände bei¬
der Völker; und wenn wir daher bei ferneren Verhandlungen
nicht glücklich sein sollten, da England sich jetzt auf dem Wege

befindet, sein bisheriges System zu verlassen, so tragen wir
vielleicht selbst die Schuld. Es unterliegt keinem Zweifel, daß mit
keinem Lande besser zu verhandeln sei, als mit England, wenn

es gehörig angefangen wird; der Grund liegt darin, weil Niemand
besser als der Engländer weiß, was ihm nützt und was er will.

Von unserem Gesichtspunkte aus verdenken wir es den

Engländern keinesweges, wenn sie consequent ihre materiellen
Interessen verfolgen, beklagen es vielmehr nur, daß in Deutsch¬

land in dieser Beziehung zuweilen ebenso unbillige als leidenschaft¬
liche Beschuldigungen gegen England ausgestoßenwerden, wo¬
durch wir Deutschen uns nur lächerlich machen und uns in der

guten Meinung der Engländer schaden. Besonders gehen diese
Angriffe jetzt von dem Süden Deutschlands aus und haben ein

Organ, welches schon seit längerer Zeit an der Spitze unserer

Tagesblätter steht und sich in der Regel durch eine ruhige und

kluge Behandlung der Gegenständeauszeichnet.

Die Vertheidigung gewisser Sondcr-Jntcressen und die Ver¬
bindung mit Herrn List, der als Organ derselben sich hinstellt,

scheinen es dazu bewogen zu haben; wir glauben versichern zu
können, daß die sowohl von der Allgemeinen AugsburgerZeitung,

als den neu erschienenen Zellvereinsblätternausgesprochene feind¬

liche Stimmung gegen England von Deutschland nicht gethcilt
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wird. Keine Nation kann den großen Eigenschaften des engli¬

schen Volkes und dem günstigen Einfluß, welchen es auf die Ci-

vilisation der übrigen Weltthcile übt, höhere Achtung zollen, als

die Deutschen, und es ist läppisch, in Handelssachen von der

Gutmüthigkcit desselben Bevorzugungen verlangen zu wollen, die

wir uns selbst zu verschaffen die Mittel haben, wenn wir nur

den Handelskrieg mit Verstand zu führen verstehen und die rech¬

ten Waffen zu gebrauchen wissen. So sehr wir wünschen, daß

die vorzüglicheren Organe der Presse sich nicht zu nutzlosen Be¬

feindungen hergeben wollten, so können wir bei dieser Gelegen¬

heit auch nicht den Wunsch unterdrücken, daß Herr List seine

Kenntnisse und Talente fruchtbringender verwenden möge, als es

bisher der Fall gewesen ist und es fernerhin sein wird, wenn seine

Zeitschrift fortfährt sich mehr mit einer heftigen Polemik gegen

England, als mit einer gründlichen Untersuchung dessen zu be¬

schäftigen, was Deutschlands Bestes fordert. Unstreitig gehört

Herr List zu den Schriftstellern, die der Wissenschaft, mit der

sie sich beschäftigen, in vieler Beziehung die practischcn Seiten

abgewonnen haben, und die wohl geeignet sind, etwas Tüchti¬

ges zu leisten. Allein er hat sich und der Sache durch die Inso¬

lenz geschadet, mit welcher er allen übrigen tüchtigen Männern

vom Fach entgegengetreten ist. Die Eitelkeit, mit welcher er

sich zum Schöpfer eines neuen Systems aufwirft, wollen wir

ihm gern vergeben, da wir uns denken können, daß dieser

Glaube ihm wenigstens einigen Ersatz für lange Mjahrige Be¬

mühungen gewährt; allein wir beklagen es als ein aufrichtige!

AnHanger mancher semer Lehrsätze, daß er der ruhigen Bclcuch-
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tung durch d ^Heftigkeit des Angriffs fast jeden Weg abgeschnit¬

ten hat, und wünschen, daß er sich im einundzwanzigsten Jahre

seiner Studien überzeugen wolle, daß man mehr nützt und mehr

Anerkennung findet, wenn man sich an die Sache halt, und diese

durch gute Gründe unterstützt, an welchen es ihm nicht fehlen wird.

Ein anderer Grund, warum Deutschlands Handelsverbin¬

dungen so wenig ausgebreitet sind, liegt in der Gleichgültigkeit,

Mit welcher dieser Gegenstand behandelt worden ist.

Von allen fremden Märkten, aus welche Deutschland ein

Hauptaugenmerk richten sollte, sind die der Nordamerikanischen

Staaten, die von Brasilien und der südamerikanischen Völker

chie wichtigsten.

Deutschland hat eine Menge Fabrikate und Producte, um

damit die dortigen Märkte zu versehen, und auf ihnen mit Er¬

folg die Concurrenz der übrigen Völker bestehen zu können; aber

was ist bisher geschehen um dies Ziel zu erreichen? Leider müs¬

sen wir antworten „Nichts." Nordamerika hat längst Unterhand¬

lungen angeknüpft, sie sind aber nicht günstig aufgenommen.

Von den übrigen amerikanischen Staaten ist nun freilich nicht zu

erwarten, daß sie zu uns kommen; wenn wir daher nicht die

Initiative ergreifen, so wird noch lange keine Verbindung ange¬

knüpft werden.

Allein eine solche, wenn sie von Wirkung sein soll, muß

auch auf eine entsprechende Weise erfolgen. Das Beste würde

unstreitig sein, einige Kriegsdampfschiffc besonders nach dem süd¬

lichen Amerika zu senden, um an Ort und Stelle directe Ver«

Handlungen anknüpfen zu können.
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Eine solche Demonstration würde viel deutlicher sprechen^

als wenn wir die Karte von Europa hinsenden wollten, um es

auf selbiger mit Preußen bekannt zu machen.

Auch in den Verhandlungen mit England und Frankreich

würde es förderlich sein, wenn sie sich überzeugten, daß Deutsch¬

land mehr Thätigkeit entwickelte, als es bisher geschehen ist, na¬

mentlich würde eine directe Verbindung mit Brasilien und den

Tropenlandern auf der einen Seite England für den Absatz sei¬

ner Eolonial-Waaren besorgt machen, auf der anderen Seite

bewirken, daß diese Länder erführen, daß es für ihre Produkte

in Europa noch andere Absatzwege gibt.

Allein auch in Europa selbst hat Deutschland noch Gelegen¬

heit, sich Märkte wieder zu eröffnen, wenn es die ganz vernach¬

lässigten Handelsverbindungen mit Spanien wieder anknüpft.

Früher hatte Deutschland und namentlich Preußen mit die¬

sem Reiche einen sehr lebendigen Verkehr, und erfreute sich dort

eines günstigen Marktes für manche seiner Fabrikate, namentlich

für Leinwand. Die Unterbrechung der diplomatischen Verhält¬

nisse mit diesem Lande ist Schuld, daß dies nur im höchst ge¬

ringen Maaße noch der Fall ist.

Allein es scheint endlich Zeit zu werden, die Verbindungen

von neuem anzuknüpfen.

Daß die großen Monarchen das Princip der Legitimität fest¬

halten, liegt in ihrem Interesse, und trägt zur Erhaltung der

Stabilität bei. Allein die materiellen Interessen ihrer Völker

dürfen doch auch nicht ganz darüber vergessen werden, besonders

scheint der vorliegende Fall einer von denen zu sein, wo das
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Princip der Legitimität, in Folge dessen wir uns ganz von Spa¬

nien zurückgezogen haben, nicht unmittelbar verletzt erscheint.

Ob die junge Königin oder Don Carlos der legitime Thronerbe

sei, darüber haben die spanischen Juristen sich gestritten, allein

die Nation hat sich für die Rechte der jungen Königin entschieden,

und dadurch die Streitfrage, wie es scheint, geschlichtet. Jedenfalls

handeln die drei nordischen Machte nicht conscquent, denn wenn

sie den Don Carlos für den legitimen Thronerben anerkennen,

so dürften sie es doch auf keinen Fall dulden, daß er auf eine

so schmachvolle Weise von Frankreich gefangen gehalten wird.

Doch wir glauben durch das Gesagte, so weit es der beengte

Raum gestattete, wenigstens bewiesen zu haben, daß in Bezie¬

hung des Absatzes deutscher Fabrikate noch wenig geschehen sei,

und viel geschehen kann, obgleich seit Errichtung des Zollvcrban-

des in dieser Beziehung doch schon manches erreicht ist, welches

alle Erkennung verdient, auch werden die Repressalien, welche

bei den letzten Zollverhandlungen gegen Frankreich ergriffen sind,

nicht ohne Erfolg bleiben, und vielleicht eine Aufforderung wer¬

den, auch gegen andere Lander auf ahnliche Weise zu operircn.

Es wird sich gewiß Jeder überzeugen, wie großen Erfolg es

haben würde, wenn sich zur Förderung der Handels-Interessen

ganz Deutschland zu einem System vereinigte, und wie rathsam

es auch in dieser, wie in so vieler anderer Beziehung sein würde,

wenn eine Vereinigung der Fürsten des Bundes zu diesem Zwecke

möglich werden sollte.

Die allgemeinen Beweggründe haben wir bereits vollständig

besprochen, und wir werden jetzt auf die spcciellcn übergehen.
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Die Verhältnisse des Kaiserreiches scheinen dabei die nächste

Berücksichtigung zu verdienen. Schon vorhin ist auf die große

Verschiedenheit der Verhältnisse desselben von denen des übrigen

Deutschlands aufmerksam gemacht. Es liegt außer dem Kreise

unseres Urtheils, ob es im Interesse und in der Absicht Oester¬

reichs liege, diesem Verbände beizutreten; es scheint aber in dem

Umfang der Monarchie eine unüberwindliche Schwierigkeit zu be¬

stehen, wir wollen daher voraussetzen, es könne sich nicht an¬

schließen. Demungeachtet würde es eine Vereinigung in seinem

eigenen Interesse nur wünschen können. Der Zollverband besteht

faclisch, und zwar bis jetzt neben dem Bund. Oesterreich hat,

wie vorhin gezeigt ist, ein vielseitiges Interesse an dem wirksa¬

men und kraftigen Fortbcstehen des Bundes selbst und an der

vollkommenen Einigkeit seiner Glieder. Oesterreich kennt die Fol¬

gen, die der schwabische Bund und andere früher auf die Schwä¬

chung des deutschen Kaiserreiches gehabt haben, und der größte

Staatsmann, den Deutschland jetzt besitzt, und der die Geschicke

Oesterreichs leitet, wird es zu gut begreifen, wie viel rathsamer

es sei, wenn eine Bewegung, ein unvermeidliches Etwas besteht,

sich an die Spitze zu stellen und sie zu leiten, als diese andern

zu überlassen.

Allein Oesterreich kann daraus auch directc wesentliche Vor-

thcile ziehen. Wenn das Zollsystem Deutschlands auf ein festes

Princip gestützt ein dauerndes zu werden verspricht, so laßt es

sich sehr wohl denken, daß Oesterreich mit der Zeit ein ähnliches

System für seine Monarchie einführen, und daß, auch ohne eine

gemeinschaftliche Zollkasse mit Deutschland zu haben, der Ver-
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kehr mit Deutschland selbst ein ganz freier werden könne, jeden¬

falls durch Handelsverträge, die in der Hauptsache auf dasselbe

hinauslaufen würden.

Noch ein anderer Punkt scheint der Vereinigung Hindernisse

in den Weg zu legen, und dieser betrifft die Stellung einiger

Provinzen in Preußen.

Jetzt sind auch die nicht zum deutschen Bunde gehörigen

Provinzen dieses Reichs mit in den Zollverband eingeschlossen,

und es würde nicht möglich sein, diese davon auszuschließen;

diese Provinzen sind mit unbedeutenden Ausnahmen als deutsche

zu betrachten, und so wenig Deutschland Bedenken haben könnte,

sie in den deutschen Bund überhaupt aufzunehmen, und dadurch

feine innere Kraft um 3,^ Millionen Köpfe zu verstärken, eben so

wenig könnte Preußen einem solchen Beitritt entgegen sein.

Eine fernere Frage betrifft den Beitritt Hannovers, und in

wie fern es zu einem solchen Anschluß geneigt sein würde. Sehr

leicht ist es zu beweisen, daß kein Theil Deutschlands so großen

Nutzen Hiewon ziehen werde als Hannover selbst; abgesehen von

den allgemeinen Bortheilen, so würde das Hannoversche Land es

sein, durch welches sich dann der ganze unermeßliche Handels-

Verkehr von der bei weitem größeren Halste Deutschlands bewe¬

gen müßte. Es würde nicht allein am günstigsten gelegen sein

zu einer dirccten Theilnahme an diesem Handel, sondern auch

einen grüßen Gewinn von dem Transport der Waarcn durch sein

Land und den dabei abfallenden Speditions-Gebühren machen;

auch der Handel von Holstein und Oldenburg, Bremen würde

dadurch, wenn auch nicht in dem Maaße wie Hannover, doch
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ebenfalls bedeutend gewinnen, und mithin ein mehrfaches Inter¬

esse zum Anschluß haben. Was Mecklenburg anbelangt, so fin¬

det sich dort auch kein in der Sache begründeter Widerspruch,

wohl aber einer in den herrschenden Ansichten. Mecklenburg

zeigt uns in Hinsicht der Verfassung noch ein lebendes Bild aus

dem Mittelalter. Ein Volk, welches seine früheren Zustande ge¬

gen die Wogen der Zeit zu schützen gewußt hat, und sich noch

ganz wohl dabei befindet, dem wird man es nicht verdenken kön¬

nen, wenn es sich gegen alles Neue erhebt.

Aehnliche Ansichten, aber auf sehr wesentliche materielle In¬

teressen gestützt, finden sich auch in Hamburg.

Wenn dessen Bürger, die im Rechnen und Berechnen keine

Schüler geblieben sind, die Zeiten, die Verhältnisse und die großen

Interessen so gut zu berechnen wissen, als daS Lmnbio, clisconlo

und die Lapital-Jntcresscn, so hat Hamburg die Aussicht durch

die Verwirklichung der mitgetheiltcn Ideen sich nach London zum

ersten Handelsplatz in Europa zu erheben. Wenn Hamburg aber

sich der Entwickelung der deutschen Industrie und eines großarti¬

gen Handels entgcgenstemmcn will, so werden es selbst die drei

ehrwürdigen Haupter der alten deutschen Kaiser, welche die zer¬

störende Flamme allein in der Mauer des Rathhauses unberührt

gelassen hat, nicht davor schützen, dereinst das Schicksal der na¬

hen Schwcstcrstadt zu theilcn.

Eine unlaugbare Wahrheit ist es, je großer der Handel wird,

je mehr Gelegenheit gicbt es für den Kaufmann zu verdienen.

Sollte daher Deutschlands gewerblicher Fleiß mehr aufblü¬

hen, Deutschlands Handel sich den übrigen europäischen Machtet
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gegenüber günstiger stellen, sollten die Eisenbahnen und Strome

wetteifern, Hamburg die Produkte der Industrie des ganzen In¬

nern von Deutschland zuzuführen, und auf seinen Dreimastern

die von allen Nationen geachtete Fahne des deutschen Bundes

wehen, dann wird Hamburg selbst groß werden und der Gesammt-

heit Großes leisten können. Wenn es dagegen sich starr entge¬

genstellen und lieber um sein kleines Gebiet herum einen Eordon

ziehen lassen wollte, als sich dem übrigen Deutschland anschlie¬

ßen, so würde Altona, Stade und Bremen dies als eine dona¬

tio illter vivos betrachten und dankbar annehmen.

Doch wir schließen hier unsere Betrachtung über die Förde¬

rung und Sicherung der materiellen Interessen, und wenden uns

jetzt zu dem letzten Punkt, dem der Vertheidigung der deutschen

Grenzen und der Behauptung deutscher Selbstständigkeit.

Ehe wir hier weiter gehen, möchten wir wohl eine Frage an

das deutsche Volk richten, ob es denn wirklich frei und selbststan-

dig sein wolle? und ob es noch so viel Stolz besitze, noch so viel

achtes deutsches Blut in seinen Adern fließe, um auch die Opfer

nicht zu scheuen, die es fordere?

Wir fürchten, daß wir, besaßen wir die Gabe lesen zu kön¬

nen, was in dem Herzen geschrieben steht, dort zwar ein Ja fin¬

den würden, aber mit der Klausel, wenn es nur kein Geld kostet,

und wir nur sonst nicht molestirt werden. Wer in der Welt den

Zweck will, der muß auch die Mittel wollen.

Daher, will Deutschland frei sein, will es einig bleiben, will

es den Schutz seiner materiellen Interessen, will es in Europa

geachtet werden, will es der Welt ein selbststandiges großes Volk
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zeigen, will es die Flecken in seiner neueren Geschichte auslöschen,
so muß es handeln und die rechten Mittel und Wege zu finden
wissen, die zum Ziele führen.

Bisher ist dies alles nicht der Fall gewesen, nicht einmal in
solchen Punkten, die so nahe liegen. Frankreich, welches uns
stets mit Krieg bedroht, zeigen wir eine schwache Seite, Schwa¬
ben bietet ihm ein großes offnes Thor, durch welches seine Heere
schon vielfach den Weg in das Herz von Deutschlandgefunden
haben. Die Nothwendigkeir, dieses durch starke Festungen zu
schließen, ist seit 26 Jahren erkannt, und doch legt man erst
jetzt den ersten Fundament-Stein.

Welche andere Thatkraft entwickelt dagegen Frankreich. Bor
zwei Jahren hat es einen Festungsbau um Paris begonnen, ein
Riesenwerk, wie die neuere Geschichte kein Beispiel davon kennt,
und schon jetzt ist der Bau fast vollendet. Ist es zu verwundern,
wenn Frankreich mit Geringschätzung auf ein Volk blickt, welches
so indolent ist wie das deutsche, welches alle Mittel zur Größe
und zu einem Glück besitzt, sie aber nicht gebraucht.

Hätte Deutschland eine Militairverfassung,wie Preußen sie
bei sich eingeführt hat, so würde es stets gerüstet sein; allein es
bedarf auch einer solchen nicht einmal, wenigstens in der Ausdeh¬
nung nicht, aber seine jetzige ist zu schwach.

Bis jetzt hat der Deutsche sich nur tüchtig gezeigt, nachdem
er von seinen Nachbaren die herbsten Züchtigungen erfahren hat.

Ist er aber deshalb klüger und vorsichtiger geworden? Nichts
weniger.

Selbst die deutsche Presse, die doch mehr oder weniger die
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Ansicht des Volks ausdrückt, erklärt sich gegen die Haltung einer

starben Kriegsmacht und bedauert die Völker für die Opfer, die

sie zur Verteidigung ihrer Selbstständigkeit bringen müssen.

Sollen denn die Deutschen Chinesen werden? So wird unter

Anderm in dem Juli-Heft der deutschen Monatsschrift Seite 1t3

die Ansicht ausgesprochen, wenn in Preußen die Stände das

Stcuerbcwilligungs-Recht hätten, so würden der Regierung viel¬

leicht die Summen zu einem so großen Militair-Aufwande ver¬

sagt werden, durch welche es allein seine Stellung als europäi¬

sche Großmacht zu behaupten im Stande sei. Dies ist in Preu¬

ßen wahrlich nicht zu besorgen, das preußische Volk will vor

Allem in der Lage bleiben, sich nöthigen Falles selbst vertheidigen

zu können*).

Im Gegentheil es sind schon Antrage gemacht das System

der Volksbewaffnung festzuhalten und da der Zuwachs der Be¬

völkerung jetzt nur erlaubt, etwa die Hälfte der conscriptions-

fähigcn Mannschaft ins Heer aufzunehmen, für die militairische

Ausbildung der übrigen zu sorgen. Wahrlich es wäre zu wün¬

schen ein gleicher Geist bestände in ganz Deutschland; die

Schriftsteller würden wohlthun ihn lieber zu wecken, wenn er

fehlen sollte.

Durch einen Beschluß des Bundes ist das Bundesheer auf

Hot man uns doch heftig darüber angegriffen, daß wir im ersten Theil

gesagt haben, das preußische Volk wünsche nichts mehr, als sich enge mit

Deutschland zu vereinigen , und mit den Deutschen die Unabhängigkeit des ge¬

meinschaftlichen Vaterlandes zu vertheidigen, sei dabei aber entschlossen, wenn

es im Stich gelassen werden sollte, seine Selbstständigkeit für jeden Preis zu

bewahren; verdient das Vorwurf?
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zureichend scheint es dennoch, wenn Deutschland die Stellung
behaupten will, die ihm in dem europaischen Staaten-Verband
gebührt; will es sich gegen Eroberungs-Plane schützen, so muß
es sein Bundcsheer verdreifachen; wenn dann der Bund selbst
eine entsprechendere Organisation erhalt, als die jetzige es ist,
so kann er sich vcrtheidigen, selbst wenn der Sturm zugleich
von Osten und Westen ausbrechen sollte, was über kurz oder
lang nicht ausbleiben wird.

Wir wissen sehr wohl, daß unter den frommen Wün¬
schen, die wir hegen, der dep frommste bleiben wird, Deutsch¬
land in einem Achtung gebietenden Wehrstand zu sehen. Wollte
man aber doch bedenken, daß hierin zugleich die Bürgschaft für
den Frieden liegt! denn nicht leicht greift man den Gcwaffnc-
ten an, aber sehr häufig den Wehrlosen.

Uebrigens wird es nur auf den Willen ankommen, der
Ausführung selbst würden keine große Schwierigkeiten entge¬
genstehen, sie auch nicht so viel kosten, als man vielleicht glau¬
ben möchte. Preußen und Oesterreich besitzen bereits ein Heer,
um, ohne ihre Reserven zu schwächen, ein dreifaches Contin-
gent stellen zu köpncn, nur die übrigen Bundesfürsten würden
Anstrengungen, obgleich auch keine übermäßigen zu machen ha¬
ben, wenn sie theilweise das preußische System annehmen.
Wenn man sich entschlösse, wo es noch nicht der Fall ist, die
Dienstzeit auf 3 Jahre herunterzusetzen, welche hinreicht um die
Rekruten einzuüben, und aus diesen dann eine Landwehr bilde¬
te, so würden außer der ersten Auslage für die größere Ar-

2t
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matur die laufenden Mehr-Kosten für die CadrcS und für die

jährlichen Uebungen der Landwehr nicht drückend werden können.

Vorhin ist schon darauf aufmerksam gemacht, welche gün¬

stigere Stellung dadurch die mittleren und kleinen Bundes -

Staaten, sowohl in der europäischen Politik als auch den bei¬

den Großmächten gegenüber, gewinnen würden, allein auch

auf die Einigkeit und auf den Brudersinn im deutschen Volke

würde es einen günstigen Einfluß haben. Jetzt vertheidigt größ-

tenthcils Preußen und Oesterreich Deutschland, dann verthci-

digtc es sich selbst, und wenn dann wieder die verschiedenen

Volksstämme Deutschlands mit gleichen Kräften und gleichem

Muthe die Feinde des gemeinschaftlichen Vaterlandes zurückschlü¬

gen , so würde die Erinnerung ruhmvoller Thaten den Bruder¬

sinn unter ihnen verstärken.

Eine andere wichtige Einrichtung die noch wirksamer für

die Vertheidigung Deutschlands sein wird, als die Anlage eini¬

ger Festungen, besteht in dem Bau zweckmäßiger Eisenbahnen,

um die Truppen aus dem Innern von Deutschland rasch den

bedrohten Punkten zuführen zu können. Schon bei Preußen

ist dieser Gegenstand erwähnt; die Eisenbahn die von Berlin

zum Rhein beabsichtiget wird, könnte auch von Hannover,

Braunschweig und den nördlichen Bundes-Staaten benutzt wer¬

den. Nicht minder nützlich würde in dieser Beziehung eine

Bahn sein, die von Oesterreich aus sich durch Baicrn, Schwa¬

ben bis Ulm oder Rastadt erstreckt, und eine zweite, die von

Schlesien und Böhmen durch Sachsen und Franken ihre Rich¬

tung auf Hanau, Frankfurt, Mainz und Mannheim nähme.
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Je energischer die Maaßrcgeln sein werden, die Deutschland er«

greift, um so geschützter wird es für den Angegriffenen sein;

Niemand verkennt die große innere Kraft Deutschlands, allein

man weiß auch sehr wohl wie lange es wahret, bis sie zur Ent«

Wickelung kommt und wie leicht es daher wird, diese zu ver¬

hindern.

Wir schließen hier unsere Betrachtung über den letzten der

sechs Punkte, deren Reform dem Bunde diejenige Kraft geben

würde, die sein Zweck und die Wohlfahrt des deutschen Vol¬

kes fordert.

Wenn die Verfassungs-Angclegeuheit in Deutschland, die

kirchlichen und Rechtszustande, die geistigen und materiellen In¬

teressen, und der Vertheidigungszustand desselben durch allge¬

meine organische Bestimmungen geregelt werden, und der Bund

eine solche Organisation erhält, daß er selbst eine Bürgschaft

für seine Dauer gewährt, und zugleich so viel Kraft gewinnt,

seine Beschlüsse auch ausführen zu lassen, so werden daraus

große Vortheile für das ganze deutsche Volk erwachsen, die Nie¬

mand verkennen wird, und die dazu beitragen werden einen

allgemeinen Volkssinn zu gründen. Wenn es dahin gekom¬

men sein wird, daß der Scegen, den der deutsche Bund über

Deutschland zu verbreiten vermag, dem ganzen deutschen Volke

gemeinschaftlich zu Thcil wird und die Rechte und Freiheiten

der Einzelnen von der Gesammtheit verbürgt sind, dann erst

wird sich ein deutscher Volkssinn ausbilden, welcher die Nach-

theilc zu beseitigen im Stande ist, welche die Zerstückelung der

Gebiete der Bundes-Staaten sonst behalten wird.

2t *
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Die große Kardinal-Frageist nun, auf welchem Wege
kommen wir zum Genuß der Güter, die hier vor uns so nahe
und auch so fern liegen? Bevor wir diese beantworten, glau¬
ben wir uns dem Leser angenehm zu beweisen, wenn wir ihm
vorher den Ueberblick des ganzen Verhältnisses gewahren.

Am Weihnachtstagcdes Jahres 8t)V ward Carl der Große
als Kaiser gekrönt, es war der StiftungStag des deutschen Kai¬
serreichs. Ein Jahrtausend und noch etliche Jahre später wurden
wir Zeuge des Sturzes des ehrwürdigsten Reiches der neueren
Weltgeschichte und unseres Erdtheiles.

Die Sünden der Vater waren es, die die Söhne büßten
und zugleich die eigene Schuld.

Eifersucht und Ucbermuth hatten sie getrennt, und der Dün¬
kel sich einzeln noch stark zu halten, ward an ihnen gestraft.

Wenige Jahre der Demüthigung reichten hin, um in den
germanischen Völkern den Geist ihrer Vater zu erwecken; und aus
den Trümmern erhob sich ein Bund edler deutscher Fürsten, um
durch einen engen Verein sich gegen künftige Stürme besser zu
wahren.

Mit einem reicheren Baumaterial versehen, wie es das Kai¬
serreich nimmer besaß, konnte der neue Bau begonnen werden.

Allein der Granit, der Marmor und der Porphyr bilden noch
keinen Dom, bis erst des Meisters Hand sie dazu geformt, und
das Volk sie auf- und nebeneinander getragen, der Mörtel sie
verbunden hat.

In der Kaiscrstadt Wien, dem ehrwürdigen Sitze des Haup-
tts des alten germanischen Reiches, versammelten sich die Für.
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sten zu Rath, um einen neuen Zustand zu gründenssürdas fol¬
gende Jahrtausend. Allein im höhern Nathe war es anders be¬
schlossen, denn es verwirrten sich ihre Sprachen, wie einst beim
Thurmbau von Babylon, und nur die Erscheinungdes großen
Zuchtmeistcrs der Zeit stellte den Familien-Frieden wieder her.

Die Wiener Bundes-Acte, welche den 8. Januar 18l5 ge¬
zeichnet ist, gründete zwar ein Trutz - und Schutzbündniß derBun-
dcsmächte unter sich, allein der große Zweck der Wiedergeburt ei¬
nes deutschen Reiches, stark nach Außen, kraftig im Innern, ge¬
stützt auf eine enge Vereinigung der Fürsten mit ihrem Volk, und
der deutschen Volksstämmeunter sich zu einem großen Ganzen,
blieb eben so unerfüllt, als die Sicherung der Rechte und Freihei¬
ten des deutschen Volks durch die Verfassung des gesammten
Bundes.

Ein Verein von Fürsten, Beherrschern stammverwandter
Volker, beruht stets auf lockerem Grunde, wenn er nicht in diesen
selbst tief eingewurzelt ist; und jeder Bund, der eine Vielheit zu
einer Einheit verbinden soll, bedarf organischer, das Ganze
umfassender Gesetze, wenn er auch nur die geringste Bedeutung
gewinnen soll; diese sind der Mörtel, der allein das Gebäude
vor Verwitterung schützt.

Die Wiener Congreß-Actc gewährt uns keinen solchen Mör¬
tel, und gicbt nur die Hoffnung diesen in der Zukunft bereiten
zu wollen.

Durch die Wiener Schluß-Acte sollte das beabsichtigte große
Werk der Gründung eines neuen deutschen völkerrechtlichen Bun¬
des erfolgen, und dem Volk der Rechtszustand wie in dem vcr- >
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siosscnen Jahrtausend gesichert werden. Es sollten durch sie die

religiösen Zustande geordnet, die geistigen und materiellen Inter¬

essen gesichert und gefördert, und eine Einheit gegründet werden,

die vor künftiger Trennung schützte. Dagegen wurden die Ver¬

heißungen der ersten Stiftungs-Acte in vielen und wichtigen Punk¬

ten auf eine andere Zeit verschoben, die aber nicht gekommen ist,

und die wenigen, die eine Bestätigung erfuhren, sind ohne allen

Erfolg geblieben.

Der Bund, wie er jetzt besteht, kann keiner der Erwartun¬

gen entsprechen, die man von ihm hegt, da ihm nicht nur die

nöthigen organischen Gesetze, sondern auch die Kraft (vielleicht

auch der Wille) fehlt, sich Geltung zu verschaffen. Das deutsche

Volk hat jetzt keinen andern Schutz, als den guten Willen und

die Gerechtigkeitslicbe seiner Fürsten, und wie wenig das Gesetz

über die Handlungs-Weise der Fürsten selbst entscheidet, beweisen

die Ereignisse in Braunschweig, Kassel und Dresden. Ein Grund¬

gesetz des Bundes ordnet landesständischc Verfassungen an, in

Oldenburg, Schwarzburg-Sondershausen sind noch die Negierun¬

gen absolut. Die freie Schrift, die dem deutschen Volk zugesi¬

chert ist, hängt bis jetzt zum Theil von den Ansichten der einzelnen

Regierungen ab und weder über den Gebrauch noch Mißbrauch

bestehen zureichende gesetzliche Bestimmungen. Ja die materiellen

Interessen des deutschen Volks zu schützen, ist der Sorge eines

Nebenbundes überlassen geblieben.

So glücklich auch die deutschen Völker sich gegenwärtig be¬

finden, so verdanken sie dies nur ihren Fürsten, und diese die

Möglichkeit ihre Völker zu beglücken nur den günstigen VerHang-



nisscn, in welche wir uns bisher versetzt gesehen haben. Mein

dadurch darf Deutschland sich nicht einwiegen lassen, nur ein

fester Dom kann die Zukunft verbürgen; eine Sommerwoh¬

nung für die gute Jahreszeit kann Deutschland nicht be¬

friedigen.

Einen festen Zustand gewinnen wir aber nur, wenn der

Bund eine solche Organisation erhält, daß sich in ihm die Ge-

sammthcit conccntrirt, wenn er die Interessen der Fürsten wie

der Volker zu fördern und zu schützen vermag, wenn beide in

ihm ihr Palladium erblicken.

Soll daher an der Stelle, wo Trümmer des tausendjähri¬

gen Reiches zerstreut liegen, ein neuer starker Bau für das näch¬

ste Jahrtausend erwachsen, so muß mit mehr Geist und Kraft

zum Werke geschritten werden, als es der Fall war; der bis jetzt

verfolgte Weg führt nur zur Ohnmacht.

Von wem soll aber die Schöpfung ausgehen, wer soll den

Weg uns zeigen, der zum künftigen Heile führt? Dies ist die

Frage auf die wir j.'tzt zurück kommen.

Nur die deutschen Fürsten selbst, nur die Gemeinschaft der¬

selben soll es, so lautet die Antwort.

Giebt es denn keinen unter ihnen, der das Unhaltbare und

Unbefriedigende des jetzigen Standes der Dinge erkennte, und

von der Größe seiner Bestimmung ergriffen den Anstoß zu geben

sich entschlösse? Ja, so hoffen wir, es wird Einen geben, der be¬

geistert durch die Erhabenheit des Zweckes nicht vor den Schwie¬

rigkeiten, die ihm entgegentreten zurückbeben wird, deren we¬

sentlichste darin liegt, 35 Fürsten und 4 Republiken zu verein!-
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gen. Dem Bundestag den Ausbau übertragen zu wollen, würde
einer Verzichtung auf diesen gleich kommen; hat er doch sechs-
undzwanzig Jahre gebraucht um einen Stein nach Rastadt zu
tragen.

Lebten wir noch in einer Zeit, wo der Kaiser und die Für¬
sten des Reiches sich persönlich versammelten, um des Landes
Schutz und ihrer Völker Wohlfahrt zu berathen, so könnte wohl
Großes geschehen.

Warum sollten aber deutsche Fürsten nicht auch im Jahre
1343 in Person zusammentreten,um den schönsten und höchsten
Beruf, der ihnen geworden ist, zu erfüllen; und der darin be¬
steht, das künftige Schicksal Deutschlandszu ordnen, die Wohl¬
fahrt des Volkes zu begründen? Welcher deutsche Fürst wird
nicht den Stolz in seiner Brust fühlen, das tausendjährige Reich
seiner Väter wieder miterrichten zu wollen?

Soll daher der Ruhm der Väter nicht in den Kindern un¬
tergehen, soll Deutschland eine würdige Stellung in Europa be¬
haupten, soll es wieder ein freies deutsches.Volk geben, soll die
Gerechtigkeit der Väter auf die Kinder übergehen, so fordert eine
heilige Pflicht die deutschen Fürsten auf mit hohem Sinn, mit
Liebe und Vertrauen zu ihren Völkern im Herzen, selbst Hand
an den Bau zu legen, und wohl zu bedenken, daß einst die Ge¬
schichte auch über sie richten wird.

BüSow - Gmmt-evow.
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